
		
		[Einleitende Worte]

		Von den zahlreichen Büchern, die über die Entstehung des
Weltkrieges geschrieben wurden, hat das Buch «J'accuse» am meisten
Aufsehen erregt. Es kam einer Welttendenz entgegen, die Deutschland
die Schuld am Kriege beimass; dass der Verfasser sich mit Recht
oder Unrecht einen Deutschen nannte und sich der Liebe zu seinem
Vaterland rühmte, musste es den Gegnern Deutschlands noch
wertvoller machen; leicht und breit geschrieben, mit Argumenten
arbeitend, die verbreiteten Ansichten entsprachen, erreichte es
einen ausserordentlichen Erfolg. Das Buch nannte sich «J'accuse»
nach dem denkwürdigen Aufsatz des grossen Franzosen, den dieser,
mit vollem Namen zeichnend, auf Grund langer, mühevoller und
eingehender Prüfung eines dunkeln Rechtsfalles geschrieben
hatte.

		Zolas Arbeit war ein kurzer Aufsatz, aber jeder Satz schweren
Inhalts voll, das Werk eines Mannes, der Gericht und Gefahr um der
Wahrheit willen für sich herausforderte. Hier schrieb einer, mit
unendlicher Breite sich beständig wiederholend, ein dickes Buch von
vierhundertsiebzig Seiten, der seinen Namen verbirgt und der Gefahr
ausweicht. Das nimmt nicht für den Verfasser ein.

		Er könnte erwidern: auch namenlose Schriften haben der Wahrheit
gedient – zwar selten, denn wer die Wahrheit wirklich liebt, den
drängt es, mit seiner Person für sie einzustehen; [bookmark: page4] aber es ist
vorgekommen. Die Dicke des Bandes könnte er mit dem ungeheuren
Stoff entschuldigen; dass er als Deutscher gegen Deutschland
schrieb, könnte eine Folge furchtbarer Wahrheitsliebe sein, wenn
... wenn nur eben die Namenlosigkeit nicht dagegen spräche!

		Aber, wie immer wir darüber denken mögen, er kann dabei bleiben:
es kommt nicht auf meinen Namen, noch auf den des Buches, es kommt
auf meine Gründe an!

		In der Tat, die einzig wesentliche Frage bleibt: Wie beweist der
Verfasser seine Ansichten? Was sind seine Begründungen wert? Mit
welcher Gewissenhaftigkeit ist er zu Werke gegangen? Haben wir
wirklich einen Mann vor uns, der nach ernstester Prüfung seiner
eigenen Fähigkeit wie seines Materials, nicht aus vorgefasster
Meinung, sondern selbst seiner Liebe und seinen Vorurteilen
entgegen zum Bekenner geworden ist?

		Und da ist es leicht nachzuweisen, dass er ohne andere als die
denkbar oberflächlichsten Kenntnisse, ohne eine Ahnung von
historischer Kritik, mit Leichtfertigkeit, Unwissenheit und
gehässiger Voreingenommenheit geschrieben hat, die es schwer
machen, ihm auch nur den wirklich guten Glauben zuzuerkennen. Zwar
wäre der gute Glaube keine Entschuldigung für den, der an keiner
Stelle eine irgend gewissenhafte Prüfung auch nur versucht, der
sich an keiner Stelle gefragt hat, ob er die Eignung besass, ehe er
sich über eine welterschütternde Frage das Urteil anmasste.
Gleichgültig, ob vollkommene Unfähigkeit, ob böser Wille vorliegt,
das Ergebnis ist, dass sein Buch in jedem Teile, besonders aber in
dem, der die entscheidenden zehn Tage des Sommers 1914 behandelt,
nichts als eine Anhäufung schwerer Fälschungen darstellt.

		Das Buch zerfällt in fünf Teile: eine Einleitung, drei
Hauptstücke und den Schluss. Das dritte Hauptstück «Die Folgen der
Tat» und der «Die Zukunft» betitelte [bookmark: page5] Schluss können hier, wo es sich um diese
Frage der Schuld handelt, also um Geschehnisse, die dem Kriege
voran gingen, übergangen werden. Desgleichen die Einleitung
«Deutschland wach auf» und die folgenden dreizehn Seiten über die
militärische Lage, die Prophetenfrage, «ob der Sieg Deutschland und
Oesterreichs zu erwarten sei» und ähnliches. Nur die Bemerkung des
Verfassers sei erwähnt, dass er bei seiner Erörterung der
Kriegslage die Ereignisse nach dem Februar 1915 nicht mehr
berücksichtigen konnte, dies aber nichts ausmache, «da spätere
Ereignisse an dem Endresultat nichts ändern könnten»! Wer über
solches Wissen verfügt und das Künftige so sicher vorausweiss, der
hat es allerdings nicht nötig, sich über Vergangenheit und
Gegenwart zu unterrichten, ehe er darüber schreibt.

		Die Beweise, dass Deutschland oder besser die deutsche Regierung
das Verbrechen begangen, die Welt nach langer zielbewusster
Vorbereitung in diesen Krieg zu stürzen, werden im zweiten Teil,
«Vorgeschichte des Verbrechens», und im dritten, «Das Verbrechen»,
vorgebracht, von denen der erstere die Vorgeschichte des Krieges,
der zweite die Vorgänge in den entscheidenden Tagen vom 23. Juli
bis zum 4. August 1914 behandelt.

		In dieser Vorgeschichte zählt der Verfasser eine Reihe von
historischen Ereignissen und Aeusserungen verschiedener Personen
auf, von denen er sagt, sie «ergäben den dringenden Verdacht, dass
Deutschland mit dem Kriege gerechnet hat und entschlossen war, den
Krieg im günstigsten Augenblick herbeizuführen». Wir werden im
folgenden sehen, wie die Kenntnisse des Verfassers von diesen
Ereignissen und seine Darstellung beschaffen sind, wie er die
Aeusserungen verwendet, mit welcher Loyalität er sowohl die Momente
die gegen Deutschland, als jene, die zu seinen Gunsten sprechen,
anführt. [bookmark: page6]
[bookmark: page7]

	
		
		Erster Teil

		Das Buch «J'accuse»

Die Vorgeschichte des Krieges

		[bookmark: page8] [bookmark: page9]

		I. Die deutschen Imperialisten

		Die Ausführungen des Verfassers gelten zunächst «unsern
Imperialisten». Unter dieser Ueberschrift erwähnt er Schriften von
Frobenius, Treitschke und Bernhardi und kennzeichnet damit bereits
sein Vorgehen, denn von diesen Schriften hat er diejenige, die er
an erster Stelle nennt: «Des Deutschen Reiches Schicksalsstunde»,
von Frobenius, ohne Zweifel nie gelesen, sonst hätte er sie hier
nicht erwähnt. Denn in den 88 kurzen Seiten dieser Schrift findet
sich nicht eine Stelle, die man selbst mit Zwang und Drehung als
imperialistisch auslegen könnte. Frobenius schildert darin die
englischen, russischen und französischen Rüstungen und zwar ruhig,
sachlich, mit reichlichem Material, und warnt das deutsche Reich
vor drohender Gefahr, eine zweifellose Pflicht jeden Mannes, der
solche Gefahr sah oder auch nur zu sehen glaubte, – aber von
irgendwelchen Zielen deutscher Politik, von Eroberungen, Kolonien,
Vorherrschaft – und das versteht man doch wohl unter Imperialismus
– kein Wort! Im Gegenteil, an der einzigen Stelle, an der er
von Gebiets- und Machterweiterungen, nicht etwa Deutschlands,
sondern überhaupt, spricht, auf Seite 81, führt er aus, wie nötig
gerade hier gegenseitige Konzessionen und eine Einigung der Völker
im Interesse Europas wäre!

		Dem Verfasser ist also gleich die erste Sache, über die er
schreibt, unbekannt. Vermutlich hat der Titel der Schrift ihn
irregeführt und ihn bewogen, sie hier zu nennen.

		Aus dem vielerörterten Buch Bernhardis führt er eine Reihe von
Stellen an, in denen der Krieg verherrlicht und als in einem
gegebenen Augenblick notwendig für Deutschland [bookmark: page10] hingestellt wird. Diese
Stellen, wie etwa ähnliche Bemerkungen in anderen Büchern, beweisen
natürlich nur, dass die Verfasser dieser Bücher und vermutlich ein
Teil ihrer Leser solcher Ansichten waren. Und gerade die Leser des
Buches von Bernhardi waren in Deutschland sehr wenig
zahlreich, da beim Ausbruch des Krieges nur etwa viertausend
Exemplare davon verkauft waren; das sagt der Verfasser nicht;
wahrscheinlich weiss er es nicht.

		Wenn der Verfasser nichts weiter sagen wollte als: «seht,
solches wurde im deutschen Reich gedruckt und gelesen!» – denn dass
diese Bücher für die Entschlüsse der Reichsregierung im Sommer 1914
massgebend waren, versucht er gar nicht zu beweisen – wenn er nur
ein Verdachtsmoment anführen wollte, so wäre dagegen nichts
einzuwenden. Das für sein Vorgehen kennzeichnende liegt darin, dass
er vollkommen verschweigt, dass ebensolche Bücher und viel, viel
Schlimmeres in den Ländern der Entente gedruckt und gelesen
wurde.

		So müsste er, wenn er das Buch von Frobenius gelesen hätte und
ihm an der Wahrheit gelegen wäre, sogleich sagen, dass es durch ein
amerikanisches, aber für England geschriebenes Buch veranlasst
wurde, Homer Leas «The day of the Saxon», in dem die Vernichtung
Deutschlands als für Englands Sicherheit unbedingt nötig
erklärt wird!

		Der Autor weiss davon nichts und ebensowenig von den Schriften
Conan-Doyles und anderer in England, noch von denen Aubœufs,
Déroulède's, Mangins und vieler anderer in Frankreich, vor allem
aber nichts von den viel schlimmeren, weil viel verbreiteteren
Zeitungsartikeln des «Matin», des «Temps» und anderer Pariser
Blätter, nichts von den gehässigen illustrierten Sonntags-Beilagen
dieser Blätter, die den Hass gegen Deutschland mit allen Mitteln
schürten. Davon wird später noch die Rede sein. Vor allem aber
weiss er nichts von der Tätigkeit der «Times» und der «Daily-Mail»
[bookmark: page11] und
ihres Herausgebers Lord Northcliffe. Ich will ein englisches
Zeugnis anführen: in dem berühmten offenen Brief, den der
Herausgeber der «Daily News», A. G. Gardiner, am
1. Dezember 1914 an Lord Northcliffe richtete, wirft er ihm
vor, dass er in beiden Blättern, – den verbreitetsten Englands –
seit Jahren als «Brandstifter» gewirkt, und nichts anderes getan
als Hass gepredigt und « den Krieg vorbereitet
habe ...» «Wir», – die Daily News – sagt Gardiner, «haben
für den Frieden gearbeitet, und das war undankbar, denn es trägt
nichts, wenn man gegen die volkstümliche Strömung schreibt».
Wir haben in diesen Worten das offene Zugeständnis eines der
angesehensten englischen Journalisten, dass die volkstümliche
Strömung in England, wenn nicht geradezu für den Krieg, so doch
jedenfalls eine hassvolle und dem Frieden nicht günstige war.

		Wenn dem Autor all dies unbekannt ist, wie durfte er über die
Vorgeschichte des Krieges schreiben? wenn es ihm bekannt ist, wie
durfte er es unerwähnt lassen?

		Wir haben in Deutschland gar keinen neueren Dichter, der den
Krieg verherrlicht hätte, wie es Kipling in seinen
«Barrackroom-Ballads» getan hat, oder Paul Déroulède in seinen
«Chants du soldat» mit ihren blutrünstigen Illustrationen, wo auf
jeder dritten Seite Soldaten in preussischen Uniformen
niedergesäbelt werden. Verherrlicher des Krieges! Der friedliche
Anatole France schreibt: «Plus j'y songe et moins j'ose souhaiter
la fin de la guerre ... Supprimez les vertus militaires et
toute la société civile s'écroule. Mais cette société eût-elle le
pouvoir de se reconstituer sur de nouvelles bases, ce serait payer
trop cher la paix universelle que de l'acheter au prix des
sentiments de courage, d'honneur et de sacrifice que la guerre
entretient au cœur des hommes». «Je mehr ich darüber nachdenke,
dosto weniger wage ich das Ende des Krieges zu wünschen ...
Unterdrückt die militärischen Tugenden, und die ganze bürgerliche
Gesellschaft [bookmark: page12] bricht zusammen. Aber auch wenn die
Gesellschaft sich auf neue Grundlagen wieder aufbauen könnte, der
Weltfrieden wäre zu teuer bezahlt, wenn wir ihn um den Preis des
Mutes, des Ehrgefühls, der Opferfähigkeit erkaufen müssten, die der
Krieg in den Menschenherzen lebendig erhält.» Anderes hat auch
Bernhardi nicht zum Lob des Krieges gesagt.

		In Italien schrieb Scipio Sighele, ein Mann, der in den letzten
Jahren nur zu grossen Einfluss geübt hat, in seiner Schrift «Der
Nationalismus und die politischen Parteien«: «Im Bewusstsein des
Bürgers müssen die Tugenden des Krieges die erste Stelle einnehmen
und die des Friedens die zweite, denn der Krieg ist die
Lebensbedingung der Nation», ... «der Krieg ist nicht nur eine
Notwendigkeit, sondern er ist eine Pflicht». Und zwar ist hier
nicht von einem bestimmten Krieg, sondern ausdrücklich vom Krieg an
sich, vom Krieg im allgemeinen die Rede. Aehnlich äussert sich
Maurizio Maraviglia in seiner Schrift «Ueber den italienischen
Nationalismus«: «Wir wollen, dass der Krieg die Seele des Volkes
erfülle!» Aehnlich Enrico Corradini in «Der Wille Italiens». Und
alle diese Schriften sind nicht etwa jetzt während des Krieges,
sondern lange vorher, in den Jahren 1910 und 1911 erschienen.

		Alle, welchem Lande sie auch angehören, beweisen durchaus nicht
die Schuld der französischen oder irgend einer Regierung, so wenig
als die Schriften Tolstois die Unschuld der russischen Regierung
beweisen. Sie beweisen nur, dass es in England wie in Frankreich
und Italien Schichten und Institutionen gab, die den Krieg
wünschten, und einflussreiche Schriftsteller, die ihn
verherrlichten. Und sie beweisen vor allem die Unkenntnis, oder,
wenn er sie absichtlich verschwieg, die Illoyalität des Autors, der
das Buch «J'accuse» geschrieben hat.

		In allen Ländern, also nicht nur in Deutschland, gab es unter
Offizieren, Politikern und in der Presse eine Kriegspartei, [bookmark: page13] in allen gab
es einen Imperialismus und Imperialisten.

		Der wesentliche Unterschied ist der, dass im Lauf der letzten
vierzig Jahre die Imperialisten Frankreichs, Englands und
Russlands, selbst Italiens, eine Reihe von Eroberungskriegen
durchzusetzen vermocht hatten, – Eroberungszüge gegen Madagaskar
und Marokko, den Burenkrieg, den russisch-türkischen und den
russisch-japanischen, den libyschen Krieg, um nur die grössten zu
nennen, – in Deutschland aber in derselben Zeit nicht einen
einzigen! Das spricht nicht gerade dafür, dass sie hier
entscheidenden Einfluss hatten.

		Der Autor des Buches verschweigt dies, obwohl es doch das einzig
Massgebende ist; dafür weiss er uns zu sagen, dass die deutsche
Kriegspartei in einflussreichen Kreisen in den letzten Jahren
mächtig geworden ist und den gegenwärtigen Krieg erzwungen hat.
Diese Behauptung haben wir von allen Seiten, selbst aus Amerika
gehört. Wir warten auf die Beweise. Der Verfasser weiss weiter,
dass der deutsche Kronprinz das «einflussreiche Haupt und der
Sturmbock dieser Bewegung gegen den ursprünglich friedliebenden
kaiserlichen Willen gewesen ist». Auch diese Behauptung ist nicht
neu; als Beweis führt der Autor, an dieser wie an spätern Stellen,
Aeusserungen des deutschen Kronprinzen an, die dessen militärische
und kriegerische Neigungen bestätigen sollen. Die Frage ist aber
nicht, welche Anschauungen der deutsche Kronprinz bei dieser oder
jener Gelegenheit geäussert hat, sondern, ob er diese Anschauungen
in den entscheidenden Tagen vertrat, und vor allem, ob er den
Einfluss besass, sie auch durchzusetzen. Nun ist nicht anzunehmen,
dass der Verfasser am deutschen Hof verkehrt hat und darüber eigene
Beobachtungen machen konnte; er macht auch nicht den geringsten
Versuch, sei es eigenes, sei es fremdes Wissen in Anspruch zu
nehmen; ihm genügt es vollkommen, ein verbreitetes [bookmark: page14] Gerücht nachzusprechen;
damit ist für «Historiker» solchen Schlages, wie für gläubige Leser
der Beweis geliefert. Wir haben jedoch ein vollgiltiges Zeugnis
über diesen Punkt; denn ein anderer Mann, der durch zwei Jahre am
deutschen Hof und im Auswärtigen Amt verkehrt hat, der in den
entscheidenden Tagen und zwar bis zum 5. August 1914 anwesend war
und gespannt beobachtete, ein Mann, der alles andere als
deutschfreundlich gesinnt ist, der gegenwärtige belgische Minister
des Aeussern und frühere Gesandte in Berlin, Baron Beyens, sagt in
seinem Buch «L'Allemagne avant la guerre» wörtlich:

		«Man hat dem deutschen Kronprinzen einen entscheidenden Einfluss
auf die Ereignisse in dem Augenblick, da der Krieg ernstlich
drohte, zugeschrieben. Er war es, behauptete man, dieser junge Mann
von zweiunddreissig Jahren, der hinter den Coulissen der wahre Deus
ex machina der ganzen Sache gewesen ist. Der Abgott des Heeres, hat
er seinem noch unentschiedenen Vater seinen Willen und den des
Offizierskorps aufgezwungen. Diese Legende muss ein für allemal
zerstört werden. Der Kronprinz hat niemals «dies Uebermass, sei
es an Ehre, sei es Schmach, verdient». Wer da sagt, dass der
Kronprinz die bestimmte Ursache, die causa causans des
Kriegsausbruchs gewesen sei, der schreibt ihm eine Bedeutung und
einen Einfluss zu, die er in keinem Augenblick besessen
hat.»

		«On a attribué au Kronprinz, au moment où la guerre apparaissait
à l'état de menace, une influence décisive sur les événements.
C'est lui, affirmait-on, c'est ce jeune homme de trente-deux ans,
qui a été dans la coulisse le véritable Deus ex machina de toute
l'affaire. Idole de l'armée, il a imposé sa volonté et celle du
Corps d'officiers à son père encore indécis. Il faut mettre à
néant cette légende. Le Kronprinz a mérité «ni cet excès
d'honneur ni cette indignité».

		Dire que le Kronprinz a été la cause déterminante, causa [bookmark: page15] causans, du
déchainement de la guerre, ce serait vraiment lui attribuer une
importance et une influence qu'il n'a possédées á aucun
moment.« [bookmark: text1]F1

		Das wird genügen. Die Ansicht, die Baron Beyens selbst über die
Entstehung des Krieges äussert, gehört nicht hierher; sie wird an
einer andern Stelle erörtert werden. Der Verfasser von «J'accuse»
hat, wie schon bemerkt, nur ein Gerücht nachgesprochen und eine
Sache behauptet, die er auch dann nicht beweisen könnte, wenn sie
richtig wäre.

		Psychologisch, – wenn es ihm nicht um die Wahrheit, sondern nur
um den Erfolg seines Buches bei deutschfeindlichen Lesern zu tun
war, – verfährt er durchaus folgerichtig, denn wer nur das sagt,
was die Leser ohnedies glauben und gerne hören, der kann sich die
Beweise sparen.

		Mitten in diesen Ausführungen über die deutsche Kriegspartei und
den vermeintlichen Einfluss ihres angeblichen Führers verliert sich
der Verfasser wiederholt in die Erörterung der Frage, ob
Deutschland überfallen worden oder einen Präventivkrieg geführt
hat, einer Frage, die nur aus den Vorgängen während der
entscheidenden Tage zu lösen ist. Sie wird daher in dieser Schrift
erst an der Stelle behandelt werden, an die sie logisch gehört.

		Nunmehr stellt der Autor – zunächst als seine persönliche
Meinung – den Satz auf: «dieser Krieg ist ein rein aus
imperialistischen Ideen entsprungener und imperialistischen Zwecken
dienender Eroberungskrieg.» Und er schildert – neben unendlichen
wirren Abschweifungen – diesmal mit ernstlichen Beweisen und
Zahlen, Deutschlands glanzvolle Entwicklung, weist nach, dass es
weder eine Ausdehnung seines Landbesitzes noch neue Kolonien
brauchte, weist nach, dass die Behauptung, die man im Ausland oft
als Grund des Krieges nennen hört, dass Deutschland für [bookmark: page16] seinen
Bevölkerungsüberschuss Landzuwachs brauchte, falsch ist, da die
Auswanderung aus dem deutschen Reich nicht zunimmt, sondern
abnimmt; er zeigt, dass Deutschland wahre Handelskolonien in allen
Erdteilen hatte, und welcher Schaden diesen Kolonien aus der
deutschen Kriegserklärung erwuchs. Dies ist alles vollkommen
richtig, und die Zahlen sind offenbar aus einem verlässlichen
Handbuch abgeschrieben; es beweist aber nur, dass kein vernünftiger
Deutscher einen Grund hatte, den Krieg zu wünschen.

		Diesen Schluss zieht der Verfasser nicht. Er müsste aber doch
wenigstens beweisen, dass die deutsche Regierung und der deutsche
Kaiser so vernünftigen Erwägungen zugänglich waren. Insbesondere
der deutsche Kaiser hat in seiner Rede in der Londoner Guildhall
und wieder in Bremen bei der Enthüllung des Denkmals Friedrichs
III. ganz ähnliche Gedanken ausgesprochen. Der Verfasser wiederholt
nur sein Schiboleth, dass «die deutschen Imperialisten die
Weltherrschaft wollten». Als Beweis führt er eine Kundgebung des
deutschen Wehrvereins an, in dem zwar auch nicht von
Weltherrschaft, aber doch von «führender deutscher Stellung» die
Rede ist.

		Sollten die Worte des deutschen Kaisers, «er habe sich gelobt,
niemals nach einer öden Weltherrschaft zu streben», nicht mehr
bedeuten, umsomehr als er tatsächlich durch volle fünfundzwanzig
Jahre den Frieden gewahrt hat? Ueberdies ist jene Kundgebung des
deutschen Wehrvereins erst nach dem Ausbruch des Krieges erfolgt,
als die Gemüter schon in ganz anderer Weise erregt waren. Aber auch
vor dem Krieg würde sie nichts weiter bewiesen haben, als dass es
in einem Volk, das 65 Millionen Köpfe zählt, Strömungen, Wünsche
und Ehrgeiz jeder Art gibt. Engländer, und in früherer Zeit, als es
noch möglich war, auch Franzosen, haben die dauernde führende
Stellung ihres Landes immer für selbstverständlich gehalten, und
ihre Aeusserungen in diesem Sinne sind zahllos wie der Sand; [bookmark: page17] selbst
Italiener schwärmen von der Wiederherstellung der alten
Römerherrschaft am Mittelmeer. Die italienischen Nationalisten,
sagt ein französischer Historiker, Albert Pimgaud, in seinem
kürzlich erschienenen Buch «L'Italie depuis 1870», sehen ihr Ideal
«in dem künftigen Vorrang – primauté – Italiens vor den andern
Ländern und zwar auf jedem Gebiet... Ihr Volk zur Höhe seiner
Bestimmung zu erheben, sehen sie kein anderes Mittel als einen
siegreichen Krieg». Und es war ein englischer Minister, Sir Charles
Dilke, der den berühmten Satz aufstellte: «The world is rapidly
becoming english».

		Während der Imperialismus in Deutschland nur durch die
unverantwortlichen Verfasser theoretischer Schriften vertreten
wurde, war er in England tatsächliche Praxis, und nicht Offiziere
des Ruhestandes, sondern die leitenden Staatsmänner im Amt
bekannten sich dazu. Es war ein Mann, der jahrelang nicht nur
Minister, sondern der einflussreichste Staatsmann Englands war,
Joseph Chamberlain, der in öffentlicher Rede sagte, dass «das
stolze, ausdauernde, auf seinem Recht bestehende, entschlossene
Volk der Angelsachsen, das durch keinen Klimawechsel, keine
Veränderung der Lebensbedingungen in seinem Wesen verändert würde,
bestimmt sei, die Rolle der herrschenden Rasse in Kultur und
Weltgeschichte zu spielen». Und man weiss, dass Chamberlain nach
seinen Worten handelte.

		Die Engländer besitzen halbe Kontinente, und ihr immer wieder
erneuter Versuch, den grössten Teil Afrikas in feste Verbindung vom
Kap nach Kairo in ihre Hand zu bekommen, müsste sich erfüllen, wenn
sie im gegenwärtigen Krieg Sieger bleiben.

		Es fällt mir natürlich nicht ein, zu glauben, dass die deutsche
Regierung etwa aus Heiligen oder aus Pazifisten bestand. Zweifellos
ist der Krieg in schweren Augenblicken der letzten vierzig Jahre
auch von ihr als letztes Mittel erwogen [bookmark: page18] und immer wieder
verworfen worden, genau so wie er 1898 zur Zeit von Faschoda
zwischen England und Frankreich, wie er im Jahre 1878 und wieder
1885, als Gladstone seine berühmte Kriegsrede hielt, und endlich
1904 nach der Doggerbankaffaire zwischen England und Russland
erwogen wurde, ohne dass es dazu gekommen wäre. Der Krieg wurde von
der deutschen Regierung erwogen und verworfen im Jahre 1904 gegen
Russland und wiederum 1905 und 1911 gegen England und Frankreich,
als die Lage vermutlich eine für Deutschland viel günstigere war
als im Jahr 1914. Die Drohung ging übrigens im Jahr 1911 von
England aus. Was 1914 trotz all jenen ernsten Bedenken, trotz den
unentrinnbaren Gefahren für den deutschen Handel und die deutschen
Kolonien – die man offenbar, weil man den Krieg vorbereitete, fast
ohne Verteidigungstruppen gelassen hatte! in dem ganzen ungeheuren
Gebiet von Kamerun gab es 2000 Gewehre! – dennoch für den Krieg
entschied, das ging nicht von der deutschen Regierung und auch
nicht von den deutschen Imperialisten aus, selbst wenn einzelne von
diesen sich der Entscheidung gefreut haben mögen, genau wie die
Imperialisten in den andern Ländern. [bookmark: page19]

			[bookmark: foot1]Baron Beyens, l'Allemagne avant
la guerre, les causes et les responsabilités, Bruxelles et Paris,
1915.


	
		
		II. Der Autor über diplomatische Ereignisse vor dem Kriege

		Wirtschaftliche Momente, Sehnsucht nach neuen Kolonien, nach
Landerwerb überhaupt werden vornehmlich im Ausland für diejenigen
gehalten, die Deutschland zum Kriege getrieben hätten: in jenen
wenigen einwandfreien Ausführungen hat der Autor das Nichtbestehen
von solchen wirtschaftlichen Gründen für den Krieg erwiesen.

		Von deutscher Seite wird die ganze geschichtliche und politische
Lage und ihre Zuspitzung im letzten Augenblick als Rechtfertigung
des Krieges und als unentrinnbarer Zwang zum Kriege angeführt, den
Deutschland – darunter wäre die überwältigende Mehrheit des
deutschen Volkes, vornehmlich aber auch die deutsche Regierung und
der Kaiser zu verstehen – weit lieber nicht geführt hätte. Hiegegen
wendet sich der Autor nunmehr und beginnt auf Seite 55 eine Art
diplomatischer Vorgeschichte des Krieges, die mit jener
Sachkenntnis und Gründlichkeit durchdacht und geschrieben ist, wie
die oberflächliche Erinnerung an oberflächliche Zeitungslektüre
während der letzten zwanzig Jahre sie gewährt. Nirgends ein
Eingehen auf die so unendlich verworrenen und schwierigen
Verhältnisse und Fragen, die Europa, Asien und Afrika umfassen,
nirgends eine Ahnung von den bestehenden Verträgen, noch vom Inhalt
der Abmachungen, die besprochen und beurteilt werden, nirgends eine
genauere Kenntnis der tatsächlichen Ereignisse – von irgendwelchen
Kenntnissen der Vorgeschichte, die zu ihnen geführt, nicht zu reden
– nirgends auch nur ein ehrlicher Versuch, sich zu unterrichten, zu
verstehen, [bookmark: page20] um was es sich für die eine oder andere
Seite handelte, nichts als strohernes Geschwätz und ödes Geschimpfe
von grenzenloser Oberflächlichkeit, flüchtig, unsachlich und
gedankenlos, Journalismus schlechtester und verwerflichster
Art.

		Nach einigen Sätzen des Hohnes auf die deutsche Diplomatie, der
dem Sachkundigen ansteht, zählt er, um nun zu beweisen, wie unnötig
der Krieg für Deutschland auch von diesem Standpunkt war, die
diplomatischen Erfolge des Dreibundes in den letzten Jahren auf,
die dieser «trotz der Ungeschicklichkeit seiner Diplomaten dank den
hinter ihm stehenden Armeen» angeblich erringen konnte. Als diese
Erfolge zählt er auf: 1. die Annexion Bosniens und der Herzegowina
durch Oesterreich, «ein so fetter Bissen, dass er durch zwanzig
Marokkos nicht aufgewogen wird», 2. den Erwerb von Tripolis und der
ägäischen Inseln durch Italien, 3. die Vertreibung der
Montenegriner aus Skutari und die Errichtung des Fürstentums
Albaniens; und als besondere Erfolge des deutschen Reichs, die
offene Türe in Marokko nebst dem Stück französischen Kongos und das
Abkommen über die Bagdadbahn.

		Für die Arbeitsweise des Autors ist diese schülerhafte
Zusammenstellung verschiedenartiger Ereignisse, von deren
wirklicher Bedeutung er keine genauere Kenntnis hat, ebenso
bezeichnend wie die gedankenlose Flüchtigkeit, mit der er auf der
nächsten Seite schon völlig vergisst, was er auf der vorhergehenden
Seite geschrieben; während er auf Seite 56 Bosnien «einen so fetten
Bissen» nennt, «dass zwanzig Marokkos es nicht aufwiegen», setzt er
auf Seite 57 auseinander, dass Oesterreich von der Annexion
Bosniens nicht den geringsten Vorteil gehabt!

		Oesterreich-Ungarn hatte Bosnien und Herzegowina kraft
europäischen Auftrages im Jahre 1878 mit Waffen besetzt; der Antrag
dazu war von der englischen Regierung und zwar [bookmark: page21] von Lord Salisbury gestellt
worden. Als die Annexion erfolgte, besass Oesterreich die beiden
Provinzen seit dreissig Jahren, es hatte ungezählte Millionen
hineingesteckt und eine unendliche Kulturarbeit zur Hebung des
Landes geleistet, und durch die Annexion änderte sich wesentlich
nur das Wort; aus der «Okkupation» wurde eine «Annexion» – an den
tatsächlichen Verhältnissen. Oesterreich erklärte einfach, was es
schon hatte, behalten zu wollen. Wo ist also der «fette Bissen?»
Ist Aegypten, das England ohne Auftrag und gegen seine
Vertragsverpflichtungen besetzt hat, ein fetterer Bissen geworden,
seitdem es jetzt einen Sultan dort eingesetzt hat? Oesterreich hat
durch die Annexion lediglich Gebiet verloren und Lasten erworben,
zunächst den Boykott der österreichischen Waren in der Türkei;
dennoch war sie unvermeidlich, weil die Umwälzungen in der Türkei
Oesterreich sonst leicht in schwere Verwickelungen ziehen konnte,
die die ganze aufgewendete Mühe und Kosten in Frage gestellt
hätten, und denen ein für allemal die Spitze abgebrochen werden
sollte. Nur zur Abwendung möglichen grösseren Verlustes, nicht zum
Gewinn, wurde die Annexion erklärt; und ihre Durchführung bedeutete
einen rein negativen Erfolg, insofern es den Feinden nicht gelang,
diese notwendige Massregel zu stören.

		Und nun bedenke man die Worte des Verfassers! ein Ereignis, das
Oesterreich keinen Fussbreit Landes, keinen Pfennig Ertrag brachte,
wohl aber wichtiges Gebiet und grosse Geldsummen kostete: – der
Türkei wurden für die Annexion fünfzig Millionen Kronen bezahlt und
ihr der Sandschak Novi Bazar zurückgegeben – soll für Oesterreich
mehr Vorteil bedeutet haben als die Neuerwerbung von zwanzig
afrikanischen Reichen von je 800,000 Quadratkilometern für
Frankreich bedeutet hätte!

		Nicht minder falsch und gedankenlos ist, was der Autor über
Tripolis sagt: Tripolis, das Italien von Frankreich im [bookmark: page22]
Einverständnis mit England, beide wohl wissend, was sie damit
taten, durch zwei in den Jahren 1900 und 1902 geschlossenen
Verträge auf Kosten der Türkei zugesichert bekommen hatte, und das
es durch einen Krieg erwarb, der dem deutschen Interesse an der
Freundschaft der Türkei gerade zuwiderlief und gelegentlich der
Beschiessung von Prevesa beinahe zu einem Krieg zwischen
Oesterreich und Italien geführt hätte, und zwischen allen drei
Verbündeten eine tiefe Verstimmung hinterliess, ein Erfolg des
Dreibundes! Deutschland konnte das verbündete Italien nicht
hindern, der befreundeten Türkei nicht helfen. Das wird auch von
italienischer Seite zugegeben; der Verfasser des grossen Werkes
über italienische äussere Politik «La Politica Estera Italiana»,
(Bitonto 1916) sagt auf Seite 766: «Das Unternehmen des verbündeten
Italien stört die Orientinteressen Deutschlands und Oesterreichs
ganz und gar» (»turba in pieno i loro interessi orientali«) und auf
Seite 796/98 : «Die Triple-Entente begünstigte das lybische
Unternehmen... Italien handelte einzig auf die Versicherungen des
Wohlwollens hin, die es von Frankreich erhalten hatte.» Die Entente
hatte der Türkei, deren Vernichtung sie beschlossen hatte,
geschadet, in Italien Sympathien gewonnen und den Dreibund wirksam
gelockert. Das war der geschichtliche Sinn des Tripoliskrieges;
Italien selbst hat er wenig oder nichts gebracht; denn Libyen kann
die Opfer an Geld und Blut niemals lohnen, selbst wenn Italien es
behalten sollte, da die beiden Mächte, die es in dieses Abenteuer
gehetzt hatten, es um die wesentliche Frucht brachten, indem
Frankreich sogleich nach Eröffnung der Feindseligkeiten durch
Italien die Strasse von Gat nach Ghadames und England die Oase von
Dscharabub besetzte. Dadurch wurde sowohl Tripolis wie die
Cyrenaica vom Hinterland abgeschlossen und die Kolonie, wie die
«Idea Nazionale» es ausdrückte, «zu einem Knochen ohne Fleisch,
einem passiven kraftlosen Stück Erde; was der wesentlich
bestimmende [bookmark: page23]
Grund für seine Eroberung gewesen war, fiel nachträglich weg.» In
der Tat war der Tripoliskrieg eine der schlimmsten Schädigungen des
Dreibundes und wahrhaftig kein Vorteil für Italien.

		Ebenso bedeutet Albanien nur in sehr beschränktem Mass einen
Erfolg des Dreibundes: ein wirklicher Erfolg wäre es nur dann
gewesen, wenn die ursprünglich geforderten Grenzen durchgesetzt
worden und ein lebensfähiger Staat erstanden wäre, der ein
Gegengewicht gegen Serbien hätte bilden können; da der Dreibund
nachgeben und grosse albanische Gebietsteile an die Balkanstaaten
abgetreten werden mussten, entstand in der Tat ein Gebilde, das
nicht lebensfähig war und den Dreibundstaaten nur Verlegenheiten
bereitete.

		Nun gar Marokko.

		Wie aus einer späteren Stelle hervorgeht, weiss der Verfasser,
dass England und Frankreich über Marokko im Jahre 1904 einen
Vertrag geschlossen hatten. Damit scheint sein Wissen aber auch
erschöpft, denn sonst müsste er erwähnen, dass kraft der im Jahre
1880, also schon vorher, geschlossenen Konvention von Madrid
Deutschland die gleichen Rechte mit allen andern Nationen in
Marokko besass, über die Frankreich und England in jenem Vertrag
hinweggingen. In diesem Vertrag von 1904 gestand England,
unbekümmert um den Madrider Vertrag, dem ebenso unbekümmerten
Frankreich eine faktische Schutzherrschaft über Marokko zu, wogegen
Frankreich darauf verzichtete, England in Aegypten zu stören.
Gleichzeitig aber wurde zwischen beiden Ländern ein
Geheimvertrag geschlossen, der erst im November 1911
veröffentlicht wurde, und durch welchen Frankreich mehr oder minder
freie Verfügung über Marokko eingeräumt wurde; sowie ein zweiter
Geheimvertrag zwischen Frankreich und Spanien, in dem Marokko
zwischen beiden Staaten einfach geteilt wurde! Als das Deutsche
Reich, [bookmark: page24] das
man weder gefragt, noch verständigt hatte, seine Interessen in
Marokko zu wahren suchte – im Jahr 1901 liefen bereits 312 deutsche
Schiffe die marokkanischen Häfen an – kam es zur Konferenz von
Algeciras, in der es dank der inzwischen begonnenen Einkreisung
stets überstimmt wurde, wenn es nicht Krieg führen wollte, auf fast
alle seine Forderungen verzichten musste, und was wohl ein
Hauptzweck der Uebung war, vor den Mohammedanern, die auf seinen
Schutz gerechnet hatten, blossgestellt wurde. Aber auch der Vertrag
von Algeciras, den Frankreich bereits mit der Absicht geschlossen
hatte, ihn nicht zu halten, «que la France a signé avec la ferme
intention de ne l'observer jamais» (Aeusserung des belgischen
Gesandten Baron Greindl in einer Note vom 21. April 1911) wurde
zynisch gebrochen, «violé avec cynisme», wie derselbe Gesandte sich
ausdrückt. Aehnlich drückte sich eine italienische Zeitung «Il
Secolo XIX» am 13. August 1911 aus, als sie den Vertrag von
Algeciras «an verschiedenen Stellen durchlöchert» «buccherellata da
varie parti» nannte. Der ganze Vertrag war bereits eine grobe
Komödie gewesen, da ja Frankreich und England in jenen
Geheimverträgen Verpflichtungen gegen einander eingegangen waren,
die denen völlig widersprachen, die sie zu Algeciras Deutschland
gegenüber auf sich nahmen. Frankreich, das im Vertrag von Algeciras
die Unabhängigkeit des Sultans von Marokko ausdrücklich anerkannt
hatte, ging an die Eroberung von Marokko, setzte Sultane ab und
ein; dabei kam es zum Zwischenfall von Agadir, – über den noch mehr
zu sagen sein wird, – zu neuen Verhandlungen, in denen zuletzt
Deutschland die «offene Türe», um die die neuen Herren des Landes
sich sehr bald nicht mehr kümmerten, und ein im Verhältnis
minderwertiges Stück des Kongo blieb. Und darin sieht der Autor
einen Erfolg des Dreibundes! Einen «moralischen und diplomatischen
Erfolg Frankreichs» nennt denn auch der Verfasser [bookmark: page25] der «Politica Estera
Italiana» die Ergebnisse von Algeciras. Ich frage wieder: Ist dies
Unwissenheit oder die bewusste Absicht, den Leser zu täuschen? Und
was für Ausdrücke der Entrüstung hätte der biedere Ankläger
gefunden, wenn etwa Deutschland und Oesterreich ein Land unter sich
verteilt hätten, das andern gehörte! Welchen Hohn für die
«pénétration pacifique» von Marokko, die dem General Liautey seinen
kriegerischen Ruhm trug, und deren Beginn ein belgischer Staatsmann
kennzeichnet: «Le gouvernement français a riposté par un procédé
plus odieux encore que celui des assassins, bombardant une ville
ouverte, massacrant des femmes et des enfants, ruinant des
commerçants inoffensifs au moment même, où ses délégués à la Haye
prononçaient vertueusement de beaux discours humains.» Aber es war
die französische Regierung, die so handelte – da klagt der redliche
«Deutsche» nicht an!

		Von all den Erfolgen des Dreibundes, die der Verfasser aufzählt,
bleibt nur einer, die Bagdadbahn, unter unendlichen Schwierigkeiten
gegen den fortgesetzten Widerstand der russischen, mehr noch der
englischen Regierung erkämpft, dennoch ein wirklicher grosser
Erfolg von unbestreitbarem wirtschaftlichen und politischen Wert.
So gross war dieser durchaus friedliche und auf friedlichem Wege
errungene Erfolg, durch den keines Menschen Rechte verletzt wurden,
und so bedeutsam für die Zukunft Deutschlands und der Türkei, dass
viele Leute auch in Russland die Ansicht geäussert haben, dass um
dieses Erfolges willen, der allen Absichten auf die Dardanellen
einen schweren Riegel vorschob, Russland sich so rasch zum
gegenwärtigen Krieg entschloss. Ich bin nicht so voreilig wie der
Verfasser geneigt, was ich nicht beweisen kann, als feststehend zu
behaupten, aber niemand wird leugnen, dass diese Absicht manche
Wahrscheinlichkeit für sich hat.

		Wenn nun der Autor in seine kenntnisreichen Erörterungen [bookmark: page26] dieser
diplomatischen Vorgänge die philosophische Bemerkung einstreut,
dass sie alle des Streites und der Gefahr eines europäischen
Krieges nicht lohnten, so ist gegen solche Binsenweisheit nichts
einzuwenden. Wenn die Welt eine andere wäre, die Leidenschaften,
die Interessen und das wilde Jagen nach diesen Interessen aus dem
Leben der Einzelnen und somit auch aus dem Leben der Völker
verschwinden würden, die aus Einzelnen zusammengesetzt sind und
nicht anders handeln können, als die Majorität dieser Einzelnen
beschaffen ist, dann, ja dann würde es weder Unrecht noch Streit im
Frieden, noch die furchtbaren Ausbrüche der Kriege geben.

		Mit seinem leichtfertigen und unehrlichen Buch hat der Verfasser
jedenfalls keinen Schritt nach jener besseren Welt, zu jener
Veredelung der Menschheit getan: er hat nur die Verhältnisse
verschlimmert und den Zwiespalt der Völker noch mehr vergiftet.

		Auch sind jene einzelnen diplomatischen Streitfragen ja nur
Anlässe, die ganz andere, tiefere Spannungen und Strömungen
auslösen; aber auf solche Fragen und Probleme, einem Mann von der
Gedankentiefe des Verfassers gegenüber, einzugehen, würde
wahrhaftig nicht lohnen.

		In all den Fällen aber, die der Verfasser erwähnt, ist es das
Verdienst der deutschen Regierung gewesen, wenn es nicht zum Kriege
kam. Die belgischen Gesandten, die, eingeweiht und wissend, an
allen Kabinetten die Vorgänge verfolgten, haben sich darüber
deutlich ausgesprochen. Am 31. Dezember 1905 schrieb der Gesandte
in Berlin, Baron Greindl: «Toute la politique de l'Allemagne
témoigne de ses intentions pacifiques. Un parti de la guerre
n'existe pas. L'Allemagne à l'unanimité veut la paix. «Die ganze
Politik Deutschlands beweist seine friedlichen Absichten. Eine
Kriegspartei gibt es nicht. Ganz Deutschland will einstimmig den
Frieden.» Ungefähr gleichzeitig schrieb der belgische [bookmark: page27]
Geschäftsträger in London, Herr van Grootven, vom 14. Januar 1906:
«Le ministre des affaires étrangères – Sir Edward Grey – a répété
aux différents ambassadeurs accrédités à Londres que la
Grande-Bretagne remplirait ses engagements (vis-à-vis de la France)
jusqu'au bout même en cas d'une guerre franco-allemande.» «Der
Minister des Aeussern hat den verschiedenen in London beglaubigten
Gesandten wiederholt erklärt, dass Grossbritannien seine
Verpflichtungen gegen Frankreich auch im Fall eines
deutsch-französischen Krieges bis ans Ende erfüllen werde.» Von der
Marokko-Krise des Jahres 1908 schrieb Baron Greindl am 6. Mai:
«L'Allemagne tolère ... Elle n'a plus à choisir qu'entre
l'ignorance volontaire et la guerre dont l'Empereur ne veut pas et
qui serait condamnée par l'opinion allemande.» «Deutschland
duldet... Es hat nur die Wahl zwischen gewolltem Ignorieren und dem
Krieg, den der Kaiser nicht will, und der von der öffentlichen
Meinung verurteilt werden würde.» Ueber die bosnische Krise schrieb
Baron Greindl am 1. August 1909: «C'est l'Allemagne seule qui
impose la paix», «Nur Deutschland hat den Frieden erzwungen.» Ueber
die zweite Marokko-Krise schreibt Baron Greindl am 12. Oktober
1911: «L'Allemagne seule a fait des concessions jusqu'ici.» «Nur
Deutschland hat bisher Zugeständnisse gemacht.» Dagegen am 28. Juli
1911 der Gesandte in Paris, Baron Guillaume, nachdem auch er von
der friedlichen Haltung Deutschlands gesprochen: «J'éprouve, en
général, une foi moindre dans les désirs de la paix de la
Grande-Bretagne, qui ne déteste pas de voir les autres
s'entredévorer.» «Ich hege im allgemeinen weniger Zutrauen zur
friedlichen Gesinnung Grossbritanniens, das es nicht ungern sieht,
wenn die andern sich gegenseitig auffressen.» England hatte damals,
wie der Gesandte in London, Graf Lalaing, am 18. November mitteilt,
bereits Pferdeankäufe gemacht, die beurlaubten Offiziere
einberufen, das Nordseegeschwader mobil gemacht!

		[bookmark: page28] Aber
was all diese Diplomaten, die so fieberhaft beobachteten, weil sie
nichts so sehr zu fürchten hatten, wie einen europäischen Krieg,
damit ihr Vaterland Belgien nicht, wie so oft in den Jahrhunderten,
das Schlachtfeld werde, was diese, damals sicher noch
unparteiisch, beobachteten, was zählt es gegenüber der
gewissenhaften Einsicht des Autors? [bookmark: page29]

	
		
		III. Die Einkreisungspolitik

		Der Verfasser kommt nun endlich auf jene Vorgänge zu sprechen,
die für die Vorgeschichte und Vorbereitung des gegenwärtigen
Krieges in der Tat das Wesentliche sind: die englische Politik der
Einkreisung Deutschlands. Auch hier denkt er nicht daran, den
einzig ernsten und loyalen Weg zu versuchen: den einer Darstellung
und Kritik der Tatsachen: mit oberflächlichen Allgemeinheiten zu
arbeiten ist viel bequemer. Er erklärt zunächst die
«Einkreisungspolitik» – er will offenbar sagen: «das Wort
Einkreisungspolitik» – «ist einer der Schleier, mit denen man die
Wahrheit zu verhüllen trachtet. Was heisst das:
Einkreisungspolitik? Jeder spricht das Wort nach und keiner
verbindet einen klaren Begriff damit.» Nun gibt es im Gegenteil
wenig politische Schlagwörter, mit denen man einen so klaren Sinn
verbindet, wie mit dem der «Einkreisungspolitik»; niemand – auch
ausserhalb Deutschlands – hat vor dem Krieg daran gezweifelt, was
das Wort bedeute, und auch heute wissen es selbst diejenigen, die
leugnen, dass es solch eine Politik gab.

		Das Wort bezeichnet eine bestimmte Reihe politischer Handlungen,
offener und geheimer Bündnisse, Abmachungen, Besprechungen,
Anerbietungen und Einflussnahmen der verschiedensten Art, die alle
einem bestimmten politischen Zweck dienen sollten. Ich werde
diese Vorgänge sogleich weiter unten in gedrängter Kürze und
Klarheit zusammenstellen. Nicht alle Leute kennen die einzelnen
Vorgänge – insbesondere von dem Verfasser wird es bei seinen [bookmark: page30] so unzureichenden
Kenntnissen der neueren Geschichte niemand erwarten – aber alle
wissen, was damit gemeint ist.

		Auch auf der Gegenseite: noch am 23. November 1916 nennt ein
italienisches Blatt, die «Italia», König Eduard VII. den wahren
Schöpfer der Einkreisung, – wörtlich : «accerchiamento» –
Deutschlands. Auch der Verfasser weiss es sehr gut, er verrät es
durch die Ausführungen selbst, die er dagegen richtet. Allerdings
gerade das, was er für den einzig möglichen Sinn des Wortes
erklärt, bedeutet es nicht oder wenigstens nicht in erster Linie.
Aber da die Wahrheit all seine Anschauungen und die ganze Tendenz
seines Buches widerlegen müsste, so bleibt ihm nur die albernste
talmudische Verdrehung übrig.

		Das Wort «Einkreisung» ist ursprünglich ein Jagdausdruck. Der
Jäger versteht darunter nur das Abspüren eines bestimmten Gebietes;
in der üblichen Sprache aber meinte man damit allezeit die
vollkommene Umstellung einer gesuchten Beute, sei diese nun ein
Stück Wild oder ein feindlicher Heeresteil, so dass ihr kein Ausweg
bleibt, ausser dem Versuch, an einer Stelle des Kreises
durchzubrechen, wobei man sie womöglich abschlachtet. Im
übertragenen Sinn wendet man den Ausdruck an, wenn Menschen einen
persönlichen oder politischen Feind, sei es im privaten oder im
öffentlichen Leben, mit ehrlichen oder unehrlichen Mitteln,
Drohungen, Prozessen, Verläumdungen oder sonst derart bedrängen,
dass ihm kein Ausweg bleibt, dass er ihrer Berechnung nach zu
Grunde gehen muss.

		Wenn also der Autor sagt, das Wort könne, «wenn es überhaupt
einen Sinn haben solle, nur eine Politik bedeuten, die Deutschland
und Oesterreich, die Zentralmächte, durch ein Gegenbündnis
peripherer Mächte einzuschliessen sucht«: es sei also ein
«geographischer Begriff», so ist das bereits willkürlich und
falsch, denn auf die geographische Lage kommt es zunächst gar nicht
an. Wenn es England gelang, alle zurzeit [bookmark: page31] politisch ausschlaggebenden
Mächte gegen Deutschland zu vereinigen, auch wenn diese Mächte
geographisch durchaus nicht rund um Deutschland lagen, so war
Deutschland politisch eingekreist. In der ersten Hälfte des
siebzehnten Jahrhunderts hätte kein Mensch daran gedacht, das
damals noch kaum mitzählende Russland zu gewinnen, dafür wären
Schweden und Holland von umso grösserer Wichtigkeit gewesen. Zur
Einkreisung genügte es, dass Deutschland auf jeder Konferenz
überstimmt werden und, wenn es etwa den feindlichen Kreis gewaltsam
zu durchbrechen suchte, im Krieg stets eine Uebermacht gegen sich
haben musste. Einkreisung ist hier gleichbedeutend mit Isolierung,
und zwar mit unfreiwilliger Isolierung. Denn, wenn diese
Isolierung, wie in England vor der Zeit Eduards VII, eine
freiwillige, eine «splendid isolation» ist, dann könnte man den
Vorgang, wenn man schon ein schlechtes Wort bilden will, – das der
Autor völlig sinnwidrig auf Deutschland anwendet – allenfalls eine
«Auskreisung» nennen; wenn aber diese Isolierung gegen den
Willen der isolierten Macht erfolgt, wenn man ihr ihre
bisherigen Freunde wegnimmt und gegen sie stellt, dann liegt
zweifellos eine Einkreisung vor.

		Einer der ersten, die das Wort in diesem Sinne gebrauchten, war
ein belgischer Diplomat, der Gesandte in Paris, Herr A. Leghait,
der bereits im Jahre 1905 am 24. Oktober in einer Note an
den damaligen belgischen Minister des Aeussern, Baron Favereau, von
dem «cercle de fer» sprach, «dans lequel on cherche à étreindre
l'Allemagne» – «dem eisernen Kreis, in dem man Deutschland
einzuzwängen trachtet» – so klar war diese Politik schon vor einem
Jahrzehnt für alle Sehenden!

		Dass diese Einkreisung auch räumlich beinahe vollständig
vollzogen wurde, machte das Bild noch richtiger, die Tatsache noch
augenfälliger, und es gehört eine ganz ungewöhnliche politische
Blindheit dazu, sich ihr zu verschliessen, [bookmark: page32] wenn anders diese Blindheit
nicht eine gewollte ist. Wenn aber der Autor die Vereinigung fast
aller umliegenden Grossmächte, einer Gruppe, die drei Vierteile der
Erde beherrscht, gegen Deutschland und Oesterreich eine harmlose
geographische Erscheinung nennt, so ist das ungefähr so gescheit,
wie wenn er angesichts eines rings um eine Festung sich lagernden
übermächtigen Heeres versichern würde : so lange kein Schuss fällt,
ist der um die Festung gezogene Kreis kein militärischer, sondern
ein geometrischer Begriff!

		Er fragt nun weiter : «Was für eine besondere aggressive Tendenz
liegt nun in dieser zufälligen geographischen Lage der
Ententemächte? Werden Angriffsabsichten durch geographische Lagen
bestimmt oder bewiesen?» Nein, an sich gewiss nicht. Das hat aber
auch nie ein vernünftiger Mensch behauptet. Die feindseligen
Absichten der Entente werden aus ganz andern Umständen gefolgert –
die geographische Lage hat die Gefahr nur ausserordentlich erhöht.
Dieses Aufwerfen von rhetorischen Fragen, durch die man dem Gegner
Behauptungen zuschmuggelt, die er nie gemacht hat, um ihn dann
billig zu widerlegen, ist ein alter Kniff unehrlicher Anwälte. Wie
weit und wie oft diese feindseligen Absichten sich zu
Angriffsabsichten verdichteten, wird erörtert werden.

		Der Autor aber fährt mit der noch kindischeren Frage fort: «Wäre
es für Deutschland und Oesterreich nicht ebenso gefährlich oder
vielleicht noch gefährlicher gewesen, wenn an der Stelle der einen
oder andern Ententemacht Italien dem Gegenbündnis angehört hätte?»
und ergänzt diesen Gedanken einige Zeilen weiter durch die
Behauptung: «Wäre Italien noch frei gewesen, so hätte König Eduard
wahrscheinlich lieber Italien in sein Bündnissystem hineingezogen
als Russland.» Man staunt, wie ein Mensch, der bei Vernunft ist,
solch vollkommenen Unsinn hinschreiben kann, ohne den Satz beim
ersten Ueberdenken wieder zu streichen. Denn selbstverständlich
wäre Italien viel weniger [bookmark: page33] gefährlich gewesen, einfach, weil Russland ein
Feldheer von 4,110,000 Mann aufstellen konnte und Italien nur ein
solches von 1,124,828 Mann (um die Ziffern eines italienischen
Blattes, des «Corriere della Sera», vom 3. August 1914 anzuführen;
in der Tat war der Unterschied ein viel grösserer). Die unendlich
geringere Gefährlichkeit Italiens für Oesterreich, von Deutschland
gar nicht zu reden, hat der Krieg hinlänglich bewiesen. König
Eduard, der in keinem Augenblick so unüberlegt handelte, wie der
Verfasser schreibt, wusste genau, was Russland und was Italien ihm
in einem Kriege wert sein konnte. Uebrigens hat er es an Versuchen,
auch Italien zu gewinnen, nicht fehlen lassen, und Italien ist ja
gewonnen worden. Ebenso ist in Amerika geschehen, was geschehen
konnte, wenigstens, um die öffentliche Meinung gegen Deutschland
einzunehmen. Der Autor aber schliesst den Absatz mit der
überraschenden Bemerkung: «Wenn man Italien und Amerika statt
Russland gewonnen hätte, dann hätte man von einer
Einkreisungspolitik nur noch in dem Sinn sprechen können, wie der
Füsilier Kutschke behauptete, eine ganze Kompagnie umzingelt zu
haben.»

		Bei diesem wunderlichen Vergleich – da der Witz doch darin
besteht, dass der umzingelnde Kutschke nur einer gegen viele ist,
während England, Frankreich, Italien und Amerika eine riesige
Ueberzahl bedeuten – wird man wie so oft stutzig. Sollte der Autor,
wie seine beständige Gedankenflucht, seine Unfähigkeit zum
logischen Durchdenken irgendeiner These und zu jeder Kritik dessen,
was ihm eben durch den Kopf schiesst, vermuten lassen, in der Tat
krank sein, so könnte man bedauern, ihm seine Krankheit darlegen zu
müssen. Bedauern, nicht bereuen. Dazu ist er ein in zu hohem Grade
gemeingefährlicher Kranker. Sein Buch hat ja Erfolg gehabt.
Gebildete Leute schämen sich nicht, es zu lesen, es zu erwähnen, es
für ein politisches Dokument unserer Zeit [bookmark: page34] zu halten. Gebildete Leute
lassen sich von dem Aplomb der vollkommenen Unwissenheit düpieren,
oder haben plattes Wortgedrehe hingenommen, wie das auf der
gleichen Seite folgende, mit dem der Autor die ganze Frage zu
entscheiden glaubt: «Die Sechsmächtegruppierung in Europa ist aus
historischen Umständen und Interessengemeinschaften
entstanden.» Das Wort historisch ist gesperrt gedruckt, als hätte
der Autor damit wirklich etwas gesagt und erklärt!

		Entweder soll «historisch» hier «geschichtlich» im allgemeinen
bedeuten, und dann heisst es gar nichts, denn historisch ist
natürlich alles, was in der Geschichte vorkommt: andere als
«geschichtliche» Umstände und Interessengemeinschaften kann es in
der Geschichte nicht geben, – oder es heisst geschichtlich im
engeren Sinne, also im Sinn von «überliefert», «althergebracht»,
und dann ist es falsch und unwahr, denn zwischen England und
Frankreich bestand ein Jahrhunderte alter «historischer»
Interessengegensatz in allen Weltteilen, und zwischen England und
Russland ein zwar neuerer, aber umso schärferer Interessengegensatz
in Asien, den der Verfasser selbst sechs Zeilen vorher als trennend
erwähnt hat! Eine dritte Bedeutung des Wortes «historisch» wäre
etwa «wichtig», «bedeutungsvoll», aber damit wäre wieder nichts
gesagt. Was in aller Welt mag der Autor sich also hier gedacht
haben? Wahrscheinlich nichts, denn wo Begriffe fehlen, da stellt
ein Wort, insbesondere ein Fremdwort, zu rechter Zeit sich ein. Ein
gedankenloser Autor hat instinktiv mit ebenso gedankenlosen Lesern
gerechnet und hat Recht behalten. Die einzige
«Interessengemeinschaft», die England, Frankreich und Russland
verband, war das Interesse an der Vernichtung Deutschlands, oder
wie es der belgische Gesandte in Berlin am 12. Juni 1908
ausdrückte: «Elles sont unies par la haine commune contre
l'Allemagne.» Diese Interessengemeinschaft kann man natürlich eine
historische nennen, nur ist damit weiter nichts gesagt, als dass
sie sich [bookmark: page35] im
Lauf der Geschichte ereignet hat, und schwer von Bedeutung und
Folgen war.

		Nun zunächst in Kürze die tatsächlichen Vorgänge, die man in dem
Wort «Einkreisungspolitik» zusammenfasst.

		Bis in die Mitte der Neunziger Jahre des vorigen Jahrhunderts
stand England durchaus auf der Seite des Dreibundes und sah in
Frankreich und Russland seine gefährlichsten Gegner. Im Jahre 1889
sagte der damalige Prinz von Wales bei einer Regatta von Cowes in
einer Rede: «die deutsche Armee und die britische Flotte würden den
Weltfrieden erhalten.» Ja, die Feindschaft zwischen Frankreich und
England steigerte sich noch und drohte bei Faschoda im Jahr 1898
zum Kriege zu führen, und auch als die Annäherung zwischen beiden
Mächten bereits im Gange war, blieb das Volksempfinden ein
feindseliges und führte während des Burenkrieges zu den
gehässigsten Ausbrüchen. Ueber die Stellung Englands zu Russlands
braucht nichts gesagt zu werden; die kennt selbst der
Verfasser.

		Der erste schärfere Gegensatz englischer und deutscher Politik
ergab sich in der Transvaalfrage; und man empfand damals in der
ganzen Welt, ob mit Recht oder Unrecht, ungefähr wie in
Deutschland. Dagegen ist es in der Welt wenig oder gar nicht
bekannt, dass die deutsche Regierung im Jahre 1896 eine
internationale Garantie für die Neutralität der beiden
südafrikanischen Republiken anregte, die von Frankreich abgelehnt
wurde. Dass man dies, wie andere Schritte zu gunsten der Buren, in
England übelnahm, ist vollkommen begreiflich; auch die Freundschaft
Deutschlands mit Russland verstimmte zunächst; aber all dies wäre
zu überbrücken gewesen. Die viel engeren russischen Beziehungen
Frankreichs haben ja England keineswegs erschreckt.

		Was tatsächlich erschreckte, was den Abgrund öffnete, und die
grosse Wendung der englischen Politik vorbereitete das war die
steigende politische und wirtschaftliche Macht [bookmark: page36] Deutschlands und das Wachsen
seines Seehandels, die gefährliche Konkurrenz. Man machte in
England auch gar kein Hehl daraus; Lord Rosebery sagte ganz offen,
«nicht nur die Transvaalfrage, nein, vor allem die wirtschaftliche
Gefahr, die von Deutschland drohe, habe das gute Verhältnis
zwischen beiden Ländern gestört». Und im September 1897 erschien in
der Saturday-Review jener berühmte Artikel, in dem es wörtlich
hiess : «Wenn Deutschland morgen aus der Welt gestrichen würde, so
gäbe es übermorgen keinen Engländer, der nicht umso reicher wäre.
Völker haben jahrelang um eine Stadt, um ein Erbfolgerecht
gekämpft: sollten sie nicht um einen jährlichen Handel von fünf
Milliarden Mark Krieg führen?» Es war dieser Artikel, der mit den
Worten «Germaniam esse delendam» schloss.

		Aber noch nahm die Gegnerschaft keine offenen Formen an, noch
kam es gelegentlich zu gemeinsamem Vorgehen, wie 1900 in China und
1902 in Venezuela, zu Verträgen, wie dem über die portugiesischen
Kolonien im Jahre 1898, dem Yangtsevertrag von 1900 und dem
deutsch-englischen Schiedsabkommen von 1904. Noch gab es englische
Bemühungen um ein Bündnis mit Deutschland, die vornehmlich von
Chamberlain ausgingen. Sie waren erklärlich, denn noch schwankte
die Wage, noch war man sich in England nicht darüber klar, ob man
Deutschland oder Russland als den nächsten Feind zu betrachten und
zu bekämpfen hatte: Russland, nicht Deutschland, stand an den Toren
Indiens. Um aber einen Krieg gegen einen kontinentalen Gegner zu
führen, brauchte England, das kein starkes Heer hatte, allezeit
eine Landmacht zum Bundesgenossen. Frankreich, das mit Russland ein
Bündnis geschlossen hatte, konnte es gegen Russland nicht brauchen,
daher die Werbungen um Deutschland, das vorläufig nur ein
Handelsgegner war. Für Deutschland lag die Sache umgekehrt: nicht
England, sondern Russland stand mit einer ungeheuren Wehrmacht an
einer überlangen [bookmark: page37]
Grenze: der Antrag gab alle Ursache zu Bedenken. Ja, wenn die
deutsche Regierung den Krieg wollte, dann konnte sie nichts
Besseres tun: ein Bündnis mit England, das ihr ausser Oesterreich
auch Italien sicherte, hätte Russland und Frankreich gegenüber
immerhin die Uebermacht begründet; aber wenn sie den Frieden und
nur die freie Entwicklung eigener Kräfte wünschte, dann sprach
vieles dagegen.

		Im Jahre 1894 war das russisch-französische Bündnis geschlossen
worden, von dem die «Moskauer Zeitung» schon 1887 gesagt hatte :
«es brauche keines geschriebenen Vertrages, bei einem Angriff auf
Deutschland werde es von selbst in Kraft treten.» Viel, viel früher
noch, ehe das Deutsche Reich bestand, war ihm von dieser Seite die
Vernichtung durch russisch-französische Kräfte angedroht worden. Im
Jahre 1849 hatte Nikolaus I. zum französischen Gesandten,
General Lamoricière, gesagt: «Wenn gegen meinen und Ihren Willen es
Deutschland gelingen sollte, ein geeinter Staat zu werden, so
braucht es, um seiner Einigung froh zu werden, einen Mann, der
vermag, was Napoleon selbst nicht zu vollbringen vermochte. Und
wenn solch ein Mann käme, wenn die bewaffnete Masse gefährlich
werden sollte, dann wird es unsere Sache sein, die Frankreichs und
Russlands, sie zu zerbrechen.» [bookmark: text2]F2

		Dies waren Worte; und zweifellos haben sich Ansichten und
Absichten des russischen Hofes seither öfters geändert. Jetzt aber
sah sich Deutschland tatsächlich von zwei Seiten bedroht; oder will
der Verfasser leugnen, dass das Bündnis gegen Deutschland gerichtet
war? glaubt er wirklich, dass Frankreich nur aus Liebe und
Friedensliebe der russischen Regierung beinahe 20 Milliarden
vorstreckte, insbesondere die letzten 2½ Milliarden, deren
ausdrückliche Bestimmung für strategische Bahnen an der
österreichischen Grenze von [bookmark: page38] der französischen Kammer festgesetzt
und von allen französischen Blättern erörtert wurde?

		Dagegen hatte die englisch-französische Spannung 1898 durch den
Zwischenfall von Faschoda ihren Höhepunkt erreicht. Und da
ereignete sich das wunderbare, dass der neue französische Minister
des Aeussern, Herr Delcassé, der ganzen erregten öffentlichen
Meinung Frankreichs zu Trotz, vollkommen nachgab und auf alles
verzichtete, was England begehrte – wieder nur aus Liebe zum Feinde
und nicht aus anderen, für jeden, der sehen will, allzu
durchsichtigen Absichten? ...

		Nun folgte der weitere Ausbau Schlag auf Schlag. Zunächst wurde
Italien herangezogen: Handelsverträge, Grenzabkommen, Beeinflussung
der öffentlichen Meinung und Presse durch die Tätigkeit des sehr
geschickten französischen Botschafters, Herrn Barrère,
Flottenbesuche, Besuche der Staatsoberhäupter: 1903 konnte König
Victor Emanuel in Paris von «einer glücklich vollzogenen
Annäherung» sprechen. Gegen all dies konnte schliesslich nichts
eingewendet werden. Aber 1900 war zwischen Italien und Frankreich
ein Vertrag geschlossen worden, der 1902 erneuert und genau
ausgearbeitet wurde, in welchem Frankreich der italienischen
Regierung volle Freiheit in Tripolis verbürgte, wogegen diese der
französischen das gleiche für Marokko zusagte. Am 17. April 1902
nahm die englische Regierung diese Abmachungen zur Kenntnis. Damit
hatte Italien sich ohne Rücksicht auf die Interessen seiner
Bundesgenossen an die «Entente» verkauft: selbst der Franzose
Albert Pimgaud gibt in seinem schon erwähnten Buche zu: «Zur
Konferenz von Algeciras ging Italien nicht mit freien Händen, es
hatte durch diese Verträge eine Interessengemeinschaft mit
Frankreich übernommen.» Die Folgen sind nicht ausgeblieben, und
haben, wie man weiss, sehr weit geführt.

		[bookmark: page39] Der
«Temps» behauptete, in einem Artikel vom 8. August 1916, sogar,
dass Italien schon damals Frankreich für den Kriegsfall die
Neutralität zusagte; natürlich nur für den Fall, dass Frankreich
der angegriffene Teil wäre; da indessen in jedem Krieg beide Teile
erklären, der Angegriffene zu sein, so hatte Italien die Wahl, zu
glauben, wem es wollte, und der Dreibund war damit in aller Stille
aufgehoben. Diesem Artikel ist von italienischer Seite nicht
widersprochen worden. Uebrigens war jeder Schritt von Anfang an in
dieser Richtung gedacht und berechnet worden. Bereits am 28. Januar
1898, dem Tag, an dem der italienisch-französische Handelsvertrag
in der französischen Kammer genehmigt wurde, hatte Delcassé die
Erklärung abgegeben: «Dieser Vertrag hat eine hochpolitische
Bedeutung: wir können in der gegenwärtigen Lage an unserer
Südgrenze keinen Feind brauchen.» Also schon der Handelsvertrag war
nicht so sehr aus wirtschaftlichen Gründen als im Hinblick auf den
Abfall Italiens von seinen Bundesgenossen geschlossen worden. Im
Jahr 1902 kamen zum ersten Tripolisvertrag neue Abmachungen hinzu,
deren genauer Inhalt bisher unbekannt geblieben ist; man wusste
auch in Italien nur, dass Italien nunmehr Frankreich gegenüber
irgendeine wesentliche Verpflichtung auf sich genommen hatte:
«Unsere Abmachungen mit Rom», sagte Delcassé im Jahre 1908 in der
französischen Kammer, «geben uns die kostbare Gewissheit, dass der
Dreibund sich niemals gegen uns wenden wird». Nun scheint der
«Temps» die Frage geklärt zu haben; aber enthielte der Artikel,
der, wie gesagt, von italienischer Seite unwidersprochen geblieben
ist, nicht oder nicht genau die Wahrheit, so ist der Zweck eben auf
andere Weise erreicht worden.

		Bei der Zusammenkunft zwischen König Victor Emanuel und Eduard
VII. zu Gaeta im Jahr 1907 folgten weitere Abmachungen, durch die
Italien, wie der Verfasser der «Politica Estera Italiana» sich
ausdrückt, «faktisch Mitglied [bookmark: page40] eines Mittelmeerbundes wurde, der
unbestreitbar gegen eine eventuelle deutsche Politik gerichtet
war».

		Anfang 1904 wurde der Vertrag zwischen England und Frankreich
über Aegypten und Marokko geschlossen, mit dem gleichzeitigen
geheimen Abkommen, das dem öffentlichen scharf widersprach und
Frankreich gestattete, mit Marokko zu tun, was es wolle. Ebenso
wurde in denselben Tagen ein öffentlicher und ein geheimer Vertrag
zwischen Frankreich und Spanien geschlossen, die einander in
gleicher Weise widersprachen: im öffentlichen Vertrag wurde Marokko
für unverletzbar erklärt, im Geheimvertrag wurde es zwischen
Spanien und Frankreich geteilt. Damit war auch Spanien, das von
1890 bis 1895 zum Dreibund gehört hatte, an England und Frankreich
gekettet.

		Als Deutschland, das man – im Bewusstsein des Unrechtes, das man
ihm tat [bookmark: text3]F3 – von diesen Verträgen überhaupt nicht verständigt
hatte, seine Rechte in Marokko zu wahren suchte, als der Deutsche
Kaiser den Sultan von Marokko besuchte, dessen volle Unabhängigkeit
England und Frankreich in den öffentlichen Verträgen ebenso
feierlich als verlogen anerkannt hatten, da schrie die französische
und englische Presse über diese «Herausforderung!» Es kam zur
Konferenz von Algeciras, in der sich die Folgen der noch recht
unvollendeten Einkreisung bereits deutlich zeigten: Deutschland
hatte nur Oesterreich-Ungarn auf seiner Seite – sein zweiter
Bundesgenosse war bereits verführt, war «nicht mit freien Händen
gekommen», und es wurde in wichtigsten Fragen überstimmt.

		1905 wurde das bereits 1902 geschlossene englisch-japanische
Bündnis erweitert, im selben Jahr wurde Norwegen [bookmark: page41] unter Englands lebhafter
Unterstützung von Schweden getrennt und ganz unter englischen
Einfluss gebracht. 1906 erfolgten die ersten englischen
Anerbietungen an Belgien, während bei der holländischen Regierung
vergebliche Versuche gemacht wurden, sie möchte im Kriegsfall die
Durchfahrt durch die Schelde gestatten! 1907 gewährte England
Spanien eine Anleihe für eine Flotte, die es in England bauen
lassen sollte; englische Seeoffiziere übernahmen die Leitung der
spanischen Häfen- und Küstenbefestigungen. Im selben Jahr wurde die
Verbindung zwischen England, Frankreich und Spanien durch das
sogenannte Mittelmeerabkommen noch enger gestaltet.

		Aber die gewaltigste Veränderung in der äussern Politik
Englands, die nur durch ausserordentliche Gründe und Pläne zu
erklären blieb, war die Versöhnung mit Russland. Schon im Jahre
1903 hatte der Liberale Sir Edward Grey die Notwendigkeit solch
einer Versöhnung im englischen Parlament ausgesprochen. Wenn der
Verfasser von «J'accuse» hier die kindliche Bemerkung macht, König
Eduard hätte einen Bundesgenossen nur ungern gesehen, «dessen
politische Rückständigkeit ebenso wie seine asiatischen
Gegeninteressen ihn zu einem sehr unwillkommenen Freund für England
machen mussten», so hatte man ja bereits gesehen, wie wenig selbst
die französische Republik sich scheute, das schreckliche russische
System, das stets an seinen Geldnöten zusammenzubrechen drohte,
durch Darlehen von zwanzig Milliarden aufrecht zu erhalten, wenn es
nur gegen Deutschland Hilfe versprach. [bookmark: text4]F4 Und
mit den «asiatischen Gegeninteressen» wusste man in wirklich
genialer Weise aufzuräumen. Erst wurde Russland in Ostasien durch
den Bundesgenossen Japan lahmgelegt und seine Flotte vernichtet –
dann sobald das [bookmark: page42]
Zarenreich hilflos geworden war und einsehen musste, dass es gegen
England und Japan nicht aufkommen konnte, erklärte Sir Edward Grey,
der liberale Staatssekretär, auch schon – am 20. Oktober 1905 – «es
sei zu wünschen, dass Russland seine Stellung im Rate Europas
wiedererhalte». Warum in aller Welt wünschte die englische
Regierung das nur, wenn König Eduard die vom Verfasser geäusserten
Bedenken hatte? aus Christenpflicht? – Es blieb nicht bei den
Worten, noch bei freundlichen Demonstrationen, wie Flottenbesuchen,
sondern am 31. August 1907 wurde der Vertrag geschlossen, der die
«asiatischen Gegeninteressen» beseitigte, und zwar, wie üblich, auf
Kosten eines unabhängigen Landes, nämlich Persiens, das keinem von
beiden gehörte und nun mehr oder minder zwischen England und
Russland geteilt wurde. Wie furchtbar die Russen, dank der
Zustimmung des freiheitliebenden Englands, in Nordpersien hausten,
das hat eine angesehene französische Zeitschrift, der «Courrier
Européen», in einer ihrer letzten Nummern vor dem Kriegsausbruch
mit photographischem Beweismaterial mitgeteilt. Gleichzeitig wurden
Vereinbarungen über ein gemeinsames Vorgehen auf dem Balkan
getroffen, die zweifellos bei der Zusammenkunft des Zaren mit
Eduard VII. in Reval am 8. Juni 1908 ihren letzten Abschluss
fanden. Der Inhalt dieser Abmachungen wurde – selbstverständlich,
da man hier mit ganz anderen Gegnern und Widerständen rechnen
musste, als in Persien oder China – nie bekannt gegeben: es genügt
vollkommen, dass ungefähr seit 1906 die beiden alten Gegner England
und Russland in allen Balkanfragen gemeinsam und fast immer im
Widerspruch zu Deutschland und Oesterreich sowie zur Türkei
vorgehen. Es genügt, dass die Politik Englands, das so lang der
Schirmherr der Türkei gegen Russland gewesen, sich ins Gegenteil
verkehrte, seitdem die Türkei mit Deutschland befreundet, England
aber mit Russland versöhnt war.

		Im gleichen Jahr 1906 war eine Versöhnung zwischen [bookmark: page43] Japan und
Russland zustande gekommen, da England eine Feindschaft zwischen
seinen beiden Freunden nicht mehr brauchen konnte; 1907 fand ein
Uebereinkommen zwischen Japan und Frankreich statt, in dem die
Interessensphären beider in Ostasien abgegrenzt wurden. Alle
Freunde waren so mehr oder minder unter einen Hut gebracht und
Reibungen zwischen ihnen für die nächsten Jahre verhütet. 1908
wurde der russische Minister des Aeussern, Iswolsky, zu Racconigi
vom König von Italien empfangen und eine «vollständige
Uebereinstimmung aller Anschauungen festgestellt». «C'était là le
premier indice d'une orientation nouvelle de la politique
italienne», sagt Pimgaud. Im Oktober 1909 begegneten sich der Zar
und der König von Italien zu Racconigi. 1911 begann Italien gemäss
seinen Abmachungen mit den Gegnern des Dreibundes den Tripoliskrieg
– eine «wahre Narrentat», «une folle équipée» nennt es der
belgische Gesandte Baron Greindl in einem Bericht – und wurde durch
die Eroberung des Landes vollkommen von Frankreich und England
abhängig, die als mächtigere Nachbarn von Tunis und Aegypten aus
die Kolonie nach Belieben wegnehmen konnten oder nicht, und von
Malta und Biserta die Flottenverbindung zwischen ihr und Italien,
sobald sie wollten, sperren konnten. An
Versuchen, auch Oesterreich-Ungarn zu gewinnen und so Deutschland
seines letzten einzigen Bundesgenossen zu berauben, hat es nicht
gefehlt.

Die Unterredung bei dem vielbesprochenen Besuch König Eduards bei
Kaiser Franz Josef im Jahr 1907 ist noch nicht amtlich beglaubigt
und kann daher nicht als Beweis gelten, so wahrscheinlich sie sein
mag. Umsomehr geschah in der Presse. Man braucht nur das auch in
Oesterreich seinerzeit viel gelesene Buch «The Hapsburg Monarchy»,
das den politischen Leiter der «Times» Mr. Wickham Steed zum
Verfasser hat, zu öffnen, und findet im vierten Kapitel über die
äussere Politik der Monarchie den fortlaufenden Versuch, in
Oesterreich-Ungarn Misstrauen gegen die deutsche Politik zu säen,
und ihm zu zeigen, dass sein Vorteil auf anderen Wege
lägen.

		[bookmark: page44] 1912 kam
unter russischem Schutz der Balkanbund zustande, die Türkei wurde
weiter empfindlich geschwächt, und auch im Südosten wäre eine
Million weiterer Soldaten für den englischen Ring bereit gestanden,
– wenn es hier nicht anders gekommen wäre.

		Im selben Jahre erfolgten die berühmten «unverbindlichen»
geheimen militärischen Abmachungen zwischen England und Frankreich,
und im selben Jahr die nicht unverbindliche englisch-belgische
Militärkonvention für den Fall eines deutschen Einmarsches
[bookmark: text6]F6 und endlich am 26. Mai 1914 das Marineabkommen
zwischen England und Russland über gemeinsame Flottenaktionen für
den Fall eines Krieges mit Deutschland. Der Ring ist
geschlossen.

		Ich fasse zusammen: Bündnisse zwischen Frankreich und Russland,
zwischen England und Japan, Verträge einverständlichen Vorgehens
zwischen England und Frankreich, zwischen England und Russland,
Russland und Japan, Japan und Frankreich, England und Spanien,
Russland und der Mehrzahl der Balkanstaaten; Militärkonventionen
zwischen England und Frankreich, England und Belgien, England und
Russland; Portugal ganz, Norwegen in bedeutendem Mass unter
englischem Einfluss – das ist die Einkreisung, die kein
Hirngespinst, sondern eine furchtbare Tatsache war, und insofern
tatsächlich auf «historischen» Gründen beruhte, als sie der
historischen Politik Englands genau entsprach, gegen [bookmark: page45] den jeweilig mächtigsten
Staat auf dem europäischen Festland eine übermächtige Koalition
zustande zu bringen. Auf jeder internationalen Konferenz zeigte es
sich, dass Deutschland und Oesterreich tatsächlich eingekreist
waren und eine kompakte Majorität gegen sich hatten – ja, darin
liegt der wesentliche Grund, dass der Konferenzgedanke im Jahr 1914
scheitern musste, dass Oesterreich-Ungarn ihn nicht annehmen
konnte, weil es voraus wusste, dass die Majorität wie immer gegen
die Zentralmächte stimmen würde.

		Hiebei soll keineswegs geläugnet werden, dass eine genialere und
weiterblickende deutsche Politik, besonders in den ersten Jahren,
das Zustandekommen der Einkreisung, wenigstens in der Wucht, in der
sie sich seither enthüllt hat, vielleicht hätte verhindern oder
doch abschwächen können. Besonders Italien gegenüber scheinen
Fehler begangen worden zu sein. Wenigstens versicherte Prinetti,
der den ersten Vertrag mit Frankreich schloss, er habe vorher in
Berlin Vorschläge gemacht, um eine Regelung der Mittelmeeransprüche
Italiens durch den Dreibund zu erreichen. Dies sei abgelehnt und
ihm die Vollmacht erteilt worden, sich mit Frankreich und England
darüber zu einigen; «dies werde durchaus im Interesse des
Dreibundes sein». So falsch diese Auffassung heute erscheint, –
denn Prinetti ging offenbar viel weiter, als man in Berlin für
möglich hielt, und aus seinem ersten Schritt folgten alle weiteren
und zuletzt der Abfall Italiens, – so beweist sie doch wiederum die
friedliche, ja vertrauensselige Gesinnung der deutschen Regierung
und zugleich die Geschicklichkeit, mit der von der andern Seite die
Fanggarne ausgestreckt und verwendet wurden. Ganz freilich hätte
keine deutsche Politik die Einkreisung verhindern können, dazu war
sie in zu tiefer Machtgier und zu schwerer Konkurrenzsorge der
andern Seite begründet.

		Wie schon bemerkt, wurde diese Politik von den Klarsehenden auch
ausserhalb Deutschlands schon lange erkannt. [bookmark: page46] Die Aeusserungen des
belgischen Gesandten in Paris, Leghait vom «cercle de fer», ist
erwähnt worden. Wenige Tage vorher hatte der belgische Gesandte in
Berlin, Baron Greindl, geschrieben: «l'isolement de l'Allemagne est
actuellement le but de la politique anglaise.» «Die Isolierung
Deutschlands ist tatsächlich das Ziel der englischen Politik.» Am
18. April 1907 spricht er von der «campagne personnellement dirigée
avec autant de persévérance que de succès, par Sa Majesté
Eduard VII., pour isoler l'Allemagne», «dem von Seiner
Majestät, König Eduard VII. mit ebensoviel Ausdauer als Erfolg
geleiteten Feldzug, Deutschland zu isolieren»; fast die gleichen
Worte gebraucht er, drei Jahre später, am 13. Februar 1909. Nun
könnte einer sagen: Baron Greindl habe, von der Berliner Umgebung
beeinflusst, sich die deutsche Anschauung zu eigen gemacht, – aber
die Gesandten an den andern Höfen, die von Berlin nicht beeinflusst
sein konnten, und die aus nächster Nähe beobachteten, sehen und
sagen genau das gleiche! Herr Leghait in Paris erklärte am
30. Januar 1908 abermals, «le groupement nouveau des puissances»
als «le résultat d'un vaste programme admirablement conçu à
Londres», «die neue Gruppierung der Mächte ... das Ergebnis eines
grossen Planes, der in London meisterhaft ausgedacht worden»; der
Geschäftsträger in London, Herr von Cartier, sagt am 28.
März 1907: «toutes les ressources de la diplomatie anglaise tendent
vers l'isolement de l'Allemagne», «alle Mittel der englischen
Politik zielen auf die Isolierung Deutschlands»; sein Nachfolger,
Graf von Lalaing, am 24. März 1907: «Il est évident que
l'Angleterere officielle poursuit une politique sourdement hostile
qui tend à aboutir à l'isolement de l'Allemagne, et que le roi
Edouard n'a pas dédaigné de mettre son influence personnelle au
service de cette idee», «es ist klar, dass das amtliche England
eine Politik stiller Feindschaft verfolgt, die die Isolierung
Deutschlands zum Ziel hat, und dass König Eduard es nicht
verschmäht [bookmark: page47]
hat, seinen persönlichen Einfluss in den Dienst dieses Gedankens zu
stellen»; und am 19. Juni des gleichen Jahres nochmals: «la
politique anglaise vise, de toutes façons, à l'isolement de
l'empire germanique.» «Die englische Politik ist in jeder Weise auf
die Isolierung des Deutschen Reiches gerichtet.» Sollte das nicht
genügen? Genau so sagt ein Mann, der ganz anderer Richtung
angehört, der französische sozialistische Deputierte, Francis
Delaisi, in seiner im Mai 1911 erschienenen Schrift «Der kommende
Krieg» («La guerre qui vient») wörtlich: «Man trachtete Deutschland
durch ein System von Ententen und Bündnissen einzukreisen, suchte
es für den Tag der Entscheidung in Europa so zu isolieren, dass es
von keiner Seite auf militärische oder finanzielle Unterstützung
zählen konnte.»

		Und genau so sagt der Verfasser des wiederholt erwähnten,
während des gegenwärtigen Krieges erschienenen grossen Werkes «La
politica Estera Italiana», das durchaus deutschfeindlich ist, aber
auf wirklichen Kenntnissen und ernsten Studien beruht; auf Seite
588 spricht er von «jener Reihe von Verträgen und Freundschaften,
die vornehmlich durch die Tätigkeit Delcassés zustande gekommen
waren und die in ihrem Endzweck die Isolierung Deutschlands –
l'isolamento della Germania – zum Zwecke hatten», und auf Seite
451: «Die Triple-Entente baut sich allmählig in der Zeit von 1897
bis 1908 aus verschiedenen Elementen, Verständigungen und Verträgen
auf... die alle im Augenblick ihres Abschlusses eine
deutschfeindliche Tendenz haben«: und an anderer Stelle: «Im Jahr
1906 nimmt Eduard VII. von England... das Programm Delcassés auf
und bringt durch eine Reihe von Verträgen in Asien und Europa zur
Verteidigung des Status quo und zur Verteidigung verschiedener
Interessensphären, aus denen Deutschland ausgeschlossen werden
soll, einen Block von antideutschen Mächten zustande», und nochmals
: «Die englisch-französischen Uebereinkommen, [bookmark: page48] die französisch-italienische
Freundschaft, die französisch-spanischen Abmachungen von einer
Seite, von der andern das französisch-russische Bündnis, endlich
die Freundschaft der Vereinigten Staaten für England und Frankreich
behaupten ihre Stärke im Weltgleichgewicht, und während sie England
und Frankreich zu Stützpunkten der politischen Bewegung machen,
klemmen sie – «serrano» – Deutschlands Expansionsmöglichkeiten
immer mehr in einen engen Wirkungskreis ein, der nur ein Vorspiel
zu seiner vollkommenen Isolierung bildet.»

		Für den Verfasser des Buches «J'accuse» aber ist diese
Einkreisung ein harmloses Geographie-Spiel, und er versichert, dass
man in Deutschland nicht den geringsten Grund hatte, der Entente
aggressive Absichten zuzuschieben: und wenn man den Engländern Neid
auf Deutschlands Handelsentwicklung nachsagte: Neid sei eine
Gesinnung, für die man niemanden zur Rechenschaft ziehen kann. Er
fragt: «Wo, wie und wann hat England versucht, seinen Neid gegen
Deutschland in die Tat umzusetzen, das heisst: Deutschland
anzugreifen?»

		Das ist, als ob jemand fragen würde: «Wann hat dein Nachbar
versucht, seinen Neid gegen dich in Tat umzusetzen, das heisst: auf
dich zu schiessen?» Die schiefgeistige und narrenhafte Methode des
Verfassers zeigt sich immer wieder: er schmuggelt eine sinnwidrige
Behauptung ein, stellt Dinge gleich, die nicht gleichzustellen
sind, und zieht dann aus den willkürlichen und unlogischen
Prämissen die ihm passenden Schlüsse. So wie es tausend Arten gibt,
im Privatleben seinen Neid in Tat umzusetzen, ohne gleich zu
schiessen, so gibt es im Völkerleben tausend Arten, gegen ein Reich
feindselig zu handeln und ihm schweren Schaden zuzufügen, ohne
gleich Krieg zu führen. Ein Krieg zwischen zwei Grossmächten, mehr
noch, ein Krieg zwischen so riesigen Mächteverbindungen, ist, wie
wir alle mit Schaudern [bookmark: page49] sehen, eine viel zu fürchterliche Sache, als
dass England sie so und so oft dem Deutschen Reich gegenüber
versucht haben sollte. Und auf diesen Unsinn läuft die Frage des
Verfassers hinaus. Wenn aber der Verfasser sie zwanzig Zeilen
später selbst einschränkt und fragt: «Wo bleibt der Nachweis
aggressiver Absichten Englands gegen uns?» also nicht mehr vom
Versuch, sondern von Absichten spricht, was natürlich
mehr Sinn hat, so können wir ihm Antwort und Nachweis ohne Mühe
liefern. Es gehört wieder nur etwas Wissen dazu.

		Die feindseligen und tatsächlich schädigenden Handlungen
Englands gegenüber Deutschland sind ohne Zahl. Wie ein erster
wilder Warnungsruf tönt aus der Vergangenheit die Aeusserung des
englischen Ministerpräsidenten Lord Palmerston im Jahr 1849
herüber: «er werde eine deutsche Kriegsflagge nie dulden, jedes
deutsche Kriegsschiff als Seeräuberschiff behandeln.» Im Jahre 1871
wurde eine Intervention Englands gegen das allzu siegreiche
Deutschland nur durch Bismarcks Staatskunst und Carlyle's Aufsatz
in der «Times» verhindert. Und seitdem das Deutsche Reich besteht,
fand es Englands schädigende Feindschaft auf Schritt und Tritt, so
oft es seinen Handel, seine Seemacht zu entwickeln oder irgendeine
koloniale Erwerbung versuchte.

		Als im Jahre 1882 zum ersten Mal einem deutschen Kaufmann,
Lüderitz, der Schutz des Reiches für die Erwerbung eines
Landgebietes in Afrika an der später nach ihm genannten Bucht
zugesagt wurde, eines Gebiets, das für so wertlos galt, dass
England bis dahin es zu besetzen verschmäht hatte, als der Schritt
zur Begründung einer deutschen Kolonie getan wurde, da trat England
auch schon dem Deutschen Reich in den Weg und unaufhörlich machten
während der folgenden Jahre, in denen allmählich die ganze Kolonie
Südwestafrika erworben wurde, die englischen Behörden wie die des
Kaplandes Schwierigkeiten.

		[bookmark: page50] Das ist
lange her und ist ein bedeutsames Zeichen in Palmerstons Sinn: was
für Schiffe galt, galt auch für Kolonien. Aber schliesslich waren
diese und ähnliche Akte unfreundlich und sie bereiteten Deutschland
Schwierigkeiten; wirklich feindselige Handlungen, die schwere
politische Schädigungen bedeuteten und mit der Zeit einen
entschieden aggressiven Charakter annahmen, begannen mit der
dargestellten vollkommenen Aenderung der englischen Politik unter
Eduard VII. mit der Einkreisungspolitik.

		Gleich die erste dieser Handlungen, auf die Georg Brandes in der
«Politiken» kürzlich wieder hingewiesen hat, war höchst
kennzeichnend: als die deutsche Regierung im Jahre 1902 die
Bagdadbahnkonzession erhalten hatte, da bot sie Frankreich die
Beteiligung an, die angenommen wurde: eine gemeinsame Kommission
wurde gebildet, deren erster Vorsitzender der Direktor der
deutschen Bank, Herr von Gwinner, der zweite ein französischer
Finanzmann, Herr Vernes, wurde. Es war selbstverständlich, dass aus
der gemeinsamen wirtschaftlichen Tätigkeit sich auch ein
politisches Miteinandergehen im nahen Orient ergeben musste, und es
wurden Schritte in diesem Sinn getan, französische Blätter traten
dafür ein – da kam anfangs 1903 König Eduard nach Paris, und siehe,
am Tage nach seiner Abreise waren die französischen Mitglieder aus
der Kommission zurückgetreten und die Pläne einer gemeinsamen
Aktion gescheitert. Sonst wäre es zu einer für englische Interessen
ohne Zweifel unerwünschten, aber für den Weltfrieden höchst
erspriesslichen Annäherung zwischen Deutschland und Frankreich
gekommen. Noch unmittelbar vor dem Kriege bedauerte der belgische
Minister, Baron Beyens, die damalige Kurzsichtigkeit der
französischen Politik. In einer Note vom 20. Februar 1914
spricht er von der «diplomatie à courte vue du quai d'Orsay qui a
rendu impossible la participation de la Banque Ottomane à l'effort
gigantesque que la finance allemande hésitait à accomplir avec ses
seuls moyens».

		[bookmark: page51] Auch hier
kann man sagen: der Zusammenhang ist nur erschlossen, nicht
bewiesen, und wenn er bewiesen wäre, war der englische Schritt
unfreundlich, nicht im strengen Sinn aggressiv zu nennen.

		Aber im Sommer 1903 wurde die englische Heimatflotte geschaffen
und die Anlage des mächtigen Kriegshafens Rosyth in der Nordsee
beschlossen, im folgenden Jahr bereits die Kanalflotte mit den dazu
gehörigen Kreuzergeschwadern gebildet, das Schwergewicht der
englischen Seemacht, gewaltige Schiffsmassen, aus dem Mittelmeer in
die Nordsee verlegt, Massnahmen drohendster Natur, die sich nur
gegen Deutschland richten konnten, das damals eine Flotte hatte,
die der englischen gegenüber gar nicht in Frage kam. Oder meint der
Verfasser, dass Dänemark oder Schweden bedroht werden sollte? oder
dass England diese ungeheuren Massnahmen und Kosten aufbot, um
seinen Seeleuten Abwechslung zu verschaffen? Damit indessen über
den Sinn der Sache kein Zweifel bestünde, erschien gleichzeitig ein
Artikel in der «Army and Navy Gazette», in dem auseinandergesetzt
wurde, «der Moment sei gekommen, der deutschen Flotte, der niemand
helfen könnte, ein Ende zu machen» und angesehene englische
Zeitungen pflichteten dieser Meinung durchaus bei. Wenn das nicht
eine Drohung und eine Kundgebung aggressiver Absichten ist, was
nennt der Verfasser eine Drohung? Vielleicht würde er erwidern
wollen, «das sind Zeitungsartikel», obschon er ja deutsche
Druckschriften und Kundgebungen als Beweismittel gegen Deutschland
anführt, und obgleich die «Army and Navy Gazette» die angesehenste
und meistgelesene Militärzeitschrift Englands ist. Aber im
Februar 1905 sprach der erste Zivillord der englischen Admiralität,
Herr Arthur Lee, öffentlich vom Kriege mit Deutschland und sagte in
seiner Rede wörtlich: «Dreimal gesegnet, wer den ersten Schlag
führt; ich hoffe, im Fall einer Gefahr wird die englische Flotte in
der Lage sein, den ersten Schlag [bookmark: page52] zu führen und zwar einen recht
wuchtigen, noch ehe die andere Macht recht weiss, dass der Krieg
erklärt ist.» Und um die Sache noch klarer zu machen, wurden im
selben Jahr die englischen Flottenübungen in die Ostsee verlegt, in
der seit einundfünfzig Jahren keine englische Flotte mehr
erschienen war, und im selben Jahr probeweise englische
Landungsversuche in Dänemark gemacht, so dass die dänische
Regierung sich dagegen verwahren musste. Genügt das dem Verfasser
und seinen Lesern? oder scheinen ihm Verlegung der Flotten,
Erbauung von Kriegshäfen unter gleichzeitigen drohenden Artikeln
und Ministerreden, Uebungen in deutschen Gewässern und
Landungsproben in der Nähe der deutschen Küste nicht auf aggressive
Absichten zu deuten?

		Im selben Jahr 1905 brach der Aufstand der Herrero in
Südwestafrika aus. Da tat die englische Regierung das Unerhörte:
sie erkannte die aufständischen Neger als Kriegführende Macht an,
unterstützte sie gegen die deutschen Truppen und verbot
umgekehrt, den deutschen Truppen Lebensmittel und Munition durch
englisches Gebiet zuzuführen. Der belgische Geschäftsträger in
Berlin, Graf d'Ursel, schreibt bei dieser Gelegenheit, am 5. August
1905: «partout où l'Angleterre peut susciter quelqu'embarras à
l'Allemagne, eile s'empresse de le faire». Das ist sehr milde
ausgedrückt; was hätte die englische Regierung dazu gesagt, wenn
die deutsche mitten im Frieden aufständische indische oder
afghanische Stämme als kriegführende Macht anerkannt und
unterstützt hätte? Und würde der Verfasser darin keinen
«aggressiven» Akt Deutschlands erblickt haben?

		Und wieder drängt sich die Frage auf : Warum verschweigt der
Redliche das alles: weil er es nicht weiss, oder weil er es seinen
Lesern verheimlichen will? Man muss annehmen, dass lediglich
ungeheuerliche Unwissenheit vorliegt, denn dass der Verfasser in
voller Kenntnis all dieser [bookmark: page53] Tatsachen eine so ungeheure Lüge niederschrieb,
wie den Satz: «Nicht eine Handlung Englands ist nachweisbar,
aus der die Absicht eines militärischen Angriffs auf Deutschland in
Gemeinschaft mit seinen Ententegenossen, hergeleitet werden
könnte», das wollen wir ihm noch nicht zutrauen.

		Er hat zwar die Unverschämtheit zu schreiben: «Soweit die
Behauptung, dass England aggressive Absichten gegen Deutschland
gehabt, von offizieller Seite, also von Leuten aufgestellt wird,
die die diplomatische Geschichte der letzten Jahre kennen, ist sie
eine Behauptung wider besseres Wissen, also eine Lüge.» Das wagt
ein Mensch niederzuschreiben, dem man in jeder Zeile nachweisen
kann, dass er selbst von dieser Geschichte auch nicht die geringste
Kenntnis hat!

		Da der Autor anderseits von jenen Dingen Kenntnis hat, von denen
in allen Zeitungen die Rede war, so spricht er an dieser Stelle von
den Militärkonventionen zwischen England und Frankreich. «Die
Militärkonventionen, wird man mir einwenden», ruft er aus, «aber
haben wir denn nicht mit Oesterreich militärische Konventionen
geschlossen? Wenn unsere viel engere Konvention mit Oesterreich
keinen aggressiven Charakter hatte, warum soll denn die viele
losere zwischen England und Frankreich aggressiven Charakter gehabt
haben?» Zunächst besteht der Unterschied, dass die
Militärkonvention zwischen Oesterreich und Deutschland eine
offenkundige Tatsache war, während das Bestehen der andern ein
Geheimnis bleiben sollte. Das spricht nicht für ihren unaggressiven
Charakter. Wenn ein Bündnis defensiv sein soll, macht man es
bekannt, wenn es aggressiv sein soll, hält man es zweckmässiger
geheim! Aber wie dem sein mag, der Inhalt beider
Militärkonventionen, sowohl der zwischen England und Frankreich,
wie jener, die zwischen Deutschland und Oesterreich bestanden, ist
vollkommen unbekannt und ebensowenig wissen wir, was bei den
Zusammenkünften der verschiedenen Generalstäben besprochen wurde.
Es lässt sich [bookmark: page54] also weder aus der einen noch aus der andern
irgend ein Schluss ziehen, und wir haben auch keine Ahnung, ob sie
an sich «eng» oder «lose» waren. Wohl aber kann und muss man sagen,
die Tatsache, dass zu den eben aufgezählten feindseligen
politischen Handlungen, Flottenmassnahmen, Ministerreden und
Artikel einflussreichster Blätter auch Militärkonventionen und
Generalstabsbesprechungen kamen, die noch dazu geheim gehalten
wurden, das lässt die ohnedies so deutlichen Absichten der Entente
noch gefährlicher und bedrohlicher erscheinen.

		Denn, wenn auch die deutsche Regierung schon früher davon
Kenntnis bekommen hatte, veröffentlicht, amtlich zugegeben wurde
ihr Bestehen erst im September 1914. Unsere Kenntnis beschränkt
sich auf die Briefe, die zwischen Sir Edward Grey und dem
französischen Botschafter in London, Paul Cambon, im November 1912
darüber gewechselt und im englischen Blaubuch veröffentlicht
wurden. Dass aus dem Wortlaut dieser Briefe eine Angriffsabsicht
nicht hervorgeht, ist selbstverständlich, sonst wären sie im
Blaubuch, das ja zur Rechtfertigung der englischen Politik
zusammengestellt wurde, nicht mitgeteilt worden. In diesen Briefen
ist ja sogar gesagt, dass all diese Abmachungen unverbindlich
waren. Der Verfasser schreibt denn auch strahlend: «diese
Besprechungen waren, wie aktenmässig feststeht, völlig
unverbindlicher Natur, weil ihnen keinerlei Bündnisvertrag zu
gegenseitiger kriegerischer Unterstützung zu Grunde lag.» Schäker!
Wie kindisch die Bemerkungen des Verfassers über äussere Politik
sein mögen, für so kindisch halten wir ihn nicht, dass er wirklich
glauben sollte, die Regierungen zweier grosser Staaten wechseln
Schriftstücke von solcher Natur, bloss um nichts gesagt zu haben,
als etwa unverbindliche Liebenswürdigkeiten! oder sie liessen ihre
General- und Flottenstäbe zusammenkommen und Sitzungen über
ungeheuerste Kriegsfragen abhalten, bloss um nichts beschlossen
[bookmark: page55] zu haben!
Und wie ausserordentlich seine Unwissenheit ist, so viel weiss auch
er, dass die englische Verfassung dem Minister des Aeussern nicht
gestattet, Verträge einzugehen, ohne sie dem Parlament zur
Genehmigung vorzulegen, und dass, vor die Wahl gestellt, entweder
ihre Pläne der ganzen Welt zu offenbaren oder nichts abzumachen,
die englische Regierung von jeher so klug war, formell
unverbindliche Verträge zu schliessen. Sie hatte dabei noch den
weiteren Vorteil, diese Verträge nur dann halten zu müssen, wenn
sie auch weiterhin in ihren Plan passten. Dass sie aber zur Zeit,
da sie sie einging, ihren tiefsten Plänen und Absichten entsprach,
ist klar, und dass sie im vorliegenden Fall zu halten
beabsichtigte, das geht schon daraus hervor, dass sie gehalten
wurden. Es ist ja auch niemand dadurch getäuscht worden : «Weil wir
fanden, dass wir angesichts der Abmachungen Sir Edward Greys nicht
mehr frei waren», mit dieser Begründung schieden drei Minister,
John Morley, Charles Trevelyan und John Burns aus dem englischen
Kabinet.

		Wie ernst diese Briefe gemeint waren, geht schon aus dem
Zeitpunkt hervor, in dem sie geschrieben wurden, im November 1912,
im gefährlichsten Augenblick des Balkankrieges, als Oesterreich
erklärt hatte, die Besetzung eines albanischen Hafens durch die
Serben nicht dulden zu können, und auch Italien sich dagegen
aussprach, während Russland die serbische Forderung
unterstützte.

		Dagegen sind aus der englisch-russischen Marinekonvention sehr
viele und sehr bedeutsame Einzelheiten bekannt geworden, unter
anderm, dass die «englische Regierung, um eine russische Landung an
der deutschen Ostseeküste möglich zu machen, schon vor Beginn der
Operation so viel Transportschiffe als möglich nach den russischen
Häfen senden sollte». (Siehe die vom Auswärtigen Amt im Oktober
1914 veröffentlichte Akten.) Russische Zeitungen, wie die «Nowoje
Zeno» vom 11. Juli 1914 verkündeten triumphierend, [bookmark: page56] dass die russischen
Abmachungen mit England «nicht nur defensiver Natur seien».

		Aber der Autor hat noch einen Trumpf auszuspielen : «Welchen
Vorteil», fragt er, «sollte England von einem Kriege gegen uns
erwarten? Wir sollten doch diesem «Krämervolk» nicht den Wahnsinn
zutrauen, seinen eigenen besten Kunden totzuschlagen, um bessere
Geschäfte zu machen!» Angesichts der zahllosen englischen
Aeusserungen über diese Frage vor dem Kriege und im Kriege,
angesichts der schon erwähnten Worte Lord Rosebery's, der Bemerkung
der «Saturday Review», dass, wenn Deutschland morgen vernichtet
würde, übermorgen jeder Engländer um so viel reicher wäre,
angesichts der ganzen grimmigen Bewegung gegen den deutschen
Handel, brauchte man auf diese Albernheit eigentlich nichts zu
erwidern. Aber sie ist wieder kennzeichnend für die Methode der
Irreführung, die der Verfasser seinen Lesern gegenüber bevorzugt,
in dem er die wesentlichen Tatsachen wegfälscht.

		England ist nämlich der beste Kunde Deutschlands, aber nicht
umgekehrt. Englands bester Kunde ist Britisch-Indien, das für
2492 Millionen Mark Ware von ihm bezieht. Englands Ausfuhr nach dem
Deutschen Reich betrug im Jahre 1913 nur 831 Millionen Mark, das
ist noch nicht 6 % seines gesamten Ausfuhrhandels.
Nur wenn man die gewaltigen Gebiete der englischen Kolonien, an die
Grossbritannien für mehr als vier Milliarden Waren lieferte und
denen es seinen wesentlichen Reichtum verdankt, weglässt, dann
steht Deutschland zwar als Käufer an erster Stelle, aber selbst
dann erreicht die britische Ausfuhr dahin noch nicht 8 % des
englischen Handels.

		Dagegen führte Deutschland im Jahre 1913 nach England und seinen
Kolonien nach englischen Statistiken für 1644 Millionen Waren aus,
ein Betrag, der von keinem andern Kunden auch nur annähernd
erreicht wird und 16 % des gesamten deutschen Ausfuhrhandels
beträgt. Die Ausfuhr [bookmark: page57] deutscher Waren nach England betrug im letzten
Jahr gerade das doppelte der englischen Ausfuhr nach dem Deutschen
Reich. England ist mit deutschen Waren überschwemmt; Deutschland
ist Englands gefährlichster und stärkster Konkurrent im eigenen
Land, wie auf dem ganzen Erdkreis; seine Gesamtausfuhr blieb im
Jahre 1913 mit über zehn Milliarden um nur vier Milliarden hinter
der Grossbritanniens zurück, die 14 Milliarden betrug; und macht
man die künstliche Beschränkung, die der Verfasser vornimmt, und
lässt Englands Ausfuhr nach den Kolonien weg, so würde der
Unterschied nur mehr wenige Millionen betragen!

		Bedenkt man weiter, dass der deutsche Gesamthandel in den zehn
Jahren von 1901 bis 1911 um 141 % zunahm, der englische Handel im
gleichen Zeitraum nur um 66 %, dass die deutsche Handelsflotte in
den fünfzehn Jahren von 1897 bis 1911 um 192 % wuchs, die englische
in der gleichen Frist nur um 59 %, dann sieht man, was England, das
bei friedlicher Weiterentwicklung der Dinge in verhältnismässig
kurzer Zeit von Deutschland überflügelt sein musste, von einem
siegreichen Krieg gegen Deutschland, insbesondere von einer
Vernichtung seiner Flotten zu erwarten hatte. Was bedeuteten neben
so ungeheuren Einsätzen die 6 % seines Ausfuhrhandels, die nach
Deutschland gingen?

		Darum sind die Aeusserungen der «Saturday Review» und alle die
ähnlichen, die seither von Engländern getan wurden, – wie etwa die
liebenswürdige Erklärung, die im «Engineer», dem Organ der
englischen Eisenindustrie, im September 1914 erschien: «das Ziel
des Krieges muss die methodische Zerstörung aller deutschen
Fabrikanlagen in den Gebieten, die wir besetzen, sein», – zwar alle
feindselig und brutale Drohungen, aber doch alle ehrlicher und
ehrenhafter, als die des Verfassers.

		Nachdem dieser so seine wirtschaftlichen und handelspolitischen
Einsichten bewiesen hat, erklärte er mit seiner [bookmark: page58] hier schon
hinreichend beleuchteten Geschichtskunde: «Diese letzten fünfzehn
Jahre, seit der ersten Haager Konferenz von 1899 sind nichts
anderes als eine fortlaufende Kette von englischen Versuchen, zu
einer politischen Entente mit Deutschland und auf der Basis einer
solchen zu einer Beschränkung der beiderseitigen Seerüstungen zu
gelangen – Versuche, die jedesmal an dem Unverstand oder dem bösen
Willen der deutschen Regierung gescheitert sind.»

		Wie in all seinen lapidaren Geschichtsaussprüchen mengt der
Autor auch in diesem Satz einen winzigen Rest missverstandenen
Zeitungswissens mit unendlicher Unwahrheit.

		Es ist richtig, dass die englische Regierung und zwar speziell
Mr. Chamberlain sowohl im Jahr 1898, zur Zeit des
Faschodakonfliktes, als nach dem Ende des Burenkrieges gewisse
Anerbietungen gemacht, die auf eine politische Annäherung
hinausliefen, und die, wie auf Seite 38/39 ausgeführt wurde, von
Deutschland wesentlich darum abgelehnt worden sind, weil sie einen
Bruch mit Russland unvermeidlich nach sich zu ziehen drohten. Da
wir gar nichts näheres darüber wissen, was England damals
eigentlich anbot und was es als Gegendienst verlangte, so ist auch
jedes Urteil darüber, ob die damalige deutsche Regierung wohl oder
übel daran tat, diese Annäherungsversuche zurückzuweisen, vorläufig
noch nicht möglich.

		Anders liegen die Sachen seit 1903. Wie die englische Politik
Deutschland gegenüber seither vorgegangen ist, das ist soeben
auseinandergesetzt worden. Seither sind auch die Annäherungs- und
Befreundungsversuche wesentlich von Deutschland und nicht von
England gemacht worden. Der belgische Gesandte in Berlin, Baron
Greindl, der darüber etwas besser unterrichtet sein dürfte, spricht
von diesen Annäherungsversuchen und sagt ausdrücklich: «die
Initiative dazu ist stets von Berlin ausgegangen», «les tentatives
répétées de rapprochement dont l'initiative est partie
invariablement [bookmark: page59] de Berlin», und im Jahre 1912 schreibt sein
Nachfolger Baron Beyens, der Kaiser gebe trotz allen Enttäuschungen
seine Versuche, zu herzlicheren Beziehungen zu England zu kommen,
nicht auf.

		Ebenso sagt der sehr unterrichtete Verfasser der «Politica
Estera Italiana» auf Seite 597: «In der zweiten Hälfte des Jahres
1906 versucht Deutschland eine geschickte Politik der «détente» als
Vorbereitung für eine weitere Annäherung an Frankreich», und auf
der folgenden Seite: «Deutschland versucht mit gleicher Intensität
eine Annäherung an London, Paris und Petersburg.» Weiter auf Seite
772: «Im Jahr 1911 sucht Deutschland vor allem den Faden guter
Beziehungen mit England aufzunehmen» und von den politischen
Vorgängen des Jahres 1912 sprechend: «Deutschland besteht auf
seinen Annäherungsversuchen an England und Russland.» Der durchaus
deutschfeindliche Verfasser sieht diese Annäherungsversuche mit
Misstrauen und Abneigung, aber wie immer ein Gegner sie auffassen
mochte, die Versuche wurden von Deutschland immer wieder gemacht,
während der Autor dem Leser das Gegenteil vortäuschen möchte.

		Richtig ist, dass die englische Regierung wiederholt
Beschränkungen der gegenseitigen Seerüstungen vorgeschlagen hat.
Wenn aber der Verfasser schreibt, sie habe um dieser
Rüstungsbeschränkung willen eine politische Entente mit Deutschland
gesucht, so fragt man sich, ob er hier, wie so oft, nur gedankenlos
ins Blaue redet, oder einen nicht ungeschickten Fälschungsversuch
macht. Denn die Sache lag gerade umgekehrt. Auf Grund einer
Beschränkung der Seerüstungen, wenn Deutschland darauf verzichtet
hätte, zum Schutz seiner Kolonien und seines riesigen Seehandels
eine Flotte zu bauen, wäre England wahrscheinlich bereit gewesen,
auf dieser Basis auch zu einem politischen Einvernehmen mit
Deutschland zu kommen. Wenigstens für einige Zeit. Darum hat
England seit 1903 zwar niemals Versuche, [bookmark: page60] zu einer politischen
Entente mit Deutschland, wohl aber sehr ernsthafte Anträge zur
Einschränkung des Flottenbaus gemacht. Was diese Anträge in
Wirklichkeit bedeuteten, wird erörtert werden, und zwar an der
Stelle, an der der Autor selbst auf die Flottenfrage näher
eingeht.

		Wie es um die vom Verfasser einfach erfundenen englischen
Annäherungsversuche im Lauf des letzten Jahrzehnts wirklich stand,
darauf geben nicht nur all die feindseligen Handlungen der
englischen Politik eine Antwort, darauf wirft vor allem ein
diplomatischer Vorgang ein sehr deutliches Licht: im Jahr 1908 nahm
der langjährige englische Botschafter am Berliner Hof, Sir Frank
Lascelles, seinen Abschied. Zu dieser Entlassung schreibt der
belgische Gesandte, Baron Greindl, an seine Regierung: «Sir Frank
Lascelles ist nicht freiwillig gegangen, er wäre sehr gern in
Berlin geblieben, und sein Verbleiben ist von der kaiserlichen
Regierung wiederholt erfolglos in England verlangt worden. Die
englische Regierung hat ihm den Rücktritt befohlen...

		...Sir Frank Lascelles hat durch fünfzehn Jahre, ohne sich durch
wiederholten Misserfolg entmutigen zu lassen, daran gearbeitet,
eine Annäherung zwischen Deutschland und England herbeizuführen.
Aber dieser Eifer, den er daran wendete, Missverständnisse zu
beseitigen, die er töricht und beiden Ländern im höchsten Grade
nachteilig findet, entspricht den politischen Absichten seines
Monarchen nicht« («ne correspond pas aux vues politiques de son
souverain». Note vom 18. Juli 1908.)

		Das heisst: der Autor spricht auch an dieser Stelle, wie auf
fast jeder Seite seines Buches, die Unwahrheit. [bookmark: page61]

			[bookmark: foot2]Zitiert in
einem Brief Lamorieieres an Alexis de Tocqueville, in Tocqueville's
‹Souvenirs› Paris 1893, S. 383.
	[bookmark: foot3]Dass die französischen Pläne auf
Marokko «ohne Zustimmung Deutschlands und zu Deutschlands Schaden»
«senza suo beneplacito e a suo danno» verabredet wurden, das gibt
auch der wiederholt zitierte italienische Geschichtschreiber
zu.
	[bookmark: foot4]Die
erste Bedingung für die russisch-französische Annäherung war die
Verhaftung geflüchteter russischer Revolutionäre in Paris gewesen,
die im Mai 1890 vom Ministerium Freycinet verfügt wurde!
	[bookmark: foot5]An
Versuchen, auch Oesterreich-Ungarn zu gewinnen und so Deutschland
seines letzten einzigen Bundesgenossen zu berauben, hat es nicht
gefehlt.

Die Unterredung bei dem vielbesprochenen Besuch König Eduards bei
Kaiser Franz Josef im Jahr 1907 ist noch nicht amtlich beglaubigt
und kann daher nicht als Beweis gelten, so wahrscheinlich sie sein
mag. Umsomehr geschah in der Presse. Man braucht nur das auch in
Oesterreich seinerzeit viel gelesene Buch «The Hapsburg Monarchy»,
das den politischen Leiter der «Times» Mr. Wickham Steed zum
Verfasser hat, zu öffnen, und findet im vierten Kapitel über die
äussere Politik der Monarchie den fortlaufenden Versuch, in
Oesterreich-Ungarn Misstrauen gegen die deutsche Politik zu säen,
und ihm zu zeigen, dass sein Vorteil auf anderen Wege
lägen.
	[bookmark: foot6]Da diese Abmachungen zwischen England und
Belgien immer wieder geleugnet und sogar für eine Verläumdung
Belgiens – man will wohl sagen der belgischen Regierung, denn Volk
und Land kann niemand beschuldigen, da sie nichts davon wussten –
erklärt werden, so verweise ich auf das, was auf Seite 229 ff.
dieser Arbeit darüber gesagt ist, sowie auf die Ausführungen in
meiner Schrift ‹Die Politik des Dreiverbandes und der Krieg›,
München, bei Georg Müller 1915, und zwar auf die Kapitel ‹England
und die belgische Frage›, ‹Deutschland und die belgische
Neutralität›.


	
		
		IV. Die Haager Konferenzen

		Weitere zehn Seiten widmet der Verfasser den Verdiensten der
liberalen englischen Regierung und den Friedenskonferenzen im Haag.
Sein Gedankengang ist im wesentlichen der : die wichtigsten
Ergebnisse, die im Haag hätten erreicht werden können, vor allem
die Rüstungsbeschränkungen, für welche die Regierungen des
Dreiverbandes, also die russische, die französische, vornehmlich
aber die liberale englische Regierung sehr ernstlich eintraten,
wurden durch den Widerspruch der österreichischen und der deutschen
Regierung zum Scheitern gebracht. Daraus zieht der Verfasser den
Schluss, dass die Regierungen der Entente, da sie für die
Rüstungsbeschränkungen eintraten, auch den Frieden wollten, während
Deutschland und Oesterreich zweifellos bewiesen hätten, dass sie
den Krieg vorbereiteten.

		Dies ist immerhin ein Argument und eine ernste Frage. Während
bisher die Unkenntnis, die verkehrte Auffassung oder unwahre
Darstellung der Dinge durch den Verfasser klar zu Tage lag, liegen
die Tatsachen hier so, dass auch klügere und gewissenhaftere Leute
als er getäuscht werden konnten und getäuscht worden sind. Der
Schein spricht hier durchaus gegen die Zentralmächte. Es ist ihm
zwar bereits nachgewiesen worden, [bookmark: text7]F7 dass er sich auch in diesen Ausführungen zum mindesten
grober Unkenntnis und Flüchtigkeit schuldig macht: zum Beispiel
stellt er die Ereignisse so dar, als wäre auf dem ersten
Friedenskongress der russische Vorschlag, das Militärbudget und die
Friedensstärke des [bookmark: page62] Heeres in allen Staaten durch fünf Jahre,
die der Flotten durch drei Jahre, nicht zu erhöhen, durch
Deutschland zum Fall gebracht worden, während dieser Vorschlag in
der Tat einstimmig von allen Mächten abgelehnt wurde.

		Aber um solche Einzelheiten handelt es sich zunächst nicht. Um
die Vorgänge auf den beiden Friedenskongressen richtig zu
beurteilen, muss die Tragweite der dort gemachten Vorschläge, ihre
politische Bedeutung für die einzelnen beteiligten Staaten im
Zusammenhang mit der internationalen Lage in Betracht gezogen
werden.

		Ich bin der letzte, der die Bestrebungen der Friedensfreunde
unterschätzen oder gar ihnen entgegentreten wollte, weil ich etwa
in manchem nicht ihrer Ansicht bin. Auch haben, glaube ich,
diejenigen Unrecht, die sie einfach damit abtun wollen, dass sie
ihre Ziele für «unerreichbar» und für «utopisch» erklären. Dass
etwas in der Gegenwart unmöglich oder unerreichbar scheint, ist
kein Grund, nicht darnach zu streben. Sehr vieles, was heute
verwirklicht ist, erschien unmöglich, als die ersten, die das Ferne
und Künftige zu erfassen imstande waren, dafür eintraten. Ein
Teil wenigstens der Bestrebungen der Friedensfreunde und zwar ihr
nächstes Ziel darf einfach nicht unerreichbar sein. Dass, so
sonderbar es angesichts des noch rasenden Krieges tönen mag, eine
zwischenstaatliche Organisation der Kulturvölker Europas erreicht
werden muss, dass Europa verurteilt ist, gegenüber Asien und Europa
zur Bedeutungslosigkeit und zu einem Museum der Vergangenheit
herabzusinken, wenn dies nicht gelingt, wenn die extremen
Nationalisten in den verschiedenen Ländern die Führung behalten
oder erhalten, das kann keinem Denkenden zweifelhaft sein. Und ob
man nun glaubt oder nicht glaubt, dass bei den gegenwärtigen
Rasseneigenschaffen und dem Kulturzustand der Menschheit
Schiedsgerichte in absehbarer Zeit den Krieg beseitigen können, –
nach jener zwischenstaatlichen Organisation müssen alle [bookmark: page63] streben, denen
an der Erhaltung der europäischen Kultur gelegen ist.

		Das aber hat nichts mit der Kritik historischer Ereignisse, wie
es die Haager Konferenzen waren, zu tun, und kann uns nicht
hindern, auf Grund dieser Kritik zur Erkenntnis zu kommen und sie
auszusprechen, dass die Haager Konferenzen, wenn sie einerseits ein
bedeutsames Zeichen der Zeit und sicherlich ein Schritt auf dem
Wege künftiger Entwicklung waren, gleichzeitig auch eine der
sonderbarsten und bittersten historischen Komödien gewesen
sind.

		Dieser Widerspruch braucht niemanden zu verwundern. Um solch
einen Kongress vorzubereiten, ihn zu beschicken, auf ihm zu
arbeiten, dazu müssen sehr viele Personen und Faktoren mitwirken
und zur Mitwirkung bewogen werden, für die die verschiedensten
Gründe massgebend sein können. Nicht alle diese Gründe werden
eingestanden oder können eingestanden werden. Wie alle öffentlichen
Veranstaltungen, haben die Kongresse eine lange Vorgeschichte, mit
Beratungen, Versuchen, geheimen Besprechungen, Streitigkeiten und
Intrigen; und mannigfache Interessen und Strömungen kommen in
Frage, Nebenzwecke persönlicher wie politischer Natur werden
verfolgt. Die Welt sieht nur das grosse Schauspiel; was hinter den
Kulissen vorging, wird erst viel später klar. Eines aber ist schon
heute gewiss, weil es nach der Natur der Sache nicht anders sein
konnte: Idealisten haben die Kongresse vorbereitet, Politiker haben
sie gemacht und beschickt. Und noch nie hat es eine grosse
Reformbewegung in der Welt gegeben, in der die Idealisten nicht von
den Politikern missbraucht worden wären. Dass die Idealisten dies
in der Regel zunächst nicht erkennen oder es nicht Wort haben
wollen, das ändert an der Tatsache nichts.

		Es musste die Führer der Friedensbewegung bereits bedenklich
stimmen, dass es gerade der russische Zar war, der die Sache in
seinen mächtigen Schutz nahm. Ich weiss [bookmark: page64] nichts vom russischen Hof;
der umlaufenden Gerüchte sind so viele, dass man vorläufig keinem
Glauben schenken kann: es wäre also immerhin möglich, dass es dem
Zaren selbst damit ernst war. Aber das würde nur beweisen, wie
wenig es auf ihn ankam. Entscheidend ist der Wille der russischen
Regierung, oder jener Personen, die, wer sie immer seien, die
russische Politik bestimmen. Dass die Regierung, die in jenen
Jahren die furchtbarsten Greuel im eigenen Lande verübte, die die
meisten und rücksichtlosesten Eroberungskriege geführt hat, die es
tausendmal zu verstehen gegeben, dass sie die Dardanellen haben
will und muss, dass diese Regierung es mit dem Weltfrieden ernst
meinte, das können die Friedensfreunde selbst keinen Augenblick
geglaubt haben. Es war, als ob der Tiger erklärt hätte, er werde
von nun an dafür sorgen, dass das gegenseitige Auffressen im
Tierreich ein Ende nehme. Die Herren werden selbst nicht sagen
wollen, dass sie an die Besserung des Tigers ernstlich geglaubt
haben. Daran kann kein Vernünftiger zweifeln, dass, was immer man
dem Zaren gesagt haben mag, niemand die Haager Ideen im Innersten
mehr verhöhnt und belächelt hat, als die schlauen und gewalttätigen
Verächter aller Rechte, die die Petersburger Politik leiteten.

		Zugegeben werden muss freilich, dass die Friedensfreunde kaum
anders handeln konnten, als sie taten. Wenn eine Grossmacht sich
überhaupt bereit fand, für ihre Sache einzutreten, so mussten sie
es annehmen, ohne sich den ehrlichen Spender allzu genau anzusehen.
Sie mussten sich sagen: auch die Kraft, die das Böse will, kann das
Gute schaffen; zum mindesten kommt es zu öffentlichen Kundgebungen,
zu Erörterungen, und die Sache wird irgendwie gefördert. Sie
konnten schwerlich erklären, dass sie mit dem Friedensmanifest des
Zaren nichts zu tun haben wollten, konnten, was die Einsichtsvollen
unter ihnen auch denken mochten, die verdächtige Unterstützung
nicht ablehnen; ja, [bookmark: page65] sie waren genötigt, sie mit allen
Freudenbezeichnungen anzunehmen.

		Indem sie das taten, öffneten sie aber auch dem, was an der
ganzen Veranstaltung politische Komödie war, alle Türen. Man macht
keine Kompromisse, ohne etwas aufzugeben.

		Der wesentliche Vorgang war nun der folgende: drei Grossmächte,
Russland, Frankreich und England, oder richtiger gesprochen, eine
Reihe ihrer Minister und offiziellen Vertreter, troffen von
Friedensbeteuerungen, und dafür werden sie vom Verfasser des Buches
«J'accuse» reichlich belobt. Dieselben Grossmächte sandten auch
nach dem Haag Vertreter, die warm für Rüstungsbeschränkungen und
Schiedsgerichte eintraten.

		Zwei andere Grossmächte, das Deutsche Reich und die
österreichisch-ungarische Monarchie zeigten sich weniger begeistert
und liessen sich durch Delegierte vertreten, die in so und so
vielen Punkten scharf widersprachen.

		Dies ist der Vorgang auf der Bühne des Kongresses.

		Sieht man sich die Sachlage genauer an, so zeigt sich etwas
höchst Eigentümliches; gerade diejenigen Mächte, die von
Friedensliebe troffen, wie warm gesalbte Athleten von Oel, die
haben in den letzten vierundvierzig Jahren Krieg auf Krieg geführt
und ungeheure Ländergebiete erobert, Verträge gebrochen, Völker
niedergetreten – ja, zwei davon, England und Russland, haben
ihre grössten mörderischesten Eroberungskriege gerade zwischen den
beiden Friedenskongressen geführt; die dritte Macht, Frankreich,
hat sogar während des einen Kongresses einen Eroberungsfeldzug
nicht unterbrochen!!

		In den letzen vierundvierzig Jahren, also seit der Gründung des
Deutschen Reiches, hat Russland zwei grosse und eine ganze Reihe
blutiger kleinerer Kriege geführt, hat einen Teil der europäischen,
ein riesiges Stück der asiatischen Türkei, [bookmark: page66] fast ganz Zentralasien,
grosse Stücke von China weggenommen, all dies unter Gräueln ohne
Ende, bis es zwischen den beiden Haager Konferenzen zum letzten
blutigsten Krieg, dem mit Japan kam. In derselben Zeit hat
Frankreich ein ungeheures Reich in Nordafrika und Zentralafrika
erobert, weiter Tonking, Annam und Madagascar, fast immer unter
furchtbarem Blutvergiessen. Man lese das Buch eines Mannes, der
daran teilgenommen: «La gloire du sabre» von Paul Vigné
d'Octon.

		England hat in dieser Zeit schwere Kriege gegen Afghanistan
geführt, Aegypten und den Sudan in sehr ernsten Feldzügen erobert,
Birma und grosse Gebiete in Südafrika besetzt und zwischen zwei
Haager Konferenzen die Burenstaaten unterjocht.

		In diesem Sinn schrieb Baron Greindl am 30. Mai 1908 an den
belgischen Minister des Aeussern, Herrn Davignon: «Les déclarations
pacifistes obligées signifient bien peu de chose émanant de trois
puissances qui comme la Russie et l'Angleterre viennent, avec des
succès divers, d'entreprendre sans autre raison que le desir de
s'agrandir et même sans prétexte plausible, les guerres de conquête
de la Mandchourie et du Transvaal, ou qui comme la France procède
en ce moment même à l'envahissement du Maroc au mépris de promesse
solennelles et sans autre titre que la cession des droits de
l'Angleterre qui n'en possédait aucun. Ce sont les mêmes puissances
qui en compagnie des Etats-Unis sortant à peine de la guerre de
spoliation contre l'Espagne, se sont montrées ultra-pacifistes à la
Haye.»

		Wörtlich: «Die obligaten friedensfreundlichen Erklärungen wollen
recht wenig bedeuten, wenn sie von drei Mächten ausgehen, die, wie
Russland und England, soeben mit allerdings ungleichem Erfolg, aber
ohne jeden andern Grund als den Wunsch nach Gebietsvergrösserung
und sogar ohne jeden annehmbaren Vorwand die Eroberungskriege in
Transvaal [bookmark: page67]
und in der Mandschurei geführt haben, oder wie Frankreich im
gleichen Augenblick unter Missachtung feierlicher Versprechungen in
Marokko eindringen, ohne jeden andern Rechtsgrund, als dass England
ihm dort Rechte abgetreten, die es gar nicht besass. Das sind
dieselben Mächte, die sich in Gesellschaft der Vereinigten Staaten,
die ihrerseits frisch vom Raubkrieg gegen Spanien kamen, im Haag
ultra-pazifistisch gezeigt haben.»

		Man müsste über die ungeheure Dummheit und Blindheit der Welt,
der sogenannten öffentlichen Meinung, erstaunen, die immer nur auf
die schönen, auf der Bühne gesprochenen Worte hört und sich
um die allein beweisenden Taten nicht kümmert, hätte nicht
ein allzugrosser Teil dieser Welt ein so starkes Interesse daran,
so zu tun und die andern zu täuschen.

		Im gleichen Zeitraum hat das Deutsche Reich überhaupt keinen
Krieg geführt, sondern durch vierundvierzig Jahre Frieden gehalten,
hatte die Kolonien, die es in dieser Zeit erwarb, durch friedlichen
Vertrag erworben, und infolgedessen auch im Vergleich zu den drei
andern Grossmächten ausserordentlich wenig erhalten, da Bismarck
einen Kampf um einer Kolonie willen ein für allemal nicht wollte.
Oesterreich-Ungarn hatte nur die Besetzung von Bosnien und der
Herzegowina durchgeführt und dies mit ausdrücklicher Zustimmung
aller Mächte: und auch das lag im Jahre 1914 schon um
sechsunddreissig Jahre zurück. [bookmark: text8]F8

		[bookmark: page68] Und
dennoch sind sie die Störenfriede gewesen und alle, die nicht
denken, oder nicht denken wollen, zeigen heute mit den Fingern auf
sie und sagen: da konnte man sehen, wer es mit dem Frieden
aufrichtig meinte! Denn aufrichtig ist für die Leute immer der, der
das spricht, was sie gerne hören, wenn er auch gleichzeitig
das Entgegengesetzte tut.

		Ob es politisch klug war, auf dem Kongress so aufzutreten, ist
eine ganz andere Frage. Schlauere Leute hätten genau wie die andern
von Frieden und Freiheit und Fortschritt gesprochen. Das kostet so
wenig und macht so beliebt! Und es gibt so viele Wege, einen
unangenehmen und schädlichen Vorschlag zu Fall zu bringen, während
man scheinbar begeistert zustimmt. Zwar liegt das dem deutschen
Wesen nicht: man ist eher brutal aufrichtig als fein verlogen.

		Ich möchte hier nicht missverstanden werden. Auch an der
Ehrlichkeit der andern Kongressvertreter, zum mindesten ihrer
grossen Mehrzahl, ist gar nicht zu zweifeln. Wozu gäbe es eine
Arbeitsteilung? Wer eine Lüge in der Welt verbreiten will, der kann
gar nicht zweckmässiger handeln, als sie durch jemanden verkünden
zu lassen, der selbst daran glaubt. Es handelt sich nur um die
Regierungen, die hinter den Delegierten standen.

		Und da lag die Sache so: nicht nur dass ihre Taten ihren Worten
vollkommen widersprachen und sie zum hohlen und verlogenen Schein
machten: diese Regierungen hatten vor allem ein ausserordentliches
Interesse an gewissen Rüstungsbeschränkungen, nur dass dieses
Interesse durchaus kein Friedensinteresse, sondern im Gegenteil ein
Kriegsinteresse [bookmark: page69] war! Die Rüstungen des Dreiverbandes waren
denen der Zentralmächte zu Lande und mehr noch zu Wasser ungeheuer
überlegen. Je weiter indessen die Einkreisung Deutschlands
vorschritt, desto mehr musste es sich der Gefahr bewusst werden,
und bei der Energie, der Organisation, dem raschen Emporwachsen
deutscher Machtentfaltung, musste man fürchten, dass bei allseitig
steigenden Rüstungen, die quantitativen Vorteile des Dreiverbandes
auf der andern Seite zwar nie ganz, aber doch in mancher Hinsicht
ausgeglichen würden.

		Noch im Jahre 1914, als die Entwicklung ohne
Rüstungsbeschränkung fortgeschritten war, betrug die Stärke der
europäischen Heere (nach Hauptmann Rottmanns «Heere und Flotten
aller Staaten der Erde» (XIII. Jahrgang):

		

	Deutsche Armee:
	Friedensstand
	781,000
	Mann
	Kriegsstärke
	4,500,000



	Oest.-Ung.
	"
	414,000
	"
	"

mit Landsturm
	3,720,000



	 
	 
	________
	 
	 
	________



	 
	Zusammen
	1,195,000
	"
	Kriegsstärke
	8,220,000



	 
	 
	 
	 
	 
	 



	Französ.
	Friedensstand
	760,000
	"
	Kriegsstärke
	4,600,000



	Englische
	"
	285,000
	"
	"
	730,000



	Russische
	"
	1,850,000
	"
	"
	7,400,000



	 
	 
	________
	 
	 
	________



	Gesamtstärke der

Armeen

der Triple-Entente
	Friedensstand
	2,895,000
	
	"
	12,730,000





		Bei der deutschen Kriegsstärke ist die
höhere, beim französischen Friedensstand die
geringere Angabe der Hübnerschen statistischen Tabellen
eingesetzt. Bei der Kriegsstärke ist der Landsturm
(Territorialmiliz, Reichswehr) durchweg mitberücksichtigt. Die
Kriegsstärke der englischen Armee wird in den Hübnerschen Tabellen
mit 1,072,000 angegeben.

		 

		Aus dieser Tabelle geht klar hervor, dass die Kriegsmacht der
Entente um mehr als 4 Millionen stärker war als die
Deutschlands und Oesterreichs-Ungarns. Italien brauchen wir
angesichts der Kriegsergebnisse nicht in Betracht zu ziehen.
[bookmark: text9]F9

		[bookmark: page70] Die
auffälligste Tatsache, die sich aus diesen Ziffern ergibt, ist die,
dass der Friedensstand der Triple-Entente, also der Teil der
Kriegsmacht, der den Kern jedes stehenden Heeres und den
beständigen und kostspieligsten Teil der Kriegsrüstung bildet,
beinahe dreimal so stark war als der der beiden
Zentralmächte, Deutschland und Oesterreich-Ungarn.

		Genau das gleiche gilt von den Kosten der Rüstungen.

		Die Gesamtausgaben Frankreichs für Heereszwecke von 1873 bis
1912 berechnete der Berichterstatter der französischen Kammer, der
Deputierte Tissier, auf 38 Milliarden und hob rühmend hervor, dass
sie die vom Deutschen Reich in derselben Zeit gemachten
Aufwendungen um 4 Milliarden überstiegen. Dass die russischen
Ausgaben die Oesterreich-Ungarns um ein Vielfaches übertrafen,
braucht nicht erst belegt zu werden.

		Das Verhältnis der Flottenstärke war:

		

	Im Jahr:
	1899
	1906
	1914 [bookmark: text10]F10



	 
	Einheiten
	Einheiten
	Einheiten



	England
	138
	162
	127



	Frankreich
	64
	86
	47



	Russland
	44
	27
	14



	 
	_______
	_______
	_______



	 
	246
	285
	188



	 
	 
	 
	 



	Deutsches Reich
	28
	56
	63



	Österreich-Ungarn
	12
	20
	18



	 
	_______
	_______
	_______



	 
	40
	76
	81



	 
	 
	 
	 



	Italien [bookmark: text11]F11
	20
	36
	23





		[bookmark: page71] Im
Jahre 1899, zur Zeit des ersten Kongresses, waren die Kriegsflotten
Deutschlands und Oesterreich-Ungarns noch so gering, dass sie neben
denen Englands und Frankreichs kaum ernstlich in Betracht
kamen.

		Man sieht ohne weiteres, welch ausserordentliches Interesse die
Mächte der Entente an Rüstungsbeschränkungen hatten, durch die ihre
Uebermacht dauernd erhalten worden wäre, ohne dass sie gezwungen
waren, weitere Ausgaben dafür zu machen. Selbst wenn man Italien
beim Dreibund mitzählt, blieb diese Uebermacht eine ungeheure; sie
betrug dann zu Lande noch immer über eine Million, für die Flotte
mindesten 84 Einheiten. Dass indessen auf Italien kaum oder nur in
ganz besonderen, nicht wahrscheinlichen Fällen zu rechnen war, das
wussten nicht nur die Eingeweihten in Oesterreich und Deutschland –
das wusste man auf der andern Seite, in England, Frankreich und
Russland noch viel besser. «Depuis bien longtemps on ne se fait
plus aucune illusion à Berlin ni à Vienne sur le concours éventuel
de l'Italie», schrieb der Gesandte am Berliner Hof, Baron Greindl,
bereits am 17. April 1909 – und im Juliheft des Jahrganges 1911 der
«Nineteenth Century and After», spricht der frühere englische
Schiffbaudirektor, Sir William H. White in einem Artikel «The Naval
Outlook» seine feste Ueberzeugung aus, «dass die italienische
Marine niemals gegen die englische Marine kämpfen wird», und bittet
den Leser «im Auge zu behalten, dass, wenn er die italienische
Flotte in einer hypothetischen antienglischen Kombination
mitgezählt hat, dies lediglich aus statistischen Gründen geschehen
ist».

		Nur nebenbei sei hier bemerkt, dass der Verfasser auf Seite 31
angesichts dieser Ziffern mit seiner gewohnten frivolen
Leichtfertigkeit schreibt, dass «unsere (die deutschen) Rüstungen
grösser und umfassender waren als in irgend einem Lande der
Welt!»

		Und angesichts dieser Ziffern wird jetzt in allen Blättern
[bookmark: page72] der Entente
unaufhörlich die Lüge wiederholt, Deutschland habe während der
vierundvierzig Jahre seines Bestandes sich mit nichts anderem
beschäftigt, als dass es heimlich und planvoll den Krieg
vorbereitete!

		Es musste eben etwas geschehen, die neben den nicht endenden
Kriegen der Entente schwer ins Gewicht fallenden vierundvierzig
deutschen Friedensjahren um ihre überzeugende Wirkung zu
bringen.

		Die deutsche Armee und Flotte, der deutsche Generalstab, das
deutsche Offizierskorps waren besser organisiert und vorgebildet,
weil man in Deutschland eben alles besser und gewissenhafter
organisierte und durchführte. Auch der deutsche Handel, der
Unterricht, der Verkehr, das Postwesen, die Hygiene in Deutschland
waren besser organisiert, so dass man aus der Vortrefflichkeit all
dieser friedlichen Einrichtungen ebenso gut schliessen könnte,
Deutschland habe den Weltfrieden vorbereitet wie aus der
Vorzüglichkeit der kriegerischen Einrichtungen die Vorbereitung des
Weltkriegs. Selbst die gewaltige
artilleristische Vorbereitung der deutschen Heere, die ihnen gleich
zu Beginn des Krieges eine ausserordentliche Überlegenheit gab,
beruhte nicht auf besonderen kriegerischen Absichten, sondern nur
auf besserer theoretischer Erkenntnis. Gabriel Hanotaux erinnert in
seiner Geschichte des Krieges daran, dass einer der ersten
französischen Fachmänner, der General Langlois noch im Jahre 1908
die schweren Geschütze für eine überflüssige Belastung des
Feldheeres erklärte und für die gesamte Artillerie lediglich eine
einzige Art leichter Schnellfeuerkanonen von einheitlichem Kaliber
forderte. Er meinte, Frankreich würde dadurch «um ein Drittel
weniger Kanonen brauchen als Deutschland, weil dieses noch an den
langsam schiessenden schweren Geschützen festhalte.»

Wohl war auch in Frankreich ein anderer Militärschriftsteller, der
Oberst Colin, für schwere Feldgeschütze und vor allem für
unendliche Munitionsmengen eingetreten. Man hatte jedoch nicht auf
ihn gehört, nicht weil man aus Friedensliebe weniger rüsten wollte,
sondern weil man eine falsche Theorie hatte.

Auch dass die Heere des Dreiverbands trotz ihrer ungeheuren
zahlenmässigen Ueberlegenheit, die bereits 1914 bestand, immer
wieder geschlagen wurden, der Wunsch solch unbegreifliche
Niederlagen zu beschönigen, mochte zur Verbreitung der Weltlüge von
der Vorbereitung des Weltkrieges durch die Deutschen, die die
andern Völker in ihrer friedlichen Nichtrüstung überfallen wollten,
beigetragen haben. [bookmark: page73] Alle Grossmächte rüsteten nach Kräften und die
der Entente weit stärker als die der Zentralmächte. Könnte man also
aus Rüstungen überhaupt auf die Absichten schliessen, so müsste man
daraus auf die stärkeren kriegerischen Absichten der
Dreiverbandsgruppe schliessen, nicht aber umgekehrt.

		In Deutschland und Oesterreich aber wäre man angesichts dieser
Sachlage und dieser Politik, angesichts der unendlich gefährdeten
geographischen Lage wahnsinnig gewesen, wenn man auf die
Abrüstungsvorschläge eingegangen wäre. Gewiss, niemand konnte
sagen, dass es zum Kriege kommen musste, niemand konnte bestimmt
behaupten, dass die englische Regierungspolitik, die die
Einkreisung vollzog, nicht einer andern Politik weichen konnte,
falls der Krieg nicht dazwischen kam; aber so lange diese Politik
andauerte, so lange die Länder auf der andern Seite eine so
furchtbare Uebermacht darstellten, hätten Staatsmänner, die nicht
nach Kräften gerüstet hätten, vor einen Gerichtshof gehört.

		Man braucht ja nur die Karte anzusehen, man braucht nur einen
statistischen Atlas zu befragen:

		England, Russland und Frankreich verfügten über den grössten
Teil der Erde, über eine Menschenzahl von 653 Millionen, dazu kamen
noch Japan und Serbien, sowie Montenegro mit 63 Millionen, Italien
war zweifelhaft. Deutschland und Oesterreich zählten 123 Millionen
Menschen und konnten mit einiger Sicherheit nur auf die 15
Millionen Menschen zählende Türkei rechnen; ihr kleines Gebiet lag
mit grösstenteils ungeschützten Grenzen in der Mitte dieser
kolossalen [bookmark: page74] Mächte, die sie erdrücken konnten, ihre
Heere waren um fast 5 Millionen kleiner, ihre Flotten betrugen
zusammen kaum ein Viertel der andern, ihre Menschenreserve nicht
einmal so viel – sie wären verloren gewesen, wenn sie nicht aufs
äusserste gerüstet hätten!

		Das alles haben auch auf der Gegenseite Vernünftige eingesehen,
wenigstens vor dem Krieg. Wenige Monate vor seinem Ausbruch schrieb
Marcel Sembat: «Die Deutschen fühlen, dass wir auf der Lauer
liegen, um die Gelegenheit zu benützen, die uns den Sieg
verspricht. Haben sie wirklich ganz Unrecht? frage ich jeden
Franzosen, der aufrichtig ist. Wagt ihr zu sagen, dass sie Unrecht
haben?... Und dann? Begreift ihr, dass diese Möglichkeit allein
Grund genug für Deutschland ist, sich nicht selber zu schwächen?
Und daraus entsteht jener Krieg im Frieden, jener Rüstungskampf,
der die unvermeidliche Folge des gegenwärtigen europäischen
Bündnissystems ist.»

		Das Gleiche, was von den Rüstungsbeschränkungen gilt, gilt auch
von der Frage der Schiedsgerichte. Es kann an sich keinen schöneren
Gedanken geben. Nur mussten die Zentralmächte nach der politischen
Lage und nach dem Verhalten der Ententemächte unbedingt annehmen,
dass die Sache – wiederum nicht von den Delegierten, aber von den
Regierungen! – unehrlich gemeint war und nur, wenn die Gelegenheit
kam, gegen sie ausgespielt werden sollte. Der Beweis kam noch im
selben Jahr. Der – von der russischen Regierung – gestellte Antrag
war, dass eine obligatorische Schiedsgerichtsbarkeit eingeführt
werden, aber all jene Fälle, in denen es sich um «Lebens- und
Ehrenfragen» handelte, davon ausgeschlossen bleiben sollten.
Angenommen wurde die fakultative Schiedsgerichtsbarkeit.

		Der Kongress war noch kaum recht zu Ende – er wurde am 29. Juli
1899 geschlossen – da begann der Transvaalstreit: Nun, am 9.
Oktober 1899, forderte der Präsident Paul Krüger, [bookmark: page75] dass England die
Streitigkeiten einem Schiedsgericht unterstelle, und am 17. Oktober
1899 lehnte das englische Parlament mit 322 gegen 54 Stimmen in
dieser Frage, die zwar eine wichtige Herrschafts- und
Eroberungsfrage, aber wahrhaftig keine Lebens- und Ehrenfrage für
England war, das Schiedsgericht ab und beschloss den Krieg!

		Wenige Jahre später, im Januar 1904, als der russischjapanische
Streit drohend wurde, da versuchte der japanische Minister des
Aeussern, Marquis Ito, ihn durch französische Vermittlung zu
schlichten. « [bookmark: text13]F13 Er hatte keinen Erfolg. Man hat auch nichts
davon gehört, dass Russland in dieser Frage, die noch viel weniger
eine Lebens- und Ehrenfrage war, ein Schiedsgericht angerufen
hatte. Der Krieg hätte, – wie man weiss, sehr zum Heile Russlands,
– vermieden werden können. Warum machte denn weder die englische
noch die russische Regierung von der, von ihr selbst beantragten
und auf dem Kongress beschlossenen, fakultativen
Schiedsgerichtsbarkeit Gebrauch, wenn sie es ehrlich gemeint
hatten?

		Und warum verschweigt der kenntnisreiche und loyale Autor all
dies?

		Wie recht die Vertreter der Zentralmächte hatten, dass die
Anträge nur gestellt wurden, um sie gegebenen Falls gegen sie
auszuspielen, während keine der Ententeregierungen auch nur
entfernt daran dachte, sich selbst daran zu halten, das beweisen
diese beiden Fälle, verbunden mit den Vorgängen im Sommer 1914.

		Das Deutsche Reich, das schon 1885 seinen Streit mit Spanien
über den Besitz der Karolinen freiwillig dem Schiedsspruch des
Papstes unterworfen hatte, hat auch seither für Fragen, die nicht
Lebensfragen sind, eine Reihe von Schiedsverträgen abgeschlossen.
Dass es jene, in keiner Weise ernst gemeinten Anträge nicht annahm,
war einfache Vorsicht. [bookmark: page76]

			[bookmark: foot7]In Kurt
Grelling's Schrift «Anti-J'accuse», Zürich, Orell Füssli
1916.
	[bookmark: foot8]Im ganzen
Verlauf des neunzehnten Jahrhunderts hatte Deutschland, das
gegenwärtige Deutsche Reich, überhaupt nur zwei Gebiete durch
Eroberung gewonnen, die beide durch Jahrhunderte zu Deutschland
gehört hatten, und von denen das eine Elsass-Lothringen zu 85%
deutsch (und kaum 15% französisch) ist, das andere
Schleswig-Holstein zu 92% deutsch (und zu 8% dänisch) ist. Dies für
die Vertreter des Nationalitätenprinzips. Denn die inneren Kriege
Deutschlands sowie der Krieg zwischen Deutschland und Oesterreich,
die damals noch in einem Staatsgebilde vereint waren, sind nicht
Eroberungskriege, sondern genau in gleicher Weise Einigungskriege
gewesen, wie die Frankreichs und Englands in früheren, die Italiens
im neunzehnten Jahrhundert waren, bei denen gleichfalls die Gebiete
von Teilkönigen und Feudalfürsten weggenommen werden mussten, um
die nationale Einigung zu erzielen.
	[bookmark: foot9]Italien. Armee: Friedensstand 250,000,
Kriegsstärke (mit der fragwürdigen Territorialmiliz)
3,400,000.
	[bookmark: foot10]Die niedrigeren
Zahlen dieses Jahres erklären sich daraus, dass Weyers «Taschenbuch
der Kriegsflotten», dem die Angaben entnommen sind, für dieses Jahr
nur die Einheiten zum Vergleich heranzieht, die jünger als zwanzig
Jahre sind.
	[bookmark: foot11]Italiens Flotte ist nicht
mitgezählt, weil es im Fall eines Krieges mit England, erst kraft
einer ausdrücklichen Klausel im Dreibundvertrag und später wegen
seiner politischen Wendung zur Entente, nicht mehr in Frage kam. S.
darüber auch die auf der folgenden Seite angeführten Äusserungen
Sir William White's.
	[bookmark: foot12]Selbst die gewaltige
artilleristische Vorbereitung der deutschen Heere, die ihnen gleich
zu Beginn des Krieges eine ausserordentliche Überlegenheit gab,
beruhte nicht auf besonderen kriegerischen Absichten, sondern nur
auf besserer theoretischer Erkenntnis. Gabriel Hanotaux erinnert in
seiner Geschichte des Krieges daran, dass einer der ersten
französischen Fachmänner, der General Langlois noch im Jahre 1908
die schweren Geschütze für eine überflüssige Belastung des
Feldheeres erklärte und für die gesamte Artillerie lediglich eine
einzige Art leichter Schnellfeuerkanonen von einheitlichem Kaliber
forderte. Er meinte, Frankreich würde dadurch «um ein Drittel
weniger Kanonen brauchen als Deutschland, weil dieses noch an den
langsam schiessenden schweren Geschützen festhalte.»

Wohl war auch in Frankreich ein anderer Militärschriftsteller, der
Oberst Colin, für schwere Feldgeschütze und vor allem für
unendliche Munitionsmengen eingetreten. Man hatte jedoch nicht auf
ihn gehört, nicht weil man aus Friedensliebe weniger rüsten wollte,
sondern weil man eine falsche Theorie hatte.

Auch dass die Heere des Dreiverbands trotz ihrer ungeheuren
zahlenmässigen Ueberlegenheit, die bereits 1914 bestand, immer
wieder geschlagen wurden, der Wunsch solch unbegreifliche
Niederlagen zu beschönigen, mochte zur Verbreitung der Weltlüge von
der Vorbereitung des Weltkrieges durch die Deutschen, die die
andern Völker in ihrer friedlichen Nichtrüstung überfallen wollten,
beigetragen haben.
	[bookmark: foot13]Revue hebdomadaire» vom 27.
April 1907.


	
		
		V. Die deutsche Flotte

		In diesem Zusammenhang muss die Frage der Flotten und der
Flottenvermehrung, wie ihrer vielbesprochenen Einschränkungen
behandelt werden, über die der Autor wiederum, auf Grund
oberflächlicher Lektüre und vollkommener Unkenntnis in allem
Wesentlichen, zu seinen so sicheren Urteilen gelangt.

		Er stellt zunächst den überraschenden Satz auf, dass zwischen
England und Deutschland kein wirklicher Interessengegensatz
bestand. Heute, da die ganze Welt infolge dieses
Interessengegensatzes eine so furchtbare Erschütterung durchmacht,
lässt sich solch ein Ausspruch schwer auch nur in halbwegs
höflicher Weise kennzeichnen. Oder der Verfasser spielt absichtlich
mit Worten. Selbstverständlich wäre es das Kulturinteresse beider
Völker gewesen, sich zu vertragen und den Frieden zu bewahren, aber
in einer kaufmännisch organisierten Welt, in der alle materiellen,
wie geistigen Güter ihren Preis haben, hätte England dann die
kommerzielle Ueberflügelung durch Deutschland – die im Aussenhandel
nahezu vollzogen war, auf andern Gebieten, vor allem auf dem der
Grösse der Handelsflotten, sich unaufhaltsam vollzog – ruhig
hinnehmen müssen.

		Dazu hätte England mit all seinen Ueberlieferungen brechen
müssen, denn das hatte es im Laufe der Geschichte noch niemals
getan. In einer preisgekrönten Schrift schreibt ein englischer
Seeoffizier im «United Service Magazine«: «Wir ziehen nicht in den
Krieg aus sentimentalen Gründen. Ich bezweifle, dass wir dies
jemals taten. Krieg entsteht aus [bookmark: page77] Handelsstreitigkeiten: sein Ziel ist, dem
Gegner jene Handelsbedingungen durch unser Schwert aufzuzwingen,
welche wir für den Vorteil unseres Handels für notwendig erachten.
Wir machen die verschiedensten Kriegsursachen geltend, aber der
Handel ist der wesentliche Grund, der sich hinter allen andern
verbirgt. Ob der Krieg zur Verteidigung oder zum Erwerb einer
strategischen Position geführt werde, ob ein Vertragsbruch oder
sonst etwas den Anlass bildet, alle diese Ursachen führen auf den
Handel als ihre gemeinsame Wurzel zurück, aus dem einfachen und
zwingenden Grunde, weil der Handel unser Lebensblut ist.» Das ist
eine Theorie, und würde noch nichts beweisen – wenn nicht England,
das heisst die englischen Regierungen, auf die es ankam und
ankommt, zu allen Zeiten genau nach dieser Theorie gehandelt
hätten. Nach diesem Grundsatz wurde im 16. und anfangs des 17.
Jahrhunderts der spanische Handel bekämpft, im 17. die Holländer,
die den Welthandel übernommen hatten, niedergekämpft, und als
Frankreich die Vormacht in Europa wurde, wendete sich die englische
Politik sofort gegen dieses Land: «Die einzige Gefahr, die England
zu fürchten hat», sagte der ältere Pitt – Lord Ghatham – im 18.
Jahrhundert, «entsteht an dem Tage, der Frankreich als grosse See-,
Handels- und Kolonialmacht sieht». Und Frankreich wurde
niedergekämpft, seiner Kolonien beraubt, seine Handelsflotte mehr
oder minder vernichtet. Nun war Deutschland an der Reihe. Im Herbst
1904 schrieb die «Army and Navy Gazette» in einem schon erwähnten
Artikel: «Wir haben schon einmal einer Flotte das Lebenslicht
ausblasen müssen, von der wir Grund hatten, zu glauben, dass sie zu
unserm Schaden verwendet werden könnte. Es fehlt in England, wie
auf dem Festland nicht an Leuten, die die deutsche Flotte für die
einzige und wirkliche Bedrohung des Friedens in Europa halten. Sei
dem wie es wolle, wir wollen nur darauf hinweisen, dass der
gegenwärtige Augenblick für unsere Forderung, dass [bookmark: page78] diese Flotte nicht
weiter vergrössert werde, besonders günstig ist.» Vielleicht am
schärfsten hatte schon vor hundertfünfzig Jahren ein englischer
Staatsmann, der Lord Kanzler Philip Yorke Lord Hardwicke, im
englischen Parlament den wesentlichen Grundsatz englischer äusserer
Politik ausgesprochen: «Wenn unser Wohlstand zurückgeht, so ist es
an der Zeit, den Handel derjenigen Nation zu vernichten, die uns
von den Märkten verdrängt hat, indem wir ihre Schiffe vom Weltmeer
treiben und ihre Häfen blockieren.» Dieser Grundsatz ist von allen
englischen Regierungen befolgt worden, bereits vor Lord Hardwicke,
zu dessen Zeit und nach ihm bis auf den heutigen Tag.

		Wenn angesichts solcher, von so vielen Seiten verkündeten
Lehren, so vieler Taten der Vergangenheit, in denen diese Lehren
genau befolgt wurden, so vieler Aussprüche und Anzeichen der
Gegenwart, angesichts einer Politik, die auf der ganzen Erde dem
Deutschen Reiche feindselig entgegentrat und ein Netz von
feindlichen Bündnissen und Abmachungen um es herum legte, wenn
angesichts der ungeheuren Uebermacht zu Land und zu See, die
Deutschland bedrohte, friedensfreundliche Leute, wie etwa jüngst
Otfried Nippold in der «Neuen Zürcher Zeitung» vom 16. September
1915 wiederholen: «wer solches glaube, der stehe im Banne
militaristischer Anschauungen und Suggestionen; und diese
Mentalität, die sich Deutschland nur gerüstet und auf der Wacht vor
angeblichen oder eingebildeten Gefahren vorstellen kann, sei eben
das, was man als den Geist des Militarismus bezeichnet», so ist das
ungefähr so sinnvoll, wie wenn jemand schriebe: «Die Mentalität,
die ihr Haus gegen Feuer versichert, ist das, was man als Geist der
Brandstiftung bezeichnet.» Man kann den, der solches schreibt, für
einen guten, braven und wohlmeinenden Mann halten, aber historisch
und politisch ist er entweder unwissend, oder, wenn er wissend sein
sollte, mit Willen blind.

		[bookmark: page79] Gewiss hat
es auch in England solche brave und wohlmeinende Leute und ehrliche
Friedensfreunde gegeben – es haben ja Versammlungen und
Kundgebungen gegen den Krieg mit Deutschland noch Ende Juli 1914
stattgefunden, – nur hatten diese Leute nicht die Macht, den Krieg
zu verhindern. Vielleicht waren sie sogar in der Mehrzahl, aber man
hatte Mittel, sie in letzter Stunde für den Krieg zu gewinnen. Dazu
hatte man die vorausgesehene, in die Berechnungen sorglich
einbezogene Verletzung der belgischen Neutralität durch
Deutschland. [bookmark: text14]F14 Leider ist niemand leichter zu nasführen als ideal
gesinnte Personen, und niemand ist besser geübt, sie zu nasführen,
als erfahrene Politiker, besonders in parlamentarisch regierten
Ländern.

		Und all die Forderungen nach einer Einschränkung der deutschen
Flotte – wie schöne Worte auch bei Banketten und sonst in der
Oeffentlichkeit darüber gebraucht werden mochten – hatten in
Wirklichkeit den Grund, den die «Armyand Navy Gazette» aussprach,
«eine Flotte zu vernichten» – oder doch in ungefährlicher Schwäche
zu erhalten – «die gegen uns gebraucht werden könnte».

		Warum hat die englische Regierung nie gegen andere Flotten und
ihre Verstärkung etwas einzuwenden gehabt? In den neunziger Jahren
des vorigen Jahrhunderts war eine Zeit lang die italienische Flotte
die zweitstärkste gewesen; lange Zeit hindurch war es die
französische. Als das erste deutsche Flottengesetz im Jahre 1899 im
deutschen Reichstag eingebracht wurde, das in England so peinliches
Aufsehen erregte, war die deutsche Flotte erst halb so gross wie
die französische. Als 1900 die neue Flottenvorlage kam, brachte
der französische Marineminister de Lanessan gleichzeitig eine
französische Flottenvermehrung ein – in England protestierte man
nur gegen die deutsche, obwohl die [bookmark: page80] Entente Cordiale noch nicht wirklich
vollzogene Tatsache war; den Bau der japanischen, wie der
spanischen Flotte unterstützte man mit Geld, den «Wiederaufbau der
russischen Flotte, die man durch Japan in Ostasien hatte vernichten
lassen, begrüsste man nach der Annäherung mit Freuden – gegen die
sehr starke amerikanische Flotte hatte man nichts einzuwenden –
immer nur gegen die deutsche. Das fiel schon vorher andern auf. «A
enlendre les orateurs qui onl discuté à Londres la question de
savoir ce que doivent être les forces navales de l'Angleterre pour
parer à tout danger, il semblerait qu'en dehors de la Grande
Bretagne, l'Allemagne soit la seule puissance entretenant une
marine de guerre», schrieb Baron Greindl an Herrn Davignon am 22.
März 1909, «Wenn man die Redner hört, die in London die Frage
erörtert haben, wie gross die englischen Seestreitkräfte sein
müssen, um jeder Gefahr begegnen zu können, so müsste man glauben,
dass Deutschland die einzige Macht ist, die ausser England noch
eine Kriegsmarine unterhält.» Will man erwidern: man war eben auch
in England misstrauisch, und traute dem militaristischen und
imperialistischen Deutschland Angriffspläne zu, so möchte ich jeden
Denkenden darauf aufmerksam machen, dass es einen grossen
Unterschied macht, ob England, – das die dreimal grössere Flotte
besass und seemächtige Bundesgenossen zur Seite hatte, dessen
Marinefachleute die Ueberzeugung aussprachen, die deutsche Flotte
in vierundzwanzig Stunden vernichten zu können, – sich misstrauisch
und vor einem deutschen Angriff besorgt stellte, oder ob
Deutschland, das die dreimal kleinere Flotte hatte und auf Seehilfe
nicht zählen konnte, einer Macht gegenüber misstrauisch war, die
bisher jede Handelsflotte vernichtet hatte, die ihrem Handel
gefährlich wurde, und sich dessen rühmte. Das Misstrauen der
englischen Regierung wird noch verdächtiger, wenn man sieht, mit
welchen Mitteln sie dafür sorgte, dass es im ganzen Lande geteilt
wurde. [bookmark: page81] So
erklärte der erste Lord der Admiralität anfangs 1909 im englischen
Parlament – um eine Forderung von acht grossen Schlachtschiffen
durchzusetzen – Deutschland werde im Frühjahr 1912 über 17
Dreadnoughts verfügen. Die Opposition widersprach nicht nur nicht,
sondern einer ihrer Redner überbot ihn und erwiderte, Deutschland
werde zu dieser Zeit 21 Dreadnoughts besitzen. In Wirklichkeit
konnte und sollte die deutsche Flotte im Herbst 1912 erst 13
Dreadnoughts zählen, und die deutsche Regierung berichtigte dies
auch sofort im Reichstag. Im englischen Parlament aber wurde von
dieser Berichtigung nie Erwähnung getan.

		Der wahre Grund all dieser Erscheinungen, der gespielten Angst
wie der Vorschläge, war eben der deutsche Handel und die
Handelsflotte. Italien, Frankreich mochten starke Flotten bauen:
sie waren keine Handelskonkurrenten. Die Vereinigten Staaten, die
bei ihren unbeschränkten Mitteln ihre Flotte verhältnismässig
leicht bis zur Grösse der englischen ausbauen konnten – was für
Deutschland unmöglich war – wurden nicht angefeindet; sie besassen
keine nennenswerte Handelsflotte, die sie zu schützen brauchten.
Aber das Deutsche Reich besass eine solche und musste an ihren
Schutz denken. Wenn daher der Verfasser auf Seite 79 fragt: «Was
würde Deutschland sagen und ganz Europa, wenn England als erste
Seemacht plötzlich beginnen würde, eine Landmacht auf die Füsse zu
stellen, welche über kurz oder lang der deutschen an Stärke gleich
kommen könnte?» so müsste man über solch eine Albernheit staunen,
wenn sie nicht dem Geist der ganzen Schrift entspräche.

		Ja, warum hatte denn bisher England keine Landmacht und
Deutschland keine Seemacht gebraucht? Doch nur, weil England ein
vor Landangriffen geschützter Inselstaat mit zahlreichen Kolonien
und ausgebreitetem Handel war, während Deutschland ein
Festlandsreich ohne nennenswerten Handel und Kolonien gewesen war,
das mit weitgedehnten, [bookmark: page82] von der Natur nicht geschützten Grenzen
zwischen mächtigen und kriegerischen Nachbarn lag. Von dem
Augenblick, in dem Deutschland Kolonien und die zweitgrösste
Handelsflotte besass, als es einen sehr bedeutenden Teil seiner
Ernährung und viele andere notwendige Stoffe auf dem Seeweg aus dem
Ausland bezog, brauchte es selbstverständlich eine Kriegsflotte, um
diese Kolonien, die Handelsflotte, die Nahrungs- und
Rohstoffversorgung sicherzustellen. Wenn England etwa in derselben
Zeit auf dem europäischen Festland grösseren Besitz gewonnen hätte,
so hätte es zum Schutz dieses Besitzes ein starkes Landheer
aufstellen müssen, wie Deutschland eine Seemacht begründen musste.
Die Lage Deutschlands hatte sich völlig geändert, die englischen
Verhältnisse nicht. Das Deutsche Reich war während der letzten
dreissig Jahren ein seefahrender Staat geworden, während England
kein Festlandsstaat geworden ist. Darum beweist die Frage des
Verfassers nichts weiter, als dass er, wie gewöhnlich, über die
Sache nicht nachgedacht hat, oder dass er seine Leser irreführen
will.

		Dass die deutsche Flotte nicht einmal gross genug war, Kolonien,
Handel, Nahrungs- und Rohstoffversorgung sicherzustellen, das hat
der Krieg deutlich bewiesen.

		Man kann auch sagen, dass einer der wesentlichen Gründe, weshalb
Italien im Weltkrieg vom Dreibund abfiel, die Angst vor der
englischen Flotte, das Bewusstsein der langen ungeschützten Küsten
des Landes war. Bis zum 4. August, dem Tag, an dem England dem
Deutschen Reich den Krieg erklärte, waren die italienischen
Nationalisten, die treibenden Kriegspartei des Landes, für den
Krieg an der Seite Deutschlands und Oesterreichs gewesen; wenige
Tage vorher hatten sie eine Deputation zum Ministerpräsidenten
Salandra geschickt, um die Erfüllung der Bundespflichten von ihm zu
fordern: am 4. August fielen sie um und erklärten sich für den
Krieg an der Seite Englands. [bookmark: page83] Wäre die deutsche Flotte gross genug gewesen,
Italien wäre nie zu den Feinden Deutschlands übergegangen.

		Wenn der Verfasser weiter erklärt, das deutsche Flottengesetz
und die Erhöhungen der deutschen Seemacht mussten England vor die
Alternative stellen, entweder die eigenen Rüstungen entsprechend zu
erhöhen oder ein Abkommen mit Deutschland zu treffen, so muss man
wieder fragen: warum mussten sie das? Warum muss ein Staat, der
selbst über eine ungeheure Uebermacht verfügt und Verbündete hat,
die für sich allein dem angeblichen Feind fast gleich stark sind,
warum muss der die Rüstung entsprechend erhöhen? Die Lage kann
unmöglich gleichzeitig so sein, dass man einen Feind in 24 Stunden
vernichten zu können glaubt und jedenfalls gewiss ist, ihm die
Meere sperren zu können, und dass man zugleich einen vernichtenden
Angriff von ihm fürchtet? Was heisst hier «entsprechend?» Der
Verfasser spricht davon, was England alles zu schützen hatte. Hatte
denn Deutschland nichts zu schützen? Wenn England eine so ungeheure
Seemacht erhalten musste, um seine grosse Handelsflotte und seine
starken Kolonien gegen die kleine deutsche Flotte zu schützen,
welche Flotte brauchte dann logischerweise Deutschland, um seine
schwachen Kolonien und seine gleichfalls sehr grosse Handelsflotte
vor der übermächtigen englischen Kriegsflotte zu schützen?

		Oder soll «entsprechend» das Zahlenverhältnis bezeichnen? Der
Verfasser behauptet, die Engländer hätten den Deutschen den
billigen Vorschlag gemacht, das Verhältnis der beiderseitigen
Flottenstärke möge ein für alle Male auf 16 zu 10 festgelegt
werden, andernfalls würde England stets zweimal so viel neue
Schiffe bauen wie Deutschland, so dass das Verhältnis sich sofort
zum Nachteil Deutschlands verschieben würde, abgesehen davon, dass
beide Mächte sich durch das Wettrüsten wirtschaftlich zu Grunde
richten mussten.

		[bookmark: page84] Dem
gemeinen Mann, sagt der Autor, werde die Weisheit der deutschen
Regierung, die diesen Vorschlag ablehnte, niemals einleuchten, denn
ein Klippschüler, der das Einmaleins gelernt hat, müsste diese
Rechnung verstehen.

		Allerdings, wenn sich die Sache so verhielte, und was der Autor
erzählt, wahr wäre! Aber wer dem «gemeinen Mann» – der
selbstverständlich von diesen Dingen und Fragen keine genaue
Kenntnis besitzt – solches Zeug vorredet, der betrügt ihn; nicht
nur, dass die englischen Vorschläge, wie immer sie formuliert sein
mochten, etwas ganz anderes bezweckten, als sie zu sagen schienen,
die ganze Sache überhaupt ist ein Märchen. Zunächst ist das
Zahlenverhältnis erlogen. Als England 1899 im Haag die erste
Flottenbeschränkung vorschlug, war die englische Flotte dreimal so
stark wie die deutsche; als es 1907 diesen Vorschlag zum zweiten
Mal machte, hatte sich das Verhältnis zwar – ein wenig –
verschoben, dafür aber hatte England gerade die ersten Dreadnoughts
und Schlachtkreuzer gebaut, also eine ganz neue und überlegene
Schiffsart, die Deutschland überhaupt nicht besass, und die in der
Seeschlacht die Entscheidung bringen mussten. Man sollte nun
wenigstens glauben, dass im Jahre 1912 – denn erst in diesem Jahre
war es, dass Mr. Churchill als erster Lord der Admiralität, das
Verhältnis 16 zu 10 in Vorschlag brachte – das bestehende
Verhältnis, wie die Welt aus diesem Vorschlag vermuten sollte,
wirklich 16 zu 10 war; aber davon war keine Rede, sondern es war 20
zu 10, das heisst, die englische Flotte war allein noch immer
zweimal so gross wie die deutsche!

		Vor allem aber ist es nicht wahr, dass dieser Vorschlag
von der deutschen Regierung abgelehnt wurde!

		Im Gegenteil, der Staatssekretär des Reichsmarinamts, Admiral
von Tirpitz, erklärte 1913 im deutschen Reichstag – in der
Budgetkommission in der ersten Hälfte des Februar und in der
Vollsitzung des Reichstags am 1. März – ausdrücklich, [bookmark: page85] er sei durchaus
bereit, das Stärkeverhältnis der deutschen zur englischen Flotte
dauernd mit 10 zu 16 festzusetzen, nur hätte zu diesem Zweck die
englische Flotte um eine grosse Zahl von Kriegsschiffen vermindert
oder die deutsche in beschleunigtem Mass ausgebaut werden müssen.
Herr Churchill musste dies auch einbekennen und tat es mit der
Verlegenheitsentschuldigung, er habe die nicht in den heimischen
Gewässern befindlichen englischen Kriegsschiffe und noch einige
andere nicht mitgezählt!

		So lag die Sache in Wirklichkeit, und der Autor zeigt sich hier
wie an fast jeder Stelle seines Buches als unwissender
Schwätzer.

		Man begreift durchaus, dass England immer wieder
Rüstungsbeschränkungen vorschlug. Wurden sie angenommen, so blieb
diese ungeheure Ueberlegenheit kostenlos bis zum Kriege bestehen.
Wurden sie abgelehnt, so hatte man wenigstens den Vorteil, dass der
Welt, die die Sachlage unmöglich übersehen konnte, England als
ehrlich friedensfreundlich, Deutschland aber als friedensfeindlich
erscheinen musste, was denn auch erreicht worden ist.

		Vom «gemeinen Mann», auch wenn er zu den Gebildeten gehört, wird
man nicht verlangen, dass er all diese Dinge weiss. Aber ich
glaube, jeder, auch der feindlich gesinnte, sofern er nur ehrlich
ist, wird zugeben, dass der «deutsche» Verfasser verpflichtet war,
die Tatsachen zu prüfen und wenigstens die geringe Mühe nicht zu
scheuen und eine Flottenstatistik nachzuschlagen, ehe er sein Buch
schrieb.

		Uebrigens würde selbst, wenn die Dinge so lägen, wie er sie
darstellt, sein Rechenexempel noch lange nicht stimmen. Denn wenn
der «gemeine Mann» auch eben so kenntnislos sein mag wie er, so
besitzt er vielleicht mehr gesunden Menschenverstand und sieht ein,
dass es bei Heer und Flotte, wie bei Geldsummen, nicht bloss auf
die relative, sondern auch auf die absolute Grösse ankommt. So
handelt es sich [bookmark: page86] bei der Aufstellung einer deutschen Flotte
selbstverständlich nicht nur um ihr Verhältnis zur englischen,
sondern – um nur eine von den vielen hier in Frage kommenden
Erwägungen anzuführen – auch um das zur eigenen Küste. Wenn die
deutsche Flotte nie so stark werden konnte, dass sie die englische
ernstlich zu bedrohen imstande war, so konnte sie doch stark genug
werden, mit Hilfe der deutschen Seefestungen die deutsche Küste vor
einer englischen Landung wirksam zu schützen, und das ist ja auch
glücklich erreicht worden. Dass dazu eine gewisse absolute Anzahl
von Schiffen gehört, leuchtet sicherlich dem gemeinen Mann,
vielleicht sogar dem Verfasser ein.

		Aber er zog es vor, sein Buch mit einer «durch keinerlei
Sachkenntnis getrübten Unbefangenheit» zu schreiben. Ihm kam es nur
auf Phrasen und wirksame Schlagworte an. Für ihn sind die
«flammenden» Friedensworte der englischen Staatsmänner Beweise.
Dem, der selbst nur Worte macht, sind eben Worte und schöne Reden
das Massgebende.

		Auf Seite 79 fasst er seine Anklage in die Frage : «Wenn der
eine Teil vertragsmässig Rüstungsbeschränkungen vorschlägt, wie
dies England 1899 und 1907 im Haag getan, und der andere Teil
beständig solche Beschränkungen ablehnt, ist dann nicht der
Verdacht gerechtfertigt, dass der Ablehnende uneingestandene
Absichten gegen den Vorschlagenden habe?»

		Kein Satz könnte für die Scheinlogik des Verfassers
kennzeichnender sein. Wenn ein dreimal Stärkerer, – das war England
zur See, und zu Lande hatte es Bundesgenossen von gleichfalls
überlegener Heeresstärke – einen dreimal Schwächeren zumutet, dass
beide nicht weiterrüsten sollen, dann ist höchstens der Verdacht
gerechtfertigt, dass der Stärkere böse Absichten hat. Ob der
Schwächere darauf eingeht, oder nicht, ist hiefür gleichgültig und
hängt vom Grade seiner Besorgnis und Vorsicht ab.

		[bookmark: page87] Wenn
Siegfried damals, als Hagen von Tronje ihm vorschlug, sie sollten
beide die Waffen ablegen, um beim Wettlauf leichter zu sein, wenn
er damals in einer Anwandlung von Misstrauen sich geweigert hätte,
der Verfasser hätte ein Buch für den verläumdeten Hagen schreiben,
und mit gleicher Logik fragen können: wenn Hagen den König
Siegfried auffordert, sich gleich ihm zu entwaffnen, und Siegfried
dies beständig ablehnt, ist da nicht der Verdacht gerechtfertigt,
dass der ablehnende Siegfried uneingestandene Absichten gegen den
treuherzigen Hagen hatte? Vielleicht kennen nicht alle Leser das
Nibelungenlied; aber der Verfasser dürfte es kennen und wissen,
dass Hagen den Vorschlag nur deshalb tat, weil er Siegfried
ermorden wollte, weil er die Kraft des gerüsteten Siegfried
fürchtete und seine verwundbare Stelle kannte.

		Die verwundbare Stelle Deutschlands war seine Handelsflotte,
seine Ernährung, seine Versorgung mit Rohstoffen.

		Und wenn England vielleicht noch nicht die bestimmte Absicht
hatte, den deutschen Nebenbuhler zu ermorden, obschon dies nach
seinem Verhalten in Vergangenheit und Gegenwart, nach den
Erklärungen seiner Presse und vieler seiner Staatsmänner nicht
unwahrscheinlich ist, so hatte es zum mindesten ein grosses
Interesse daran und die bestimmte Absicht, ihn für alle Fälle
verwundbar zu erhalten.

		 

		Die englische Regierung machte noch einen Versuch, ihren Zweck
zu erreichen: durch die Sendung Lord Haldanes.

		Ich teile die Ansicht deutscher Schriftsteller und Historiker
nicht, die die Meinung ausgesprochen haben, Lord Haldane sei mit
der bewussten Absicht gekommen, die deutsche Regierung zu täuschen.
Schon die Tatsache, dass Haldane aus dem englischen Ministerium
scheiden wollte, als England Deutschland den Krieg erklärte,
beweist, dass ihm seine Mission ernst war. Es beweist aber auch
gleichzeitig, [bookmark: page88] dass er in die Absichten der englischen
Regierung nicht eingeweiht war. Dies entspricht nicht nur einer
alten Tradition der englischen Regierung, deren sehr zahlreiche
Mitglieder durchaus nicht in gleicher Weise zu den wichtigsten
Beratungen herangezogen werden, sondern in allen Kabinetten der
Welt gibt es mehr oder minder eingeweihte Minister, je nachdem sie
in verschiedenem Grade das Vertrauen des Ministerpräsidenten oder
der sonst führenden Männer geniessen.

		Bei der Sendung Lord Haldanes wurde die gleiche Arbeitsteilung
durchgeführt wie vorher auf den Konferenzen: man schickte einen
Mann, der an seine Sendung glaubte.

		Was aber das englische «Foreign Office» betrifft, dessen
wirkliche Absichten allein in Frage kommen, so hatte es die neuen
Verhandlungen bereits mit einer Unwahrhaftigkeit eingeleitet, als
Sir Edward Grey in der vom Verfasser zitierten Rede im englischen
Parlament vom 27. November 1911 seinen «dringenden Wunsch mit
Deutschland in bessere Beziehungen zu kommen», darauf stützte, dass
«England an der friedlichen Beilegung der Marokkokrise mitgewirkt
hätte». Das Gegenteil war der Fall gewesen. Die Mitwirkung des an
der Frage an sich unbeteiligten Englands hätte beinahe zum Kriege
geführt, zu dem England völlig entschlossen war, ehe es zugegeben
hätte, dass Deutschland etwa an der marokkanischen Küste einen
Flottenstützpunkt erwürbe. In dem Augenblick, in dem er die
Entsendung des deutschen Kriegsschiffes nach Agadir erfahren, hatte
Mr. Asquith im Unterhause erklärt: «nunmehr seien nicht nur die
französischen, sondern auch die englischen Interessen durch die
neue Sachlage berührt.» Ob die deutsche Regierung die Absicht zu
solcher Erwerbung hatte, ist zum mindesten fraglich. [bookmark: text15]F15 Aber, [bookmark: page89] wenn sie sie
gehabt hätte, welches Recht hätte England gehabt, ihr
entgegenzutreten? welchen andern Grund als den nackter
Feindseligkeit? Hat nur England das Recht, auf der Erde
Flottenstützpunkte zu erwerben? und was würde England gesagt haben,
wenn Deutschland ihm in solch einem Fall entgegengetreten wäre?
Darf nur England, oder Englands befreundete Mächte, Kriegsschiffe
nach einer fremden Küste schicken, an der sie Interessen zu wahren
haben? Man muss dies sagen, weil man die unsinnige Behauptung, die
Fahrt des Panther nach Agadir sei eine «Provokation» Englands oder
Frankreichs gewesen, auch von klügeren Leuten als dem Verfasser
aussprechen hört. Wenn England seine ganze Schlachtflotte in der
Ostsee Manöver abhalten lässt, «pour faire toucher du doigt au
peuple allemand l'ecrasante supériorité numerique des forces
navales anglaises» (Note des Baron Greindl vom 23. September 1905),
oder wenn es an der dänischen Küste Landungsübungen vornehmen
lässt, so wird das von den Herren nicht als eine Herausforderung
Deutschlands angesehen, aber wenn die deutsche Regierung ein
Kriegsschiff an die Küste eines entfernten Landes schickt, in dem
bedeutende deutsche Handelsinteressen auf dem Spiel stehen, so
sprechen sie gläubig irgend einer englischen oder französischen
Zeitung nach, dies sei eine Provokation der empfindlichen
Ententemächte! Wer ehrlich den Frieden will, fühlt sich nicht so
schnell «provoziert». Man muss nur wissen, was vorausgegangen war.
Wegen Bedrohung europäischer, speziell französischer Interessen,
durch unruhige Eingeborne war General Moinier mit 21,000 Mann auf
Fez und Mekines marschiert; wegen Bedrohung spanischer Interessen
hatten die Spanier Larasch und El Ksar besetzt; nun schickt auch
Deutschland zum Schutz seiner Interessen [bookmark: page90] und Leute ein kleines
Panzerschiff, – und das war eine «Herausforderung»; was die andern
taten, war keine. Aber wie dem immer sei, wir wissen nicht nur aus
der berühmten Rede Lloyd-Georges, sondern mehr noch aus der bereits
erwähnten Note des belgischen Gesandten in London, Grafen Lalaing,
vom 18. November 1911, dass die englische Regierung alle
Vorbereitungen für den Krieg getroffen hatte; wir wissen aus einem
Brief, den das englische Parlamentsmitglied Mr. Ramsay Macdonald
damals an den «Vorwärts» gerichtet hat, dass der Ausbruch des
Krieges nur durch den deutschen Kaiser verhindert worden ist.

		Die Darstellung der Verhandlungen mit Lord Haldane und ihres
Ergebnisses entnimmt der Verfasser einer englischen
Propagandaschrift von Sir Edward Cook, «How Britain strove for
peace». Die Angaben dieser Schrift irgendwie nachzuprüfen, fühlt er
sich nicht verpflichtet. So geht es ja schneller. Wir werden sofort
sehen, wie unwahr seine Darstellung ist.

		Es war ganz selbstverständlich, dass man in Deutschland, nachdem
man die Gefahr in so ungeheurer Nähe gesehen, sogleich eine neue
Flottenvorlage einbrachte. In diesen Tagen kam Lord Haldane.

		Der Kern der Sache war der gleiche: England wünschte, dass
Deutschland nicht weiterrüste; nur dass diesmal nach den
Bedingungen gefragt wurde, unter denen Deutschland sich dazu
verstehen würde. Deutschland schlägt daraufhin – was der Verfasser
verschweigt – gegenseitige unbedingte Neutralität vor, falls eine
der beiden Mächte in einen Krieg verwickelt würde, also einen
Vertrag, der einen Krieg zwischen beiden Mächten tatsächlich
ausgeschlossen hätte. Diesen Vorschlag lehnte die englische
Regierung ab. Auch ein zweiter deutscher Vorschlag, nach dem diese
Neutralität auf Kriege zu beschränken sei, bei denen man nicht
sagen könne, dass Deutschland und im andern Falle England [bookmark: page91] angreifender
Teil sei», wurde von England als zu weitgehend abgelehnt. Nun erst
schlug Sir Edward Grey seinerseits die Fassung vor, die der Autor
zitiert: «Da beide Mächte den natürlichen Wunsch hegen, Frieden und
Freundschaft untereinander sicherzustellen, erklärt England, dass
es keinen unprovozierten Angriff auf Deutschland unternehmen, noch
sich an einem solchen beteiligen werde. Ein Angriff auf Deutschland
bildet weder den Inhalt noch einen Bestandteil irgend eines
Vertrages, einer Entente oder Verbindung, der England angehört,
noch wird England sich an irgend einer Abmachung beteiligen, die
solch einen Zweck hat.»

		Der Autor hat die Stirn, diesen Vorschlag als eine «Zusicherung
der Nichtaggression im weitesten Sinn des Wortes» zu bezeichnen.
Seit hundert Jahren und mehr hat es keinen Krieg gegeben, in dem
der angreifende Teil nicht behauptet hätte, zum Angriff provoziert
worden zu sein. Den besten Beweis bietet der gegenwärtige Krieg
selbst, in dem alle Mächte, die den Krieg erklärt haben, behaupten,
dass sie dazu provoziert worden sind: Oesterreich durch das
Verhalten Serbiens, Russland durch das Oesterreichs, Deutschland
durch das Verhalten Russlands, England durch das Deutschlands,
Italien wieder durch das Oesterreichs usw., und jedem geben seine
Bundesgenossen Recht. Es brauchte also nur irgend eine England
befreundete Macht Deutschland anzugreifen und zu erklären, dass sie
von Deutschland zu diesem Angriff provoziert worden sei, und
England dieser Auffassung beizupflichten, und wo blieb die
Sicherheit? Man hat ja in den Sommern 1911 und 1914 gesehen, dass
zwar die Entsendung eines deutschen Kriegsschiffes nach einem Hafen
des unabhängigen Marokko als hinreichende «Provokation» Englands
und Frankreichs angesehen wurde, um englische Kriegsdrohungen zu
rechtfertigen, – aber die Ermordung des österreichischen
Thronfolgers und die Aufreizung österreichischer Provinzen zum
Aufstand nicht als hinreichende Provokation [bookmark: page92] für eine Kriegsdrohung
Oesterreichs. Dass ein unprovozierter Angriff auf Deutschland in
den schriftlichen Abmachungen der englischen Regierung nicht
enthalten sein konnte, war ohnedies selbstverständlich; so dumm ist
keine Regierung der Welt, solche Dinge in eine Abmachung zu setzen.
Der englische Antrag war also völlig nichtssagend und inhaltlos und
band die englische Regierung in keiner Weise, wenn sie oder irgend
einer ihrer Freunde wirklich Böses beabsichtigte; und darauf kam es
eben an. Den Zusatzantrag der deutschen Regierung, «England
verspricht in einem Deutschland aufgezwungenen Kriege
neutral zu bleiben», lehnte England bereits ab und zwar mit der
Motivierung, «es würde hiedurch die Beziehungen und Freundschaften
zu den Mächten der Triple-Entente gefährden». Deutlicher konnte man
nicht sein!

		Der Autor täuscht also seine Leser, erstens durch die Auslegung,
die er dem englischen Vorschlag gibt; er täuscht sie zweitens
dadurch, dass er die von der deutschen Regierung angebotene
Gegenleistung als wertlos darstellt, weil Deutschland nur eine
Verzögerung in der Durchführung seines Flottenprogramms
angeboten hätte. In der Tat war die deutsche Regierung bei der
Annahme ihrer Vorschläge erbötig, die eben eingebrachte neue
Flottenvorlage zurückzuziehen, und mehr hatte die englische
Regierung auch gar nicht verlangt. Selbstverständlich konnte
Deutschland sich nicht für ewige Zeiten verpflichten, seine Flotte
nicht auszubauen, und solchen Unsinn hatte die englische Regierung
ihm auch nicht zugemutet. Den schreibt nur der Verfasser.

		Die gröbste Täuschung aber ist, dass er die ganzen Verhandlungen
darstellt, als hätte Deutschland für dieses geringe Zugeständnis
die unbedingte britische Neutralität gefordert, während dies nur im
ersten deutschen Vorschlag im Anfang der Verhandlungen
geschehen war, den der Autor unterdrückt, sowie er weiter
verschweigt, dass Deutschland hiefür auch seine unbedingte
Neutralität bot. In der Tat wäre dies [bookmark: page93] die einzig richtige Lösung
gewesen, die kein Drehen und Deuteln und keine Zweifel zuliess. Und
da England seit 1871 sehr viele Kriege, Deutschland aber keinen
einzigen geführt hatte, so war zum mindesten, nach der
Vergangenheit zu schliessen, der Vorteil durchaus auf Englands
Seite.

		Ist es nun nicht ausserordentlich merkwürdig, dass England aus
freien Stücken Deutschland versicherte, es habe keine
Angriffsabsichten gegen das Reich, und dafür nur die Abrüstung,
keineswegs jedoch von Deutschland eine solche Versicherung
verlangte? Wenn England wirklich einen deutschen Angriff gefürchtet
hätte, dann hätte es doch ein Versprechen deutscher Neutralität als
erstes fordern müssen. Aber England legte auf das Versprechen
unbedingter deutscher Neutralität gar kein Gewicht, wenn es dafür
selbst neutral bleiben sollte. Beweist das nicht aufs klarste,
welche Seite den Angriff der andern zu befürchten hatte? England
begehrte eben nur eines: Deutschlands dauernde Schwäche zur
See.

		Darüber konnten all die freundlichen Versicherungen Sir Edward
Greys im englischen Parlament, die der Autor zitiert, nicht
hinweghelfen, die nicht nur völlig unverbindlich, sondern durchaus
eine protestatio facto contraria bedeuteten.

		Gerade von der vom Autor zitierten Versicherung Sir Edward
Greys, dass die Triple-Entente keinen exklusiven, noch einen
offensiven Charakter gegen Deutschland hätte, und dass
Geheimverträge nicht bestünden, schreibt der belgische Gesandte in
Berlin, Baron Greindl: «avec ou sans engagement écrit ou verbal,
tout le monde en Angleterre et en France considère l'entente
cordiale comme une alliance défensive et offensive contre
l'Allemagne», «mit oder ohne, sei es schriftliche, sei es mündliche
Abmachung, jeder Mensch in England wie in Frankreich betrachtet die
Entente cordiale als ein Defensiv- und Offensivbündnis gegen
Deutschland» (Note vom 6. Dezember 1911).

		[bookmark: page94]
Aber die Versicherungen eines liberalen englischen Ministers muss
man nach dem Autor blind glauben, auch wenn dieser Minister noch so
oft die Welt hintergangen hat. Eben damals, im Februar 1912,
schrieb ein liberales englisches Blatt, die «Daily News«: «Die
Ereignisse beweisen, wie wenig Wert man den Versprechungen des
Leiters des Foreign Office beilegen kann».

		Man bedenke nur, dass dieser selbe Minister schon im Jahre 1904
mit Frankreich und Spanien Geheimverträge abgeschlossen hatte, die
den gleichzeitig von ihm mit den gleichen Mächten abgeschlossenen
öffentlichen Verträgen ganz und gar widersprachen, und dass er im
Augenblick der Unterzeichnung der Verträge von Algeciras wiederum
das gleiche getan haben muss, «au moment même où l'on signait
l'acte d'Algésiras, trois des puissances au moins qui y ont
participé, contractaient entre elles des engagements incompatibles
avec leurs promesses publiques».(Baron Greindl in der zitierten
Note.)

		Genau das gleiche wie von den früheren, gilt auch von dem
letzten englischen Versuch, die deutsche Flottenrüstung
aufzuhalten, dem Vorschlag Churchills, die beiderseitigen Rüstungen
durch ein Jahr – das sogenannte Weltfeierjahr – zu
unterbrechen.

		Wenn der Autor am Schluss seiner Ausführungen über dieses Gebiet
fragt: «Wie sähe die Welt heute aus, wenn Deutschland den letzten
Vorschlag Greys von 1912 angenommen hätte?» so kann man darauf
antworten: Vermutlich genau wie jetzt, nur dass Deutschland im
Kriege eine kleinere Flotte gehabt hätte. Dass Deutschland dann,
wie der Autor sagt, vor jedem Angriff Englands und seiner
Bundesgenossen(!) sicher gewesen wäre, ist törichtes oder
verlogenes Geschwätz; denn wie man sieht, hatte England keinerlei
Zusicherungen von irgendwelchem Wert geben wollen, und von den
Bundesgenossen war überhaupt nicht die Rede gewesen.

		[bookmark: page95] Und
wenn er fortfährt, «in Deutschland wäre vermutlich die enorme
Heeresvermehrung und die Milliardenvorlage nicht gekommen,
Frankreich hätte die dreijährige Dienstpflicht nicht eingeführt,
und der serbisch-österreichische, kinderleicht zu lösende Konflikt
hätte nicht zum Weltkrieg geführt», so braucht derart kindisches
Zeug wohl für niemanden widerlegt zu werden.

		Denn die deutsche Heeresvorlage hatte mit den Fragen der
Flottenbeschränkung wie der Flottenvergrösserung gar nichts zu tun:
sie wurde durch die Schaffung des Balkanbundes hervorgerufen, der
der Entente, vornehmlich Russland, beinahe eine Million neuer
tüchtiger Soldaten zugeführt hatte. Dies hat selbst Sir Edward Grey
eingesehen und zugegeben: «Im Foreign Office» schreibt der
belgische Gesandte in London, Graf Lalaing, am 24. Februar 1913 –
und zwar als Mitteilung, die man ihm im «Foreign Office«
gemacht – an den Minister des Aeussern, Herrn Davignon, «erblickt
man in der Verstärkung der deutschen Armee weniger eine
Herausforderung als das Geständnis, dass die militärische Lage sich
verschlechtert habe und eine Verstärkung notwendig mache. Die
Berliner Regierung muss erkennen, dass sie nicht mehr wie vorher
auf die Unterstützung durch die gesamten Streitkräfte ihres
österreichischen Bundesgenossen zählen kann, seitdem im Südosten
Europas in der Flanke der Doppelmonarchie eine neue Macht, der
Balkanbund, aufgetreten ist... Man findet es daher gar nicht
erstaunlich, dass das Deutsche Reich es notwendig findet, die Zahl
seiner Armeekorps zu erhöhen.« «On voit dans le renforcement
des armees allemandes, moins une provocation que l'admission d'une
situation militaire amoindrie par les événements et qu'il emporte
de renforcer. Le gouvernement de Berlin se voit obligé de
reconnaître qu'il ne peut plus compter comme auparavant, sur
l'appui de toutes les forces de son alliée autrichienne, depuis
l'apparation dans le sud-est de l'Europe d'une [bookmark: page96] puissance nouvelle, celle des
alliées balcaniques, établie sur les flancs mêmes de l'Empire
dualiste ... dans ces conditions, on ne trouve rien d'étonnant à ce
que l'empire allemande éprouve le besoin d'accroître le nombre de
ses corps d'armées.» Das gleiche, berichtet der Gesandte in Paris,
Baron Guillaume, in einer Note vom 19. Februar, sei die Auffassung
der französischen Regierung!

		Die englische Presse freilich, im Gegensatz zum «Foreign
Office», mehr noch die französische, schrieen damals in alle Welt,
dass die neue Heeresvorlage eine durch nichts gerechtfertigte und
nur durch Angriffsabsichten zu erklärende, ungeheuerliche deutsche
Rüstungsmassnahme sei. Und da der Autor jede Zeitungslüge und jeden
Unsinn nachschreibt, wenn sie nur gegen Deutschland gerichtet sind,
so tut er dies auch hier und wiederholt das gleiche an andern
Stellen. So haben auch die französischen Blätter damals die Vorlage
über den dreijährigen Kriegsdienst als eine Antwort auf den
deutschen Wehrbeitrag dargestellt, während die Vorlage schon
mehrere Monate früher im französischen Kriegsministerium
ausgearbeitet worden war. Dies wurde mir damals von einem
französischen Politiker mitgeteilt, dessen Namen ich nicht nennen
werde, um ihm nicht Unannehmlichkeiten zu bereiten. Es ist auch
nicht nötig, da der belgische Gesandte in Paris, Baron Guillaume,
in der Note vom 19. Februar es gleichfalls bestätigt: «Les
journaux, et notamment le «Temps» en rendant compte des projets du
Gouvernement de la République, ont tort de les présenter comme une
reponse aux mesures prises par l'Allemagne; beaucoup ne sont que
l'aboutissement d'études poursuivies depuis longtemps» «Die
Blätter, vornehmlich der «Temps», stellen die Pläne der Regierung
der Republik mit Unrecht als eine Antwort auf die deutschen
Massnahmen dar; viele sind nur das Ergebnis seit langem betriebener
Studien.»

		All diese Vorgänge, die der Autor zusammenwirft, haben [bookmark: page97] nichts
miteinander gemein, als dass sie alle aus der herrschenden Spannung
zu erklären sind. Wenn der Autor diese Spannung aus der «immer
gefährlicher anwachsenden Konkurrenz in den Seerüstungen» und aus
der «verbohrten» Ablehnung jeder Vereinbarung durch Deutschland
erklären will, so nehmen wir das, soweit England in Frage kommt,
ohne weiteres an. England hat die Tripleentente nur deshalb
geschaffen und sich später am Kriege nur deshalb beteiligt, weil
ihm die deutschen Seerüstungen, mehr noch die deutsche
Handelskonkurrenz, nicht passten. Aber die Spannung zwischen
Frankreich und Deutschland, sowie die zwischen Russland und
Deutschland, die wesentlich eine Spannung zwischen Russland und
Oesterreich war, hatten ganz andere Gründe: diesen Staaten waren
gerade die deutschen Seerüstungen ziemlich gleichgültig. Und der
Weltkrieg ist bekanntlich nicht aus der Flottenspannung, sondern
aus dem österreichisch-serbischen Konflikt hervorgegangen, der seit
Jahren bestand und immer drohender und gefährlicher geworden war,
und den keine Flotten Vereinbarung aus der Welt geschafft
hätte.

		Der Autor ist nun freilich der Meinung, dass gerade dieser
Konflikt «kinderleicht» zu lösen gewesen wäre, und will das noch
beweisen. Darauf kann man nur erwidern: Kindern und kindischen
Menschen scheint alles leicht, und ebenso dem Stümper. Vielleicht
aber sieht er jetzt bereits ein, dass keine ernste Aufgabe leicht
ist, nicht einmal die, ein Buch wahrhaft und einigermassen richtig
zu schreiben. [bookmark: page98]

			[bookmark: foot14]S. meine Ausführungen auf S.
238 ff. und 268 sowie in «Politik des Dreiverbandes», Seite
110–153.
	[bookmark: foot15]Am 13. Juni 1911, also vierzehn Tage vor der Ausfahrt
des «Panther», sagte einer der eingeweihtesten Männer Deutschlands,
Admiral von Hollmann, in einem Vortrag in der ›Deutschen
Orient-Gesellschaft‹, schon aus Rücksicht auf die Welt des Islam
dürfe Deutschland nicht daran denken, ein Stück von Marokko für
sich zu nehmen. Nach einer Mitteilung Prof. Meyers in den
«Süddeutschen Monatsheften» vom Nov. 1916.


	
		
		VI. Frankreich und Russland

		In den folgenden Seiten verliert der Autor zunächst, wie so oft,
den Faden, sein unleugbares Temperament hüpft mit ihm davon, und
mit dem vollkommenen Mangel an Gedankendisziplin, den er an jeder
Stelle seines Buches verrät, erörtert er auf einmal die Frage,
wofür Deutschland eigentlich kämpfe, schweift dann zu längerer,
unendlich banaler Kritik der innern Zustände Deutschlands ab,
versichert, dass Deutschland Frieden und freie Entwicklung auch
ohne Krieg – natürlich durch die Annahme der so gut gemeinten
englischen Vorschläge – hätte haben können und merkt gar nicht,
dass er die Beweise erst noch erbringen muss, dass Deutschland im
Sommer 1914 den Krieg gewollt hat, was er doch nach seinem eigenen
Programm erst im zweiten Teil des Buches tun will. Denkerhaft wie
dieser Kopf nun einmal veranlagt ist, stört ihn der circulus
vituosus durchaus nicht, mit dem er hier, wie an vielen andern
Stellen des ersten Teiles die Schuld von 1914 aus der bösen Absicht
früherer Jahre und diese böse Absicht der früheren Jahre wieder
durch die Schuld von 1914 erhärtet. Wir folgen ihm auf diesem Wege
nicht: alle Fragen, die die tatsächliche Eröffnung des Weltkrieges
im Sommer 1914 betreffen, werden dort, wo sie hingehören, bei der
Besprechung der Ereignisse des Sommers 1914, erörtert werden. Hier
im ersten Teil ist es nur meine Aufgabe, zu zeigen, dass der Autor
bereits von der Vorgeschichte teils gar keine, teils ganz
ungenügende Kenntnis hat und sie, wo es angeht, fälscht.

		Er kommt zur Frage, ob Frankreich Deutschland angreifen wollte,
und versichert gläubigen Lesern, dass die [bookmark: page99] Revanche-Ideen sich in
Frankreich in den letzten zwanzig Jahren «zu einem Schattenbild
verflüchtigt hätten», dass überzeugte Friedensfreunde, wie Baron
d'Estournelles de Constant und andere, immer mehr Einfluss auf die
öffentliche Meinung gewannen usw. Und so beispiellos liederlich ist
seine Schreiberei, dass er unter diesen Männern auch den bereits
vor zwanzig Jahren im höchsten Greisenalter verstorbenen Jules
Simon, – Mitglied der Nationalversammlung von 1848, zuletzt
Minister unter Thiers und Mac-Mahon! – nennt; er erwähnt dann
einige Reden von Jaurès und einige offizielle deutschfranzösische
Freundlichkeiten, gibt allerdings zu, dass seit dem Beginn des
Marokkostreites im Jahre 1905 wieder eine gereizte Stimmung gegen
Deutschland sich zu zeigen begann. Aber an dieser Spannung ist
Deutschland durch sein Verhalten im Marokkostreit schuld, weil es
durch die Kaiserreise nach Tanger, durch die Entsendung des
Panthers nach Agadir die empfindlichen Franzosen herausforderte.
Wie es sich mit diesen «Herausforderungen» in Wirklichkeit
verhielt, ist in dem vorhergehenden Abschnitt zur Genüge klargelegt
worden.

		In der Tat liegen die Dinge aber überhaupt anders. Wohl wird
niemand, der Frankreich kennt, leugnen, dass der Revanchegedanke im
Lauf der Jahrzehnte nach dem Krieg abzuflauen begonnen hatte.
Völker können nicht in einem dauernden Paroxysmus von Hass und Wut
leben: das ist psychologisch unmöglich. Je mehr die Generation, die
den Krieg erlebt hatte, ausstarb oder älter wurde, desto mehr nahm
die Rachgier ab und vernünftige Leute gewannen Einfluss. Dennoch
war sie nie ganz verschwunden, dafür war der französische
Nationalstolz zu gross, der Schmerz über die Niederlage zu tief und
wirklich. «Pour un rapprochement vrai et durable», schreibt Baron
Greindl am 1. Juli 1907, «il faudrait ne plus penser à la revanche
et il n'y a pas un Français, même les plus sages et les plus
pacifiques, qui n'en [bookmark: page100] conserve l'espoir au fond du coeur». «Um eine
wahre und dauernde Annäherung zu ermöglichen, müsste der Gedanke an
die Revanche aufhören, und es gibt keinen Franzosen, und wären es
die vernünftigsten und friedlichsten, der nicht diese Hoffnung im
Grund seines Herzens bewahrte.» Das mag übertrieben sein. Aber auch
der französische Historiker Albert Pimgaud spricht in seinem
bereits erwähnten Werk vom Dreibund als einem Hindernis «für die
Verwirklichung der teuersten Hoffnungen Frankreichs». [bookmark: text16]F16 Als die
erste Friedenskonferenz im Haag zusammentrat, erklärte die ganze
Pariser Presse, dass zu einer wirklichen Verständigung zwischen
Deutschland und Frankreich erst eine Revision des Frankfurter
Friedens stattfinden müsste. Und niemals ist in den letzten
vierundzwanzig Jahren trotz allen Bemühungen der deutschen
Regierung die Notierung deutscher Wertpapiere an der Pariser Börse
gestattet worden.

		Trotzdem ist nicht zu leugnen, dass die Heftigkeit der
Revanchestimmung abnahm, und es kann keine Frage sein, dass der
weitaus grössere Teil des französischen Volks, des Bürgertums wie
der Landbevölkerung, mehr noch die Arbeiter, wie immer sie gegen
Deutschland fühlen mochten, friedlich gesinnt waren und diesen
Krieg nicht gewollt haben. Wer Frankreich in den letzten Jahren
kannte, wird dies ebenso ehrlich zugeben, wie es Baron Beyens in
seinem schon erwähnten Werk «L'Allemagne avant la guerre» vom
deutschen Volk zugegeben hat.

		[bookmark: page101] Aber es
ist auch keine Frage, dass der Revanchegedanke im Lauf des letzten
Jahrzehnts wieder zu erwachen und zuzunehmen begann und von der
herrschenden Schicht und den ihnen nahestehenden Blättern mit allen
Mitteln geweckt und gereizt wurde, mit Schriften, mit
Zeitungsartikeln, mit Armeefanfaren und Theaterstücken. Und wer,
wie der Autor von sich selbst erzählt, in den letzten Jahren in
Frankreich war und von diesen Dingen nichts wissen will, der ist
entweder als ahnungsloser Tor dort gewesen, oder er fälscht. Und
das tut der Autor, denn er verrät sein Wissen durch die Bemerkung,
dass «gewisse chauvinistische Boulevardblätter, die durch die Hetze
ihr tägliches Brot verdienen, mit Jaurès unzufrieden waren». Und er
fälscht auch, indem er verschweigt, dass diese Blätter führende
Zeitungen waren, wie der «Matin», der «Temps», das «Journal» und
andere Blätter von ungeheuren Auflagen und ausserordentlichem
Einfluss, die wieder und wieder von Hass und Hohn triefende Artikel
brachten, und nicht bloss kleinere Hetzblätter, wie etwa «La
Presse» oder «La Patrie», wie seine Bemerkung den Lesern
vortäuschen will. Und er belügt die Leser wiederum, wenn er von
ähnlichen deutschen Blättern spricht, die «durch die Hetze ihr
tägliches Brot verdient hätten», denn während es in Frankreich die
grössten und meistgelesenen Zeitungen waren, wird man in keinem der
grossen deutschen Blätter im Jahr auch nur einen so wüsten Artikel
gegen Frankreich finden können, wie deren in jenen grossen
französischen Zeitungen so viele gegen Deutschland erschienen, – in
den meisten deutschen Blättern überhaupt keinen. Im Gegenteil, man
warb um Frankreichs Sympathie.

		Gerade vom Ausgang der Dreyfussaffaire, die nach den Worten des
Verfassers, die «Mächte der Finsternis», die «Begünstiger einer
Kriegspolitik» beseitigt hätte, nahm diese Bewegung ihren Anfang.
Denn gegen den Block der radikalen Parteien, der im Dreyfusskampf
gesiegt hatte, erhob sich zunächst [bookmark: page102] aus innerpolitischen Gründen, die hier
zu weit führen würden, alsbald eine starke nationalistische
Opposition, die von Jahr zu Jahr an Macht zunahm, und endlich im
Jahr 1912 mit der Wahl Poincarés zur Herrschaft kam. Und es war die
Begründung und die steigende Macht der Triple-Entente gewesen, die
die Hoffnung auf die Revanche und auf die Wiedergewinnung
Elsass-Lothringens neu belebt und dadurch den Nationalisten immer
mehr Anhänger und zuletzt – zumeist durch neue Gruppierungen – den
Sieg verschaffte. Jeder Mensch, der die politische Entwicklung in
Frankreich verfolgt hat, weiss dies.

		Als Herr Poincaré zum Präsidenten der Republik gewählt wurde,
brachten Pariser Blätter in Riesenlettern auf ihrer ersten Seite
den Satz: «Poincaré, c'est la guerre!» Das ist heute vergessen,
aber darum ist es nicht weniger wahr. «M. Poincaré est Lorrain et
ne manque aucune occasion de le rappeler; il fut le collaborateur
et l'instigateur de la politique militariste de M. Millerand»,
«Herr Poincaré ist Lothringer, und er lässt keine Gelegenheit
vorübergehen, daran zu erinnern; er ist der Mitarbeiter und der
Urheber der militaristischen Politik Herrn Millerands gewesen»,
schreibt der belgische Gesandte in Paris, Baron Guillaume, in einer
Note an den Minister des Aeussern, Herrn Davignon, vom 14. Februar
1913. «Die Anwesenheit Herrn Poincarés im Elysee ist eine Gefahr»,
schrieb er wenige Tage später. «Unter seiner
Ministerpräsidentschaft sind die militaristischen und leicht
chauvinistisch gefärbten Instinkte des französischen Volkes
wiedererweckt worden.» Und am 17. April des gleichen Jahres: «Ich
habe schon mehrfach die Ehre gehabt, es Ihnen zu sagen: die
öffentliche Meinung in Frankreich wird immer chauvinistischer und
unbesonnener. Man müsste Massregeln ergreifen, um dieser Strömung
Einhalt zu gebieten, die die Regierung seit den Zwischenfällen von
Agadir und seit der Bildung des Ministeriums Poincaré-Delcassé
wirklich gefördert [bookmark: page103] hat.» Deutlicher noch sind Stellen aus noch
späterer, aus allerletzter Zeit, Depeschen, die ich um ihrer
Wichtigkeit willen im Original anführe. So in der Note vom 16.
Januar 1914 : «J'ai déjà eu l'honneur de vous dire que ce sont MM.
Poincaré-Delcassé-Millerand et leurs amis qui ont inventé et
poursuivi la politique nationaliste, cocardière et chauvine dont
nous avons constaté la renaissance. C'est un danger pour l'Europe –
et pour la Belgique. J'y vois le plus grand péril qui menace
aujourd'hui la paix de l'Europe, non pas que j'aie le droit de
supposer le Gouvernement de la République dispose de la troubler de
propos délibéré – je crois plutôt le contraire – mais parce que
l'attitude qu'a prise le cabinet Barthou est selon moi, la cause
déterminante d'un surcroît de tendances militaristes en Allemagne.»
«Ich hatte schon die Ehre, Ihnen zu sagen, dass es die Herren
Poincaré, Delcassé, Millerand und deren Freunde sind, die die
nationalistische, in Abzeichen schwelgende und chauvinistische
Politik erfunden und verfolgt haben, deren Wiederauferstehen wir
beobachtet haben. Diese Politik ist eine Gefahr für Europa, – und
für Belgien. Ich sehe in ihr die grösste Gefahr, die heute den
europäischen Frieden bedroht; nicht dass ich das Recht hätte, von
der Regierung der Republik anzunehmen, dass sie diesen Frieden mit
voller Absicht zu stören gedenkt – ich glaube eher das Gegenteil –
sondern weil die Haltung des Kabinets Barthou meiner Ansicht nach
der bestimmende Grund für eine Zunahme militaristischer Tendenzen
in Deutschland ist.»

		Ganz ähnlich hatte sich ein Jahr vorher der deutsche Botschafter
in Paris, Herr von Schoen, ausgesprochen. Und in der Tat, soweit im
Deutschen Reich in den letzten Jahren eine kriegsahnende und
kriegsbereite Stimmung bestand, ist sie durch die wilde Hetze der
französischen und englischen Presse hervorgerufen worden. Die
drohende Einkreisung war nur wenigen bewusst; dazu war eine
Kenntnis der Vorgänge [bookmark: page104] der äussern Politik erforderlich, die sich in der
Regel der Beobachtung entziehen, aber die Haltung der Pariser
Presse wurde vielen bekannt. Gewiss, es war nur eine Schicht, die
diesen Ton führte, aber sie führte ihn laut und drohend genug, dass
jeder, der Ohren hatte, ihn hören konnte. Auch Baron Guillaume sagt
in der gleichen Depesche, dass es nur eine kleine Zahl von
Franzosen sei, die diesen Feldzug betreibe. Schon vor vielen Jahren
hat John Stuart Mill in seinem Werk «On representative Government»
– einem der besten politischen Bücher, das viel mehr gelesen werden
sollte – dargelegt, dass politische Wandlungen nicht dadurch
entstehen, dass ein Volk seine Anschauungen ändert, denn der
grösste Teil eines Volkes verhält sich politisch passiv, sondern
dadurch, dass eine neue Schicht oder Gruppe aktiv wird und durch
die Energie ihrer Betätigung Einfluss gewinnt und die andern
beherrscht oder mitreisst: durch die Presse, durch Redner wird eine
neue Stimmung verbreitet, und in erregten Tagen kann eine Hand voll
Menschen das ganze Volk in Bewegung setzen. Wer die Leute in
Frankreich waren, hat der belgische Gesandte oft genug gesagt, und
auch er führt ihr Emporkommen auf den Ausgang der Dreyfussaffaire
zurück: «Wir haben auch in Frankreich», schreibt er am 20. Februar
1914, «seit der Dreifussaffaire eine nationalistische und eine
Militärpartei, die von einer Annäherung an Deutschland um keinen
Preis etwas wissen will, und die eine grosse Zahl von Blättern zu
ihrem aggressiven Ton aufhetzt», («qui excite le ton aggressif d'un
grand nombre de journaux»). Er kennt die Leute und er kennt ihre
Mittel. Am 16. April 1913 schreibt er, Herr Pichon selbst habe ihm
gegenüber bedauert, dass «die Hälfte der Pariser Theater
nationalistische und chauvinistische Stücke spiele»; am folgenden
Tag macht er den Minister auf einen Artikel des «Journal» von
Victor Margueritte aufmerksam, dessen Titel genug sagt; er lautet:
«A la frontière!» «An die Grenze!»

		[bookmark: page105] Man sieht,
in welcher Aufregung diese Männer schreiben. Baron Guillaume
wiederholt immer und immer wieder, – denn ich zitiere nur einige
der immer gleichen Stellen – die selben Beobachtungen, die selben
Besorgnisse. Er gibt zu – in der Note vom 20. Februar 1914 – dass
«die grosse Mehrheit der Deutschen wie der Franzosen unbestreitbar
im Frieden zu leben wünscht. Aber eine wichtige Minorität in beiden
Ländern träumt nur von Schlachten, von Eroberungs- oder
Rachekriegen». Der Unterschied war nur, dass in Deutschland, wie
selbst der Verfasser zugibt, Kaiser und Kanzler zu dieser Minorität
nicht gehörten, während in Frankreich der Präsident der Republik
und der Ministerpräsident ihre Führer waren. «Poincaré c'est la
guerre!» hatten Pariser Blätter am Wahltag geschrieben.

		Wohl war bei den Neuwahlen im April 1914 die Opposition wieder
stärker geworden, aber nicht stark genug, um das Gesetz zu
diktieren: das Ministerium Viviani, das wenige Wochen vor
Kriegsausbruch gebildet wurde, durfte es nicht nur nicht wagen, das
verhasste Gesetz der dreijährigen Dienstpflicht abzuschaffen – es
ging, als der Krieg ausbrach, freudig mit.

		Dass in Fragen des militärischen und imperialistischen Ehrgeizes
die Radikalen wenig anders handelten als ihre Gegner, das hatte
schon das radikale Ministerium Monis bewiesen, als es im März 1911
unter allerlei Vorwänden den General Moinier mit 21,000 Mann zum
Zuge nach Fez aussandte, was damals beinahe den Krieg herbeigeführt
hätte, gerade wie. im Mai 1912 das nationalistische Ministerium
Poincaré dem General Lyautey mit 43,000 Mann die «pénétration
pacifique» von Marokko übertrug.

		Viviani handelte, wie ein anderer Sozialist und sein späterer
Kollege als Minister, Marcel Sembat, geschrieben hatte: «Wenn sich
uns ein klare, einzige Gelegenheit bieten würde, die ein
geschwächtes Deutschland unsern Schlägen [bookmark: page106] aussetzt und uns den Sieg sicher
erscheinen lässt, würden wir zögern, uns auf es zu stürzen? Wer von
uns kann sagen, dass der Friedenswille die Oberhand behielte, dass
nicht ein wilder Sturm des kriegerischen Patriotismus jeden
Widerstand mit sich fortreissen würde?»

		Noch am 8. Mai 1914, kaum drei Monate vor dem Ausbruch des
Krieges, teilt Baron Guillaume seiner Regierung mit, dass man in
Frankreich «in den letzten Monaten noch chauvinistischer und weit
selbstvertrauender geworden» ist; er sagt, dass «die selben Leute,
die noch vor zwei Jahren bei der blossen Erwähnung möglicher
Schwierigkeiten zwischen Deutschland und Frankreich sehr lebhafte
Befürchtungen äusserten, jetzt in einem andern Ton sprächen und
sich des Sieges sicher halten»; und hier ist nicht nur von
Prahlereien müssiger Kaffeehauspolitiker die Rede, sondern der
Gesandte bemerkt ausdrücklich, es wären berufene und
sachverständige Männer, «hommes autorisés et compétents», die so
sprächen. Und er sagt aus den Stimmungen und Zuständen Frankreichs
den Krieg als notwendig voraus, wenn keine Aenderung eintritt.
Wörtlich sagt er in der gleichen Depesche: «das Land kann das
Gesetz der dreijährigen Dienstpflicht, das die Militärpartei ihm
leichtfertig auferlegt hat, nicht ertragen; ehe zwei Jahre um sind,
wird man es wieder aufgeben oder Krieg führen müssen». «Elle – la
loi de trois ans – a été imposé â la légère par le parti militaire,
et le pays ne peut pas le supporter. Avant deux ans d'ici il faudra
y renoncer ou faire la guerre «.

		Der Grund dieser neuen Siegesgewissheit war vornehmlich der
Ausgang des Balkankrieges. Da die Heere der Balkanstaaten
französische Instruktoren gehabt hatten und die der Türkei
deutsche, sah man mit jener Neigung der Menschen ihr Urteil auf
zufällige Nebenerscheinungen zu gründen, die ihnen ins Credo
passen, im Sieg des Balkanbundes einen Beweis für die Inferiorität
des deutschen Heerwesens gegenüber [bookmark: page107] dem französischen. Die französische
Presse jener Tage ist voll wilden Hohnes und grober Beschimpfungen
für den verstorbenen Marschall von der Goltz und die deutschen
Offiziere in der Türkei; auch der Sieg Creusots über Krupp schien
entschieden: man feierte «nos petits canons»; alles war des Jubels
voll. War das die Ansicht der Menge, so berechneten die «berufenen
und sachverständigen Leute» die wirkliche Zunahme der Wehrmacht der
Entente durch die Truppen der Balkanstaaten; sie berechneten, dass
Russland mit seinen Rüstungen weit vorgeschritten war – man hatte
ihm ja Millionen genug dafür gegeben – und die Eingeweihten
wussten, dass gerade während der letzten Balkankrise im November
1912 Sir Edward Grey in seinen Zusicherungen so weit gegangen war,
als ein englischer Minister gehen konnte.

		Die grosse Mehrzahl der Franzosen war friedlich gesinnt, aber
viele, die früher von einem Krieg mit Deutschland eine Niederlage
gefürchtet hatten, fürchteten dies nicht mehr; und die herrschende
Schicht ging noch viel weiter. Die Verlogenheit in der Darstellung
des Autors liegt darin, dass er verschweigt, dass im Jahre 1912
jene friedlicher gesinnten, einer Verständigung geneigteren Männer
unterlegen waren, und dass im Elysée wie am Quai d'Orsay und in der
Kammer mit Poincaré, Delcassé, Millerand und Barthou die
kriegerisch und chauvinistisch gesinnte Partei die Führung
hatte.

		So war die Lage und so war die Stimmung in Frankreich. Dass die
Krise so schnell kommen werde, konnte man in keinem Lande ahnen.
Aber die führenden Männer in Frankreich waren kriegsbereit. Sie
hatten sich darauf vorbereitet und glaubten vollständig gerüstet zu
sein.

		 

		Der Autor wendet sich der Frage zu, «ob Russland uns angreifen
wollte?». Die Frage ist bereits schief gestellt, denn ob Russland
in früherer Zeit – denn es handelt sich ja um [bookmark: page108] die «Vorgeschichte des Verbrechens»
– Deutschland angreifen wollte oder nicht, wird schwerlich irgend
jemand, am wenigsten der Autor, uns mit Sicherheit beantworten
können, da solche Absichten, wenn sie unausgeführt bleiben, von den
wenigen Wissenden nicht ausgesprochen werden. Richtig gestellt,
müsste die Frage lauten, ob zwischen Deutschland und Russland
Reibungsflächen und Spannungen bestanden, die eine deutsche Sorge
vor einem möglichen Krieg mit Russland rechtfertigten. Dass die
Möglichkeit eines solchen Krieges in der ganzen Welt in Zeitungen,
Kammerdebatten, politischen Schriften ohne Zahl erwogen wurde, ist
bekannt. Will man prüfen, ob diese Sorge gerechtfertigt war, und
wer sie eigentlich verschuldete, so sind hiezu gründliche
Kenntnisse und Untersuchungen der politischen Lage und der
Beziehungen zwischen beiden Staaten nötig, und darauf lässt sich
der Autor, wie wir bereits wissen, nicht ein. Im Gegenteil, er
erklärt zunächst, «er lasse bei der Erörterung dieser Frage, die
russisch-österreichische Spannung absichtlich beiseite». Da der
russisch-deutsche Krieg und der ganze Weltkrieg mit ihm aus dieser
Spannung und dem Bundesverhältnis Deutschlands zu Oesterreich
hervorgegangen ist, so ist das Vorgehen des Autors ungefähr so
klug, wie wenn er bei der Erörterung der Beziehungen zwischen
Deutschland und Frankreich die elsass-lothringische Frage, oder in
einer Besprechung der Ursachen des spanisch-amerikanischen Krieges
die kubanische Frage «absichtlich» beiseite lassen würde.

		Er begründet diese Albernheit damit, dass Deutschland am 1.
August an Russland den Krieg erklärt hat, «unter dem Vorwand, dass
Russland es überfallen wollte», während Oesterreich erst später (am
5. August) den Krieg an Russland erklärt hat, und damals noch mit
Russland «aussichtsreiche Verhandlungen» geführt hätte. Diese
letzte Bemerkung von den «aussichtsreichen Verhandlungen» ist
[bookmark: page109] nebenbei eine
Unwahrheit, die, wie wir später sehen werden, auf bestimmte
Fälschungen zurückzuführen ist (s. S. 190 bis 197). Aber wie dem
auch sei, in jedem Fall gehören diese Fragen in den zweiten Teil,
in die Geschichte der entscheidenden Juliwoche des Jahres 1914 und
nicht in die Vorgeschichte. Wenn aber der Autor durchaus schon
jetzt die Frage stellen will, warum Russland im Jahre 1914
Deutschland überfallen wollte, das heisst, warum Russland in den
letzten Julitagen an den deutschen Grenzen mobilisierte –r denn das
ist es ja doch, was Deutschland ihm vorgeworfen hat – so ist die
Antwort einfach die: weil es in dem offenbar oder nur
möglicherweise bevorstehenden Kriege sich den Sieg sichern wollte.
Dass der Autor sich auf seine immer wiederholte Frage diese
selbstverständliche Antwort nicht gibt, ist kennzeichnend für
ihn.

		Der Autor selbst fühlt hier irgendwie, dass er vorgegriffen hat
und hüpft in seiner steten Verworrenheit von selbst wieder in die
allgemeinen Beziehungen zwischen beiden Ländern vor dem Krieg
zurück. Er ergeht sich in den gewohnten sinnlosen Fragen, wie «ob
Russland etwa Deutschland slavisch machen wollte», was natürlich
nie jemand behauptet hat; spricht von Tolstoi, vom Einfluss der
russischen Kultur, vom «deutschen Geblüt der Romanow», kurz von
allem, nur nicht von der entscheidenden Tatsache, dass
Oesterreich-Ungarn Deutschlands einziger verlässlicher
Bundesgenosse war und dass zwischen ihm und Russland seit vielen
Jahrzehnten um der Balkangebiete, zunächst um des Balkaneinflusses
willen, eine schwere Spannung bestand, die, wenn auch vorübergehend
durch Vereinbarungen gemildert, in den letzten Jahrzehnten
wiederholt beinahe zum Kriege geführt hätte. In diesem Krieg konnte
Deutschland Oesterreich nicht im Stich lassen, nicht zerschmettern
lassen, schon aus dem Grund der Selbsterhaltung, weil es sich dann
ganz allein einer Welt triumphierender Feinde [bookmark: page110] gegenüber gesehen hätte.
Dies war oft ausgesprochen und, während der bosnischen Krise, der
russischen Regierung feierlich mitgeteilt worden. Die russische
Regierung hatte also – trotz Tolstoi – alle Gründe, in Deutschland
einen Gegner, und zwar den gefährlichsten Gegner, zu sehen und
seine Schwächung zu wünschen.

		Wie diese Spannung sich in den letzten Tagen vor dem Krieg
gestaltete, gehört wieder in den zweiten Teil. Die Logik des Autors
ist immer die gleiche : er sagt, ich werde euch beweisen, dass
Deutschland den Krieg begonnen hat, und zwar zunächst schon daraus,
dass es ihn bereits in der vorhergehenden Zeit beginnen wollte,
also aus der Vorgeschichte des Krieges, und dass es ihn bereits
vorher beginnen wollte, das beweise ich daraus, dass es ihn später
wirklich begonnen hat!

		Aber ganz abgesehen von Oesterreich-Ungarn, bestand von jeher
eine sehr starke antideutsche Strömung in Russland. Kein Staat, in
dessen herrschenden Kreisen die Machtgier so entwickelt ist, dass
er im Lauf eines halben Jahrhunderts Provinz auf Provinz sich
angeeignet und darum Krieg auf Krieg geführt hat, sieht einen
mächtigen Nachbarn gerne immer stärker werden. Diese Strömung, der
bereits Zar Nikolaus I. in den auf Seite 39 erwähnten zum
General Lamoricière gesprochenen Worten Ausdruck gegeben hatte,
wurde von den Panslavisten mächtig gefördert. Der Autor schreibt
hiezu den gescheiten Satz: «der Hinweis auf die panslavischen
Bestrebungen sei nicht genügend», als ob jemand behauptet hätte,
dass dieser Hinweis genügend sei, und stellt dann die dumme Frage,
ob «Russland uns slavisch machen wollte?», als ob dies in Frage
käme. Hier, wo es sich nur darum handelt, ob Russland mit seinen
Riesenheeren und seiner unerschöpflichen Menschenreserve dem
Deutschen Reich gefährlich werden konnte, genügt es, dass eine so
mächtige und ungeheure politische Ziele verfolgende [bookmark: page111] Schicht, wie die
panslavistische Gesellschaft und alle ihre Anhänger, sich offen zur
Feindschaft gegen deutsches Wesen im allgemeinen und zur
Feindschaft gegen das Deutsche Reich im besondern bekannte. Oder
was heisst es sonst, wenn das Organ des Gründers der Gesellschaft
schon im Jahre 1887 schrieb, «wenn das Deutsche Reich mit
Frankreich in Krieg geriete, würden die russischen Gewehre auch
ohne Bündnis von selbst losgehen»? Das war 1887, wird man sagen.
Seitdem aber war das Bündnis mit Frankreich, die Entente mit
England geschlossen worden. Gegen wen diese Bündnisse sich
richteten, ist in dem Abschnitt über die Einkreisungspolitik
gezeigt worden. Und nur zwei Jahre vor dem Krieg, am 24. Oktober
1912: schrieb der gegenwärtige belgische Minister des Aeussern,
Baron Beyens, damals Gesandter in Berlin: «Man meint wahrlich mit
gutem Grunde, dass die panslavistischen Gefühle des russischen
Volkes nicht noch gereizt zu werden brauchen.» – «On pense en effet
avec raison que les sentiments panslavistes du peuple russe n'ont
pas besoin d'être excités», und am 14. April 1913 schreibt derselbe
Mann: «Herr von Ssasonoff weiss, dass sein Einfluss auf den Zaren
durch die Hofpartei und die Panslavisten untergraben wird», «sent
son influence battue en brèche par le parti de la cour et par les
Panslavistes». Von den russischen Diplomaten sagte der französische
Botschafter, Herr Cambon, zu Baron Beyens: «Sie sind fast alle
glühende Panslavisten und ihnen fällt zum grössten Teil die
Verantwortlichkeit für die gegenwärtige Ereignisse zu». Es handelte
sich um die Balkanereignisse. Baron Beyens ist damals der Ansicht
gewesen, dass Ssasonoff einen Krieg nicht wünschte, aber er fügt
gleich hinzu: «man könnte ruhig in die Zukunft sehen, wenn die
panslavistischen Gefühle nicht wären und jene, die sie schüren»,
«on devrait envisager l'avenir prochain avec assez de tranquillité,
n'étaient les sentiments panslavistes et ceux qui les
attisent».

		[bookmark: page112] Natürlich
dachten die Panslavisten nicht daran, «Deutschland slavisch zu
machen», aber es gab bekanntlich slavische und andere Gebiete auf
dem Balkan, die man unter die segenverheissende russische
Herrschaft bringen wollte.

		Bei alledem stand das Deutsche Reich, das sowohl Oesterreich wie
der Türkei verbündet oder befreundet war, den russischen Plänen im
Wege.

		Und nicht nur die Panslavisten als solche, auch die
Regierungskreise selbst waren keineswegs deutschfreundlich. Man war
in Russland deutsch- oder vielmehr preussenfreundlich gewesen, so
lange man sich gleichsam als mächtigen Schutzstaat fühlen konnte.
Ein starkes Deutschland hatte man nie gewünscht und konnte es
angesichts der russischen Ziele nicht wünschen. Dass insbesondere
seit dem Berliner Kongress die russischen Gefühle für das Deutsche
Reich immer unfreundlicher wurde, ist wohlbekannt, ob man nun
Deutschland wirklich die Schuld gab, dass man die Kriegsziele von
Santo Stefano nicht erreicht hatte, oder ob man nur so tat. Die
neue Gruppierung der Mächte sah die beiden Reiche bald in
feindlichen Lagern.

		Im Jahre 1908 hatte Russland wieder nachgeben müssen: völlig
gerechter Weise, denn die bosnische Annexion ging Russland einfach
nichts an, und überdies hätte es ihr von Anfang an zugestimmt; aber
man war erbittert und zwar besonders auf Deutschland, weil seine
Bundestreue dieses Nachgeben erzwungen hatte.

		Und noch einmal, als zwischen dem ersten und zweiten Balkankrieg
am 19. Januar 1913 der russische Botschafter in Konstantinopel
erklärte, dass wenn der Friede mit Bulgarien nicht zustande käme,
Russland nicht länger neutral bleiben könnte – es galt
Konstantinopel zu besetzen, ehe die Bulgaren, wie man fürchtete, es
nahmen – da trat wieder deutscher Einspruch hindernd
dazwischen.

		Deutschland schien das Hindernis für die Verwirklichung [bookmark: page113] des grössten
russischen Wunsches, der nach dem Besitz von Konstantinopel und den
Meerengen ging, und es musste dies noch mehr sein, seitdem es die
Bagdadbahn finanziert hatte. Denn, dass Deutschland, nachdem es so
ungeheure Kapitalien dort investiert und die Bahn erbaut hatte, je
zugeben würde, dass Russland sich der Meerengen und Konstantinopel
bemächtige und damit Herr über die deutsche Riesenunternehmung
werde, war nicht zu erwarten.

		Das allein konnte für Russland Grund genug sein, die erste
Gelegenheit zu benutzen, um einen Krieg zu führen, in dem es dank
der ungeheuren Ueberlegenheit seines und der verbündeten Heere die
Zerschmetterung, mindestens die dauernde Schwächung Deutschlands
erwarten durfte. Denn inzwischen war ja das Bündnis mit Frankreich,
die «Entente» mit England geschlossen worden, inzwischen waren
ungezählte Millionen aus Frankreich nach Russland geflossen, und
wenn die Panslavisten früher gemeint hatten, «gegen Deutschland
würden die russischen Gewehre auch ohne Bündnis mit Frankreich
losgehen», wie musste es jetzt sein?

		Im Juni 1914 schrieb der russische Professor Mitrofanow in den
«Preussischen Jahrbüchern»: «Die Missstimmung gegen die Deutschen
ist in jedermanns Seele und Munde, und selten, dünkt mich, war die
öffentliche Meinung einstimmiger. Diese Stimmung ist zwar nur in
der letzten Zeit laut geworden, aber sie reifte schon längst heran
...

		Wir fühlen uns von allen Seiten, von den Flanken in der Türkei,
in Schweden, in Oesterreich durch den deutschen Drang eingeengt und
eingesperrt, wir finden keine Anerkennung unserer jetzigen Lage,
kein Rechnen mit unserer jetzigen Stärke, und wir sind
entschlossen, die uns gebührende Stelle uns zu verschaffen.» Dies
als Ausdruck der Stimmung in Russland unmittelbar vor dem Ausbruch
des Krieges.

		Auch Baron Beyens ist in der Zwischenzeit anderer Ansicht
geworden, denn am 14. Juni 1914, drei Tage vor der [bookmark: page114] Ermordung des
Erzherzogs schreibt er, «dass Russlands politische Ziele dunkel
sind, dass es den Zweibund ausschliesslich zum eigenen Vorteil
leitet, und dass es seine Rüstungen in erschreckender Weise
steigert, ohne von Deutschland bedroht zu sein», «la Russie, dont
les desseins politiques restent impénétrables, la Russie qui dirige
la Duplice à son profit exclusif, la Russie, qui accroît, eile
aussi, dans une Proportion effrayante ses armements, sans qu'elle
soit menacée par l'Allemagne».

		Aber was für einen erfahrenen Diplomaten undurchdringliches
Dunkel ist, das ist dem Autor ohne weiteres klar: er weiss alles,
ihm und seinen gläubigen Lesern geht es wie den Meerkatzen in
Faust's Hexenküche:

		«Die hohe Kraft

Der Wissenschaft,

Der ganzen Welt verborgen,

Und wer nicht denkt,

Dem wird sie geschenkt,

Der hat sie ohne Sorgen.»

		Was sich später in den entscheidenden Tagen des Jahres 1914
Russland gegenüber ereignet hat, wird an seiner Stelle erörtert
werden.

		 

		Damit kommt der Verfasser zum Schluss seines ersten Teiles. Er
wiederholt zunächst nochmals einige der Behauptungen, die er schon
vorher ausgesprochen, geht dann kurz auf Giolittis Mitteilungen
über frühere österreichische Pläne gegen Serbien ein. Da die
serbische Frage als der Anlass – nicht als der Grund – des
Weltkrieges im zweiten Teil besprochen werden soll, bleibt auch
diese Erörterung dahin verschoben. Der Leser findet sie auf
Seite

		Den letzten Abschnitt widmet er dem angeblichen «Umschwung in
Berlin» und dem Sieg der «Kriegspartei». Was er als Beweise
vorbringt, sind Phantasien über eine Veränderung in der Seele des
deutschen Kaisers, worüber – das [bookmark: page115] wird jeder zugeben – der Autor doch
wahrhaftig nichts wissen kann; soweit er irgend Anzeichen für diese
angebliche Sinnesänderung Wilhelms II. anführt, fälscht er.
Denn er behauptet, der Kaiser hätte in früheren Jahren friedlich
gesprochen, während seine Reden in letzter Zeit immer kriegerischer
geworden wären. Kaiser Wilhelm hat bekanntlich gerade in dem ersten
Jahrzehnt seiner Regierung oft auffällig kriegerische Aeusserungen
getan, hat aber auch damals und trotzdem stets den Frieden gewahrt.
Seither sind solche Aeusserungen seltener und seltener geworden und
haben den entgegengesetzten Raum gegeben. Der Autor weiss denn auch
als einzige Stelle die Worte aus einer Rede vom 18. Juni 1913
anzuführen, in der der Kaiser sagte, «Die Fahne dürfe nicht
leichtsinnig aufgepflanzt werden, wo man nicht sicher sei, sie
verteidigen zu können». Das ist alles – daraus die Folgerung, dass
der Kaiser seine Ansichten geändert und den Krieg gewollt hat!! Der
Mann weiss sogar, dass man in Berlin den Krieg schon etwas früher
wollte, aber «wir waren noch nicht reif zum Losschlagen, das
prinzipiell schon damals eine beschlossene Sache war». Die letzten
Worte lässt er gesperrt drucken; damit wird im Leser der Eindruck
geweckt, dass wenigstens dies bewiesen sei und unwiderruflich
feststeht, während es doch in der Tat nur eine Annahme des Autors
ist, für die er einen Beweis zu erbringen nicht einmal versucht.
Dieser Mann ahnt alles: was im Kopf des Kaisers vorgeht, die
Haltung des Kanzlers, des Kronprinzen; ihm bleibt nichts
verborgen.

		Für die angeblich in letzter Zeit in Berlin herrschenden
Ansichten legt der Autor allerdings Dokumente vor, Dokumente, die
dem amtlichen Gelbbuch der französischen Regierung entnommen sind.
Und gerade damit beweist er nur, mit welch ahnungsloser Unfähigkeit
er an seine Aufgabe ging. Dass es eine Quellenkritik gibt, dass
Dokumente auch gefälscht sein können, dass die unwahren Berichte in
den [bookmark: page116]
Archiven der Weltgeschichte nach tausenden zählen, ahnt er nicht.
Und gerade das französische Gelbbuch ist an vielen seiner
wesentlichsten Stellen der Ungenauigkeiten wie der Fälschungen
voll. Ich habe dies in meiner erwähnten Schrift auf Seite 108 bis
121 ausführlich dargetan. Eben die Dokumente, die der Autor
anführt, tragen die Zeichen der Unverlässlichkeit oder der direkten
Fälschung so deutlich, dass nur ein so blutiger Laie, der sich mit
ungeschickten und unsauberen Fingern ah geschichtliche Fragen wagt,
darauf hineinfallen kann.

		Zum Beispiel steht in einem Bericht Nr. 5 vom 30. Juli 1913 an
den damaligen Minister des Aeussern, Herrn Pichon, wörtlich
geschrieben: «Ueber die Persönlichkeit des Kaisers wird gesprochen,
der Kanzler ist unbeliebt, aber Herr von Kiderlen-Wächter war der
bestgehasste Mann in Deutschland im letzten Winter. Obschon noch in
Misskredit, wird er doch jetzt nicht mehr so gehasst, denn er gibt
zu verstehen, dass er bald seine Rache nehmen wird». Im Juli
1913 war Herr von Kiderlen-Wächter, der frühere Staatssekretär des
Auswärtigen, seit einem halben Jahr tot und begraben!

		Es ist natürlich ohne weiteres klar, dass der ganze sogenannte
Bericht im Pariser Ministerium ausgearbeitet und zusammengestückt
worden ist. Nun sind solche von argwöhnischen und feindseligen
Beobachtern verfasste Stimmungsberichte an sich als Dokumente von
geringem Wert – diese Art der Ausarbeitung entwertet sie vollends,
und ihre Veröffentlichung hat nur den Zweck, kritiklosen Lesern
eine bestimmte Anschauung zu suggerieren.

		Diesem Aktenstück geht ein anderes voraus, das als Nummer 2
eingereiht und vom 2. April 1913 datiert ist, ein «offizieller
amtlicher und geheimer Bericht über die Verstärkung des deutschen
Heeres», den der damalige französische Kriegsminister Herr Etienne
dem Minister des Auswärtigen, [bookmark: page117] Herrn Jonnart, übersandte. Ueber die nicht ganz
unwichtige Frage, für welches deutsche Amt dieser Geheimbericht
bestimmt gewesen oder in welchem deutschen Amt er verfasst worden
war, wird kein Wort verloren. In einer französischen Zeitung war zu
lesen, dass der Bericht «irgendwo» in Deutschland in einem
Eisenbahnabteil I. Klasse gefunden worden, wo ein hoher deutscher
Offizier ihn vergessen hätte(!); andere Blätter versicherten, dass
er für niemand Geringeren als den Kaiser selbst bestimmt gewesen;
es könnte aber auch der erste Entwurf einer Rede sein, die der
deutsche Reichskanzler halten wollte!

		Jeder, der den trockenen Tatsachenstil amtlicher deutscher
Dokumente kennt, erkennt auf den ersten Blick, dass der ganze
Artikel, in dem von den «zähneknirschenden französischen
Chauvinisten», von der Notwendigkeit, «die deutsche Macht über die
ganze Welt auszubreiten» und ähnlichem die Rede ist, bestenfalls
aus der Redaktionsstube irgendeiner kleinen alldeutschen
Zeitschrift gestohlen sein kann. Der Artikel gipfelt in dem Satz,
dass Deutschland die alte Grafschaft Burgund wieder erobern müsste,
weil sie vor etwa fünfhundert Jahren ein Lehen des Heiligen
Römischen Reiches gewesen! Es fehlte nur noch die Mitteilung, dass
Oesterreich das Königreich Jerusalem wiederzuerobern beabsichtige,
weil der Kaiser von Oesterreich den Titel eines Königs von
Jerusalem führt.

		Man fragt sich wieder nur, ob der Herr, der dieses grossartige
Dokumente erwarb, der Aufgesessene war, oder die französischen
Leser es sein sollten, die bereit sind, solchen Blödsinn in
Deutschland für amtlich möglich zu halten.

		Leider sind der Botschafter und sein Personal gleichfalls
unfähig, zwischen Tatsachen und blossen Gerüchten zu unterscheiden,
oder die wirkliche Bedeutung eines Ereignisses als Symptom der
Zustände oder der öffentlichen Meinung in Deutschland zu
beurteilen.

		[bookmark: page118] In
einer Note, die der Marineattaché, Herr von Faramond, am 15. März
1913 an den Marineminister, Herrn Baudin, richtete (Gelbbuch Nr. 1,
Beilage II), wird ein Gespräch zwischen einem Herrn der
französischen Botschaft und dem Fürsten von Henckel-Donnersmarck
berichtet, in welchem dieser unter anderem auch sagte: «Die
Franzosen sind vollständig im Irrtum, wenn sie uns finstere Pläne
zutrauen und glauben, dass wir einen Krieg wünschen. Aber wir
können nicht vergessen, dass im Jahre 1870 die öffentliche Meinung
in Frankreich die französische Regierung nötigte, uns in törichter
Weise anzugreifen, ohne dafür gerüstet zu sein. Wer kann uns
verbürgen, dass die öffentliche Meinung Frankreichs, die so
erregbar ist und so leicht auflodert, nicht eines Tages die
Regierung der Republik zwingen wird, uns zu bekriegen? Vor dieser
Gefahr wollen wir geschützt sein, das ist alles.»

		Dagegen berichtet Herr Jules Cambon in Nummer 3 des Gelbbuches
am 6. Mai 1913 an Herrn Pichon, er habe gehört, dass der deutsche
Generalstabschef von Moltke in militärischen Kreisen gesagt haben
sollte: «Wir müssen all die trivialen Phrasen von der
Verantwortlichkeit des Angreifers beiseite schieben... am Tage, an
dem man neun zu eins annehmen kann, dass der Krieg ausbrechen
werde, müssen wir unserm Hauptgegner zuvorkommen und ohne Zögern
jeden Widerstand brutal niedertreten.» Selbst wenn er so gedacht
haben sollte, würde der General dies niemals in dieser Weise
geäussert haben, der man die zweckbewusste Entstellung im Worte
«brutal» anmerkt; denn der mittlere Teil des Satzes ist etwas
militärisch Selbstverständliches, während Anfang und Ende etwas
ganz anderes sagen und deutlich in gehässiger Weise zurecht gemacht
sind. Es genügt, darauf hinzuweisen, dass die vernünftigen und
authentischen Worte des Fürsten Donnersmarck dem französischen
Diplomaten gar keinen Eindruck machen, während ein Ausspruch,
[bookmark: page119] den er
eingestandenermassen nur vom Hörensagen kennt, der Ihm vielleicht
aus vierter, fünfter Hand zugetragen worden, für ihn entscheidend
ist.

		Nr. 6 enthält ähnliche Aeusserungen, die dem General von Moltke
und dem Kaiser zugeschrieben werden, welche sie in einer
Unterredung mit dem König von Belgien im November 1913 getan
haben sollen. Herrn Cambons Quelle scheint der belgische König
selbst, oder was wahrscheinlicher ist, irgendeine Person zu sein,
der der König seine Eindrücke mitteilte. Herr Cambon sagt nur, dass
seine Informationen aus «absolut sicherer Quelle» stammen. Die
deutsche Regierung hat seither in der «Norddeutschen Allgemeinen
Zeitung» festgestellt, dass solch eine Unterredung zu dreien
niemals stattgefunden, sondern dass der König von Belgien, der
natürlich mit dem Deutschen Kaiser gesprochen hatte, auch eine
Unterredung mit Herrn von Moltke hatte, bei der niemand sonst
anwesend war. Dies wäre an sich nicht wichtig; es zeigt nur, wie
ungenau die Berichte sind. Wir können nur schliessen, dass auf dem
Wege durch mehrere Köpfe und über ebensoviele Zungen alles, die
redenden Personen wie ihre Worte, sich unvermeidlich mehr und mehr
veränderten, bis jener Text erreicht wurde, der zu Herrn Cambons
Ansichten am besten passte.

		So sind die Dokumente beschaffen, die der Verfasser als Beweise
für die wichtigsten und geheimsten Entschliessungen der deutschen
Regierung anführt!

		Und doch will ich ihm hier geringe Vorwürfe machen – mit diesen
und ähnlichen Fälschungen oder durch nichts bewiesenen Behauptungen
ist im Herbst 1914 die ganze Welt getäuscht worden.

		 

		Damit sind wir mit dem ersten Teil seines Buches zu Ende. Ich
glaube, hinlänglich nachgewiesen zu haben, dass der Autor weder
Kenntnisse noch Urteil besitzt, dass er fast [bookmark: page120] auf jeder Seite unrichtige
Behauptungen aufstellt, auch vor bewusster Unwahrheit keineswegs
zurückschreckt, in der Regel aber leichtfertig darauf los schwätzt.
Das ungeheuerliche ist nur, dass solch ein unwissender, törichter
und verlogener Schwätzer in einem so grossen Augenblick aufstehen
und ein solches Buch schreiben durfte und damit einen Welterfolg
haben konnte. Allerdings, da die Mehrzahl der Leser aus
Halbgebildeten und Halbwissern besteht, so musste dieses mit
fertigen Phrasen arbeitende Buch eines Halbgebildeten auf sie
wirken. Es scheint mir aber auch nachgewiesen, dass Menschen, die
sich auf dieses Buch einmal berufen und es ernst genommen haben,
ihrerseits das Recht verwirkt haben, in politischen und
historischen Dingen ernst genommen zu werden. Man kann ein Gegner
Deutschlands und Oesterreichs und ihrer Politik sein, man kann
ihren Regierungen die Schuld am Weltkrieg aufbürden... wer sich
aber dabei auf dieses Gemisch von Geschwätz und Lüge beruft, wer
dieses Machwerk lesen konnte, ohne seine Art und die Geistigkeit
des Verfassers zu erkennen, der hat bewiesen, dass ihm die
Vorkenntnisse wie die Urteilsfähigkeit fehlen. [bookmark: page121]

			[bookmark: foot16]Da ich durch eine Reihe von Jahren Mitglied des ›Comité
pour le rapprochement intellectuel franco-allemand‹ war, so sind
mir gerade diese Verhältnisse genau bekannt. Im Oktober 1912 nahm
ich an einer Sitzung im Café de la Régence in Paris teil, in der
die elsass-lothringische Frage erörtert wurde, und bei der sich
zeigte, wie sehr diese Frage im Mittelpunkt stand, wie sie die
Verständigung erschwerte und diesem Kreis friedlich, ja deutsch
freundlich gesinnter Männer – es waren ihrer nicht allzuviele – die
Propaganda im eigenen Lande kaum möglich machte.


	
		
		Zweiter Teil

		Das Buch «J'accuse»

Die Krise im Sommer 1914

		[bookmark: page122]
[bookmark: page123] Nachdem
der Autor im ersten Teil des Buches «J'accuse» eine Vorgeschichte
des Krieges zusammengefälscht hat, die allerdings den «dringenden
Verdacht» ergeben müsste, dass «Deutschland und Oesterreich den
Weltkrieg gewollt und vorbereitet haben», kommt er im zweiten
Hauptteil, – dem dritten Abschnitt seines Buches, – zur
eigentlichen Anklage, dass die selben Mächte «den von ihnen längst
vorbereiteten und gewollten Krieg im Sommer 1914 absichtlich
herbeigeführt haben, weil sie den Augenblick zum Losschlagen für
besonders günstig hielten».

		Die einleitenden Phantasien über die seelischen Vorgänge in den
massgebenden Kreisen in Berlin und Wien übergehe ich; auch dem
unkritischen Leser leuchtet ein, dass der Autor darüber nichts
weiss und nichts wissen kann, dass er hier leere, wenn auch im
Augenblick sehr beliebte Vermutungen ausspricht.

		Es leuchtet auch ohne weiteres ein, dass die für diesen zweiten
Teil erforderlichen Kenntnisse und Studien ganz anderer Natur sind,
als die für den ersten notwendig gewesen wären. Für die
Vorgeschichte des Krieges, die einen Zeitraum von Jahrzehnten
umfasst, liegen eine umfangreiche historische Literatur und ein
Aktenmaterial vor, deren Studium Jahre erfordert. Das der Autor,
aus Oberflächlichkeit des Wesens, wahrscheinlich auch, weil ihm die
Mühe zu gross war, sich diese Arbeit sparte, das geht aus seiner
vollkommenen Unwissenheit hervor, die auf jeder Seite des ersten
Teiles in die Augen fällt.

		[bookmark: page124] Für die
Beurteilung der dramatischen Ereignisse in den entscheidenden zehn
Tage des Sommers 1914 hingegen liegen fast nur die wenigen
amtlichen Veröffentlichungen der kriegführenden Mächte in Gestalt
des britischen Blaubuchs, des deutschen Weissbuchs und so weiter
vor, wenige dünne Heftchen, die man zur Not in zweimal
vierundzwanzig Stunden auslesen kann. Und so hat sie denn der Autor
auch wirklich gelesen.

		Die Folge ist, dass er im zweiten Teil scheinbar mit mehr
Sachkenntnis schreibt als im ersten. Freilich nur scheinbar, denn
wenn die erwähnten Hefte ein viel weniger umfangreiches und der
Zeit nach leicht zu bewältigendes Material vorstellen, so sind sie
dafür alle mehr oder weniger advokatisch zur Selbstrechtfertigung
der herausgebenden Regierung verfasst und zusammengestellt, und es
gehört wiederum mancherlei Kenntnis und beträchtliche Uebung in der
Kritik amtlicher und historischer Aktenstücke dazu, sie in ihrem
Zusammenhang zu verstehen und aus ihrem scheinbaren Inhalt den
davon oft sehr verschiedenen wirklichen Sinn zu erschliessen. Mit
welcher Kritiklosigkeit und wie flüchtig der Autor diese Akten
gelesen hat, davon hatte man eine Probe bereits auf Seite 117 ff.
des ersten Teiles. [bookmark: page125]

	
		
		I. Oesterreich-Ungarn und Serbien

		Er beginnt seine Ausführungen mit einer Kritik des bekannten
österreichischen Ultimatums an Serbien vom 23. Juni 1914. Dies
geschieht mit derselben Unehrlichkeit, die wir überall im ersten
Teil des Werkes gefunden haben. Ich rede nicht von der
hinterlistigen Art, mit der der Autor jeder wichtigeren Behauptung
der österreichischen Regierung das Wort «angeblich» beifügt, jede
Gegenbehauptung der serbischen oder russischen Regierung als
positiv und zweifellos hinstellt. Er musste wissen, dass es seine
erste Pflicht war, wenn er irgend unparteiisch schreiben wollte,
die Behauptungen beider Teile eben als Behauptungen anzuführen, und
ihre Richtigkeit oder Unrichtigkeit auf Grund der Belege zu
erörtern. Das Wort «angeblich» wirkt natürlich auf unkundige oder
voreingenommene Leser, und das ist auch die Absicht. Aber solche
und ähnliche kleine Unredlichkeiten fallen neben den groben
Fälschungen des Verfassers nicht ins Gewicht.

		Er stellt zunächst die Behauptung auf, dass unter den
Forderungen Oesterreichs solche enthalten seien, die einem
unabhängigen Staat noch nie gestellt worden sind. Bei seinen so
geringen Kenntnissen auf geschichtlichem Gebiet könnte der Autor
dies selbst dann kaum wissen, wenn es wahr wäre. Ich will gar nicht
von den oft ganz grotesken, ungeheuerlichen Forderungen sprechen,
die in früheren Jahrhunderten an die Fürsten und Regierungen
unabhängiger Staaten gerichtet wurden. Ich nehme an, dass der Autor
nur die [bookmark: page126]
neuere Zeit im Sinne hat. Es wird dadurch nur um so offenbarer,
welche Sudelei die Arbeit dieses «historischen Forschers» ist – er
hat wirklich die Unverschämtheit, sich so zu bezeichnen! – wie er
sich keine Aeusserung überlegt oder auch nur an irgend einer Stelle
ein Geschichtswerk nachgeschlagen hat, sondern was ihm durch den
Kopf schoss, hingeklext hat, damit gleichwertige Geister es
annehmen und nachschwatzen konnten.

		Der Forderungen des österreichischen Ultimatums sind zweierlei:
die einen verlangen die Unterdrückung von Bestrebungen, die nur mit
dem Zerfall der österreichisch-ungarischen Monarchie verwirklicht
werden können, also das gewöhnlichste und geringste, was ein Staat
vom andern verlangt, und zwar auch im Frieden und bei den besten
Beziehungen, ohne dass so ungeheuerliche Attentate vorausgegangen
sind. Harmlose Demonstrationen gegen fremde Staaten werden
unterdrückt und bestraft, Reden und Vorträge verboten: die
österreichische Forderung, dass Serbien Vereine auflösen solle, die
in ihren regelmässigen Veröffentlichungen die Vernichtung der
Monarchie offen forderten und «terroristische Handlungen zur
Befreiung der Südslaven» in ihr Programm aufgenommen hatten, die
Schulen unterhielten, in denen die Mitglieder im Bombenwerfen und
ähnlichen Fertigkeiten unterrichtet wurden, war so
selbstverständlich, dass eine Rechtfertigung durch die zahlreichen
vorausgegangenen Mordtaten gar nicht erst nötig war. Ebenso
selbstverständlich war die Forderung, dass die serbische Regierung
Beamte und Offiziere, die sich an solchen Vereinen beteiligten,
entlassen müsse. In fast allen Staaten Europas sind hohe Beamte und
Generale abgesetzt, Gesandte abberufen worden, weil sie sich durch
irgend eine unvorsichtige Aeusserung bei einem Nachbarstaat
missliebig gemacht haben, und die österreichische Forderung kann
nur dadurch auffallen, dass sie nicht schon lange vorher gestellt
worden war!

		[bookmark: page127] Neben
diesen sachlichen Forderungen enthält die österreichische Note
solche formaler Natur, die Veröffentlichung einer Erklärung des
Bedauerns der serbischen Regierung in ihrem Amtsblatt und in einem
Armeebefehl, sowie die Mitwirkung österreichischer Beamten bei
bestimmten Untersuchungen und Vorkehrungen. Wegen blosser
Beleidigung von Gesandten sind schon Kriege angedroht und erklärt
worden: für die, sei es nähere, sei es bloss entfernte Mitschuld
der serbischen Regierung am Mord des österreichischen Thronfolgers
war die geforderte feierliche Erklärung eine im Verhältnis geringe
Sühne. Noch viel weniger war die Forderung nach einer Mitwirkung
österreichischer Beamter bei der Untersuchung gegen die Teilnehmer
am Komplott von Sarajewo und bei der Unterdrückung gegen
Oesterreich gerichteter Bestrebungen etwas besonderes. Die
demokratische französische Republik hat auf den Wunsch der
russischen Regierung in überaus zahlreichen Fällen die Mitwirkung
russischer Polizeibeamter bei Amtshandlungen gegen russische
Revolutionäre gestattet! Nur infolge der im Juli 1914 sofort
einsetzenden verlogenen Propaganda russischer und
russlandfreundlicher Organe sind die österreichischen Forderungen
als unerhört, als nie da gewesen durch ganz Europa ausgeschrieen
worden, und wie jede andere Zeitungslüge, schreibt der Autor auch
diese freudig nach.

		Italien hat in seinem Ultimatum vom 27. September 1911, in dem
es selbst behauptete, nur wirtschaftlich geschädigt zu sein,
von der Türkei die Räumung von Tripolis verlangt und die
Entsendung türkischer Truppen nach einer türkischen Provinz als
Kriegsfall erklärt, also einen wirklichen Eingriff in die
türkische Souveränität, noch dazu auf einem rein mohammedanischen
Gebiet vorgenommen, wie er in der Tat wenigstens in der neueren
Zeit nicht vorgekommen ist.

		Und vielleicht erinnern sich einige Leser noch daran, wie, als
Fürst Alexander von Bulgarien nicht etwa eine gegen [bookmark: page128] Russland gerichtete Politik
trieb, die zur Ermordung des Zarewitsch führte, oh nein, als er nur
Bulgarien eigenmächtig auf Kosten der Türkei vergrössert hatte,
Russland von ihm nicht demütige Erklärungen und Versprechungen –
die er bereits freiwillig abgegeben hatte – sondern die
Abdankung forderte, und wie Russland dann den General von
Kaulbars als ausserordentlichen Gesandten nach Sofia schickte, der
in öffentlichen Reden die bestehende Regierung als eine
Regentschaft von «Schuften und Verrätern» bezeichnete und das Volk
zum Aufruhr aufforderte. Das war ein unerhörter, ein noch nie
dagewesener Eingriff in die Souveränität eines andern Staates. Oder
darf es irgend jemand zu bestreiten wagen, dass neben diesen
russischen und italienischen Präzedenzfällen die österreichischen
Forderungen, die nur Sühneerklärungen, gerichtliche und
disziplinarische Massnahmen gegen Attentäter und Auflösung von
Vereinen verlangten, geradezu als ein Vorbild an Mässigung gelten
können?

		Nur das gedankenlose Gewäsche, mit dem Europa seit dem Beginn
des Krieges überflutet wird, und an dem der Autor einen nicht
unwesentlichen schöpferischen Anteil hat, konnte – angesichts des
russischen Vorgehens gegen Bulgarien im Jahre 1885 und der erst vor
drei Jahren erfolgten völkerrechtlichen Ungeheuerlichkeit des
gänzlich unprovozierten italienischen Ultimatums – die im Vergleich
dazu geringen Forderungen Oesterreichs nach furchtbarster
Herausforderung als «noch nie da gewesen» erscheinen lassen. Der
Satz ist auch in der Einleitung zum englischen Blaubuch zu lesen:
dort, wo man es besser wusste, ist er natürlich nicht gedankenlos,
sondern mit zielbewusster Absicht ausgesprochen.

		Selbstverständlich wird man ohne weiteres zugeben, dass die
österreichische Note, wenn auch keine ihrer Forderungen unerhört
oder übertrieben war, dennoch eine sehr [bookmark: page129] scharfe war, und eine Demütigung
Serbiens bedeuten sollte. Es konnte ja auch gar nicht anders sein;
und wenn die öffentliche Meinung Europas die österreichische Note
wie einen plötzlichen Schreckschuss vernahm, der sie aufscheuchte,
so war es, weil sie von der Lage auf dem Balkan nur sehr geringe,
durch irgendwelche halbgelesene und halb wieder vergessene und fast
immer gefärbte Zeitungsartikel Kenntnis hatte. Die europäischen
Regierungen beider Gruppen wurden durch das Ultimatum keineswegs
überrascht, höchstens dass sie es nicht bereits in diesen Tagen
allgemeinen Urlaubs erwartet hatten. Die englische Regierung liess
der österreichischen Regierung noch am 28. Juli durch ihren
Botschafter Sir Maurice de Bunsen sagen: «sie habe mit lebhaftem
Interesse den Verlauf der Krise verfolgt und lege Wert darauf, die
österreichische Regierung zu versichern, «dass sie Sympathien
für ihren Standpunkt hege, und ihre Beschwerden – «griefs» – gegen
Serbien vollkommen verstehe. England habe keinen Grund, den
österreichischen Streitfall mit Serbien zum Gegenstand besonderer
Präoccupation zu machen, nur weil der Konflikt weitere Kreise
ziehen und den europäischen Frieden in Frage stellen könnte, müsse
das Londoner Kabinett ihm seine Aufmerksamkeit zuwenden.» (Note des
Grafen Berchtold an den österreichischen Botschafter in London,
österreichisches Rotbuch Nr. 41.)

		Aber auch die öffentliche Meinung fühlte damals keineswegs so,
wie der Autor heute glauben machen will. Um zu zeigen, dass man zum
Beispiel in England zunächst ganz auf Oesterreichs Seite war, und
wie sehr das ganze Geschrei über das «unerhörte» Ultimatum erst
eine spätere und künstliche Aufbauschung ist, die dem russischen
Standpunkt zuliebe erfolgte, genügt es, die Urteile der englischen
Presse anzuführen. Die «Pall-Mall Gazette» schrieb am 24. Juli 1914
: «Die österreichisch-ungarische Note zeichnet sich durch ihren
zugleich festen und gemässigten Ton aus.» Die «Daily News»
am [bookmark: page130] 25. Juli:
«Die Forderungen Oesterreichs enthalten nichts, was wirklich
unannehmbar wäre. Oesterreichs Entrüstung ist nur natürlich, und
Serbien täte wohl daran, sich sofort zu unterwerfen.» «Daily
Chronicle» vom gleichen Tag: «Die österreichische Note ist
tragisch, aber tragisch ist auch der Zwang für die Doppelmonarchie,
an ihre Verteidigung zu denken. Oesterreich kann ein solches
Vorgehen von seinem Nachbarstaat nicht dulden, ohne seine Würde
seinen Bestand aufs Spiel zu setzen.» Der «Standard»: «Es ist nicht
unsere Sache, Serbien vor den Folgen seiner Ränke und seines
Ehrgeizes zu bewahren. Es hat Oesterreich über jedes Mass
herausgefordert.» Das war der Ausdruck der öffentlichen Meinung in
England, als die Note erschien, und alles andere ist spätere
Erfindung.

		Da das österreichische Ultimatum zwar keineswegs der Grund, aber
doch der Anlass zum europäischen Krieg geworden ist, das Ultimatum
selbst aber ohne Kenntnis der Vorgeschichte des
österreichisch-serbischen Streitfalles nicht zu verstehen ist, so
muss auf diese Vorgeschichte kurz eingegangen werden. Auch der
Autor tut das, gründlich, wie er nun einmal ist, in einem einzigen
Satz; es gelingt ihm, die ganze Vorgeschichte in diesem einen Satz
in ihr Gegenteil zu verkehren. Er schreibt: «Die engen Beziehungen
Russlands zu Serbien wären niemandem ein Geheimnis gewesen, seitdem
eine Balkanfrage existiert. Rassen- und Religionsgemeinschaft,
politische Tradition und Interessen verbanden die beiden Länder von
jeher und hatten eine Art Verwandtschaftsverhältnis zwischen ihnen
hergestellt, welches weit über den Rahmen der üblichen
Interessensphäre hinausging». Beinahe jedes Wort in diesem Satz ist
freche Geschichtsfälschung.

		Denn all dies bestand in der Tat, aber – wenigstens bis in die
jüngste Zeit – zwischen Serbien und Oesterreich. Serbien ist von
Russland durch zwei unabhängige Staaten, [bookmark: page131] und war in früheren
Jahrhunderten durch noch weit grössere Gebiete von ihm getrennt.
Viele hundert Kilometer unwirtlichen und feindlichen Landes lagen
zwischen beiden und machten jede Verbindung unmöglich. Von irgend
einer geschichtlichen Gemeinschaft oder Tradition ist keine Rede
und konnte keine Rede sein. Dagegen grenzen die beiden
Serbenstaten, Serbien und Montenegro, mit einer sechshundert
Kilometer langen Grenze an Oesterreich-Ungarn, und ihre Geschichte
ist tief in die österreichische Geschichte verwoben. Schon im
Mittelalter sind die Serben wiederholt durch ungarische Heere vor
den Türken gerettet worden. Als im fünfzehnten Jahrhundert die
Türken endlich Serbien unterjochten, floh ein grosser Teil der
Bevölkerung nach Ungarn und wurde in den Provinzen Banat und Bácska
angesiedelt. Oesterreichische Heere unter Prinz Eugen brachten dann
auch den Unterworfenen die Freiheit wieder, und im achtzehnten
Jahrhundert bildete Serbien durch längere Zeit einen Bestandteil
der Monarchie.

		Von den Türken wieder unterworfen, standen die Serben immer
wieder gegen sie auf und begehrten immer wieder zu Oesterreich zu
kommen. Diese Bitte ist von den verschiedenen Führern und Fürsten
des Serbenvolkes noch im neunzehnten Jahrhundert wiederholt
gestellt worden! Erst jetzt begannen die ersten
russisch-serbischen Beziehungen, und zwar im Jahr 1804, in welchem
die Serben, da Oesterreich, durch die napoleonischen Kriege zu sehr
in Anspruch genommen, einem serbischen Aufstand gegen die Türken
keine Hilfe zusagen wollte, sich an Russland um Unterstützung
wendeten. Gleich die ersten Folgen dieser Verbindung waren
kennzeichnend: 1808, nach dem Frieden von Tilsit, wurden zwischen
dem Zaren Alexander und Napoleon Verhandlungen über eine Teilung
des Balkans angeknüpft, nach denen Oesterreich Bosnien und einen
Teil Serbiens erhalten sollte. Als es zum Aufstand kam, und die
Serben auch ohne russische [bookmark: page132] Hilfe die Türken schlugen, wurden sie im Frieden
von Bukarest am 28. Mai 1912 von den Russen verlassen und Serbien
den Türken zurückgegeben.

		Ein Autor, der jahrelang in serbischen Diensten stand, der die
serbischen Freiheitskämpfe mitmachte, und dann ihre Geschichte
schrieb, drückt sich über die Vorgänge jener Jahre in folgender
Weise aus: «Die Anhänglichkeit, die die Serben, insbesondere ihr
Oberhaupt (Karagjorje) den Russen bewiesen, hätte einen bessern
Lohn verdient, als sie in der Folge erhielten. Aber was liegt einem
grossen Reiche daran, dass ein kleiner Staat sich für sein
Interesse opfert?! Nach geleistetem Dienst wird er preisgegeben:
ist die Ehre, ihm Hilfe geleistet zu haben, nicht Lohn genug? Was
können die kleinen Mächte denn anders erwarten, als bei den
Verhandlungen der Grossen als Kompensationsobjekte zu dienen? Dies
ist das Los Serbiens im Jahr 1812 gewesen.» (B. S. Cunibert, Essai
historique sur les Révolutions et l'Indépendance de la Serbie
depuis 1804 jusqu'à 1850, Bd. I, S. 46.) Das war die «erste» Hilfe,
die Serbien von Russland erhielt, und der Anfang des vom Verfasser
gepriesenen Freundschaftsbundes. Welche Hilfe es im gegenwärtigen
Krieg erhalten und welche glücklichen Folgen die russischen
Ratschläge dem Lande gebracht haben, ist bekannt. Von dem damaligen
Verhältnis der Beziehungen zwischen Oesterreich und Serbien sagt
der gleiche Autor: «Was auch immer diejenigen, die Oesterreich
nicht lieben, sagen mögen, diese Macht hat sich gegen die
serbischen Führer während des ersten und zweiten Aufstandes,
besonders bei der Katastrophe von 1813, wenn nicht hochherzig, so
mindestens mitfühlend, gezeigt»; und es folgt eine seitenlange
Schilderung all dessen, was Oesterreich damals für die Serben
getan, «wenn auch politische Rücksichten es hinderten, ihnen offen
Schutz und Unterstützung zu gewähren». «Quoi qu'en disent ceux qui
aiment peu l'Autriche, cette puissance se montra sinon généreuse,
[bookmark: page133] au moins
compatissante envers les chefs serbes pendant la première et la
seconde insurrection, surtout dans la catastrophe de 1813. Si des
considérations politiques ne lui permettaient pas de leur accorder
ouvertement appui et protection ...» (S. 57/58 u. ff., Bd. I.)

		Immerhin begann hinfort auch Russland neben Oesterreich die
serbischen Unabhängigkeitsbestrebungen zu unterstützen. In welcher
Weise dies geschah, das schildert der gleiche Autor aus eigenster
Erfahrung in Jahr 1839: «Die Politik dieser Macht – Russlands – ist
in allen türkischen Gebieten, über die ihr Einfluss sich ausdehnt,
die, sie nur gemäss den Zielen seines eigenen ungeheuren Ehrgeizes
handeln zu lassen und zu verhindern, dass irgend etwas daselbst
stetig werde, oder ein definitiver Zustand sich bilde. Diese
Gebiete sind eine Beute, die sie begehrt, und wenn der Tag kommen
wird, ihre Hand auf sie zu legen, wird es ihr um so leichter sein,
sich ihrer zu bemächtigen und sie sich einzuverleiben, ohne
Widerstand zu finden, weil die beständigen Veränderungen dem Volk
nicht Zeit gelassen haben werden, sich einer Dynastie innig
anzuschliessen, oder sich an irgend eine Einrichtung wirklich zu
gewöhnen. Man hat im Laufe dieser Geschichte gesehen, wie Russland
mit seinem Schutz für Serbien prunkt, um sich die Möglichkeit zu
sichern, in die Angelegenheiten des Landes einzugreifen und es auf
den Wegen seiner eigenen Politik mitziehen zu können; wie es aber
gleichzeitig diesen Schutz auf stets verspätete und ungenügende
Hilfe beschränkt und sich wohl hütet, ihm soweit zu helfen, dass es
seine völlige Unabhängigkeit erlangen oder sein Verhältnis zur
Türkei endgültig regeln würde» (ebenda Band II, S. 555).

		Dies alles könnte mit geringen Aenderungen auch von den
russisch-serbischen Beziehungen der letzten Jahrzehnte und Jahre
geschrieben sein. Im Jahre 1878 erlangte Serbien indirekt durch die
russisch-rumänischen oder eigentlich [bookmark: page134] rumänischen Siege seine
Unabhängigkeit. Trotzdem lehnte es sich, wie es aus dem
nachbarlichen Verhältnis sich von selbst ergab, sofort wieder an
Oesterreich-Ungarn an; die kleine russenfreundliche Partei im Lande
hatte gar keinen Einfluss, und im Jahre 1885 wurde Serbien nach der
Schlacht von Slivnitza von Oesterreich durch die Drohung
bewaffneten Einschreitens vor den Bulgaren gerettet, wie Montenegro
im Jahre 1853 durch Oesterreich vor Omer Pascha und den Türken
gerettet worden war. Wie kommt es, wenn, wie der Autor lügt, «eine
Tradition von jeher, eine Art Verwandtschaftsverhältnis die beiden
Länder verband», dass im Jahre 1885 nicht Russland für das bedrohte
Serbien eintrat? Auch im Jahre 1877/78 während des
russisch-türkischen Krieges hatte Oesterreich-Ungarn nicht weniger
als 200,000 flüchtige Serben, zum Teil auch andere Balkanslaven,
auf seinem Gebiet aufgenommen und ihnen Schutz und Verpflegung
gewährt, wodurch dem Budget eine Mehrbelastung von 35 Millionen
Kronen erwachsen war. Dies war einer der Gründe, auf die die
englische Regierung auf dem Berliner Kongress ihren Antrag stützte,
dass Oesterreich-Ungarn Bosnien besetzen sollte.

		Von irgendwelchen russisch-serbischen Beziehungen und Interessen
war bis in die letzte Zeit überhaupt nie die Rede.
Handelsbeziehungen bestehen nicht; fast die gesamte Ausfuhr
Serbiens geht nach Oesterreich-Ungarn, ein kleiner Teil nach
Italien und Aegypten; 60% der Einfuhr kommen aus der Monarchie, der
Rest in erster Linie aus dem Deutschen Reich, dann aus Frankreich,
einige wenige Prozente verteilen sich auf andere Länder. Politische
Probleme, die die Russlands irgend berühren würden, gibt es in
Serbien nicht, noch umgekehrt. Von alledem, was der Autor aufzählt,
bleibt nur die Religionsgemeinschaft, die im Grunde auch keine
wirkliche Gemeinschaft ist, nicht nur weil die serbische Kirche
autonom ist, die die tiefsten und bittersten [bookmark: page135] Feindschaften, wie die zwischen
Serben und Bulgaren, nie verhindern konnte.

		So könnte man in Wahrheit sagen, dass Russland in Serbien
überhaupt kein Interesse hat, ausgenommen das eine, Oesterreich
Schwierigkeiten zu bereiten. Auch dieses Interesse konnte Russland
erst seit dem Sieg der russenfreundlichen Partei in Serbien und der
Ermordung des letzten Obrenowitsch im Jahre 1903 wahrnehmen, und es
kann nur dadurch bestehen, weil die beiden Länder so weit getrennt
sind und gar keine gemeinsame Probleme haben; denn alle Russland
benachbarten oder gar ihm einverleibten slavischen Völker sind
seine Todfeinde, und sie wissen wohl warum, und die ganze Welt
weiss es auch.

		Die innigen russisch-serbischen Beziehungen waren im Jahr 1914
genau zehn Jahre alt!

		Seitdem allerdings ist Serbien eine Art russischen Vorpostens
auf dem Balkan gewesen. Wie weit russische Agenten an der
Entstehung der panserbischen Propaganda beteiligt sind, wird sich
schwer feststellen lassen. Dass sie sie geschürt haben, ist sicher.
In einer Depesche vom 7. November 1910 spricht der belgische
Gesandte in Berlin, Baron Greindl, von der «Agitation, die Russland
in den kleinen slavischen Staaten, insbesondere in Belgrad, gegen
Oesterreich-Ungarn unterhielt», «l'agitation qu'elle entretenait
dans les petits etats slaves et surtout à Belgrade contre
l'Autriche-Hongrie», und die es damals auf sehr ernste deutsche
Warnungen hin hatte einstellen müssen.

		Aber wahrscheinlich wären die nationalistischen grossserbischen
Bestrebungen auch ohne russische Schürung entstanden, und wir
wollen sie auch gar nicht unnatürlich finden. Es ist an sich
durchaus begreiflich, dass die nationalistische Partei in Serbien
den Wunsch hegt, zu den 2 ¼ – nach dem Balkankrieg etwas über
3 – Millionen Serben des Königreichs die fünf Millionen
Serbokraten, die zur Monarchie [bookmark: page136] gehören und das von ihnen bewohnte Gebiet
hinzuzuerwerben und so Serbien zum mächtigsten Staat auf dem Balkan
und am Ostufer der Adria zu machen. Das ist nur natürlich.

		Aber ebenso natürlich und wohl noch natürlicher ist, dass die
Monarchie niemals gutwillig auf diese fünf Millionen Untertanen und
dieses Gebiet verzichtet hätte, umsoweniger, als die überwältigende
Mehrzahl dieser fünf Millionen auch nicht die geringste Lust hatte,
oder hat, Bürger des Königreiches Serbien zu werden. Schon deshalb
nicht, weil von den 3½ Millionen, die in Oesterreich oder Ungarn
leben, 2½ Millionen Katholiken sind – diese nennen sich Kroaten –
und von den 1½ Millionen Serben, die in Bosnien und der Herzegowina
beinahe 2/3 teils Katholiken, teils Mohammedaner sind, und beide,
Mohammedaner wie Katholiken, die orthodoxen Serben bitter
hassen.

		Ausserdem ist die Verwaltung in den österreichischen Gebieten
die weitaus bessere, Ackerbau, Handel und Industrie sind zu ganz
anderer Höhe entwickelt; die öffentliche Sicherheit, die Integrität
des Gerichtswesens und der Beamtenschaft sind eine ganz andere. Die
wirtschaftlichen Gründe zum Abfall fehlen. [bookmark: text17]F17 [bookmark: page137] Und weil nicht daran zu
denken war, dass Oesterreich-Ungarn und die übergrosse Mehrzahl der
österreichisch-ungarischen Serben je gutwillig und auf friedlichem
Weg auf die Abtretung dieser Gebiete eingehen würden, so mussten
diese Bestrebungen, wenn sie nicht aufgegeben wurden, früher oder
später unausweichlich zum Kriege zwischen Oesterreich und Serbien
führen. Und weil Russland diese serbischen Bestrebungen
unterstützte, und nur darum, konnten sie auch zu einem
österreichisch-russischen und damit zu einem europäischen Kriege
führen.

		Die Feindschaft der Serben wuchs, als Oesterreich im Jahre 1908
die Annexion von Bosnien und der Herzegowina verkündete. Die
serbische Regierung protestierte bei den Mächten gegen die
Annexion, als gegen «eine tiefe Verletzung der Gefühle, Interessen
und Rechte des serbischen Volkes». Nun ist es natürlich immer
verletzend für die Gefühle und [bookmark: page138] Interessen einer Person oder eines Volkes,
wenn ein anderer das hat oder nimmt, was sie selber gern haben
wollen; woher aber Serbien ein Recht auf diese Provinzen herleiten
will, ist ganz unerfindlich, es wäre denn, sie beriefen sich auf
die Tatsache, dass im Mittelalter – vor ungefähr sieben
Jahrhunderten – serbische Könige sie beherrschten, und dass ein
Teil der Bevölkerung noch heute aus orthodoxen Serben besteht. Mit
genau dem gleichen Recht könnte Oesterreich heute einen grossen
Teil der Schweiz beanspruchen, weil er im Mittelalter
österreichischer Besitztum war, und ein grosser Teil der
Bevölkerung auch heute noch deutsch und katholisch ist. Oesterreich
hatte die beiden Provinzen kraft eines europäischen Mandats
besetzt; es hatte sie mit Waffengewalt erobert, und zwar nicht etwa
von den Serben, sondern von deren Todfeinden, den Mohammedanern. Es
hatte die Provinzen glänzend verwaltet und zu einer Blüte gebracht,
wie sie sie vorher nie gekannt; es war der österreichischen
Regierung gelungen, selbst die Mohammedaner zu versöhnen, mit denen
sie einst um den Boden gekämpft hatten und sie in treueste
Untertanen zu verwandeln; es hatte ungeheure Kapitalien auf die
Provinzen verwendet und dort investiert: nur ein Wahnsinniger
konnte sich einbilden, dass Oesterreich jemals die Provinzen wieder
aufgeben würde, und nur ein hoffnungsloser Theoretiker kann
leugnen, dass die Annexion nur die amtliche und feierliche
Bestätigung eines tatsächlichen Zustandes bedeutete, der durch
volle dreissig Jahre bestanden. Höchstens die Türkei hatte ein –
rein formelles [bookmark: text18]F18 – Recht, gegen die
Annexion Protest zu erheben, aber [bookmark: page139] niemals Serbien. Und mit der Türkei hat
Oesterreich sich seither – am 25. Februar 1909 im Protokoll von
Konstantinopel – darüber geeinigt. «Servia had no legitimate
grievance», «Serbien hatte kein Recht, sich zu beklagen», das gibt
selbst der politische Leiter der «Times», W. Steed, in seinem Werk
«The Hapsburg Monarchy» auf Seite 256 zu.

		Es mag gut sein, daran zu erinnern, dass der erste, der die
Okkupation der beiden Provinzen durch Oesterreich anregte, der noch
regierende König, damals Fürst Nikita von Montenegro, war, der im
Frühling 1875 den Kaiser Franz Josef in Dalmatien aufsuchte, um ihm
diesen Vorschlag zu machen. Im folgenden Jahr bot Russland bei der
Begegnung des Kaisers mit dem Zaren Alexander II. in
Reichstadt am 8. Juli 1876 Oesterreich nicht nur die Besetzung,
sondern die Annexion des grössten Teils von Bosnien und der
Herzegowina an, und in einem am 13. Juli 1878 zwischen der
österreichischen und der russischen Regierung geschlossenen
Geheimvertrag wurde abgemacht, dass die Okkupation keine
zeitweilige, sondern eine definitive sein sollte, was nur den Sinn
haben konnte, dass Russland die früher oder später zu erfolgende
Annexion guthiess.

		Wenn hier Leute im Namen des Selbstbestimmungsrechts der Völker
einwenden wollten, dies alles seien Regierungsabmachungen, gegen
die die Serben sich im Interesse ihrer nationalen Einigung
verwahren oder auflehnen könnten, so braucht man sie nur darauf
hinzuweisen, wie die Dinge wirklich liegen und welche Folgen die
Eroberung der [bookmark: page140] Provinzen durch Serbien nach sich ziehen, welches
Unheil sie über das Land bringen müsste. Wenn Oesterreich die
grossserbische Agitation nicht zulässt, so gestattet es in allem
übrigen den orthodoxen Serben volle Freiheit im Gebrauch ihrer
Sprache, ihrer Schrift und Religion; ja, sie haben gemäss ihrer
Zahl die vorwiegende Macht im Landtag – nur dass den kroatischen
und mohammedanischen Minoritäten die gleichen Rechte gewahrt
bleiben. In den Landtag der Provinzen, dessen Wählerschaft nach der
Religion, als dem entscheidenden Merkmal in der Bevölkerung,
eingeteilt ist, wählen die Katholiken 30, die Mohammedaner 42, die
Juden 1 und die orthodoxen Serben 54 Vertreter. Der Vorsitzende des
Landtages war Serbe. Es ist dem Baron Burian, der 1903 als
Nachfolger Herrn von Kallay's die Verwaltung der Provinzen
übernahm, sogar sehr zum Vorwurf gemacht worden, dass er «das
serbische Element systematisch bevorzuge». Gelänge es den Serben,
sich der Provinzen zu bemächtigen, so würden die Minoritäten – die
zusammen die Mehrheit der Bewohner sind! – ein anderes Schicksal
erfahren. Man braucht nur die Ergebnisse der von der
Carnegiestiftung veranstalteten «Enquête dans les Balcans» zu
lesen, deren Berichte 1904 in Paris erschienen sind, um zu wissen,
wie die Serben nationale Minoritäten in Mazedonien und Neuserbien
behandelt haben. Dass Bosnien und die Herzegowina österreichisch
sind, bewahrt zwei Drittel ihrer Bewohner vor dem furchtbaren
Schicksal, dass die serbischen «Befreier» ihnen bereiten würden.
[bookmark: text19]F19

		Die Serben im Königreich waren jedenfalls erbittert durch die
Annexion, und diese Erbitterung wuchs, als die [bookmark: page141] österreichische Regierung
nach den Erfolgen der Serben im Balkankrieg 1912 ihrem langgehegtem
Wunsch, einen Hafen an der Adria zu erwerben, entgegentrat und die
Erfüllung verhinderte. Man wird ihre Erbitterung auch vollkommen
begreiflich finden, dennoch konnte die österreichische Regierung
nicht anders handeln, so lange Serbien ein russischer Vasallenstaat
war, dessen Regierung sich nach den Befehlen des russischen
Gesandten richtete. Ein serbischer Hafen an der Adria hätte der
Flotte jeder feindlichen Macht zur Verfügung gestanden, die mit
Russland im Bunde war; im gegenwärtigen Krieg würde die
englisch-französische Flotte dort einen trefflichen Stützpunkt
gefunden haben. Darum konnte Oesterreich eine Gebietserweiterung
nicht zugeben, die es einem befreundeten Serbien sicherlich
bewilligt hätte. Aber wie die Dinge lagen, konnte es die Besetzung
eines adriatischen Hafens durch Serbien so wenig gestatten, als
etwa die Vereinigten Staaten zugeben könnten, dass ein Hafen in der
Nähe von San Francisco von einer Macht besetzt würde, die von Japan
abhängig oder beeinflusst wäre. [bookmark: text20]F20

		Es ist bereits gesagt worden, dass die «Narodna Odbrana», deren
Auflösung Oesterreich in seiner Note verlangte, in ihren
Publikationen die «Vernichtung Oesterreichs, als des ersten und
grössten Feindes des Serbenstammes» forderte. Nicht weniger als 762
Schützenvereine waren ihr angegliedert. Die zwei Schulen, in denen
Freiwillige im Bombenwerfen, Minenlegen und ähnlichem unterwiesen
wurden, diese Schulen wurden von einem aktiven serbischen General
Bozo Jankovic regelmässig inspiziert. Auf österreichischem Boden
wurden geheime Zweigvereine gegründet. In [bookmark: page142] serbischen Schulbüchern,
denselben, deren Aenderung Oesterreich zur Entrüstung des
Verfassers forderte, ja in Reisebüchern, die in deutscher Sprache
geschrieben sind und verkauft werden, sind die
österreichisch-ungarischen Provinzen «als Teile Serbiens»
bezeichnet, «die noch nicht vom fremden Joch befreit sind».

		Ist es unerhört, dass Oesterreich verlangte, dass dem ein Ende
gemacht werde? Es hatte der Gründe mehr. Die Agitation in Serbien
hatte blutige Früchte getragen. Attentat folgte auf Attentat. Am 8.
Juni 1912 wurde der königliche Kommissär für Kroatien, Baron Cuvaj,
in den Strassen von Agram von einem gewissen Jukic verwundet, der
Rat von Herwic, der neben ihm im Wagen sass, erschossen. Der Täter
hatte in Belgrad von einem serbischen Offizier Bombe und Browning
erhalten. Am 18. August 1912 verübte Stefan Dejcic ein Attentat auf
den Kommissär Baron Skerlecz, am 20. Mai 1913 versuchte Jacob
Schäfer denselben inzwischen zum Banus von Kroatien ernannten
Beamten zu töten. Bogdan Serajic versuchte den Statthalter von
Bosnien, General von Varesanin, zu ermorden; dafür feierten ihn
serbische Zeitungen als Nationalhelden. Am 17. Juni 1914 erfolgte
die Ermordung des Thronfolgers und seiner Gemahlin. Da war das Mass
voll.

		Wiederum hatten die Mörder ihre Waffen – serbische
Armeehandgranaten und Pistolen – in Serbien aus dem Staatsarsenal
in Kragujewac erhalten; serbische Offiziere insbesondere der oft
genannte Major Tankosic hatten sie im Gebrauch dieser Waffen
ausgebildet, serbische Polizeibeamte hatten sie über die Grenze
nach Bosnien geleitet.

		Als die Tat bekannt wurde, umarmten in den serbischen Städten
die Leute einander in den Strassen, und in Nisch hielt der
Vorsitzende der Ortsgruppe der «Narodna Odbrana» eine Rede, in der
er sagte : «Serbien ist durch diese Tat gerettet, und einer derer,
die ihm gefährlich waren, ist aus dem Wege geräumt. Jetzt wird
Serbien für mehrere Jahre Ruhe [bookmark: page143] haben, denn der neue Thronerbe in
Oesterreich wird sich hüten, in den Spuren seines Vorgängers zu
wandeln.» Oesterreichisch-ungarische Konsularberichte : Rotbuch Nr.
1, 2, 3, 2, 3, 5, 10, Beilage 10, 1.)

		Das Mass war voll. Seit zwei Jahren drohte der Krieg zwischen
Oesterreich und Serbien auszubrechen, und nicht nur von
österreichischer, auch von serbischer Seite. Seit zwei Jahren stand
ein Teil der österreichischen Armee mobilisiert an der serbischen
Grenze. Man sprach und schrieb in Oesterreich seit zwei Jahren von
nichts anderem. Daher kam es auch, dass in einem Augenblick
besonderer Spannung die österreichische Regierung bei der
italienischen anfragte, wie sie sich, wenn es zum Krieg käme, und
wenn Russland, wie zu befürchten stand, auf Seiten Serbiens
eingreifen sollte, verhalten würde. Italien lehnte ab, weil es
jedem Vorgehen Oesterreichs auf dem Balkan feindlich gegenüberstand
– eben darum war auch angefragt worden – und weil es, wie wir
gesehen haben, heimlich bereits an die Entente geknüpft war. Nur
ein so vollkommen unwissender Mensch, wie der Autor, kann bei der
Erwähnung dieser sogenannten «Giolittischen Enthüllung» – auf Seite
104/5 seines Buches – davon sprechen, dass Oesterreich damals den
Krieg gegen Serbien «ohne jeden zwingenden Grund vom Zaune brechen»
wollte, und dass Deutschland damals abriet, weil es den Krieg
«noch» nicht wollte. Wenn Deutschland damals abriet, so geschah es,
weil die Ermordung des Thronfolgers noch nicht geschehen, der
serbische Kampf gegen Oesterreich noch nicht in seiner ganzen
Rücksichtslosigkeit und in all seinen Zielen enthüllt war. Als es
nun zum Ultimatum vom 23. Juli kam, konnte es der Welt als etwas
Plötzliches und Gewaltsames erscheinen; für Oesterreich war es das
notwendige Endergebnis einer langen Reihe von Ereignissen, die
Serbien und Russland mehr oder weniger zielbewusst herbeigeführt
hatten. Oesterreich hatte nur zu lange geduldet, [bookmark: page144] was kein anderer Staat
geduldet hätte. In diesem Punkt gibt selbst der Oesterreich so
bitter feindlich gesinnte Verfasser der «Politica Estera Italiana»
der österreichischen Regierung vollkommen Recht. «Die
österreichische Politik», sagt er auf Seite 917 bei Besprechung der
serbischen Frage, «ist eine Verteidigung seiner staatlichen
Existenz», und auf Seite 945: «Man kann sagen, dass Oesterreich zur
Verteidigung der eigenen Existenz handelt, wenn es gegen den
Serbismus vorgeht.»

		Uebrigens entsprachen die österreichischen Forderungen,
abgesehen von ihrer innern Notwendigkeit und Rechtfertigung durch
die vorausgegangenen Ereignisse, durchaus dem geltenden
Völkerrecht; der Professor des Völkerrechts an der Universität
Brüssel, Alphonse Rivier, schreibt: «Agitationen, die in einem
Lande unter dem Vorwand der Nationalität, der Revanche, der
Religionsgemeinschaft usw. gegen die Unverletzlichkeit des Gebietes
eines andern Landes begünstigt, gehegt oder nur geduldet werden,
widersprechen dem Recht der Selbsterhaltung und sind daher als
positive Verletzungen des Völkerrechts anzusehen. Der Staat, auf
dessen Gebiet diese Agitationen vorgenommen werden, hat die
Pflicht, sie zu unterdrücken, sobald sie ihm angezeigt werden;
andernfalls macht er sich zum Mitschuldigen. Wenn seine Gesetze ihm
nicht genügende Mittel zu ihrer Unterdrückung an die Hand geben, so
mag der verletzte Staat sich vielleicht bereit zeigen, seine
Entschuldigungen anzunehmen und sich damit begnügen; andernfalls
kann der verantwortliche Staat verhalten werden, seine Gesetzgebung
zu ändern; wenn er dies nicht kann oder nicht will, so hat er die
Folgen zu tragen.» «Les agitations fomentées, entretenues, même
simplement tolérées dans un pays contre l'intégrité du territoire
d'un autre pays sous couleur de nationalité, de revanche, de
solidarité religieuse etc., sont directement contradictoires au
droit de conservation et constituent, à ce titre, [bookmark: page145] des violations positives
du droit des gens. L'état sur le territoire duquel ces agitations
existent, a le devoir, dès qu'elles lui sont signalées, de les
réprimer: sinon il s'en rend complice. Si ses lois ne lui donnent
pas de moyens suffisants de repression, l'Etat lèsé consentira
peut-être à recevoir ses excuses et à s'en contenter; sinon l'Etat
responsable pourra être mis en demeure de changer sa législation :
s'il ne veut ou ne peut, il en supportera les conséquences. (A.
Rivier, «Principes du Droit des Gens.» Paris, 1896.) Aehnlich
drücken sich englische, französische und amerikanische
Völkerrechtslehrer aus. [bookmark: text21]F21 Von welcher
Seite immer man den Streitfall und die Note betrachtet, ob von der
politischen oder von der juristischen, ist Oesterreich im Recht und
Russland im Unrecht.

		Aber da für Europa und Amerika dieser Südostwinkel unseres
Staates und die Vorgänge dort eine unbekannte Ferne bedeuten, so
konnte das Ultimatum wie ein plötzliches Ereignis erscheinen, das
mitten in eine friedliche Welt fiel.

		Dadurch wurde jene ungeheuerliche Geschichtslüge möglich, die im
Herbst 1914 von London, Paris und St. Petersburg aus über die
Entstehung des Weltkrieges verbreitet wurde, und an deren
Verbreitung der Autor so lebhaft und erfolgreich mitgearbeitet hat,
nur so konnte gesagt und geglaubt werden, dass das österreichische
Ultimatum eine zwischen der österreichischen und deutschen
Regierung abgekartete Tücke war, um den Weltkrieg zu
entfesseln.

		Für die europäische Diplomatie wenigstens war das Ultimatum
keine Ueberraschung. Man wusste an den europäischen Höfen und in
den Kabinetten ganz genau, dass das Mass voll war, man wusste, was
auf die Ermordung des Erzherzogs folgen musste und was sich
vorbereitete. Von einem [bookmark: page146] Teil der Forderungen, besonders von der
Teilnahme österreich-ungarischer Polizeiorgane an dem
Untersuchungsverfahren, war bereits Anfang Juli die Rede. Der
gegenwärtige belgische Minister des Aeussern, Baron Beyens, damals
Gesandter in Berlin, machte in einer Note vom 2. Juli 1914 seiner
Regierung davon Mitteilung und sprach schon damals die Befürchtung
aus, dass, wenn Serbien die österreichischen Forderungen «als
Eingriff in seine Souveränität» ablehnen sollte, zwischen
Oesterreich und Serbien Feindseligkeiten entstehen könnten. Er gibt
ganz und gar Serbien die Schuld und findet die Forderungen der
österreichischen Regierung erklärlich, wenn auch «über die
gewöhnlichen Rechtsgebräuche hinausgehend».

		Baron Beyens findet den Zorn gegen Serbien in Wien und Pest
durchaus berechtigt, er nennt ihn eine «colère légitime», gerade
wie man in London wieder und wieder (Blaubuch Nr. 5, Rotbuch Nr.
41) versicherte, den österreichischen Standpunkt nicht bestreiten
zu wollen, und nur Russlands wegen Sorgen äusserte. Die Maske
warmer Teilnahme für Serbien nahm das englische Kabinett erst viel
später an. «Unser direktes Interesse an Serbien ist Null», hatte
der britische Botschafter am 24. Juli zu Ssasonoff gesagt.
(Blaubuch Nr. 6.)

		Man hat den Schritt damals noch nicht getan, sondern die
Ergebnisse des Prozesses in Sarajewo abgewartet, der so
schwerwiegende Beweise serbischer Mitschuld brachte, dass das
Ultimatum die Folge war. Jedenfalls war Baron Beyens am 2. Juli,
also drei Wochen vor der Ueberreichung des Ultimatums, bereits
davon unterrichtet, dass österreichische Schritte gegen Serbien
bevorstanden, die über das Gewöhnliche hinausgingen. Wird der Autor
daraufhin etwa die Ansicht vertreten, dass die Sache auch mit
Belgien abgekartet war? Ja, Baron Beyens bemerkt ausdrücklich, dass
«man in den diplomatischen Kreisen Berlins durch die
österreichischen Absichten beunruhigt sei».

		[bookmark: page147] Also
hatte man Anfang Juli in den Berliner diplomatischen Kreisen die
Lage und die Gefahren offen und allgemein besprochen.
Selbstverständlich hatte die österreichische Regierung, wie das
deutsche Weissbuch in seiner Einleitung offen zugibt, der deutschen
mitgeteilt, dass sie eine Aktion gegen Serbien unternehmen werde,
und die deutsche Regierung hatte dies selbstverständlich gebilligt.
Jeder andere Rat wäre schlecht und töricht gewesen und hätte bei
der in Oesterreich herrschenden Stimmung wahrscheinlich das so enge
Bündnis zwischen beiden Reichen gefährdet.

		Die Empörung war eine so allgemeine, bei Hof, im Adel, in der
Kirche, in der Presse, in der gesamten Bevölkerung, dass kein
erhitzender Rat nötig war oder wirksam sein konnte. Seit zwei
Jahren drohte dieser Krieg; nun war er unvermeidlich geworden, – es
wäre denn, Serbien hätte nachgegeben. Es gibt keinen Staat in der
Welt, der nicht schon wegen geringeren Anlasses Krieg geführt
hätte; keine Monarchie in der Welt, deren Thronfolger unter
mindestens passiver Mitschuld einer fremden Regierung ermordet
worden, die nicht gegen dieses Land Krieg führen müsste und würde,
wenn nicht die vollkommenste, die schnellste Sühne geboten ward;
und keine Macht in der Welt, die in solchem Fall die Einmischung
einer andern Macht dulden würde. Man nehme einmal an, der russische
Zarewitsch oder der Vizekönig von Indien wären von Afghanen
ermordet worden, und der Hof und die Regierung von Afghanistan
hätten die Verschwörung geduldet, die hierzu führte; was würde die
russische oder englische Regierung getan, welche Sühne, welche
Genugtuung würden sie gefordert oder angenommen haben? Wären sie
wirklich mit einer Aeusserung des «Bedauerns und der Betrübnis»
zufrieden gewesen, wie der beinahe scherzhaft klingende Vorschlag
Sir Edward Greys lautete?

		Als im Jahr 1887 der französische Polizeikommissär [bookmark: page148] Schnäbele auf
deutschem Boden verhaftet worden war, stimmten in der
entscheidenden Sitzung des französischen Ministeriums – es war das
Ministerium Goblet – fünf Minister für die sofortige Mobilisierung
der französischen Armee und nur sieben dagegen. Mit nur einer
Stimme Mehrheit ist der Ausbruch eines deutsch-französischen
Krieges verhindert worden, weil ein Polizeikommissär verhaftet
worden war!

		Den verhängnisvollen Krieg von 1870 hat Frankreich wirklich
erklärt, weil der König von Preussen dem französischen Gesandten
eine Audienz verweigert hatte und die französische Regierung darin
eine Beleidigung erblickte!

		Ein Krieg zwischen Oesterreich und Serbien wegen der Ermordung
des Thronfolgers und unerhörter vorausgegangener feindseliger Akte,
konnte nur durch ein vollkommenes Nachgeben Serbiens und durch
wirkliche Bürgschaften, dass es nunmehr mit all diesen Dingen ein
Ende nehmen werde, verhindert werden.

		Die immer gleich verlogene Art des Autors zeigt sich, wenn er
dem Leser auf Seite 263/64 seines Werks weiszumachen sucht, aus dem
österreichischen Rotbuch selbst gehe hervor, dass «Oesterreich
unter allen Umständen den Krieg wollte», denn der
österreichisch-ungarische Gesandte in Belgrad, Freiherr von Giesl,
spreche in einer darin unter Nr. 6 veröffentlichten Note vom 24.
Juli – also vor der Ueberreichung des Ultimatums – die Ansicht aus,
«der Krieg werde nicht zu umgehen sein». Abgesehen davon, dass
diese Ansicht, von sehr vielen anderen Oesterreichern und vor allem
von den meisten Serben geteilt wurde, die in Wort und Schrift kein
Hehl daraus machten, blieb es doch immer eine persönliche Ansicht
des Gesandten, die die österreichische Regierung teilen und
befolgen konnte oder nicht. Diese stete absichtliche Verwechslung
der Personen, die in Frage kommen, ist kennzeichnend für den
Verfasser. Der Gesandte rät, der [bookmark: page149] Minister entscheidet. Sonst müsste man
umgekehrt etwa aus der Haltung des italienischen Botschafters
Bollati in Berlin schliessen können, dass die italienische
Regierung unter allen Umständen gegen den Krieg war. Das eine wäre
so unsinnig wie das andere. Der Autor aber will eben Unsinn
verbreiten. In derselben Depesche des Gesandten vom 21. Juli ist zu
lesen: «Das Attentat in Sarajewo hat den Serben den bevorstehenden
Zerfall der habsburgischen Staaten – auf welchen man schon früher
seine Hoffnungen setzte, – als in kürzester Zeit zu erwarten, den
Abfall der von Südslaven bewohnten Gebiete der Monarchie, die
Revolution in Bosnien-Herzegowina und die Unverlässlichkeit der
slavischen Regimenter, als feststehende Tatsachen vorgegaukelt und
brachte System und scheinbare Berechtigung in ihren
nationalistischen Wahnsinn.

		Das so verhasste Oesterreich-Ungarn erscheint den Serben nunmehr
ohnmächtig und kaum mehr würdig, einen Krieg mit ihm zu führen –
zum Hasse gesellt sich die Verachtung; es fällt ohne Mühe als
zermürbter Körper in den Schoss des in naher Zukunft zu
verwirklichenden grossserbischen Reiches. Blätter, welche nicht zu
den allerextremsten gehören, besprechen in täglichen
Artikeln die Ohnmacht und den Zerfall der
Nachbarmonarchie.»

		Warum druckt der loyale Autor diese Stelle nicht gleichfalls ab?
Weil sie jeder Mensch, der in den letzten zwei Jahren in Serbien
war, bestätigen könnte, und weil die Dinge dem Leser dann doch
etwas anders erscheinen mussten? Denn das wissen die Leser auch,
dass nicht nur die Serben, sondern alle Welt sich den Zerfall
Oesterreich-Ungarns beim Tode des alten Kaisers vorgaukelte – nun
hatten sie auch den Thronfolger, der für sehr energisch galt, aus
dem Wege geräumt und sahen ihr Ziel noch näher. Bei diesen
Hoffnungen, dieser Stimmung in Serbien nach dem Attentat war ein
Krieg wirklich schwer zu umgehen.

		[bookmark: page150] Aber
ein Unding war, dass aus dieser ganz lokalen Spannung zwischen
Oesterreich und Serbien der Weltbrand hervorging, der aus der
grossen Spannung zwischen den beiden Gruppen der Weltmächte an ganz
anderer Stelle leicht hätte entstehen können und weit erklärlicher
gewesen wäre; und er wäre auch nie daraus hervorgegangen, wenn
Russland sich nicht eingemischt hätte. Für diese Einmischung hat
der Autor – und so viele gleich ihm – kein Wort des Tadels. Obwohl
er und alle sehen, dass Russland jedem kleineren Slavenvolk,
über das es Macht gewann, alle politischen Rechte, Sprache,
Schulen, Freiheit genommen hat, – während die österreichischen
Slaven all dies besitzen! [bookmark: text22]F22 – findet er es
recht und selbstverständlich, dass es Oesterreich gegenüber dessen
Angriff auf Serbien zum Kriegfall macht! Und da zwischen Russland
und Serbien nicht einmal ein Bündnis bestand, muss er eine «alte
Tradition», eine Art «Verwandtschaftsverhältnis» erfinden, um diese
Einmischung zu rechtfertigen. Auf Seite 269, bei der Besprechung
des österreichischen Rotbuchs, hat er die Unverfrorenheit, zu
sagen, «Russland und Serbien seien enger miteinander verknüpft als
Deutschland und Oesterreich, was die Kaisermächte absichtlich
ignoriert hätten». Die tausendjährige gemeinsame Geschichte, die
tausendjährige Verbindung Oesterreichs und Deutschlands in einem
Reiche, wird als geringer hingestellt, als Beziehungen, die vor
kaum hundert Jahren begonnen haben und erst seit 1904 überhaupt
enge geworden sind! Denn bis zum Jahre 1904 war Serbien [bookmark: page151] allezeit und
zwar durch Jahrhunderte – so weit Türkenmacht nicht dazwischentrat
– ein österreichischer Schutzstaat gewesen. Aber der Autor
weiss, dass er es wagen darf, jeden Blödsinn hinzuschreiben; er
weiss, dass die ungeheure Mehrzahl der Leser über Balkanfragen und
die Geschichte des Ostens ebensowenig unterrichtet ist, und wenn er
nur mit frecher Stirn darauf los schwatzt, so denken die meisten
gar nicht daran, seine Behauptungen in Zweifel zu ziehen, noch
weniger, sie in irgend einem Geschichtswerk nachzuprüfen.

		Die Lage war diese: Oesterreich hat einen schweren Streitfall an
seinen Grenzen; es ist im Besitz von Provinzen bedroht und durch
fortgesetzte Aufwiegelung und Mordtaten aufs blutigste
herausgefordert – Russland, das fern ist, das niemand an seinen
Grenzen bedroht, das niemand verletzt hat, das zu dem Serbenstaat
erst seit etwa einem Jahrzehnt engere Beziehungen angeknüpft hat,
die wesentlich nur in gemeinsamer Feindschaft gegen
Oesterreich-Ungarn und in sonst nichts, absolut nichts bestehen –
denn die Rassengemeinschaft hat Russland niemals verhindert, alle
Slavenstämme niederzutreten – Russland erklärt, dass ein
österreichisches Einschreiten gegen Serbien seine Intervention
herausfordern würde. Da Russland dies erklärt hat, darf Oesterreich
den Aufwiegelungen und Mordtaten kein Ende machen, weder mit
Waffengewalt, noch dadurch, dass es auf friedlichem Wege die
Annahme wirksamer Vorkehrungen erzwingt, sondern es hat sich, wie
wir sofort sehen werden, mit Scheinerklärungen zu begnügen, die
Russland gutheissen kann. Dass dies Oesterreich in seinen
Grenzangelegenheiten Russland unterworfen hiess, dass Oesterreich
als Grossmacht abgedankt hätte, wenn es sich diesem Befehl gefügt
hätte, muss jedem klar sein.

		Der Autor versichert, dass, wenn Russland auch diese Drohung
aussprach, es sich dennoch im Verein mit England [bookmark: page152] und Frankreich in
eindringlichster Weise bemühte, erstens Serbien zu einem möglichst
weiten Entgegenkommen zu veranlassen, zweitens von Oesterreich eine
Fristverlängerung zu erwirken. Zum Beweise der ersten Behauptung
führt er nicht weniger als neun Noten aus den amtlichen
Veröffentlichungen der Triple-Entente an. Wenn man diese Noten
nachprüft, so findet man das Gegenteil. In Blaubuch 22 und 30 raten
einmal Sir Edward Grey, das andere Mal Sir A. Nicolson der
serbischen Regierung zu Mässigung in der Antwort und möglichst
höflichen Versprechungen, aber durchaus nicht zu irgendwelchem
Entgegenkommen in der Sache; in Blaubuch Nr. 15 versichert der
englische Botschafter in Paris, dass Frankreich ähnlichen Rat
gegeben, in Nr. 22 hält der Geschäftsträger in Belgrad, Mr.
Crackanthorpe es für «wahrscheinlich», dass Russland äusserste
Mässigung angeraten habe. Betrachtet man die russischen Noten, auf
die es wohl zumeist ankam, so beweisen sie, dass diese Vermutung
des Mr. Crackanthorpe nicht zutraf, denn in der einzigen der
vom Autor angeführten Noten, die hier in Frage kommen kann,
Orange-Buch Nr. 4, wird im Gegenteil erst für den Fall einer
Fristverlängerung und falls Russland sich überzeugen sollte, dass
die österreichischen Forderungen begründet seien, zugesagt, in
Belgrad entsprechende Ratschläge zu erteilen. Die Note ist auch gar
nicht an die serbische, sondern an die
österreichische Regierung gerichtet.

		Die drei andern vom Autor als Beweis angeführten russischen
Dokumente Nr. 25, 40 und 42 sind sämtlich erst nach der
Absendung der serbischen Antwort geschrieben worden, könnten
also selbst dann, wenn sie den Sinn hätten, den der Autor ihnen
fälschlich unterschiebt, keinen Einfluss mehr ausgeübt haben! Aber
auch sie enthalten das Gegenteil: in Nr. 25 wird zunächst die
Abänderung des österreichischen Ultimatums gewünscht,
Nr. 40 bringt neben ein paar friedlichen Redensarten das
Versprechen des Zaren, Serbien in [bookmark: page153] einem Kriege nicht im Stich zu lassen,
musste die serbische Regierung also im Widerstand bestärken,
während Nr. 42 lediglich eine nachträgliche Vermutung Sir Edward
Greys enthält. Der Autor hat also nicht einmal das Datum der Noten,
die er als Beweis anführt, gelesen und sich um ihren Inhalt
entweder nicht gekümmert oder ihn nicht verstanden!

		Endlich beweist auch Gelbbuch Nr. 26 das Gegenteil, denn es wird
darin mitgeteilt, dass Herr Berthelot, der politische Direktor des
französischen Ministeriums des Aeussern, den Serben «vertraulich»
den Rat erteilte, irgend eine halbwegs versöhnliche Antwort zu
geben, vor allem aber «Zeit zu gewinnen» und «zu versuchen, dem
direkten Verkehr zu entschlüpfen».

		Aus den vom Autor angeführten Noten ergibt sich demnach, dass
die Mächte, weit davon entfernt, Serbien irgend zu einem wirklichen
Entgegenkommen oder Nachgeben zu raten, ihm vielmehr rieten, durch
scheinbare Nachgiebigkeit, durch höfliche Redensarten Zeit zu
gewinnen. Das geschah auch. An irgend ein sachliches Entgegenkommen
dachte Serbien nicht. Ausdrücklich sagt der serbische Gesandte in
London, Herr Boschkowitsch, in der zitierten Note vom 25. Juli,
Blaubuch Nr. 30, «wenn Oesterreich verlange, dass Serbien seine
Politik ändere und auf gewisse politische Ideale verzichte,
so werde es darauf nicht eingehen».

		Darauf allein kam es aber an, da die Erreichung dieser
politischen Ideale mit dem Bestand Oesterreichs nicht vereinbar war
und die Agitation für sie zu unaufhörlichen Mordtaten in
Oesterreich führte. Darauf aber kam es auch Russland an. Denn das
war ja Russlands eigenste Politik gewesen. Darum, nicht aus den vom
Autor erlogenen Traditions- und Verwandtschaftsgründen, mischte es
sich in den österreichisch-serbischen Streitfall, weil es sonst all
seine jahrelange Arbeit in Serbien um die Frucht brachte. Wir
wissen es nicht nur aus den Zeugnissen der belgischen Gesandten,
[bookmark: page154] wir
finden Zeugen auf feindlichster Seite: der Verfasser der «Politica
Estera Italiana», der im italienischen Heer gegen Oesterreich
mitgekämpft hat, bis eine schwere Verwundung am Col di Lana es ihm
unmöglich machte, sagt auf Seite 941: «die serbische Gefahr für
Oesterreich ist im Grunde nur die russische Politik, da nur der
russische Schutz der serbischen Gefahr Kraft gibt.»

		«Die Anmassung und Verachtung, mit der die Serben die
Reklamationen des Wiener Kabinets entgegennehmen», schrieb Baron
Beyens am 1. April 1913, «ist nur aus der Unterstützung zu
erklären, die sie in Petersburg finden».

		Auf die Beseitigung der serbischen Gefahr kam es Oesterreich an,
und nur die Unterdrückung der Agitation konnte sie beseitigen. Und
die Annahme gerade dieser Bedingungen suchte Russland von
vorneherein in der Note Nr. 25 als unannehmbar zu bezeichnen!

		Das sollte eigentlich genügen – nicht nur, um zu zeigen, wie der
Autor seine Quellen liest und benützt, was seine Zitate wert sind,
sondern für die Entscheidung der ganzen Frage, soweit es sich um
Oesterreich und Serbien handelt.

		So wände auch die Fristverlängerung von Russland nur verlangt,
wie sich ja schon aus der Note Nr.26 des Gelbbuchs mitgeteilten
«vertraulichen Worten» des Herrn Berthelot vom französischen
Ministerium des Aeussern ergibt, um Zeit zu gewinnen und Serbien
Gelegenheit zu geben, zu «entschlüpfen», und die ganze Sache vor
die Konferenz der Mächte zu bringen, und was das bedeuten musste,
wird sofort klar werden. Eben darum war es ganz selbstverständlich,
dass dieses Verlangen abgelehnt werden musste, und die Mächte, die
die Fristverlängerung wünschten, wussten dies ganz genau im voraus.
Als der russische Geschäftsträger in Wien, Fürst Kudascheff, am 25.
Juli das Telegramm mit dieser Bitte an den eben nach Ischl
abgereisten Grafen Berchtold schickte, sagte er zum französischen
Botschafter, dass er sich nicht den [bookmark: page155] geringsten Erfolg davon verspreche. «Il
n'en attend aucun effet», schreibt Herr Dumaine in einer Note vom
selben Tage, die im Gelbbuch unter Nr. 45 veröffentlicht ist. Die
Diplomaten, die die Fristverlängerung verlangten, waren also über
die Ablehnung nicht so erstaunt, wie der Autor sich stellt.

		Der Mann kommt aus dem Staunen nicht heraus. Er versichert
wenigstens, dass es den russisch-englischen Einflüssen gelang, eine
Antwort der serbischen Regierung zu erzielen, welche Europa noch
mehr in Erstaunen setzte, als die österreichische Note selbst.

		Ich weiss nicht, was der Autor unter «Europa» versteht; etwa
eine Gemeinschaft von Zeitungslesern, die ihm an Wissen und Urteil
gleichkommen. Ob diese damals erstaunten, vermag ich nicht
festzustellen. Dass die Antwort durch den Rat der Mächte
beeinflusst wurde, ist anzunehmen, wenn auch nicht in dem vom
Verfasser behaupteten Sinn. Dagegen betrügt der Autor seine Leser
sofort wieder, wenn er im nächsten Satz sagt, dass Serbien fast
alle Forderungen Oesterreich-Ungarns bewilligte.

		Der Ton der Note war in der Tat entgegenkommend, fast
unterwürfig, dem Inhalt nach bewilligte sie fast nichts, und
alle darin enthaltenen Zugeständnisse waren nur scheinbar. Das ist
auch ohne weiteres aus den erhaltenen Ratschlägen erklärbar, «recht
freundlich zu sein», «Zeit zu gewinnen», «zu entschlüpfen». Fast
jeder Satz der serbischen Note enthält irgend eine Unwahrheit, ein
Ausweichen, ein Nachgeben in der Form, um das Wesentliche, die
Aenderung des serbischen Verhaltens gegen Oesterreich, zu
verweigern.

		Ein allgemeines Versprechen, sich der Einmischung in
österreichische Angelegenheiten zu enthalten, das nichts bedeutete
und bereits im Jahre 1909 gegeben worden war – wird gerne
wiedergegeben, auch die formelle Bekanntmachung im Tagesbefehl
zugesagt; aber im einzelnen, sachlichen [bookmark: page156] wurde das Versprechen wertlos
gemacht und seine Folgen im voraus aufgehoben.

		In Nr. 1 wird die Forderung, die im Ton ungeheuerliche, durch
ihre blutigen Folgen gekennzeichnete Agitation gegen Oesterreich zu
unterdrücken, nicht angenommen, sondern nur versprochen, im
serbischen Parlament ein Gesetz einzubringen, dass diese
Unterdrückung, die zunächst nicht möglich sei, erst gestatten
sollte.

		Gleichzeitig erklärte in Petersburg Herr Ssasonoff dem
österreichischen Botschafter, die Annahme dieser Forderung würde
untunlich sein, da ein solches Gesetz im serbischen Parlament ja
doch nie durchgehen würde! (Or.-Buch Nr. 25.)

		Demnach war es mit der «Bewilligung» dieser ersten Forderung
nichts. Punkt 1 der Antwort erhielt ein Versprechen, von dem die
serbische Regierung genau wusste, dass sie es nie erfüllen
würde!

		In Punkt 2 versprach die serbische Regierung tatsächlich, die
«Narodna Odbrana» aufzulösen, obgleich wenigstens nach Orangebuch
Nr. 25 auch dies der serbischen Verfassung widersprechen sollte. Es
ist jedoch eine wohlbekannte Sache, dass solche Vereine, wenn sie
verboten werden, und die Regierung nicht tatsächlich den Willen
hat, sie zu unterdrücken, sofort unter anderem Namen wieder
auferstehen. Nun bemerkte die serbische Regierung zu dem
Versprechen ausdrücklich, «es sei ihr unbekannt, dass die «Narodna
Odbrana» eine gegen Oesterreich gerichtete Propaganda treibe», eine
Erklärung, die ungefähr so ehrlich und glaubwürdig war, wie wenn
die englische Regierung erklären würde, es sei ihr «unbekannt»,
dass die Sinnfeiners gegen England, oder die Ulsterleute gegen
Home-Rule agitieren. Die «Narodna Odbrana» hatte kaum einen andern
Zweck als diesen, und mit den etwa tausend Vereinen, die ihr
angegliedert sind, erfüllte ihre antiösterreichische Agitation das
ganze öffentliche Leben Serbiens. [bookmark: page157] Aktive Offiziere, Generale, wirkten
mit; wenn die serbische Regierung sagen durfte, dass ihr all dies
«unbekannt» sei, so konnte sie das in jedem neuen Fall sagen: die
Auflösung wurde zum Humbug, und damit war auch die zweite
wichtigste Forderung unerledigt geblieben.

		Im 3. Punkt erklärt die serbische Regierung auch nicht zu
wissen, was in den serbischen Schulbüchern steht, will sie aber
ändern, wenn man ihr die betreffenden Stellen vorlegt.

		Punkt 4 verspricht zwar die Entlassung der Beamten und
Offiziere, die gegen Oesterreich-Ungarn hetzten, jedoch mit einem
Zusatz, der das ganze Versprechen wieder aufhebt. Sie knüpft die
Entlassung an die Bedingung, dass diese Offiziere strafgerichtlich
verurteilt werden müssten, nachdem sie eben erklärt hat, dass solch
eine Propaganda nach den serbischen Gesetzen nicht verboten werden
könnte! Man suche das serbische Gericht, das diese Männer nicht mit
Applaus freigesprochen hätte!

		Punkt 5, die Mitwirkung österreichischer Organe bei der
Untersuchung, wird glatt abgewiesen. Es ist schon gesagt worden,
dass diese Forderung durchaus kein völkerrechtliches Novum war,
dass Frankreich der russischen Regierung die gleiche Mitwirkung
bewilligt hatte. Wenn die serbische Regierung sich am Attentat
gegen den Thronfolger unschuldig gefühlt hätte, dann hätte ihr, die
angesichts der vielen vorausgegangenen Mordtaten seit 1903 doppelt
verdächtig erschien, doppelt daran gelegen sein müssen, die
Unschuld in zweifelfreier Art festzustellen. Sie hätte die
Mitwirkung österreichischer Organe nicht nur nicht ablehnen dürfen,
sondern selbst fordern müssen!

		Punkt 6, die Verhaftung des Majors Tankosic, der die Mörder des
Erzherzogs im Gebrauch der Waffen unterrichtet hatte, wird
bewilligt. Ob er etwa tatsächlich zum Schein verhaftet wurde, kann
jetzt nicht festgestellt werden. Nach Mitteilungen, [bookmark: page158] die der österreichischen
Regierung zugingen, wurde er gar nicht verhaftet: in jedem Fall
liess man ihn sogleich wieder frei, und er nahm in der serbischen
Armee am Kriege teil.

		Solche Kritik an der serbischen Antwort nennt der Autor
«Wortklauberei»! Wohl, weil er selber sich nur an die Worte hält,
während Sinn und Inhalt ihm völlig gleichgültig sind.

		Jeder Jurist und jeder Kaufmann weiss, wie sorgfältig der
Wortlaut jedes Vertrages geprüft und abgefasst werden muss, weil
eine geschickt angebrachte Klausel alle Verpflichtungen hinfällig
machen kann. Dreifache Vorsicht ist bei diplomatischen Abmachungen
geboten. Dass die österreichische Regierung sich gegen Zusagen
wehrte, in denen jede ernstliche Verpflichtung wegescamotiert war,
nennt der Autor Wortklauberei. Wenn er, wie man aus manchen Stellen
seines Buches schliessen möchte, Jurist war, so ist er jedenfalls
entweder ein sehr schlechter oder ein sehr wenig gewissenhafter
Jurist gewesen.

		Auf die letzten Punkte und auf die Unwahrheiten in der
Einleitung der serbischen Antwort einzugehen, ist wohl nicht erst
nötig. Die ganze Antwort war durch und durch hohler Schein und
Lüge, und sie wäre das gewesen, auch wenn sie noch viel
entgegenkommender gewesen wäre. Denn als die Note am 25. Juni um
sechs Uhr abends dem österreichisch-ungarischen Gesandten, Baron
Giesl, übergeben wurde, hatte die serbische Regierung bereits drei
Stunden vorher, nämlich um drei Uhr nachmittags, die allgemeine
Mobilisierung angeordnet (siehe die beiden aufeinanderfolgenden
Telegramme des Baron Giesl vom 25. Juli und das des Grafen
Berchtold an den Grafen Mensdorff vom 26. Juli. Rotbuch Nr. 22, 23,
29).

		Damals ging durch alle Zeitungen die Nachricht, der serbische
Ministerpräsident Paschitsch hätte von Russland das Telegramm
bekommen: «Mobilisiert, wir mobilisieren [bookmark: page159] auch.» Da eine
Zeitungsnachricht kein Beweis ist, so lässt sich vorläufig schwer
feststellen, ob dieses Telegramm wirklich abgesandt wurde. Die so
rasch, schon vor der österreichischen Ablehnung, ja vor der eigenen
Antwort erfolgte Mobilisierung Serbiens scheint für die Wahrheit zu
sprechen. Weiter spricht dafür, dass in dem ganzen russischen
Orangebuch sich nicht eine der von der russischen Regierung
an die serbische in diesen achtundvierzig Stunden gerichteten Noten
findet. Es müssen doch in diesen entscheidenden zwei Tagen zwischen
dem Schutzherrn Russland und dem Schützling Serbien Noten
gewechselt worden sein oder Besprechungen stattgefunden haben. Der
Autor selbst behauptet – allerdings nur aus seinem phantasievollen
Hirn heraus – dass Russland auf die Antwort Einfluss genommen. Wir
glauben das natürlich auch. Aber weder das russische
Orangebuch, noch das serbische Blaubuch enthalten ein Wort
darüber.

		All diese so wichtigen Tatsachen werden vom Autor verschwiegen.
Dafür druckt er in gesperrter Schrift, dass durch die serbische
Note und die «russischen Ratschläge», die dazu geführt hätten, «der
Friedenswille Serbiens und Russlands über jeden Zweifel hinaus
erwiesen sei» – während in Wirklichkeit über die russischen
Ratschläge an Serbien absolut nichts, nicht ein einziges Dokument
vorliegt, und Serbien tatsächlich so gehandelt hat, als ob es den
in jenem – vorläufig nicht bewiesenen Telegramm erteilten Rat
erhalten hätte!

		Statt über diese Vorgänge die Wahrheit zu sagen, erklärt der
Autor – in dem Anhang über das Rotbuch – die serbische
Mobilisierung für eine begreifliche Defensivmassregel. Das war sie
ohne Zweifel; aber dass man diese Defensivmassregel ergriff,
beweist auch, dass man sich in Belgrad bewusst war, dass die
Antwortnote nicht genügen konnte, und mit dem Krieg rechnete. Der
Autor, der immer wieder den Tric anwendet, sich noch einfältiger zu
stellen, als man ihm [bookmark: page160] gerechterweise zubilligen kann, fragt:
«Warum sollte das schwache Serbien den Krieg mit dem starken
Oesterreich absichtlich heraufbeschworen haben?» Als ob die Antwort
nicht gegeben, nicht selbstverständlich die wäre: weil sie die
österreichischen südslavischen Provinzen wollten, weil sie der
russischen Hilfe gewiss waren, und Oesterreich-Ungarn nicht für
stark genug hielten, der Uebermacht zu widerstehen, weil sie an
Oesterreichs Stärke, wie ihre Zeitungen in täglichen Artikeln
sagten, überhaupt nicht mehr glaubten, weil sie, wie ganz Europa,
mit seinem Zerfall rechneten! Wenn man einen Krieg mit einem
Nachbarstaat nicht heraufbeschwören wollte, dann durfte man nicht,
wie der serbische Gesandte in London, den Erwerb österreichischer
Provinzen als ein «Ideal» bezeichnen, «auf das kein Serbe
verzichten könne». Von der Verherrlichung der Attentate und Morde
ganz zu schweigen. Wenn der Autor noch den Abzug von serbischen
Truppen aus der Hauptstadt, die Wegführung der Archive und ähnliche
Massregeln als weitere Beweise anführt, dass die Serben keinen
Krieg wollten, ihn vielmehr fürchteten, so kann man ruhig sagen,
dass der Autor auch hier sich des Unsinns, den er schreibt, bewusst
sein musste; denn wie gering seine Kenntnisse auch sind, das weiss
er, dass in allen Kriegen gewisse besonders exponierte Plätze
aufgegeben werden, oder doch nicht lange gehalten werden können,
und dass Belgrad zu den stets gefährdeten, exzentrisch gelegenen
Hauptstädten gehört. Was in einem Krieg gehalten oder aufgegeben,
wo angegriffen und wo verteidigt wird, das sind rein strategische
Fragen.

		Der Autor aber spinnt seine pathetische und hirnlose Salbaderei
fort. Ich übergehe seine Wiederholungen. Mit der Kunst des
Gedankenlesens begabt, weiss er nun, dass man in Oesterreich von
der serbischen Antwort enttäuscht war, weil sie zu entgegenkommend
war! Man hatte nach seinem tiefen und geheimen Wissen eine schroffe
Ablehnung gewünscht [bookmark: page161] und erwartet, um gleich den Weltkrieg beginnen
zu können. «Die europäische Diplomatie», sagt er, «stand vor einem
Rätsel». Er unterschätzt die Diplomatie der Triple-Entente!

		Der belgische Gesandte, Baron Beyens, hatte all dies schon am 2.
Juli vorausgesehen und sorgenvoll erwogen. Und andere waren nicht
weniger gewitzt, wenn sie auch nachher vorzogen, ein anderes Spiel
zu spielen.

		Der Gipfel der Frechheit aber ist wohl, dass, nachdem er an
dieser Stelle, auf Seite 125 seines Buches, eine «Enttäuschung» des
Wiener Kabinetts erfunden hat, von der er nichts wissen könnte,
wenn sie selbst tatsächlich gewesen wäre, – denn das hätte die
österreichische Regierung weder ihm noch andern anvertraut! – er
auf Seite 265 einen Schritt weiter geht und auf Grund seiner
eigenen Erfindung schreibt: die serbische Antwort habe, «wie
bekannt», in Wien die grösste Enttäuschung hervorgerufen!

		Bis zuletzt hoffte man in Wien, Serbien werde nachgeben. In der
abschlägigen Antwort auf die vom Fürsten Kudascheff begehrte
Fristverlängerung sagte die österreichische Regierung ausdrücklich
– der Autor erwähnt es natürlich nicht – man werde nach Ablauf der
Frist zwar sogleich militärische Vorbereitungen zu treffen
beginnen, aber nicht sogleich den Krieg erklären, um Serbien die
Möglichkeit zu lassen, auch nachher noch nachzugeben. Es wurde in
der Tat noch drei Tage zugewartet.

		Man wünschte – und das wird an jeder Stelle des Blaubuches, des
Rotbuches und wo immer österreichische Diplomaten zum Wort kommen,
offen zugegeben – mit der serbischen Gefahr aufzuräumen, und darum
konnte nur ein wirkliches Nachgeben Serbiens, nicht die Komödie
einer versöhnlichen Antwort den Krieg beschwören. Man wünschte
Serbien so oder so, in gutem oder bösen, nach seiner Wahl, eine
Lektion zu geben, die dieser Gefahr ein Ende machte, [bookmark: page162] aber keinen
Krieg mit Russland, noch weniger einen europäischen Krieg.

		In der Note, die Graf Berchtold am 25. Juli an den Petersburger
Botschafter Grafen Szapary richtete und deren Ernst sich von der
ahnungslosen Leichtfertigkeit unterscheidet, mit der Ssasonoff und
später Sir Edward Grey, dem Krieg entgegengingen, [bookmark: text23]F23
sind die Ueberlegungen und Bedenken der österreichischen Regierung
dargelegt:

		«In dem Augenblicke, wo wir uns zu einem ernsten Vorgehen gegen
Serbien entschlossen haben, sind wir uns natürlich auch der
Möglichkeit eines sich aus der serbischen Differenz entwickelnden
Zusammenstosses mit Russland bewusst gewesen. Wir konnten uns aber
durch diese Eventualität nicht in unserer Stellungnahme gegenüber
Serbien beirren lassen, weil grundlegende staatspolitische
Konsiderationen uns vor die Notwendigkeit stellten, der Situation
ein Ende zu machen, dass ein russischer Freibrief Serbien die
dauernde, ungestrafte und unstrafbare Bedrohung der Monarchie
ermögliche.

		Für den Fall, als Russland den Moment für die grosse
Abrechnung mit den europäischen Zentralmächten bereits für gekommen
erachten sollte und daher von vorneherein zum Krieg entschlossen
wäre, erscheint allerdings nachstehende Instruierung Euer Exzellenz
überflüssig.

		Es wäre aber immerhin denkbar, dass Russland, nach der
eventuellen Ablehnung unserer Forderungen durch Serbien und
angesichts der sich für uns ergebenden Notwendigkeit eines
bewaffneten Vorgehens, mit sich selbst zu Rate ginge, und dass es
sogar gewillt sein könnte, sich von den kriegslustigen Elementen
nicht mitreissen zu lassen.

		Dieser Situation sind die nachfolgenden Darlegungen angepasst,
die Euer Exzellenz im gegebenen Moment und in [bookmark: page163] der Ihnen geeignet
erscheinenden Weise und nach der von Ihnen zu ermessenden
Opportunität bei Herrn Ssasonoff und dem Herrn Ministerpräsidenten
verwerten wollen.» Es folgen eingehende Instruktionen, wie der
Botschafter zu einer Einigung mit Russland zu gelangen versuchen
sollte.

		Die Lage ist hier so klar und ernst wiedergegeben, dass jede
weitere Bemerkung überflüssig ist. Auch die Gefahr eines
europäischen Krieges ist erwogen, die Möglichkeit, dass «Russland
den Augenblick für die grosse Abrechnung für gekommen erachten
sollte»; aber im allgemeinen glaubte man in Oesterreich und in
Deutschland nicht daran, dass Russland mit den Waffen für Serbien
eintreten werde; Baron Beyens gibt es in der bereits erwähnten
Depesche vom 2. Juli als die Meinung der Berliner Regierungskreise
wieder, dass der Zar diesmal aus monarchischen Gründen Serbien
fallen lassen müsse. Der englische Botschafter in Wien, Sir Maurice
de Bunsen, beginnt seine Note vom 26. Juli (Blaubuch Nr. 32) mit
den Worten: «Der deutsche Botschafter» – Herr von Tschirschky –
«ist des festen Glaubens, dass Russland ruhig bleiben wird». Am 28.
Juli schreibt Sir Edward Göschen an Grey: Mein österreichischer
Kollege sagte mir heute, «ein allgemeiner Krieg sei
unwahrscheinlich, da Russland ihn nicht wolle und nicht wollen
könne», und er fügt hinzu: «ich glaube, dass viele Leute hier (in
Berlin) der gleichen Ansicht sind» (Blaubuch Nr. 72), und am selben
Tag spricht Sir Edward Grey zum Grafen Mensdorff in London dies als
seine eigene Meinung aus: «die österreichische Regierung scheine zu
glauben, dass sie gegen Serbien Krieg führen könne, ohne Russland
in den Streit hineinzuziehen.» (Blaubuch Nr. 48.)

		Wie man aus der eben zitierten Note des österreichischen
Rotbuchs sieht, war Graf Berchtold selber dessen nicht so sicher;
er wünschte und hoffte es nur. Daraus aber, dass er, wie es seine
Pflicht war, alle Möglichkeiten, auch die einer Ablehnung [bookmark: page164] des
Ultimatums und eines russischen Eingreifens erwog, macht ihm der
Autor den läppischen Vorwurf, er habe auf die Ablehnung des
Ultimatums und den Krieg gerechnet. In Russland freilich war man
zum europäischen Krieg «von vornherein entschlossen», sobald
Oesterreich gegen Serbien vorging. Ssasonoff hatte es noch vor der
serbischen Antwort zum englischen Botschafter Sir G. Buchanan
gesagt: «er werde nicht dulden, dass Oesterreich Serbien
niederdrücke und sei bereit, im Bunde mit Frankreich auch allein
den Krieg zu wagen», «to face all risks of war» (Blaubuch Nr. 17).
Der serbische Pfahl in Oesterreichs Fleisch sollte unter allen
Umständen erhalten werden. Aber darin sieht der Autor kein
Unrecht.

		Ich bin nicht der Ansicht, dass man in jenen Tagen in England
den Krieg wollte. Sir G. Buchanan berichtet in der gleichen Note,
dass er sich die grösste Mühe gab, Ssasonoff vor einer
«Uebereilung» zu warnen; man wünschte wohl zunächst nur, der
befreundeten Macht den diplomatischen und politischen Sieg zu
verschaffen. Darum griff Sir Edward Grey sogleich den schon vorher
von Russland angeregten Gedanken einer Botschafterkonferenz auf,
die den Streitfall zwischen Oesterreich und Serbien prüfen und
entscheiden sollte, und schlug ihn den Mächten offiziell vor.
(Blaubuch Nr. 24 und 53.)

		Dass Oesterreich diese Konferenz ablehnte, ist die dritte
Anklage, die der Autor gegen Oesterreich vorbringt.

		Die Vertreter Englands, Frankreichs, Deutschlands und Italiens
sollten die Richter sein; Russland war bereit, fernzubleiben. «Die
Zusammensetzung der Konferenz aus zwei Dreibund- und zwei
Ententemächten verbürgte eine unparteiische Prüfung der
Streitfragen.» Mit dieser klingenden Lüge richtet der Autor den
Vorschlag selbst. Wenn er ausserdem noch sagt, dass die
«Streitfragen durch die serbische Antwort auf ein Minimum reduziert
waren und mit Leichtigkeit gelöst [bookmark: page165] werden konnten», so beweist dieser Zusatz
wieder seine kindische Verständnislosigkeit. Die serbische Antwort
hatte die Streitfragen in keiner Weise reduziert, noch leichter
lösbar gemacht; sie hatte im Gegenteil durch ihre jesuitischen
Scheinversprechungen die Lösung erschwert.

		Aber es handelt sich hier weniger um die Streitfrage als um die
Schiedsrichter. Auf der einen Seite standen England Frankreich und
Italien für Serbien, das heisst Russland, auf der andern
Deutschland für Oesterreich. Italien hatte nicht nur in Algeciras
in der Marokkofrage gegen seine Bundesgenossen gestimmt, weil es
durch den Tripolisvertrag an Frankreich und England gebunden war,
noch viel mehr hatte es in jeder Balkanfrage gegen Oesterreich
gearbeitet. Im Jahre 1903, als Oesterreich (damals gemeinsam
mit Russland) die Organisierung der mazedonischen Gendarmerie und
die Reform der türkischen Finanzen betrieb, verständigte sich der
italienische Minister des Aeussern Tittoni sogleich mit England und
Frankreich, um Oesterreich entgegenzutreten. Als Oesterreich-Ungarn
im Jahre 1908 die – im Berliner Vertrag vorgesehene – Sandschakbahn
bauen wollte, unterstützte Italien sofort das russische
Gegenprojekt. In der bosnischen Annexionskrise stand Italien
wesentlich auf der Seite Englands, Russlands und Serbiens. Selbst
der Marchese di San Giuliano, der, soweit es ihm möglich ward, eine
loyale Politik versuchte, konnte sich den Folgen der von seinen
Vorgängern geschlossenen Geheimverträge und den übermächtigen
Einflüssen anderer Strömungen nicht mehr entziehen. Uebrigens war
auch er zwar ein Bewunderer Deutschlands, aber durchaus kein Freund
Oesterreichs. Nur in der albanischen Frage ging er scheinbar mit
Oesterreich, freilich nicht, um es zu unterstützen, sondern um es
zu beschränken, um es nicht allein in Albanien walten zu lassen.
Allen Interessen des Dreibundes entgegen, auf mit der Entente
getroffene Abmachungen hin, unternahm er den Tripoliskrieg, [bookmark: page166] der zu sehr
ernsten Zerwürfnissen mit Oesterreich, beinahe zu einem bewaffneten
Zusammenstoss führte. Im Oktober 1910, nach der Besprechung König
Viktor Emanuels mit dem Zaren in Racconigi, hatte die halbamtliche
«Agenzia Stefani» es der Welt kund gemacht, dass «Italien und
Russland in Balkanfragen das gleiche Ziel verfolgen».
[bookmark: text24]F24

		Russland und Serbien wussten sehr gut, warum sie die Konferenz
anregten und dass Russland sich gar nicht hinzubemühen brauchte.
Russland war nicht nur durch England und Frankreich, sondern auch
durch Italien vertreten, das «auf dem Balkan das gleiche Ziel
verfolgte». Aber ebenso genau wusste man in Oesterreich, dass man
auf der Konferenz, deren «Unparteilichkeit» der Verfasser «verbürgt
findet», sich drei Gegnern und nur einem Freunde gegenüber sehen
würde. Darum vor allem wurde die Konferenz abgelehnt, und da man
Italien damals noch nicht sagen konnte – was es seither so
gründlich bewiesen hat – dass man es für einen falschen Freund und
unverlässlichen Bundesgenossen hielt, so wurde sie unter Vorwänden
abgelehnt, die der Autor natürlich nicht versteht, weil er von der
tatsächlichen politischen Situation keine Ahnung hat.

		Die schlimmsten Verdrehungen bringt der Schluss des Abschnittes.
Teilweise wird der Autor dabei das Opfer bestimmter amtlicher
Fälschungen, die er kritiklos nachschreibt, Fälschungen, durch die
auch andere vor ihm und nach ihm getäuscht worden sind; noch
gröbere Fälschungen fügt er aus eigenem hinzu.

		[bookmark: page167] Er
erzählt, «gleichzeitig mit seinen Einwendungen gegen die
Botschafterkonferenz hätte Deutschland direkte Verhandlungen
zwischen Oesterreich und Russland vorgeschlagen, als bestes Mittel,
um die Erweiterung der serbischen Streitfrage zu einem europäischen
Konflikt zu verhindern, worauf Sir Edward Grey den
Konferenzvorschlag vorläufig zurückzog; darauf sei das Unglaubliche
geschehen: Oesterreich habe die von seiner Bundesgenossin
Deutschland vorgeschlagene direkte Verhandlung mit Russland
abgelehnt». «Die Dokumente», sagt der Autor, «beweisen dies
unwiderleglich», und er schliesst daraus, dass also entweder ein
Gegensatz zwischen Berlin und Wien, oder ein abgekartetes
Doppelspiel vorlag. Da ein Gegensatz nicht anzunehmen sei und
keinerlei Indizien dafür vorliegen, «so bleibe nur das abgekartete
Doppelspiel übrig». Diese letzten Worte druckt er gesperrt.

		Muss der naive Leser nicht glauben, dass dem wirklich so ist?
kann er ahnen, dass dies ebensoviel Lügen als Sätze sind, dass die
Dokumente von alldem nichts, nichts enthalten, vielmehr
unwiderleglich das Gegenteil beweisen?

		Wahr ist von alledem nur, dass Sir Edward Grey sich bereit
erklärte, für den Fall direkter Besprechungen den
Konferenzvorschlag so lange zurückzustellen. Dies geht zwar nicht,
wie der Autor in seiner bodenlosen Nachlässigkeit und Flüchtigkeit
schreibt, aus Blaubuch Nr. 54, aber doch aus Nr. 68 hervor.

		Dagegen ist es bereits Fälschung, dass der Vorschlag zu direkten
Verhandlungen zwischen Oesterreich und Russland von Deutschland
ausgegangen sei. Dieser Vorschlag wurde von Ssasonoff gemacht und
zwar am 26. Juli. Dies steht klar und deutlich in der vom Verfasser
selbst zum Beweise seiner Behauptung angeführten Note des
Blaubuches Nr. 43: Sir Edward Göschen berichtet darin, der deutsche
Staatssekretär, Herr von Jagow, habe ihm gesagt, die Konferenz
[bookmark: page168] sei zwar
nicht durchführbar, aber aus Nachrichten, die er – Jagow – soeben
von Petersburg erhalten, gehe hervor, dass Herr von
Ssasonoff den Wunsch nach einem Meinungsaustausch mit dem
Grafen Berchtold hege», «He added that news he had just received
from St. Petersburgh showed that there was an intention on the part
of M. de Ssasonoff to exchange views with Count Berchtold.» Das
gleiche geht aus der Note des deutschen Reichskanzlers vom selben
Tage an den deutschen Botschafter in London, Fürst Lichnowsky,
hervor, in der es wörtlich heisst: «Wir haben Graf Berchtold auch
den Wunsch des Herrn Ssasonoff auf direkte Aussprache mit
Wien mitgeteilt.» (Weissbuch, Anlage 12.) Und endlich geht es
wortwörtlich aus zwei Depeschen Ssasonoffs selbst hervor, eine an
den Botschafter in Wien vom 26. Juli, Orangebuch Nr. 25, in der es
heisst: «Il me semblerait très désirable que l'ambassadeur
d'Autriche-Hongrie fût autorisé d'entrer avec moi dans un échange
de vue privé aux fins ...» usw. (siehe unten) und aus der folgenden
vom gleichen Tage an den Botschafter in Berlin, Orangebuch Nr. 26,
der darin gebeten wird, Herrn von Jagow seinerseits um
Unterstützung dieses Vorschlages zu ersuchen.

		Der Verfasser beruft sich zwar noch auf Seite 9 der Einleitung
zum Deutschen Weissbuch, aber dort ist nur von einer erst am 29.
Juli, also drei Tage später, erfolgten Mahnung der deutschen
Regierung die Rede.

		Der Autor hat also die Noten, die er zitiert, nicht gelesen,
ihre Daten nicht angesehen! Sonst müssten wir annehmen, dass er den
Inhalt der Noten absichtlich falsch angibt, um die Verläumdung vom
«abgekarteten Spiel» anzubringen.

		Die deutsche Regierung hat den russischen Vorschlag lediglich
weiter gegeben und auf eine neue russische Bitte drei Tage später
die österreichische Regierung um eine präzise Antwort ersucht.

		[bookmark: page169]
Nachträglich, am 29. Juli, sagte Herr Ssasonoff – und zwar nach
Blaubuch Nr. 78, einer Note, die der Autor gar nicht anführt! –
gesprächsweise zum englischen Botschafter Sir George Buchanan, «er
habe jenen Wunsch auf den Rat des deutschen Botschafters in
Petersburg geäussert». Es ist nicht nur möglich, sondern sehr
wahrscheinlich, dass, wie bereits Graf Berchtold vor ihm, auch der
deutsche Botschafter Graf Pourtales zu freundlichen Besprechungen
zwischen beiden Kabinetten geraten hatte. Aber ganz ausgeschlossen
ist, dass er diese Aussprache mit der besonderen Formulierung
geraten hat, mit der Ssasonoff sie in der Depesche Nr. 25 forderte.
Das wäre in der Tat falsches Spiel gewesen, aber nicht gegen
Russland, sondern gegen Oesterreich! Dass es nicht der Fall war,
das geht schon aus der Depesche, Orangebuch Nr. 26, hervor, in der
Ssasonoff Herrn von Jagow um die Unterstützung des Vorschlages
bittet. Denn, wäre der Vorschlag in dieser Form vom
deutschen Botschafter ausgegangen, dann hätte Ssasonoff nicht
verfehlt, sich Herrn von Jagow gegenüber darauf zu berufen. Herr
Ssasonoff hat sich also Sir George Buchanan gegenüber zum mindesten
sehr «ungenau» ausgedrückt.

		Direkte Verhandlungen mit Russland hat Oesterreich nie und
nirgends abgelehnt. Bereits in der erwähnten Note vom 25. Juli
(Rotbuch Nr. 26) hatte Graf Berchtold dem österreichischen
Botschafter in Petersburg, Grafen Szapary, ausführliche
Instruktionen für direkte Verhandlungen mit Herrn Ssasonoff
erteilt. Aber was Oesterreich ablehnte und immer wieder ablehnte,
und was Russland an jenem Tage, wie bereits vorher und immer wieder
verlangte, das war, dass Graf Szapary ermächtigt wurde, in diesen
Verhandlungen, die Abänderung des österreichischen Ultimatums an
Serbien zu erörtern, «un échange de vues privé aux fins d'un
remaniement en commun de quelques articles de la note autrichienne
du 10/23 juillet.» Und zwar handelt es sich, wie in der gleichen
[bookmark: page170] Note
gesagt ist, um die Punkte 2–5 der österreichischen Note, das sind,
die Auflösung der anti-österreichischen Vereine, die Aenderung der
serbischen Schulbücher, soweit sie gegen Oesterreich-Ungarn
gerichtet sind, die Entfernung der Beamten und Offiziere, die gegen
die Monarchie hetzen, und die Mitwirkung österreichischer
Polizeiorgane an den fraglichen Untersuchungen, also um die
Ausscheidung aller wesentlichen Forderungen des österreichischen
Ultimatums. Soweit Oesterreich eine Aenderung der österreichischen
Politik, ein Aufgeben «jener Ideale» fordert, die nur durch die
Zertrümmerung des österreichisch-ungarischen Staates zu erreichen
sind, und auf die der Gesandte Boschkovitsch in seinem Gespräch mit
Sir A. Nicolson «nicht verzichten zu können» erklärt, soweit soll
Oesterreich sein Ultimatum zurückziehen oder abändern: nicht um
direkte Verhandlungen mit Oesterreich war es Ssasonoff zu tun, die
hatte er ja, sondern darum, dass die Niederlage Oesterreichs als
Ergebnis dieser Verhandlungen von vorneherein festgelegt würde! Das
und nur das, hat Oesterreich abgelehnt und zwar vom ersten bis zum
letzten Tag der Krise.

		Inzwischen hatte Oesterreich Serbien nach Ablauf der Frist noch
weitere drei Tage gegeben und dann den Krieg erklärt.

		Der Verfasser behauptet, dass Oesterreich auch gegen Russland
mobilisiert hätte und bemerkt dazu, «über den Umfang dieser
Mobilisierung nach Norden und Nordosten seien die Ansichten
verschieden: russische Berichte behaupten, dass mehr als die Hälfte
der österreichischen Armee mobilisiert war (Orangebuch 49), während
der Reichskanzler in seiner Rede vom 4. August nur die
Mobilisierung von zwei Armeekorps gegen Norden zugab». Der erste
Teil dieser Bemerkung ist wiederum eine Irreführung der Leser; denn
erstens behaupten dies nicht russische Berichte, sondern Herr
Ssasonoff behauptet es in einer Depesche, und weder er [bookmark: page171] selbst, noch
der Verfasser versuchen, auch nur den Schatten eines Beweises zu
erbringen.

		Schon die leere Unbestimmtheit in der Behauptung Ssasonoffs
beweist, dass er auf gut Glück anklagte, ohne irgendwelche
Unterlagen zu besitzen. An all den zahlreichen Stellen im
Weissbuch, Gelbbuch usw., in denen die verschiedenen Regierungen
die vorbereitenden Schritte anführen, die der andere Staat
getroffen hat oder getroffen haben soll, werden diese
selbstverständlich aufs genaueste angegeben (vergl. Weissbuch,
Anlagen 6, 7, 8, 9, 11; Gelbbuch Nr. 58, 59, 60, 90, 106, 139).
Wenn Ssasonoff irgendwelche genauere Angaben über österreichische
Mobilisierungen gehabt hätte, dann hätte er sie auch mitgeteilt,
das ist klar. Russland selbst mobilisierte, wie Ssasonoff an
gleichen Tage amtlich mitteilte, die Armeebezirke Odessa, Kiew,
Moskau und Kasan – angeblich als Schutzmassregel gegen Oesterreich
und ohne jede Angriffsabsicht. Credat Judæus Apella! Der Autor gibt
vor, es zu glauben und druckt diese russische Beteuerung gesperrt!
Man denke : Russland hat erklärt, dass es zum Krieg, das kann nur
heissen, zum Angriff auf Oesterreich, entschlossen ist, falls
Oesterreich gegen Serbien vorgeht; der Autor selbst wiederholt es
zwanzigmal! – Oesterreich geht dennoch gegen Serbien vor, und
Russland mobilisiert in den an Oesterreich grenzenden
Militärbezirken – ohne Angriffsabsicht!

		Oesterreich hatte tatsächlich drei Armeen, die zweite, fünfte
und sechste, bestehend aus dem 4., 7., 8., 15. und 16. Armeekorps
und der 20. Landwehr-Infanterietruppen-Division gegen Serbien
mobilisiert, von welchen, als der Krieg auch mit Russland ausbrach,
die zweite Armee (das 8. Korps und die 20. Landwehr-Division) nach
dem nördlichen Kriegsschauplatz abberufen wurde.

		Noch in seiner Depesche vom 20. Juli – Rotbuch Nr. 50 – schreibt
Graf Berchtold, er habe dem russischen Botschafter [bookmark: page172] Schebeko eben gesagt:
«Oesterreich habe ausschliesslich gegen Serbien mobilisiert, gegen
Russland nicht einen Mann, was er schon aus dem Umstand ersehen
könne, dass das I., X. und XI. Korps» – die drei galizischen Korps
Krakau, Lemberg, Przemysl – «nicht mobil gemacht wurden», habe ihm
jedoch gleichzeitig österreichische Gegenmassregeln auf jene
russischen Mobilisierungen in den Oesterreich benachbarten
Armeebezirken angekündigt. Wenn aber Oesterreich angesichts der
positiven Drohung Russlands, für den Fall eines
österreichisch-serbischen Krieges einzugreifen, wirklich zwei
Armeekorps, also vier bis sechs Divisionen gegen Norden mobil
machte, so bedeutete dies bei der ungeheuren Uebermacht Russlands –
nicht weniger als achtzig russische Divisionen marschierten beim
ersten Angriff an der österreichischen Grenze auf – kaum mehr als
eine geringfügige Vorsichtsmassregel.

		Wenn man die unerwartete Schnelligkeit bedenkt, mit der diese 80
russischen Divisionen an der österreichischen Grenze erschienen und
bedenkt, wie ausserordentlich langsam und schwerfällig alle
russischen Truppenbewegungen während des ganzen Feldzuges vor sich
gingen, sodass sie es den viel kleineren deutschen Heeren immer
wieder möglich machten, sie zu umgehen, sie einzukreisen oder
hinauszumanövrieren, wenn man bedenkt, wie wenig Bahnen es im
ferneren Russland gibt, dann hat man den Beweis, wie lange und mit
wie sicherem Kriegswillen Russland den Feldzug vorbereitet hat und
welche ungeheuren Truppenmassen bereits in den an Oesterreich
grenzenden Bezirken stehen mussten. Wir haben übrigens einen
weiteren Beweis in dem Schreiben des belgischen Geschäftsträgers in
Petersburg, Herrn von l'Escaille, an seine Regierung, vom 30. Juli,
in dem er sagt: «Wer die Zurückhaltung der russischen Communiques
kennt, der kann ruhig behaupten, dass überall mobil gemacht
wird.»

		Der Versuch des Autors, die bösen Absichten Oesterreichs [bookmark: page173] aus einer
«gefahrdrohenden» Mobilisierung gegen das friedliebende und
unvorbereitete Russland dem Leser zu suggerieren, ist einer seiner
kläglichsten Verdrehungsversuche.

		Wenn der Autor weiter behauptet, dass Russland neben dieser
Massregel – der Mobilisierung der vier Armeebezirke – mit England
zusammen immer erneute Versuche machte, «eine Formel zu finden,
durch welche die widerstreitenden Interessen Oesterreichs und
Russlands zum Ausgleich gebracht werden konnten», so ist auch dies
nicht wahr; denn nicht einer der russischen Vorschläge trug den
österreichischen Interessen irgend Rechnung, alle suchten nur auf
immer wieder neuen Umwegen die diplomatische Niederlage
Oesterreichs zu erreichen.

		All diese Versuche stellt der Autor in seiner nun schon
reichlich bekannten ungenauen und unehrlichen Weise dar, so dass
der Leser, selbst dort, wo er wahre Tatsachen mitteilt, doch über
ihre Bedeutung getäuscht wird.

		Es ist wahr, dass Sir Edward Grey am 29. Juni der deutschen
Regierung den Vorschlag machte, dass Oesterreich sich mit der
Besetzung von Belgrad oder sonst serbischem Gebiet als Pfand für
eine befriedigende Regelung seiner Forderungen zufrieden geben und
die andern Mächte dann vermitteln lassen sollte; wahr, dass König
Georg diesen Vorschlag durch eine Depesche an den Prinzen Heinrich
von Preussen unterstützt hat.

		Hingegen verschweigt der Autor zunächst, dass die deutsche
Regierung diesen Vorschlag bereitwillig aufnahm und gleichfalls
unterstützte. Bereits am folgenden Tag teilte der Staatssekretär
von Jagow dem englischen Botschafter nach dessen im Blaubuch unter
Nr. 98 abgedruckten Bericht mit, dass er die gleiche Anfrage an die
österreichisch-ungarische Regierung gestellt hat, und fügte nur die
selbstverständliche Bitte hinzu, Sir Edward Grey möge nun auch
Russland [bookmark: page174]
bewegen, diese Vermittlungsbasis anzunehmen und in der Zwischenzeit
keine militärischen Schritte gegen Oesterreich zu tun.

		Sir Edward Grey, der dies einsehen musste, – denn wenn Russland
gegen Oesterreich vorging, war auch Deutschland verpflichtet und
genötigt, einzugreifen, und der europäische Krieg war da – tat dies
sofort in einer Depesche vom gleichen Tag an seinen Botschafter in
Petersburg, Sir G. Buchanan (Blaubuch Nr. 103). Alles hing nun
davon ab, welche Antwort Oesterreich-Ungarn und welche Russland auf
den Vorschlag erteilen würde.

		All dies verschweigt der Autor vollständig, und was er weiter
über das Schicksal des Grey'schen Vermittlungsantrages erzählt, ist
Fälschung und Lüge. Lüge ist, dass «durch die österreichische
Ablehnung jeder direkten Verhandlung der diplomatische
Geschäftsgang erschwert war, weil alle Anfragen über Berlin gehen
mussten, und Berlin nie eine positive Antwort erteilen konnte, da
solche angeblich aus Wien noch nicht eingetroffen war». Dies
scheint der Autor nur zu dem Zwecke erfunden zu haben, um sagen zu
können, dass «der Makler vermutlich unehrlich war». Die
Verhandlungen gingen nur deshalb über Berlin, weil Sir Edward Grey
eben Deutschland um seine Vermittlung ersucht hatte. Niemand hatte
ihn gehindert, den Vorschlag, den er dem deutschen Botschafter,
Fürsten Lichnowsky, machte, dem österreichischen Botschafter,
Grafen Mensdorff, zu unterbreiten, mit dem er an gleichen Tage eine
Unterredung, hatte (Blaubuch Nr. 91), oder sie durch seinen
Botschafter in Wien, Sir Maurice de Bunsen, dem Grafen Berchtold
vortragen zu lassen. Er hatte es vorgezogen, sich an Deutschland zu
wenden, offenbar, weil er wünschte, dass «Deutschland auf
Oesterreich einen Druck ausübe».

		Lüge ist bereits, dass Oesterreich irgendwo oder irgendwann
«jede direkte Verhandlung mit Russland abgelehnt [bookmark: page175] hätte». Wohl steht es in
einer Depesche Ssasonoffs vom 29. Juli, Orangebuch Nr. 50, zu
lesen; dennoch ist es eine grobe Unwahrheit, die Sir George
Buchanan, wie wir annehmen, von Ssasonoff falsch unterrichtet, in
seiner Note vom gleichen Tage, Blaubuch Nr. 78, nachschreibt.
Dadurch wird sie natürlich nicht wahrer.

		Vom 28. bis zum 30. Juli fanden täglich direkte Verhandlungen
zwischen der russischen und österreichischen Regierung statt
und zwar:

		1. Am. 28. Juli eine lange Unterredung zwischen dem Grafen
Berchtold und dem russischen Botschafter in Wien, Schebeko,
mitgeteilt im österreichischen Rotbuch unter Nr. 40, sowie in Herrn
Schebekos Note an Ssasonoff, Orangebuch Nr. 45.

		2. Am 29. Juli ein langes Gespräch zwischen Ssasonoff selbst und
dem österreichisch-ungarischen Botschafter, Grafen Szapary,
ausführlich berichtet von diesem im Rotbuch Nr. 47.

		3. Am 30. Juli eine eingehende Verhandlung zwischen dem Grafen
Berchtold und Herrn Schebeko, mitgeteilt in der Note an den Grafen
Szapary, Rotbuch Nr. 50, in der Graf Berchtold Herrn Ssasonoff
überhöflich seinen «Irrtum» vorwarf, dass «zwischen beiden
Regierungen kein Gedankenaustausch stattgefunden hätte». Die
Verhandlung ist bestätigt in dem Bericht des englischen
Botschafters, Sir Maurice de Bunsen, an Sir Edward Grey, Blaubuch
Nr. 96, in dem es wörtlich heisst: «The Russian Ambassador gave the
French Ambassador and me this afternoon at the French Embassy,
where I happened to be, an account of his interview with the
Minister for Foreign Affairs, which he said was quite friendly
usw.» «Der russische Botschafter berichtete dem französischen
Botschafter und mir auf der französischen Botschaft, in der ich
mich gerade befand, über seine Unterredung mit [bookmark: page176] dem Minister des
Aeussern, die, wie er sagte, durchaus freundschaftlich gewesen war
usw.»

		Und da wagt der Autor zu schreiben: «alle Anfragen mussten über
Berlin gehen»!!

		Der – um ebenso überhöflich zu sein wie Graf Berchtold –
«irrte», war Herr Ssasonoff, und wenn der Autor diesen «Irrtum»
nachschreibt, so beweist dies nur seine kritische Unfähigkeit. Herr
Ssasonoff, der Russland nützen und Oesterreich schaden wollte,
mochte «irren», aber der Autor, der sich anmasst, ein richterliches
Buch zu schreiben, hatte die Akten zu lesen und «Irrtümer» zu
berichtigen.

		Was Oesterreich einzig abgelehnt hatte, war: in diesen direkten
Verhandlungen auf eine Abänderung seines am 23. Juli überreichten
Ultimatums einzugehen. Dies so darzustellen, als hätte Oesterreich
alle direkten Verhandlungen überhaupt abgelehnt, so dass man nur
über Berlin mit ihm verkehren konnte, ist angesichts der
vorliegenden Akten wohl eine der unverschämtesten Fälschungen.

		Lüge ist weiter, dass «nutzlos drei volle Tage verstrichen, ohne
dass Oesterreich irgendeine Antwort auf den Grey'schen Vorschlag
erteilt hätte», Lüge, «dass er bis heute unbeantwortet sei»;
Irreführung die Darstellung, die der Autor von den englischen
Mahnungen und angeblichen deutschen Ausflüchten gibt.

		Der Grey'sche Vorschlag, der von ihm am 29. Juli dem Fürsten
Lichnowsky unterbreitet, am 30. vom König von England unterstützt
und am selben Tag auch von der deutschen Regierung unterstützt und
weitergegeben wurde, wurde sofort nach kürzester Ueberlegung von
Oesterreich angenommen. Auf das tatsächliche Drängen des
englischen Botschafters antwortete die deutsche Regierung, «sie
dränge auch», und am selben Abend noch konnte sie bereits
antworten, Graf Berchtold habe telegraphiert, er werde den
Vorschlag morgen mit dem frühesten dem Kaiser unterbreiten. Am
[bookmark: page177] folgenden
Tag, dem 31. Juli, sofort nach der Audienz, telegraphierte Graf
Berchtold an die österreichischen Botschafter in Berlin, London und
St. Petersburg: dass «er trotz der Aenderung, die in der Situation
seither durch die Mobilisierung Russlands eingetreten sei, gerne
bereit sei, dem Vorschlag Sir Edward Greys, zwischen
Oesterreich-Ungarn und Serbien zu vermitteln, näher zu treten.
Voraussetzung der Annahme sei, dass die österreichische Aktion
gegen Serbien einstweilen ihren Fortgang nehme und das englische
Kabinett die russische Regierung bewege, die gegen
Oesterreich-Ungarn gerichtete Mobilisierung einzustellen, worauf
Oesterreich die getroffenen Gegenmassregeln in Galizien sofort
rückgängig machen werde.» (Rotbuch Nr. 51.)

		Russland aber hat den englischen Vorschlag abgelehnt. Das
steht natürlich in keiner der amtlichen Dokumentensammlungen der
Entente. Aber dass die russische Antwort fehlt, ist der beste
Beweis dafür, dass sie ablehnend lautete; ebenso wie es bezeichnend
für die Loyalität dieser Veröffentlichungen ist, dass die
österreichische Annahme des Vorschlags den meisten unterschlagen
und in der englischen in einer Weise zugegeben ist, die den Leser
darüber irreführen muss (s. S. 253).

		Vermutlich ist die russische Ablehnung in der Note des
Orangebuchs Nr. 64 enthalten; zwar wird darin der Grey'sche
Vorschlag nicht ausdrücklich erwähnt, aber der russische
Botschafter in London, Graf Benckendorf, schreibt: er habe Grey
wissen lassen, dass, seit Ssasonoff sich bereit erklärte, jeden
Friedensvorschlag Greys anzunehmen, wenn Oesterreich in der
Zwischenzeit nicht Serbien erdrücken dürfe, sich vieles geändert
habe. Durch Deutschlands Haltung sei eine neue Situation
geschaffen.»

		Hier also sagt die russische Regierung ausdrücklich, es genüge
ihr nicht, wenn Serbien geschützt werde, und sie sei nicht bereit,
jeden Friedensvorschlag Greys anzunehmen. Und was [bookmark: page178] erwiderte Sir Edward
Grey? «Grey a répondu», schreibt Graf Benckendorf, «qu'il le
comprenait et qu'il tiendrait compte de ces arguments». Grey hat
also verstanden und nimmt die russische Ablehnung willig zur
Kenntnis.

		Um welchen andern Vorschlag könnte es sich handeln? umsomehr,
als in der Note bemerkt wird, Ssasonoff habe dem deutschen
Botschafter, Grafen Pourtalès, seinen Gegenvorschlag diktiert.
Dieser Gegenvorschlag war die sogenannte «erste Ssasonoffsche
Formel». In ihr, mehr noch in der am Tag darauf folgenden zweiten
Formel wäre die Ablehnung auch dann enthalten, wenn sie nicht
bereits in Note 64 liegen würde.

		Die russischen Gegenvorschläge waren: die erste sogenannte
«Ssasonoffsche Formel» vom 30. Juli:

		«Wenn Oesterreich anerkennt, dass sein Zwist mit Serbien den
Charakter einer Frage von europäischem Interesse angenommen hat und
sich bereit erklärt, aus seinem Ultimatum all jene Punkte zu
streichen, die das Prinzip der Souveränität Serbiens verletzen,
so verpflichtet Russland sich, alle militärischen Vorbereitungen
einzustellen.» (Orangebuch Nr. 60, Blaubuch Nr. 97),

		und die zweite «Ssasonoffsche Formel» vom 31. Juli:

		«Wenn Oesterreich sich bereit erklärt, den Vormarsch seiner
Truppen auf serbischem Gebiet einzustellen, und wenn es –
anerkennend, dass der österreichisch-serbische Zwist den Charakter
einer Frage von europäischem Interesse angenommen hat – zugibt,
dass die Grossmächte prüfen, welche Genugtuung Serbien der
österreichisch-ungarischen Regierung unbeschadet seiner souveränen
Rechte als Staat und seiner Unabhängigkeit gewähren kann, dann
verpflichtet sich Russland, in seiner abwartenden Haltung zu
verharren.» (Orangebuch Nr. 67, Blaubuch Nr. 132.)

		Wenn der Autor sich stellt, als läge in diesen Formeln auch nur
das geringste Entgegenkommen von Seiten Russlands, [bookmark: page179] wenn er salbungsvoll
erklärt, «sie konnten nur vom entschiedensten Friedenswillen
Russlands eingegeben sein», so fälscht er wie stets.

		Denn die erste Formel enthält, wie jeder Leser sofort sieht,
nichts als die alte, von Russland seit dem 25. Juli immer wieder
vorgebrachte Forderung, jene fünf wesentlichen Punkte des
Ultimatums zurückzuziehen, die schon so oft abgelehnt worden war
und selbstverständlich wieder abgelehnt wurde, [bookmark: text25]F25 die zweite gleichfalls nur den alten,
ebenso unannehmbaren Konferenzvorschlag, und noch etwas mehr:
[bookmark: page180] Der
Grey'sche Vorschlag war ein wirklicher Vermittlungsvorschlag
gewesen, der beiden Teilen Rechnung trug, Russland dadurch, dass er
die Entscheidung in die Hand der Mächte legte, Oesterreich-Ungarn
dadurch, dass er serbisches Gebiet als Pfand dafür bewilligte, dass
seine wesentlichen Forderungen nicht einfach abgelehnt werden
konnten.

		Damals schrieb der ehemalige italienische Ministerpräsident
Luigi Luzzatti in einem Artikel im «Corriere della Sera», unter der
Ueberschrift «Die tragische Stunde», zu Greys Vorschlag, den er den
Vorschlag «eines wahren Weisen» nannte: «Eines genügt: dass man die
vier Friedensstifter nicht daran hindere, mit Hoffnung auf Erfolg
zusammenzutreten. Oesterreich-Ungarn kann sich mit Serbien
herumschlagen, während die Vermittler eine billige Lösung suchen;
gewiss wäre es besser, wenn von beiden Seiten gewartet würde. Aber
der wesentliche Punkt ist, dass Russland sich nicht rühre, bis die
Diplomatie der vier Mächte mit grösster Eile ihren billigen Spruch
gefällt hat. Der Frieden Europas liegt in Russlands Händen; seine
Ungeduld wäre verhängnisvoll.»

		Wenn Russland den Grey'schen Vorschlag angenommen hätte, sowie
Oesterreich es tat, so wäre der europäische Frieden vielleicht
erhalten worden. Statt dessen schlug es seine zweite Formel vor,
nach der Oesterreich sich der Konferenz, deren Mehrheit ihm
feindlich gegenüberstand, ohne Pfand unterwerfen sollte, da
die Formel statt einer Besetzung serbischen Gebietes, kurzweg die
Einstellung des österreichischen Vormarsches am 31. Juli
forderte. Am 31. Juli hatte Oesterreich-Ungarn noch kein Stückchen
serbischen Gebietes besetzt; bis zum 13. August beschränkten sich
die [bookmark: page181]
Feindseligkeiten auf Zusammenstösse der Grenztruppen und auf
Geschützkämpfe an der Donau und Save; erst am 13. August wurde
Schabatz besetzt. Diese Formel enthielt also eine gleichzeitige
Ablehnung des Grey'schen Vorschlages.

		Dass Oesterreich, nachdem es die Grey'sche Formel bereits
angenommen hatte, auf diese neue russische Formel, die den
Grey'schen Vorschlag umstiess, nicht mehr antwortete, war
selbstverständlich.

		Warum aber, muss man fragen, drängte der englische Botschafter
in Petersburg nicht ebenso auf die Annahme des eigenen Vorschlages
wie in Berlin? warum liess er sich die Umstossung ohne weiteres
gefallen? Diese Frage wird noch erörtert werden müssen.

		All dies hatte der Autor geschrieben, noch ehe das
österreichische Rotbuch erschienen war. Als er dann klare Beweise
fand, dass direkte Verhandlungen zwischen Oesterreich und Russland
stattgefunden, sowie dass Oesterreich die Grey'sche Formel
angenommen hatte, da fühlte er sich nicht etwa bewogen, wie jeder
ehrliche Mann getan hätte, seine Irrtümer zu berichtigen, sondern
hielt es für besser, durch neue Fälschungen die früheren zu
bekräftigen.

		Er gibt zwar nunmehr die direkten Verhandlungen zu, erklärt
jedoch, sie seien wertlos gewesen, weil die «serbische Frage» davon
ausgeschlossen sein sollte, die seit langen Jahren schon die
einzige Streitfrage zwischen Russland und Oesterreich bildete. Ganz
abgesehen davon, dass auch dies falsch ist, [bookmark: text26]F26 sieht
man sogleich, wie der Autor verdreht: denn nicht die serbische
Frage, nur die Forderungen des österreichischen Ultimatums schloss
Oesterreich von der Diskussion aus. Und da die serbische Frage etwa
seit 1908 tatsächlich der [bookmark: page182] Hauptanlass und Vorwand zum Zwiespalt zwischen
beiden Reichen bildete, das Ultimatum aber erst seit dem 23. Juli
1914, so konnte die serbische Frage nicht im Ultimatum allein
enthalten sein. Falls es zum Kriege kam, ging es um Serbiens
Schicksal, das war klar. Wenn also der russischen Regierung an
Serbien irgend etwas gelegen wäre, wenn es nicht Serbien, wie es
dann tatsächlich geschah, als sein Brandopfer ins Verderben senden
wollte, so musste es all die Fragen, die die österreichische
Regierung zur Besprechung stellte und die das Schicksal Serbiens
betrafen, falls es nicht nachgab und es zum Kriege kam, mit Eifer
besprechen. Oesterreich konnte nach einem Kriege eine andere
Dynastie einsetzen – wie 1904 durch russischen Einfluss geschehen
war – es konnte serbisches Gebiet, etwa den Sandschak wieder
nehmen, es konnte neue Forderungen jeder Art stellen. All dies
waren Fragen, die ausserhalb des Ultimatums lagen und für Serbien
viel wichtiger waren; all dies wollte Oesterreich besprechen, all
dies nicht zu tun wollte es sich verpflichten – wenn Russland am
Weltfrieden irgend gelegen war und es nicht nur unter allen
Umständen die Niederlage Oesterreichs wollte, musste es auf diese
Besprechungen eingehen – und da kommt der Autor mit dem einfältigen
Witz, dass die österreichische Regierung mit der russischen
offenbar übers Wetter sprechen wollte!

		Aber der Autor häuft Schwindelei auf Schwindelei, Fälschung auf
Fälschung: auf Seite 270 lügt er, dass selbst Graf Szapary die
Bemerkung nicht habe unterdrücken können – und zwar in der Depesche
Nr. 147 des Rotbuches – «dass die Anweisungen des Grafen Berchtold
sich in einem [bookmark: page183] circulus vitiosus bewegten», während Graf
Szapary in der fraglichen Stelle den Ausdruck allerdings aber
auf Ssasonoff anwendet. Und zwar ist die Stelle nicht
misszuverstehen, denn der Botschafter schreibt, nachdem Ssasonoff
ihm erklärt, dass das Gleichgewicht am Balkan ein russisches
Interesse sei, sei er wieder auf die Aenderung des Ultimatums
gekommen. Darauf habe er, Szapary, erwidert, dies sei doch kein
russisches, sondern ein serbisches Interesse, «worauf Herr
Ssasonoff geltend machte, russische Interessen seien in diesem
Falle eben serbische, sodass ich dem Circulus Vitiosus durch
Uebergang auf ein anderes Thema ein Ende machte».

		Auf Seite 272 behauptet er: «die Wiener Regierung habe die von
Deutschland vorgeschlagene direkte Erörterung der serbischen Frage
mit Russland nicht nur am 28. Juli abgelehnt, sondern diese
Ablehnung bereits am 23. Juli mit aller Bestimmtheit ausgesprochen.
(Rotbuch Nr. 9.) Das musste der Berliner Regierung bekannt sein.»
Soviel Sätze, soviel Lügen. Die deutsche Regierung hat die direkten
Verhandlungen mit Russland nicht vorgeschlagen, die Wiener
Regierung hat sie am 28. Juli nicht abgelehnt, noch weniger aber am
23. Juli in der Note 9, in der von Russland überhaupt nirgends
die Rede ist, in der vielmehr der österreichische Botschafter
in London, Graf Mensdorff, ersucht wird, der englischen Regierung
die Befristung des Ultimatums zu erklären, und ihr mitzuteilen,
dass Oesterreich sich über die darin gestellten Forderungen in
keine Verhandlungen mit Serbien einlassen könne, weil
Serbien die Krisis dadurch nach Belieben in die Länge ziehen
könnte.»

		Der Autor rechnet also damit, dass die Leser die von ihm
angeführten Noten nicht nachlesen – Fälscher und Lügner an jeder
Stelle!

		Auf Seite 276 macht er zur Depesche Nr. 50, in der Graf
Berchtold erklärt, dass er doch noch vor zwei Tagen mit [bookmark: page184] Herrn
Schebeko die aktuellen Fragen durchgesprochen, die Bemerkung: «Der
Gedankenaustausch, von welchem Berchtold spricht, bestand darin,
dass Schebeko im Namen Ssasonoffs die offizielle Fortführung der
Petersburger Verhandlungen gewünscht, Berchtold dieselbe aber
rundweg abgelehnt hatte. Das nennt Berchtold die aktuellen Fragen
durchsprechen», – während in dem erwähnten Gespräch, dessen Inhalt
bereits in Note 40 ausführlich wiedergegeben ist, Schebeko und Graf
Berchtold tatsächlich eine ganze Reihe serbischer Fragen
durchsprachen, und Graf Berchtold nur die Verhandlungen mit Serbien
auf Grundlage der serbischen Antwort, nicht aber die
Petersburger Verhandlungen ablehnte! Fälscher und Lügner
überall!

		Ebenso auf Seite 278, wo er, da nach dem Lesen des
österreichischen Rotbuches die Annahme des Grey'schen
Vermittlungsantrags nicht mehr zu leugnen ist, dies in folgender
Form ausdrückt, «die Depesche vom 31. Juli gebe endlich eine
gewisse Bereitwilligkeit zur Annahme der Grey'schen
Vermittlung zu erkennen», und dazu bemerkt, Oesterreich habe dies
nur getan, weil es wusste, dass es ohnedies zu spät und der Krieg
nicht mehr zu verhindern war! Der Vorschlag war von Grey am 29.
Juli dem deutschen Botschafter gemacht, von König Georg am 30.
unterstützt, von Deutschland am 31. weitergegeben worden, noch am
selben Tage antwortete Graf Berchtold, er wolle ihn so schnell als
möglich dem Kaiser unterbreiten, und ehe 24 Stunden seit dem
Eintreffen des Antrags vergangen waren, war er auch angenommen! Und
da schreibt der Autor, der die Sache absichtlich irreführend so
dargestellt hat, als ob inzwischen eine lange Zeit vergangen wäre,
« endlich zeigte Oesterreich eine gewisse Bereitwilligkeit.»
Fälscher und Lügner, wo es irgend möglich ist!

		Auf Seite 286 stellt er die ganze Sache wieder anders dar und
behauptet, der Grey'sche Vorschlag sei «nicht mit einem Worte im
Rotbuch erwähnt»!!

		[bookmark: page185] Und
nochmals belügt er den Leser, wenn er auf Seite 280 gesperrt
druckt, dass in der Ssasonoffschen Formel «nur ein Stillstand,
wohlbemerkt kein Rückzug, der österreichischen Truppen aus Serbien
verlangt wurde», und verschweigt, dass damals noch kein
österreichischer Soldat serbischen Boden betreten hatte.

		Es waren dies die letzten Verhandlungen, als in allen Ländern
die Mobilisierungen bereits im Gange waren. Der Autor bemüht sich,
darzutun, dass Oesterreich-Ungarn zuerst unter allen beteiligten
Staaten die allgemeine Mobilisierung angeordnet habe. Die Sache ist
ziemlich müssig, da bei der ungeheuren russischen Uebermacht
bereits die russische Teilmobilisierung die österreichische
allgemeine Mobilisierung gerechtfertigt hätte. Aber selbst hier ist
die Darstellung des Autors eine gewissenlose und irreführende wie
überall.

		Ueber die österreichische allgemeine Mobilisierung liegen zwei
Telegramme vor, eines des russischen Botschafters Schebeko,
Orangebuch Nr. 47, welches sie vom 28. Juli meldet, und eines des
französischen Botschafters Dumaine, Gelbbuch Nr. 115, das sie als
am 31. Juli, um ein Uhr morgens, beschlossen meldet.

		Eine der beiden Nachrichten ist also ein «Irrtum», und zwar ist
es die erste, des Herrn Schebeko, weil die zweite sowohl durch ein
Telegramm des Grafen Berchtold selbst (Rotbuch Nr. 53), als eines
des englischen Botschafters in Wien, Sir Maurice de Bunsen
(Blaubuch Nr. 118) bestätigt wird. Wir würden an einen zufälligen
Irrtum glauben, – man weiss ja, wie in solchen Tagen falsche
Gerüchte in Menge entstehen und verbreitet werden, – wenn der
«Irrtum» nicht in jeder neuen Ausgabe des russischen Orangebuchs
unberichtigt wiederkehren würde.

		Der Autor aber schwindelt zunächst, indem er schreibt, «nach
französischen und englischen Berichten am 31. Juli, morgens um ein
Uhr». Diese frühe Stunde wird aber einzig [bookmark: page186] in der erwähnten Depesche
Herrn Dumaines angegeben, in den vom Autor zitierten englischen
Berichten steht kein Wort davon. Die Sache wäre an sich
gleichgültig, aber für die Methode des Autors, der damit etwas
bezweckt, ist die Unwahrhaftigkeit in der Anführung seiner Beweise
kennzeichnend. Er ist nicht imstande, an irgend einer Stelle exakt
zu sein und die wirkliche Wahrheit zu sagen.

		Es ist jedoch überhaupt nicht wahr, dass die österreichische
Mobilisierung in der Nacht des 31. Juli erfolgte.

		Dumaines Depesche lautet: «la mobilisation a été décrétée
par le Gouvernement austro-hongrois ce matin à la premiere heure.»
Also sie ist in einer Nachtsitzung der Regierung vom 30. beraten
und um 1 Uhr morgens nur «beschlossen», am nächsten Tag, gegen
Mittag, wirklich ausgegeben worden. Diese Zeit der Ausgabe ist in
Eglis höchst exaktem Werk «Zwei Jahre Weltkrieg» angegeben. Von der
deutschen Mobilisierung behauptet der Autor, wie viele andere, dass
sie wahrscheinlich schon am 29. Juli in Potsdam beschlossen, wenn
sie auch erst am 1. August ausgegeben wurde. Er weiss also, dass
zwischen Beschluss und Ausgabe Tage vergehen können. Von der
russischen Teilmobilisierung, die am 29. Juli kundgemacht wurde,
schreibt der Zar selbst am 30. Juli, dass sie «schon vor fünf Tagen
beschlossen worden sei».

		Dagegen telegraphiert Graf Szapary von Petersburg am selben 31.
Juli an den Grafen Berchtold, «heute früh Ordre zur
allgemeinen Mobilisierung der gesamten Armee und Flotte
erfolgt». Das kann sich nur auf die Ausgabe beziehen. Die
englischen und französischen Meldungen über die russische
Mobilisierung (Blaubuch 113 und Gelbbuch Nr. 118) geben nur den
Tag, nicht die Stunde an.

		Der Autor aber schreibt: «Die russische Generalmobilisierung ist
frühestens gegen Mittag des 31. Juli, also nach der
österreichischen erlassen worden.» Er, der sonst mit Zitaten, ob
sie wahr oder falsch sind, nur so herumwirft, weiss überhaupt
[bookmark: page187] keinen
einzigen Grund für diese Behauptung anzuführen. Woher weiss er
also, dass die russische Ordre erst gegen Mittag erfolgte? Offenbar
hat er gleich jenem berühmten Gerichtszeugen, dem er an
Gewissenhaftigkeit so ähnlich sieht, «sich's so gedacht». Er stellt
eine Behauptung hin, die er durch nichts begründen kann, nur um
sagen zu können, dass die russische Mobilisierung später
erfolgte.

		Die Sache hat, wie gesagt, wenig Wichtigkeit. Sie beweist nur,
dass im Gelbbuch, wie vom Autor, die österreichische Mobilisierung
im Gegensatz zu allen andern, nicht vom Zeitpunkt der Ausgabe,
sondern von dem des Beschlusses datiert wird, der der Ausgabe
selbstverständlich vorhergeht, um sie durch dieses eben so schlaue
als unehrliche Tun als vorher erfolgt erscheinen zu lassen. Es kann
keine Frage sein, dass alle Staaten angesichts der ungeheuren
Gefahr schon seit dem Beginn der Krise sich möglichst
vorbereiteten. Sir Edward Grey gibt selbst zu, dass er wenigstens
die «zufällig» in der Nordsee versammelte englische Kriegsflotte
nicht auseinander gehen lasse (Blaubuch No. 47). Wer, als die
Situation unheilbar wurde, als erster den letzten allgemeinen
Befehl gab, ist nicht von entscheidender Bedeutung. Entscheidend
ist, wer die Situation unheilbar gestaltete. Und das scheint mir
bereits dadurch klargestellt, dass Oesterreich den Grey'schen
Vorschlag annahm, Russland ihn ablehnte. Oesterreich-Ungarn und
Russland haben am 31. Juli, das Deutsche Reich und Frankreich am 1.
August den allgemeinen Mobilisierungsbefehl erlassen, nachdem im
Reich schon am Abend des 31., um 7 Uhr, der Zustand drohender
Kriegsgefahr verkündet worden. Warum der Autor zu dieser letzteren
Kundmachung bemerkt: «Die Stunde sei nicht bekannt», ist nicht
einzusehen. In jedem Fall war die österreichische allgemeine
Mobilisierung, auch wenn sie etwa eine Stunde früher erfolgt wäre
als die russische, – wie man sah, ist das Gegenteil zum mindesten
wahrscheinlich – durch die russische [bookmark: page188] Teilmobilisierung vom 25. Juli
hervorgerufen und begründet worden, die sich zugestandenermassen
gegen Oesterreich richtete. Uebrigens versicherte Graf Berchtold
noch in der letzterwähnten Depesche: wenn Russland nicht eingreife,
würden auch die mobilisierten österreichisch-ungarischen Truppen in
Galizien in der Defensive bleiben; die Aufrichtigkeit dieser
Erklärung geht sowohl aus der gleichzeitigen Annahme des Grey'schen
Vermittlungsvorschlages, als vor allem darauf hervor, dass
Oesterreich das grösste Interesse daran hatte, nicht zugleich in
einen Krieg mit Russland verwickelt zu werden.

		Nun kommt noch zum Schluss des Abschnittes die merkwürdigste
aller Fälschungen, die allerdings, wie bemerkt, dem Autor nur
mittelbar zur Last fällt.

		Er erzählt nämlich – und er findet es selbst merkwürdig – dass
Oesterreich im Lauf desselben Tages ohne Rücksicht auf
Generalmobilisierungen usw. plötzlich in Paris und Petersburg
gleichzeitig seine Bereitwilligkeit erklärte, mit Russland und den
andern Mächten über den Inhalt seines Ultimatums an Serbien in
Verhandlungen einzutreten. Und er beruft sich für diese Mitteilung
auf die Noten, Gelbbuch Nr. 120 und Blaubuch Nr. 73; er tut es mit
Recht, denn das steht in der Tat dort. Er hätte sich auch auf die
Einleitung des Blaubuches, Seite VIII, am Schluss des § 6, berufen
können; denn es steht auch dort gedruckt zu lesen. Nur ist es
bereits an all diesen Stellen eine der schamlosesten und zugleich
ungeschicktesten Fälschungen, die je in amtlichen Dokumenten
begangen worden sind.

		Auch diese Fälschung geht, wie soviel andere, von Petersburg
aus, ist aber von den beiden Kabinetten in London und Paris
aufgenommen und unterstützt worden.

		In der erwähnten Note, Gelbbuch Nr. 120, schreibt der
französische Minister des Aeussern, Herr Viviani, seinen
Botschaftern am 1. August: der österreichische Botschafter, [bookmark: page189] Graf Szécsen,
habe ihn am Tage zuvor aufgesucht und ihm folgendes mitgeteilt:
«Die österreichisch-ungarische Regierung habe keinen territorialen
Ehrgeiz und würde die Unabhängigkeit des serbischen Staates nicht
antasten; sie hätte auch nicht die Absicht, das Sandschak zu
besetzen; doch sollten diese Erklärungen ihrer Uninteressiertheit
nur für den Fall gelten, dass der Konflikt lokalisiert bleibe, da
ein europäischer Krieg Eventualitäten mit sich bringen könnte, die
kein Mensch vorauszusehen imstande sei.» Herr Viviani fügt hinzu,
dass Graf Szécsen zu dieser Erklärung noch Erläuterungen fügte und
ihm zu verstehen gab, dass, «wenn seine Regierung auch Fragen, die
die Mächte in ihrem eigenen Namen an sie stellen würden, nicht
beantworten könnte, sie doch Fragen, die von Serbien selbst oder
von einer andern Macht in Serbiens Namen gestellt würden, sehr wohl
beantworten könnte und dass hierin vielleicht einige Hoffnung läge.
Vom Ultimatum also kein Wort.

		Ausserdem, fügt Herr Viviani weiter hinzu, habe Graf Szapary,
und zwar gleichfalls am Tage zuvor, in Petersburg zu Ssasonoff
gesagt, die österreichische Regierung sei endlich bereit, das zu
tun, was sie bisher stets abgelehnt habe, nämlich das Ultimatum
selbst zu diskutieren, «à entamer une discussion quand au fond de
son Ultimatum à la Serbie».

		Woher wusste Herr Viviani das? Im Gelbbuch steht keine solche
Mitteilung. Die einzige im Gelbbuch veröffentlichte Nachricht aus
Petersburg vom 31. Juli ist die Depesche des französischen
Botschafters, Herrn Paléologue, in der dieser lediglich die zweite
Ssasonoff'sche Formel mitteilt.

		Es läge nun nahe, anzunehmen, dass Herr Viviani es mündlich vom
russischen Botschafter in Paris, Herrn Isvolsky, gehört. Aber nein,
in der vom Autor zitierten Note, Orangebuch Nr. 73 gibt umgekehrt
Herr Iwolsky und gleichfalls am 1. August diese Tatsache als
eine Mitteilung, die Viviani ihm gemacht, nach Petersburg
bekannt!

		[bookmark: page190] Im
russischen Orangebuch steht von der ganzen Sache kein Wort – ausser
dieser aus Paris kommenden Mitteilung.

		Im englischen Blaubuch findet sich unter Nr. 133 eine Depesche
darüber und zwar gleichfalls vom 1. August 1914. Sir Edward Grey
schreibt an Sir Edward Göschen in Berlin:

		«Foreign Office, 1. August 1914.

		Herr von Etter, Rat an der russischen Botschaft in London, hat
mir heute den Inhalt eines Telegramms Herrn Ssasonoffs vom
31. Juli mitgeteilt; es ist das folgende:

		Der österreichisch-ungarische Botschafter erklärte, seine
Regierung sei bereit, den wesentlichen Inhalt des österreichischen
Ultimatums an Serbien zu erörtern. Herr Ssasonoff sprach in seiner
Antwort seine Befriedigung darüber aus und erklärte es für
wünschenswert, dass die Erörterungen in London unter Teilnahme der
Grossmächte stattfinde.

		Herr Ssasonoff hoffte, die englische Regierung würde die Leitung
der Diskussion übernehmen. Ganz Europa würde ihr dankbar sein. Sehr
wichtig wäre, dass Oesterreich seine militärische Aktion auf
serbischem Gebiet indessen provisorisch einstelle.»

		Demnach hätte Herr Ssasonoff die Fälschung begangen? Denn
niemals hatte Graf Szapary etwas dergleichen gesagt, niemals hatte
die österreichische Regierung sich zu einer Erörterung, d. h.
zu einer eventuellen Abänderung des Ultimatums verstanden.

		Graf Berchtold hatte und zwar bereits am 30. Juli 1914 an den
Grafen Szapary folgendes Telegramm geschickt (österreichisches
Rotbuch Nr. 49):

		«Antwort auf Euer Exzellenz' Telegramm vom 29. Juli: Ich bin
selbstverständlich nach wie vor bereit, die einzelnen Punkte
unserer – durch die Ereignisse übrigens bereits überholten – an
Serbien gerichteten Note durch Euer Exzellenz Herr Ssasonoff
erläutern zu lassen. Auch würde ich besonderen Wert darauf
legen, bei dieser Gelegenheit – der [bookmark: page191] mir durch. Herrn Schebeko
verdolmetschten Anregung entsprechend – auch die unsere
Beziehungen zu Russland direkt betreffenden Fragen einer
vertrauensvollen und freundschaftlichen Aussprache zu unterziehen,
wovon sich eine Behebung der in diesem Belange bedauerlicherweise
bestehenden Unklarheiten und Sicherstellung der so wünschenswerten
friedlichen Entwicklung unserer Nachbarverhältnisse erhoffen
liessen.»

		Um aber jedes Missverständnis auszuschliessen, richtete Graf
Berchtold noch am selben Tage ein zweites Telegramm an den
Botschafter (Rotbuch Nr. 50), in dem er ihm sagte:

		«Zu Euer Exzellenz' Orientierung und Regelung Ihrer Sprache: Ich
habe heute Herrn Schebeko auseinandergesetzt, es sei mir gemeldet
worden, dass Herrn Ssasonoff über meine glatte Ablehnung seiner
Propositionen bezüglich Aussprache mit Euer Exzellenz peinlich
berührt sei, wie nicht minder darüber, dass kein Gedankenaustausch
zwischen mir und Herrn Schebeko stattgefunden habe.

		Bezüglich des ersten Punktes hatte ich Euer Exzellenz bereits
telegraphisch freigestellt, auch weiterhin seitens Herrn Ssasonoff
etwa gewünschte Erläuterungen bezüglich der Note – welche übrigens
durch den Kriegsausbruch überholt erscheint – zu geben. Es könne
sich dies allerdings nur im Rahmen nachträglicher
Aufklärungen bewegen, da es niemals in unserer Absicht
gelegen war, von den Punkten der Note etwas abhandeln zu
lassen. Auch hätte ich Euer Exzellenz ermächtigt, unsere
speziellen Beziehungen zu Russland mit Herrn Ssasonoff
freundschaftlich zu besprechen.»

		Graf Szapary antwortete in einem Telegramm vom 1. August 1914
(Rotbuch Nr. 56): «... Ich sagte Herrn Ssasonoff, dass die beiden
Weisungen Euer Exzellenz von dem Missverständnis handeln, als ob
wir weitere Verhandlungen mit Russland abgelehnt hätten. Dies sei,
wie ich ihm schon anfangs versichert hätte, ein Irrtum. Euer
Exzellenz seien [bookmark: page192] nicht nur gerne bereit, mit Russland auf
breitester Basis zu verhandeln, sondern auch speziell geneigt,
unseren Notentext einer Besprechung zu unterziehen, sofern es sich
um dessen Interpretation handle ... Herr Ssasonoff erwiderte, er
nehme von diesem Beweise guten Willens mit Befriedigung Akt; doch
möchte er mich aufmerksam machen, dass ihm Unterhandlungen in
St. Petersburg aus naheliegenden Gründen weniger Erfolg
versprechend erschienen als solche auf dem neutralen Londoner
Terrain. Ich erwiderte, Euer Exzellenz gingen, wie ich schon
dargelegt hätte, vom Gesichtspunkte einer direkten Fühlungnahme in
St. Petersburg aus, so dass ich nicht in der Lage sei, zu
seiner Anregung bezüglich Londons Stellung zu nehmen, doch würde
ich Euer Exzellenz hievon Meldung erstatten.»

		Die österreichische Regierung war also lediglich bereit, ihre
Note, die sie bereits als gar nicht mehr aktuell betrachtete, weil
sie ja Serbien schon den Krieg erklärt hatte, der russischen
Regierung nochmals freundschaftlich zu erklären, nicht aber sie zu
diskutieren, was ja die Möglichkeit einer Aenderung bedeutet hätte
– diese Möglichkeit wurde ausdrücklich ausgeschlossen. Es handelte
sich also um ein rein formelles Entgegenkommen, das der russischen
Regierung den Rückzug oder ein Einlenken erleichtern sollte, in
keinem Fall aber einen österreichischen Rückzug bedeuten konnte.
Ueber eine Vermittlung der Grossmächte, wie Herr Ssasonoff sie
wünschte, hatte die österreichische Regierung nicht nur nichts
erklärt, sondern ihr Botschafter hatte ausdrücklich abgelehnt, zu
diesem Vorschlag Stellung zu nehmen.

		Auch Sir Maurice de Bunsen berichtet die gleiche Sache im
Blaubuch unter Nr. 161. Er hat sie in Wien, aber beileibe nicht von
der österreichischen Regierung, sondern vom russischen Botschafter
Schebeko gehört, hat es aber merkwürdigerweise unterlassen, sich
auf dem Ballplatz zu informieren, was an der Sache sei.

		[bookmark: page193] Wer
hat die Fälschung begangen? Wenn Herr Ssasonoff es tat, wie aus
Blaubuch Nr. 133 hervorgehen würde, wie kommt es, dass im
russischen Orangebuch diese seine so wichtige Depesche fehlt, und
statt dessen er sich die Sache aus Paris von Herrn Iswolsky
mitteilen lässt?

		All dies ist merkwürdig, aber noch merkwürdiger ist, dass Herr
Viviani in seiner nächsten Note einen Schritt weiter macht und
sagt, er habe den deutschen Botschafter davon verständigt, dass er
von der österreichischen Regierung die Mitteilung erhalten, sie
habe nicht den Wunsch nach einer Gebietserweiterung in Serbien und
würde nicht ins Sandschak eindringen und sei bereit, die ganze
Frage in London mit den Grossmächten zu erörtern.

		Hier geht die Entstellung bereits in Fälschung über, denn
niemals hatte Herr Viviani von der österreichischen Regierung solch
eine Mitteilung erhalten. Graf Szécsen hatte nur von den ersten
beiden Punkten gesprochen, und Herr Viviani hatte nicht von der
österreichischen, sondern von der russischen
Regierung gehört, dass Oesterreich bereit wäre, das serbische
Ultimatum an Serbien zu diskutieren. Dies macht einen umso
grösseren Unterschied, als es sich ja eben um die Diskussion des
Ultimatums handelte, und Oesterreich gerade dies nicht gewollt
hatte. Und selbst Herr Ssasonoff hatte nicht zu behaupten
gewagt, dass Oesterreich tatsächlich bereit wäre, die Sache in
London mit den Grossmächten zu erörtern; er hatte nur gesagt, dass
dies sein Wunsch wäre.

		So fälscht Herr Viviani. In der Einleitung des englischen
Blaubuchs ist wieder – auf Seite VIII zu lesen : «Russland war in
der Lage, die Regierung Seiner Majestät am 31. Juli davon in
Kenntnis zu setzen, dass Oesterreich sich endlich bereit erklärt
hatte, gerade das zu tun, was es in den ersten Tagen der Krise
verweigert hatte, nämlich die ganze Frage seines Ultimatums an
Serbien zu erörtern. Russland ersuchte die Britische Regierung, die
Leitung dieser Erörterungen [bookmark: page194] zu übernehmen. Für einige wenige Stunden schien
Hoffnung auf den Frieden zu sein. – In diesem Augenblick, am
Freitag, den 31. Juli, richtete Deutschland plötzlich ein Ultimatum
an Russland usw. ...»

		Wie merkwürdig! Nach seinen eigenen, im Blaubuch unter Nr. 133
mitgeteilten, eben zitierten Worten hat Sir Edward Grey die
russische Mitteilung erst am 1. August erhalten: «Foreign Office 1.
August. Herr von Etter kam heute zu mir, um mir
mitzuteilen», etc. Wie konnte er am 31. Juli hoffnungsvoll sein und
wie konnten diese Hoffnungen durch das deutsche Ultimatum zunichte
werden, wenn er die Nachricht erst am 1. August erhalten hat?

		Habe ich nicht recht, wenn ich die Fälschungen nicht nur
merkwürdig, sondern auch ungeschickt nenne? Die ganze Sache ist
frei erfunden, um die Schuld der Zerstörung einer letzen Hoffnung
auf Deutschland schieben zu können, um sagen zu können, dass
die letzten durch Mitteilungen vom 1. August entstandenen
Hoffnungen am 31. Juli durch Deutschlands Schuld zerstört
wurden!!!

		Das Blaubuch ist wohl etwas eilig zusammengestellt worden. Man
hat auch andere Daten ein wenig verschieben müssen, wie wir im
Verlauf dieser Schrift sehen werden.

		Alles, was der Autor, der natürlich wieder «ein abgekartetes
Spiel» zwischen Oesterreich und Deutschland vermutet, an die Sache
knüpft, alles, was er von Ssasonoffs gütiger Bereitwilligkeit auf
die österreichische «Eröffnung» einzugehen und mehr dergleichen
erzählt, fällt damit zusammen, weil Herr Ssasonoff die «Eröffnung»,
auf die er so bereitwillig einging, unterschoben, weil Oesterreich
eine Eröffnung in diesem Sinne gar nicht gemacht hat.

		Warum er sie unterschob? Vielleicht, weil er seine Formel, seine
Forderung auf Aenderung des Ultimatums, nachdem alle früheren
Versuche missglückt waren, auf diese Weise noch durchzusetzen
hoffte, während seine Verbündeten [bookmark: page195] nachher darin ein Mittel sahen, die Schuld
auf Deutschland zu verschieben? Und wie merkwürdig, dass man die
wirkliche Annahme des Vermittlungsvorschlags, der den Frieden
bewahrt hätte, ignorierte, und eine Konzession, die Oesterreich gar
nicht gemacht hatte, erfand!!

		Wenn der Autor zum Schlusse sagt, bis heute wisse niemand, was
Oesterreich-Ungarn eigentlich gewollt habe, weil es in seiner
Starrköpfigkeit nie eine Aufklärung darüber gegeben, so ist das
eine seiner gewollten Unwissenheiten, neben den unzähligen
ungewollten.

		Was Oesterreich-Ungarn wollte, das hat es in seinem
Ultimatum erklärt, und ist davon weder abgewichen, noch hat es
etwas hinzugefügt; was es nicht wollte, hat es am 26. und
27. Juli durch seine Botschafter in Petersburg und London (Rotbuch
Nr. 26 und Blaubuch Nr. 48) und nochmals in der Erläuterung, die
Graf Szécsen Herrn Viviani gab, ausgesprochen
(s. S. 191).

		Von den elf Sätzen, in die der Autor am Schlüsse des Kapitels
seine Anklagen gegen Oesterreich zusammenfasst, sind also der
erste, dritte, vierte, sechste und zehnte vollkommen falsch; denn
wie gezeigt worden, waren

		1. die Forderungen der österreichischen Note vom
23. Juli durchaus berechtigt und viel geringer als die in früheren
Noten, ohne Provokation von Russland an Bulgarien, von Italien an
die Türkei gestellt worden;

		2. hat Serbien von den österreichischen
Forderungen in der Tat fast nichts bewilligt;

		3. hat die österreichische Regierung direkte
Verhandlungen mit Russland nie abgelehnt, dagegen solche über den
Inhalt des Ultimatums nie, auch nicht am 31. Juli, zugestanden;

		6. hat sie die Grey'sche Einigungsformel
angenommen;

		10. hat sie ganz genau erklärt, was sie
will.

		[bookmark: page196] Der
zweite, fünfte, siebente und achte Satz, Ablehnung der
Fristverlängerung, der Konferenz und der beiden Ssasonoff'schen
Formeln, sind zwar richtig, aber es sind die triftigen Gründe
gezeigt worden, aus denen die österreichisch-ungarische Regierung
in diese ihr gestellten Fallen nicht ging.

		Satz 9 ist sinnlos, weil Oesterreich-Ungarn, nachdem es die
Grey'sche Formel angenommen hatte, nicht nötig hatte, auf andere,
übrigens auf einer Fälschung begründeten, Vorschläge
einzugehen.

		Satz 11, über den Zeitpunkt der Mobilisierung, ist vorläufig
nicht sicher zu entscheiden, spricht aber, wie immer er zu
entscheiden wäre, nicht zu ungunsten Oesterreichs.

		Wenn der Autor so seine Anklagen gegen Oesterreich feierlich in
diese Punkte zusammenfasst, sie bejaht und dann in
grotesk-kindischer Nachahmung gerichtlicher Formeln seinen Spruch
fällt und in fettem Druck der Welt verkündet: «Oesterreich ist
schuldig, allein oder in Gemeinschaft mit andern usw.», so kann man
nur sagen: der Weltkrieg hat neben all seiner furchtbaren Tragik
manche seltsam komische Episoden zur Folge gehabt, aber das
verdriesslichste aller Satyrspiele ist es, diesen Narren im
Richtertalar seine komödiantenhaften Schuldsprüche verkünden und
das Volk seiner Bude zulaufen zu sehen. [bookmark: page197]

			[bookmark: foot17]Die beiden Provinzen Bosnien und Herzegovina waren bei
Ausbruch des Krieges gerade 36 Jahre unter österreichischer
Verwaltung. Da ihre Besetzung durch österreichische Truppen
gleichzeitig mit der Gründung des serbischen Königreichs stattfand,
so ist es möglich und lehrreich, die auf beiden Seiten erreichten
Resultate zu vergleichen. Die Bevölkerung nahm in beiden etwa
gleichmässig zu. In der Zeit von 1878–1910 wuchs die Bevölkerung
der bosnischen Provinzen von 1,158,164 auf 1,898,044, in Serbien
von 1,669,337 auf 2,911,701. (Man bedenke, dass in dem unter
englischer Verwaltung stehenden Irland die Bevölkerung in
der selben Zeit um mehr als eine Million Seelen zurückging!)
Dagegen stieg der Handel – Einfuhr und Ausfuhr zusammen – in
Bosnien von 8 Millionen Kronen im Jahre 1879 auf 277 Millionen im
Jahre 1910; in Serbien von 80 Millionen im Jahre 1879 auf 204
Millionen im Jahre 1910. An Pferden wurden in Bosnien 1879 160,000
gezählt; 1895 war ihre Zahl auf 237,000 gestiegen, während sie in
Serbien elf Jahre später, 1906 erst 172,000 Köpfe betrug. Ebenso
vermehrte sich das Rindvieh in Bosnien während der gleichen
Zeitdauer von 762,000 auf 1,417,000 Köpfe; in Serbien zählte man
wiederum 1906 erst 932,000 Köpfe. Bosnien besitzt die dreifache
Zahl an Ziegen, weit mehr Schafe; nur die Schweine sind in Serbien
etwas zahlreicher. Wenn bei neueren Zählungen sich, soweit der
Viehstand in Frage kommt, in den Provinzen seither keine merkliche
Vermehrung gezeigt hatte, so ist dies wesentlich auf die immer
steigende Viehausfuhr nach der Monarchie zurückzuführen. Obschon
Bosnien ein bergigeres und öderes Land als Serbien ist, und obschon
die Bevölkerung Serbiens die der Provinzen um eine volle Million,
ja mehr übersteigt, hatte das bosnische Eisenbahnnetz bereits im
Jahre 1902 eine Länge von 963 km erreicht, in Serbien im Jahre 1906
erst eine Länge von 562 km. Bei den Landstrassen ist das Verhältnis
das gleiche. – Es muss billig zugegeben werden, dass die
Agrarverfassung im Königreich Serbien besser zu sein scheint, in
dieser Hinsicht bestehen in den Provinzen besondere
Schwierigkeiten; doch findet die Ablösung der «Kmeten», ihr Ersatz
durch freie Grundbesitzer oder ihre Umwandlung in solche, in
Bosnien in jährlich steigendem Masse statt.
	[bookmark: foot18]Der Artikel 25 des Berliner
Kongresses legte der Okkupation und Verwaltung der Provinzen keine
zeitliche Beschränkung auf. Dagegen wurde in einem besonderen
Abkommen, das am 13. Juli 1878 zwischen Oesterreich und der Türkei
getroffen wurde, die Okkupation als «provisorische» bezeichnet,
weil die türkischen Vertreter, – Karatheodory Pascha, Mehemed Ali
Pascha und Saadullah Bey – dies «zu ihrer persönlichen Deckung»
verlangt hatten; gleichzeitig gaben sie das feierliche Versprechen
ab, dass die Türkei aus dieser Bezeichnung Oesterreich gegenüber
nie ein Recht ableiten würde. In einem neuerlichen Abkommen, das am
21. April 1879 zu Konstantinopel unterzeichnet wurde, blieb die
Bezeichnung «provisorisch» weg, und die Okkupation wurde
ausdrücklich in der Weise, «in der sie im Artikel 25 stipuliert
sei», gutgeheissen. Doch wurden dem Sultan seine
Souveränitätsrechte gewahrt, so dass er 1908 tatsächlich ein
formelles Recht zum Protest hatte.
	[bookmark: foot19]Man vergleiche auch das Gesetz, das Serbien
für seine neuerworbenen Gebiete erlassen hat, das im serbischen
Amtsblatt, der «Srpske Novine» vom 23. September 1913 erschienen
und in der (gleichfalls im Verlag von Ferdinand Wyss in Bern
herausgegebenen) Schrift «Serajéwo. La Conspiration Serbe contre la
Monarchie Austro-Hongroise» auf Seite 171 abgedruckt
ist.
	[bookmark: foot20]Als der
Präsident von Mexiko, Porfirio Diaz, Japan eine Flottenstation an
der Magdalenenbai einräumen wollte, begnügte sich auch die
Regierung von Washington nicht mit einem Protest, sondern schickte
im März 1911 20,000 Mann an die Grenze. Es ward die wesentliche
Ursache von Diaz' Sturz.
	[bookmark: foot21]S. eine
Zusammenstellung der einschlägigen Aeusserungen bei Eduardo L.
Llorens, «La Guerra y el Derecho», «Der Krieg und das Recht»
(spanische und deutsche Ausgabe, Hamburg 1916).
	[bookmark: foot22]Während in
Russland die polnische Unterrichtsprache aus allen öffentlichen
Schulen verbannt ist, während die Ukrainer ihre Sprache nicht
einmal in Privatschulen gebrauchen dürfen, hat in Oesterreich jeder
slavische Stamm Universitäten oder doch Universitätskurse,
Hochschulen und Gymnasien in seiner Sprache. In jedem
österreichischen Ministerium sitzen slavische Minister, selbst in
jedem ungarischen Ministerium ein Kroate – im österreichischen
Parlament haben die Slaven die Mehrheit!
	[bookmark: foot23]S. die Aeusserungen Ssasonoffs im Blaubuch Nr. 17 und
139, und die Worte Grey's in seiner Rede vom 3. August 1914.
	[bookmark: foot24]Im Jahr 1916 teilte der frühere italienische
Minister De Marinis mit, der damalige italienische Minister des
Aeussern, Tittoni, habe bei der Zusammenkunft von Desio Herrn
Isvolsky angeboten, falls Russland Oesterreich wegen der Annexion
Bosniens den Krieg erklären sollte, sei Italien bereit sofort das
gleiche zu tun. Wir wollen die Wahrheit dieser ungeheuerlichen
Behauptung vorläufig dahingestellt sein lassen, aber sie ging durch
die italienische Presse, und es ist nicht bekannt geworden, dass
Herr Tittoni widersprochen hätte.
	[bookmark: foot25]All jene Forderungen, die für Oesterreich praktischen
politischen Wert hatten, nannte der russische Minister, – wie
bereits vorher in seiner Note Nr. 25 vom 26. Juli, – Eingriffe in
die serbische Souveränität. Damit suchte er die russische Forderung
zu maskieren, dass die für Oesterreichs Bestand so bedrohliche und
verderbliche, zu unaufhörlichen Morden führende Agitation, die in
Serbien unter russischem Schutz und russischer Forderung vor sich
ging, auch weiterhin fortgeführt werden sollte. Alle Forderungen,
deren Erfüllung eine tatsächliche Unterdrückung dieser Agitationen
zur Folge gehabt hätten, bezeichnete Herr Ssassonoff als
Verletzungen der serbischen Souveränität, während nach dem
Völkerrecht umgekehrt ein Staat, der solche Forderungen nicht
erfüllen will oder nicht erfüllen zu können vorgibt, damit selbst
auf seine Souveränität verzichtet. Am 2. August schrieb der
amerikanische Staatssekretär Ewarts in einer Note: ‹Wenn eine
Regierung sich ausser Stande oder nicht gewillt erklärt, jene
internationalen Verpflichtungen zu erfüllen, die zwischen den
Regierungen befreundeter Staaten bestehen müssen, so würde sie
damit auch zugestehen, dass sie kein Recht darauf hat, als
souveräne oder unabhängige Macht anerkannt zu werden.› ‹If a
government confesses itself unable or unwilling to conform to those
international obligations which must exist between established
governments of friendly states, it would thereby confess that it is
not entitled to be regarded or recognized as a soverein and
independent power.› Es handelte sich um Vorfälle in Mexiko. Diese
Lehre macht sich der Professor des Völkerrechts an der
Columbia-Universität in New-York, J. B. Moore, zu eigen, und der
gleichen oder ähnlichen Ansicht sind die Professoren Rivier in
Brüssel, Piédelièvre in Rennes, L. Oppenheim in Cambridge, und
andere, die alle ausdrücklich betonen, dass keine Regierung auf
ihrem Gebiet Agitationen dulden dürfe, die gegen den Bestand oder
die Ruhe eines andern Staates gerichtet sind. (siehe Llorens
a. a. O.)
	[bookmark: foot26]Die gefährliche Spannung zwischen Oesterreich und
Russland bestand schon seit der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts
und die serbisch-russische Freundschaft erst seit 1903; und gerade
in den letzten Jahren waren zwischen beiden Staaten Streitfragen
aufgetaucht wegen Mazedoniens und wegen der Sandschakbahn, man
beschuldigte Oesterreich vor allem nach dem Besitz von Saloniki zu
streben; auch bestand ein steter, wichtiger, wenn auch stiller
Kampf um den Einfluss in Bulgarien und Rumänien – aber
Geschichtskenntnis darf man vom Autor nicht verlangen.


	
		
		II. Das deutsche Reich

		Der Autor geht zur «Anklage» gegen die deutsche Regierung über,
die er um so leichter findet, als nach seinen Worten, «Deutschland
sich seine Anklageschrift selbst geschrieben hat».
«Selbstbekenntnisse aus Unverstand», nennt er das deutsche
Weissbuch, und das Wort ist am Platz, nur dass nicht der Unverstand
das Weissbuch geschrieben, als vielmehr der Unverstand es gelesen
hat. «Wenn ein Buch und ein Kopf zusammentreffen, und es gibt einen
hohlen Klang», schrieb Schopenhauer, «so muss nicht notwendig das
Buch daran Schuld haben».

		Er zitiert als erstes Schuldbekenntnis, dass Deutschland der
österreichischen Regierung Serbien gegenüber freie Hand liess. Eine
sonderbarere Anklage könnte gar nicht erhoben werden.
Selbstverständlich musste die deutsche Regierung der
österreichischen Serbien gegenüber freie Hand lassen, so gut wie
Frankreich seinerzeit Russland gegen Japan freie Hand lassen
musste, und England wieder Japan gegen Russland, und das Deutsche
Reich sogar Italien gegen die Türkei, die ihm nahe stand. Kein
Grosstaat wird je ein Bündnis eingehen, das ihn in allen Fragen von
seinem Bundesgenossen abhängig macht, insbesondere an Grenzen und
auf Gebieten, die ihm mit dem Bundesgenossen nicht gemeinsam sind.
In Oesterreich-Ungarn wachte man stets mit besonderer Eifersucht ob
dieser Unabhängigkeit, weil ein guter Teil der öffentlichen Meinung
ohnedies stets leicht eine zu starke Bevormundung [bookmark: page198] durch den mächtigen
Bundesgenossen witterte. Die bosnische Frage, sowie die Ermordung
des Thronfolgers war an sich eine rein österreichische
Angelegenheit, etwa wie die elsass-lothringische eine rein deutsche
war, die an sich Oesterreich nicht kümmerte. Dass man in
Oesterreich die fortgesetzte Aufwiegelung und die furchtbar
anschwellende Zahl der politischen Morde nicht länger hinnehmen
konnte, das brauchte man der deutschen Regierung nicht erst zu
erklären. Sogar die englische Regierung versicherte, dass sie das
einsehe.

		Wenn der Autor daraufhin folgert, «die deutsche Regierung folgte
also blind den österreichischen Schritten», so ist das wieder eine
Verdrehung und um so unsinniger, als der Autor ja selbst die an der
gleichen Stelle im Weissbuch enthaltenen Wort anführt: «Wir waren
uns hierbei wohl bewusst, dass ein etwaiges kriegerisches
Vorgehen Oesterreich-Ungarns gegen Serbien Russland auf den Plan
bringen und uns hiermit unserer Bundespflicht entsprechend in einen
Krieg verwickeln könnte», aus denen hervorgeht, dass die deutsche
Regierung jenen Schritten nicht blind, sondern sehend folgte. Da
man die russische Politik kannte, so musste man in Deutschland
wissen, dass Russland die Gelegenheit zum Kriege ergreifen konnte,
– konnte, wohlgemerkt, nicht musste.

		Der Autor scheint Jura studiert zu haben, und zwar gleichfalls
schlecht, aber immerhin ist ihm die juristische Formelsprache
bekannt; daher kommt wohl das kindliche Vergnügen, das er darin
findet, seine Schrift mit strafrechtlichen Formeln zu verbrämen.
Wenn er an dieser Stelle den Mummenschanz so weit durchführt, dass
er Deutschland des «dolus eventualis» bezichtigt und Erörterungen
über die juristische Bedeutung des «dolus eventualis» anschliesst,
so kann man wohl die Albernheit nicht weiter treiben.

		Und welchen Dolus hätte dann Russland gehabt, dessen [bookmark: page199] Minister sich
schon am 25. Juli zum Kriege völlig entschlossen erklärte, falls
Oesterreich gegen Serbien vorging?

		Der Autor behauptet nun, die deutsche Regierung bekenne durch
den oben angeführten Satz zugleich, dass sie die Lokalisierung des
Konfliktes auf Oesterreich und Serbien von Anfang an als
aussichtslos ansah. Immer dieselbe Spiegelfechterei mit Worten,
immer der gleiche einfältig-schlaue Versuch, den Leser um die
Wahrheit herumzuführen. Weil man Russland zutraute, dass es wegen
Serbien zu einem allgemeinen Kriege Lust haben könnte, musste man
darum jede Hoffnung aufgeben, es zur Vernunft zu bringen? Weil ich
einem Gegner zutraue, wegen einer Sache Prozess zu führen, sollte
ich darum keinen Versuch machen, ihn zu einem vernünftigen
Vergleich zu bewegen, besonders wenn der Einsatz, wie sich ja
seither reichlich gezeigt hat, das Spiel nicht lohnt?

		Umsomehr, als Russland kein irgend wesentliches Interesse an der
Sache hatte. Eben weil ein solches russisches Interesse nicht
vorlag – kein Bündnis, kein Nachbarverhältnis, keine
Handelsbeziehungen, keine Bedrohung einer russischen Grenze oder
des russischen Staatszusammenhanges, nichts, nichts, als Machtgier
und Eifersucht auf Oesterreich – eben darum musste ja der Verfasser
die Lüge von den «engsten Blut- und Glaubensbanden» von der
«zweihundertjährigen gemeinsamen Geschichte» erfinden, die er dem
Leser an dieser Stelle zum drittenmal auftischt. «Russland musste
dem schwächeren Bruder zu Hilfe kommen!» Wo man keine Gründe hat,
da findet sich immer eine Phrase. Warum kam Russland dem serbischen
Bruder denn im Jahr 1885 nicht zu Hilfe? Warum dem bulgarischen
nicht im Jahre 1912? Warum dem polnischen Bruder nie? «Auf einmal»,
schreibt der Autor, sentimental werdend, «sollte dieses Band
zerrissen sein? Russland sollte ruhig zusehen, wie der
blutsverwandte kleine Staat von Oesterreich zertreten wurde?»

		[bookmark: page200]
Russland, das jeden, sei es slavischen, sei es nicht slavischen
Stamm, zertreten hat, über den es irgend Macht bekam! Zum Speien
widerlich ist diese Heuchelei vom edlen Russland und seiner Hilfe
und Liebe für die schwächeren slavischen Brüder. [bookmark: text27]F27

		Einzige Quelle und Gewähr seiner Geschichtsauffassung ist die
Einleitung des englischen Blaubuchs. Das englische Blaubuch ist,
infolge der vielen falschen Angaben, die es insbesondere auch in
seiner Einladung macht (s. S. 190 und 283 ff.), bereits für die
Krise von 1911 eine sehr schlechte und wenig vertrauenswürdige
Quelle, aber als Geschichtswerk über die Vergangenheit will es wohl
selber nicht betrachtet werden. Und wenn darin von
zweihundertjährigen Gefühlen des russischen Volkes für die
Balkanvölker die Rede ist, so kann man nur die Geschichtskenntnisse
der Herren im Londoner «Foreign Office» als schwach bezeichnen,
gleich denen des Autors, der ihre Aussprüche nachschreibt.

		Man muss nur diese Aussprüche etwas näher ansehen: «Russlands
Interesse am Balkan ist allbekannt.» Was soll diese vom Autor
nachgeplapperte Phrase des Blaubuchs bedeuten? Sind historisch
politische Beziehungen zum Balkan gemeint, so sind die Beziehungen
Oesterreichs viel, viel älter, das bereits vor Jahrhunderten für
die Befreiung der Balkanchristen mit den Türken kämpfte, als
Russland noch ein unbekanntes, halbtartarisches Land im Norden war,
dessen Südgrenze noch lange nicht das schwarze Meer erreicht hatte.
[bookmark: text28]F28 Sind Handels- und wirtschaftliche Beziehungen
[bookmark: page201]
gemeint? – die Handelsbeziehungen Russlands zu den Balkanländern
sind im Vergleich zu denen Oesterreichs gleich null.

		Was «Russlands Interesse am Balkan» heisst, das weiss alle Welt:
– es heisst: Konstantinopel und die Meerengen. Wenn Herr Ssasonoff
dies im Mai 1914 in die Worte kleidete: «Der Balkan für die
Balkanvölker», so darf Sir Edward Grey im Blaubuch sich so stellen,
als wenn er es glaubte, denn das ist sein Geschäft. Aber der Autor,
der Ankläger und Richter sein will, darf es nicht. Der seither
veröffentlichte Vertrag zwischen Russland und den Westmächten, der
jenen Konstantinopel sichert, sowie die Ministerreden in der Duma
haben die Bedeutung des Ssasonoff'schen Satzes allen deutlich
gemacht. Was dann aus den Balkanvölkern werden müsste, zeigt das
Schicksal Polens, Finlands, der Ukraine, der Kaukasier und der
Armenier in Russland zur Genüge.

		Der Autor aber setzt seine Erörterung mit einer Albernheit fort,
die über das erlaubte Mass hinausgeht, ob sie nun gespielt oder
echt sein mag. Er fragt: «Weshalb hat die deutsche Regierung die
österreichische Note abgehen lassen, ohne sie zu kennen, ohne
vorher ihren Inhalt zu prüfen?» Wann hat je ein unabhängiger Staat
seine Note einem andern, und war er tausendmal sein Verbündeter,
zur Prüfung vorgelegt, wann je ein Verbündeter sich erlauben
dürfen, solch eine Prüfung zu beanspruchen? Hat etwa Frankreich,
[bookmark: page202] das doch
Russlands Verbündeter war, die russischen Noten an Oesterreich
nachgeprüft?

		Die österreichisch-serbische Streitfrage war eine rein
österreichische Angelegenheit. Erst in dem Augenblick, in dem
Russland sich einmischte, wurde sie eine, die auch deutsche
Interessen berührte.

		Wenn der Verfasser diese selbstverständliche Haltung der
deutschen Regierung «unverantwortlichen Leichtsinn» nennt, wie
unverantwortlich war dann der Leichtsinn der französischen
Regierung, die Russland um Serbiens willen den Krieg drohen liess,
der sie mitziehen musste?

		Warum fragt der Autor, «hat, als England und Russland eine
Fristverlängerung wünschte, Herr von Jagow sofort Zweifel
geäussert, ob Oesterreich diesem Verlangen nachgeben würde? Die
Antwort ist sehr einfach: weil er nicht so kenntnislos und
unverständig sprach, wie der Autor schreibt. Der russische
Vertreter, Fürst Kudascheff, hat genau die gleichen Zweifel
geäussert, weil auch er Oesterreichs Lage begriff, wenn er schon
entgegengesetzte Interessen vertrat. Wenn der Autor weiter fragt,
warum die deutsche Regierung die Fristverlängerung nicht
befürwortet hat, so ist die Antwort, weil die Verlängerung im
serbischen, aber nicht im österreichischen Interesse lag, und die
deutsche Regierung der österreichischen einen schädlichen Rat weder
geben wollte noch durfte. Denn es ist, wie bereits gezeigt wurde,
eine Erfindung des Autors, dass jene Mächte die Verlängerung
erstrebten, um «auf Serbien nur im Sinne der Nachgiebigkeit mit
Erfolg einwirken zu können»; denn Russland wollte, wie bereits
nachgewiesen worden, dass Serbien nicht nachgebe, – sonst,
wenn Russland anders gewollt hätte, hätte ja Serbien nachgeben
müssen! – und die beiden andern Mächte wollten lediglich,
was Russland wollte. Serbien war ihnen, wie sie erklärten, mehr
oder minder gleichgültig.

		[bookmark: page203] Ebenso
albern ist es, wenn der Autor fragt: «War es nicht berechtigt, dass
sie zunächst einmal das österreichische Beweismaterial kennen
lernen wollten? Wenn Oesterreich-Ungarn den Ententemächten
Beweismaterial zukommen zu lassen versprach, und es der englischen
– die ihr Verständnis für den österreichischen Standpunkt
wiederholt betont hatte – tatsächlich noch zukommen liess, so war
das ein besonderes Entgegenkommen Oesterreichs, im Wunsch auch die
Mächte der feindlichen Gruppe von seinem Recht zu überzeugen und
sie von einer ungerechten und friedenschädlichen Parteinahme
abzuhalten, nicht aber, um sich ihrem Spruch und Gutbefinden zu
unterwerfen.

		Hat etwa England sein Beweismaterial vorgelegt, ehe es den
Burenkrieg begann, oder Amerika, ehe es wegen Cubas und der «Maine»
an Spanien den Krieg erklärte? oder Italien, als es eines schönen
Tages Tripolis von der Türkei verlangte?

		Darin lag und liegt ja die perfide Verdrehung des Autors – wie
vieler anderer Leute, – das gegen Oesterreich, dessen Recht klar
war, die unsinnigsten Vorwürfe erhoben und die ungewöhnlichsten
Forderungen an es gestellt werden, die man an alle andern Mächte
nicht stellte. Dass Oesterreich schwer provoziert, dass in den
Provinzen eine gefährliche Bewegung entstanden war, das wird in der
Einleitung zum Blaubuch zugegeben, ja, es wird ausdrücklich gesagt,
dass «alle Sympathien auf seiner Seite waren».

		Das Unerhörte war, dass dem provozierten und gefährdeten
Oesterreich der Schritt verdacht wurde, der dem nicht provozierten,
in seiner staatlichen Existenz nicht gefährdeten Russland ohne
weiteres gestattet sein sollte; und dies, obgleich der Angriff
Oesterreichs auf Serbien nicht notwendig einen europäischen Krieg
hervorrufen musste, der Angriff Russlands auf Oesterreich aber
unbedingt, weil in diesem Fall dadurch sowohl für Deutschland als
für Frankreich der [bookmark: page204] Bündnisfall eintrat, während für Russland
keinerlei Bündnispflicht bestand, sondern das Eingreifen von seinem
Willen abhing. Aber wenn eine Lüge nur oft genug wiederholt wird,
glaubt sie, – für eine Zeit! – die ganze Welt.

		Die englische Regierung nahm folgenden Standpunkt ein: Du,
Oesterreich, bist provoziert und meine Sympathien sind auf deiner
Seite; Serbien ist mir gleichgültig; wenn aber das nicht
provozierte Russland dies nicht anerkennt, dann handle ich nicht
nach meiner Auffassung, sondern nach der russischen, weil – das
wurde natürlich nicht gesagt – Russland zu meiner Gruppe gehört,
mein Interesse mir also gebietet, ihm in jedem Falle Recht zu
geben. Dies wurde nicht gesagt, sondern als Grund wurde
vorgeschoben, «weil mir am europäischen Frieden gelegen ist».

		Diese, wir wollen einmal sagen, naive Rechtsverdrehung geht
durch all die amtlichen Bücher der Entente wie durch das Werk des
Autors. Dass man damit bereits zugestand, dass der europäische
Friede nur durch Russland gefährdet war, fühlte man gar
nicht!

		Man gab offen zu, dass man den russischen Standpunkt annahm,
maskierte aber die Gründe. Darum wurde von den Interessierten die
serbische Antwort als über alle Erwartung entgegenkommend
ausgeschrien. Selbstverständlich, denn das hiess Russlands Spiel
spielen; und der Zustimmung der Gedankenlosen, die in den meisten
Ländern die öffentliche Meinung bilden, konnte man sicher sein. Nur
einer im Bund hat aus der Schule geschwatzt: die französische
Regierung in Nr. 26 des Gelbbuchs. Und wenn die deutsche Regierung
im Weissbuch erklärte – der Autor druckt die Stelle anklagend ab, –
«dass die serbische Antwort im wesentlichen deutlich das Bestreben
erkennen liess, durch Verschleppung und neue Verhandlungen sich den
gerechten Forderungen der Monarchie zu entziehen», so wird ihre
Ansicht durch diese Note des Gelbbuches als richtig bestätigt, in
der Herr [bookmark: page205]
Berthelot der serbischen Regierung den Rat gibt, «sie sollte
möglichst entgegenkommend antworten und Zeit zu gewinnen suchen»,
«la Serbie devait chercher à gagner du temps» – doppelt bestätigt,
weil man ja in Deutschland diesen erst fünf Monate später
zugestandenen Rat gar nicht kennen konnte.

		Dass die Antwort im Gegensatz zu dem, was der Verfasser immer
wieder behauptet, nicht eine einzige wesentliche und ehrliche
Zusage enthielt, ist im vorhergehenden Abschnitt gezeigt worden (s.
S. 157 bis 160). Wenn also der Autor fragt: «Warum konnte
Deutschland eine günstige Aufnahme dieser Note, wie Grey begehrte,
in Wien nicht befürworten?» so ist die Antwort, weil es damit
gleichfalls Russlands Spiel gegen Oesterreich gespielt hätte. Und
wenn er weiter schreibt, dass die Verschleppungsabsicht sich doch
erst dann zeigen konnte, wenn Serbien später mit der Erfüllung
seiner Zusagen zögerte, so verwechselt er, absichtlich oder
unabsichtlich, eine Verschleppung der Erfüllung, von der
hier gar nicht die Rede ist, mit der der Verhandlungen, zu
der Frankreich – und vermutlich auch andere – geraten hatten, und
die damit angebahnt wurde, dass Serbien Scheinzusagen machte, die
in Wirklichkeit gar keine waren.

		Der Autor, dem nichts zu ungeheuerlich ist, schreibt wörtlich
weiter: «Weshalb also hat Deutschland die Abberufung des
österreichischen Gesandten und später die Kriegserklärung geduldet?
Deutschland konnte alles bei Oesterreich, was es wollte.
Oesterreich war eine Null im europäischen Völkerkonzert, wo
Deutschland die erste Geige spielte. Einen Konflikt mit Russland,
der aus dem serbischen Konflikt notwendig folgen musste, konnte
Oesterreich nur riskieren, wenn Deutschland hinter ihm stand.» So
unsinnig dies als allgemeiner Satz ist, so traf es dennoch in
diesem Falle zu. Wenn Deutschland seine Bundespflicht gebrochen und
seine Zusage der Hilfe für den Fall eines russischen Angriffes auf
[bookmark: page206]
Oesterreich zurückgezogen hätte, dann allerdings wäre Oesterreich
in diesem Fall kaum etwas anderes übrig geblieben, als sich
knirschend zu fügen und die schwärende Wunde im Staatskörper
zunächst weiter zu tragen. Aber dies wäre nicht nur ein infamer
Treubruch gewesen, an den in Deutschland – etwa den Verfasser
ausgenommen – kein Mensch dachte, sondern hätte auch Selbstmord
bedeutet; denn selbstverständlich hätte Oesterreich das Bündnis mit
dem unverlässlichen Freund nicht erneuert; das was früher bereits
englischer Wunsch gewesen, hätte sich erfüllt, und Deutschlands
Isolierung wäre eine vollständige und tödliche geworden.

		Schon zur Zeit der bosnischen Krise, als die Spannung und was
für Oesterreich in Frage stand, noch weit geringer war, hatte der
belgische Gesandte in Berlin festgestellt, dass wenn Deutschland
damals zugegeben hätte, dass die Entente Oesterreich zum Rückzug
zwang, es dem Vertrauen, das man in Wien ins deutsche Bündnis
setzte, einen schweren Stoss versetzt hätte, «aurait porté une très
rude atteinte à la confiance qu'inspire à Vienne l'alliance
allemande» (Note vom 1. April 1909). Wie viel mehr jetzt!

		Ist es nicht höchst merkwürdig, dass man von Deutschland
verlangte, es möge seinen, wie zugegeben wird, schwer
herausgeforderten Bundesgenossen zurückhalten und eventuell im
Stich lassen, während kein Mensch von Frankreich oder England
verlangte, dass es das in keiner Weise gekränkte Russland
zurückhalte? Im Gegenteil, England erklärte, – und der Autor
schreibt es gehorsam nach – Russland könne nicht zurückgehalten
werden. Denn, wie immer die Sachen lagen, das wird niemand leugnen,
dass es sich für Oesterreich um einen ermordeten Thronfolger und um
ein bedrohtes Staatsgebiet, für Russland höchstens um einen seiner
zahllosen, – durch Europa und Asien, von Serbien bis zur
Mandschurei reichenden, – Aussenposten seiner
Machterweiterungssphäre handelte.

		[bookmark: page207] Wenn
Frankreich und England, die in Serbien kein Interesse auf dem Spiel
hatten, sich der russischen Anschauung anschlossen, nur weil
Russland ihr Freund und Verbündeter war, warum sollte Deutschland
nicht das Recht haben, sich auf die Seite Oesterreichs, seines
Freundes und Verbündeten, zu stellen, der überdies vollkommen im
Recht war? Warum sollte auch Deutschland verhalten sein, blind
Russland zu folgen, das ihm weder befreundet noch verbündet und
vollkommen im Unrecht war? Oesterreich hatte das grösste Interesse
an einer endgültigen Lösung der serbischen Frage. Oesterreich war
schreckliches Unrecht getan worden; wenn die österreichische
Regierung jetzt zurückwich und auf die notwendige Genugtuung
verzichtete, so wäre Spott und Verachtung auf dem Balkan wie bei
der eigenen Bevölkerung ihr Los gewesen – warum also sollte
Deutschland verpflichtet sein, ihr einen Rat zu geben, von dem es
wusste, dass es ein schlechter Rat gewesen wäre, und dass die
österreichische Regierung ihn niemals annehmen würde, wenn
die deutsche nicht einen solchen Druck ausübte, dass sie sich
dadurch die einzige sicher befreundete und verbündete Macht in
Europa entfremdet hätte?! Wir lassen es dahingestellt, ob solch
eine Entfremdung zwischen den beiden Zentralmächten nicht
vielleicht ein ganz erwünschter und nicht ganz unbeabsichtigter
Erfolg dieser Schritte gewesen wäre; aber so viel ist jedenfalls
klar: niemand hatte dem russischen Reich irgendwie Unrecht getan,
niemand eine aufrührerische Propaganda in seinen Provinzen
unterstützt, kein Grossfürst war ermordet worden, es wurde von
Russland überhaupt nichts verlangt, als dass es sich ruhig
verhalten sollte; und nur weil es das nicht wollte, sondern vorzog,
kriegerische Drohungen auszusprechen, sollte Deutschland
verpflichtet sein, sich der russischen Anschauung ohne weiteres
anzuschliessen, und weil es dies nicht konnte und nicht wollte,
sollte, wie Herr Ssasonoff schrieb, «seine Haltung eine höchst
bedrohliche sein!» [bookmark: page208] Hatte die deutsche Regierung gegen irgendwen
Drohungen ausgesprochen? Weigerte sie sich, ruhig zu bleiben, wie
die russische es tat? Sie weigerte sich nur, der österreichischen
einen schlechten Rat zu geben oder einen Druck auf sie auszuüben,
einzig und allein, weil Russland dies wünschte.

		Zur Zeit, da das englische Blaubuch herausgegeben wurde, fühlte
man offenbar in England, dass der Vorwurf kommen musste, dass man
auf Russland keinen wirksam zurückhaltenden Einfluss ausgeübt,
während man von der deutschen Regierung immer wieder verlangte, sie
müsse die österreichische zurückhalten. Und so beeilte man sich
diesem Vorwurf zuvorzukommen und gab in der Einleitung zum
englischen Blaubuch, auf Seite V, §(4), den gewichtigen Grund
an.

		Der Leser höre und urteile selbst: Sir Edward Grey, oder
derjenige seiner Beamten, der diese Einleitung verfasst hat,
schreibt: «es sei keine Zeit gewesen, Russland einen Rat zu geben,
oder Serbien zu beeinflussen», «there was no time to advise Russia
or to influence Servia». In dieser platten Ausflucht offenbart sich
bereits die tiefe Unwahrheit der amtlichen englischen Darstellung,
die mit sehr gedankenlosen Lesern rechnet. Warum war keine
Zeit, Russland einen Rat zu geben? Braucht ein Telegramm von
London nach Petersburg länger als nach Wien? Und wenn die englische
Regierung nicht mehr Zeit hatte, der russischen, die noch keine
Frist gestellt, noch ihre letzte Entscheidung getroffen hatte,
einen Rat zu geben, wie sollte da für die deutsche Regierung Zeit
sein, der österreichischen zu raten, die ihre Entscheidung in der
endgültigsten Form getroffen und ihre Forderungen befristet hatte,
und die weder von ihrer Entscheidung noch von der Frist abstehen
konnte, ohne sich lächerlich zu machen? Und in Wirklichkeit war ja
doch für die Beeinflussung Serbiens bis zum 28. Juli, für die
Russlands bis zum 1. August Zeit.

		Was der Autor über die verschiedenen «Vermittlungsvorschläge
[bookmark: page209] « –
Viermächtekonferenz und die beiden Ssasonoffschen Formeln –
anbringt, ist schon im vorhergehenden Abschnitt widerlegt worden
(s. S. 166 und 180 ff.). Er wiederholt nur frühere Entstellungen
und Fälschungen. So wenn er sagt, dass der einzige wirkliche
Vermittlungsvorschlag, der gemacht wurde, der Vorschlag Greys vom
29. Juli, der am 30. vom König von England unterstützt, am 31. von
Oesterreich angenommen war, «mit Stillschweigen begraben wurde».
Dies ist nur im russischen Orangebuch und im französischen Gelbbuch
geschehen.

		Es wird gut sein, bereits hier festzustellen, dass Deutschland,
wenn es sich gleich weigerte, «auf die österreichischen
massgebenden Stellen in Wien einen Druck auszuüben» – dies hatte
Sir Edward Grey wörtlich von ihm begehrt (Blaubuch Nr. 112) – sich
dennoch sehr bemühte, Oesterreich in der gewünschten Richtung zu
beeinflussen. Die deutsche Regierung übermittelte nicht nur die
englischen Vorschläge dem österreichischen Ministerium des
Aeussern, sondern sie tat auch alles, was sie konnte, um die
direkte Aussprache zwischen der russischen und der österreichischen
Regierung zu fördern. Das deutsche Weissbuch enthält als Nr. 16 ein
Telegramm des deutschen Botschafters in Wien an den Reichskanzler
vom 28. Juli, in dem es heisst: «Graf Berchtold bittet mich, Euer
Exzellenz seinen verbindlichen Dank für die Mitteilung des
englischen Vermittlungsvorschlages zu sagen.» Das österreichische
Rotbuch veröffentlicht als Nr. 41a eine Note des Grafen Berchtold
an die Botschafter in London, Petersburg, Paris und Rom vom 29.
Juli, in der er sie davon in Kenntnis setzt, dass die
österreichische Regierung sich zu ihrem grossen Bedauern genötigt
sehe, die ihr durch den deutschen Botschafter, Herrn von
Tschirschky, übermittelten englischen Vorschläge abzulehnen.
Eigene Vorschläge des Reichskanzlers, die dem in Note 88 des
Blaubuches ausgesprochenen Vermittlungsversuch Grey's ähnlich waren
[bookmark: page210] und eine
Einschränkung des Kriegsziels in Serbien auf die Sicherung von
Bürgschaften und eine Erklärung über diese Einschränkung anrieten,
sind in einer Note Sir E. Göschens an Grey im englischen Blaubuch
Nr. 75 mitgeteilt. Vermutlich am gleichen Tage, da darin vom
eingetretenen Kriegszustande mit Serbien die Rede ist, erging an
den deutschen Botschafter in Wien jene energische Instruktion, die
der Reichskanzler am 19. August 1915 im deutschen Reichstag
verlesen hat: «Wir können Oesterreich-Ungarn nicht zumuten, mit
Serbien zu verhandeln, mit dem es im Kriegszustand begriffen ist.
Die Verweigerung jedes Meinungsaustausches mit Petersburg aber
würde ein schwerer Fehler sein. Wir sind zwar bereit, unsere
Bundespflicht zu erfüllen, müssen es aber ablehnen, uns von
Oesterreich-Ungarn durch Nichtbeachtung unserer Ratschläge in einen
Weltbrand hineinziehen zu lassen. Eure Exzellenz wolle sich zu Graf
Berchtold sofort mit allem Nachdruck und grossem Ernst in diesem
Sinne aussprechen.» Diese Depesche wurde offenbar auf Grund der
Note Sir Edward Grey's an Göschen (Blaubuch Nr. 84) abgesendet, in
der Grey sich beklagt hatte, dass die österreichisch-ungarische
Regierung sich weigere, mit der russischen zu verhandeln, eine
Klage, die wieder auf einer falschen Information Herrn Ssasonoffs
(Orangebuch Nr. 50) beruhte (s. darüber im vorhergehenden Abschnitt
S. 178). Oesterreich-Ungarn hatte sich nie geweigert mit Petersburg
zu verhandeln. Wenn sie also gleich unbegründet war, so beweist
diese scharfe Depesche doch den ausserordentlich guten Willen der
deutschen Regierung, beweist, wie Recht der Reichskanzler hatte,
als er sagte, «er habe der Wiener Regierung nur zu sehr zur
Mässigung geraten» (Blaubuch Nr. 107) und vermehrt angesichts der
Art, wie sie hervorgerufen wurde, den Verdacht, dass es auf eine
Verstimmung zwischen Wien und Berlin abgesehen war. Das
österreichische Rotbuch enthält als Nr. 47 eine Note des
österreichischen Botschafters [bookmark: page211] in Petersburg, Grafen Szapary, in der er dem
Grafen Berchtold mitteilt, dass der deutsche Botschafter, Graf
Pourtalès, versöhnliche Schritte bei der russischen Regierung getan
habe. All dies geht nicht nur aus den veröffentlichten Akten
hervor, und wird durch das Zeugnis des belgischen Geschäftsträgers
in Petersburg, Herrn de l'Escaille, bestätigt, der am 30. Juli an
seine Regierung schrieb: «Es ist unbestreitbar, dass Deutschland
hier sowohl als in Wien versucht hat, einen Ausweg zu finden und
den allgemeinen Krieg vermeidlich zu machen». «Ce qui est
incontestable c'est que l'Allemagne s'est efforcée de trouver un
moyen quelconque d'éviter un conflit général mais qu'elle a
rencontré d'un côte l'obstination du cabinet de Vienne à ne pas
faire un pas en arrière et de l'autre la méfiance du cabinet de
St-Pétersbourg devant les assurances de l'Autriche-Hongrie.»
[bookmark: text29]F29

		Der Autor kommt zur Besprechung der zwischen dem deutschen
Kaiser und dem Zaren gewechselten Depeschen. Er gibt zu, dass aus
den Depeschen des deutschen Kaisers ein zweifellos ehrlicher
Friedenswille spreche. Dies sei verzeichnet.

		In der ersten Ausgabe des deutschen Weissbuches fehlte eine
Depesche des Zaren vom 29. Juli in der nicht vorgeschlagen, sondern
andeutungsweise erwähnt wurde, dass man den
österreichisch-serbischen Streitfall vor das Haager Schiedsgericht
bringen könnte.

		Ob dies dem Zaren selbst eingefallen, ob es ihm geraten wurde,
um ihn in harmloser Weise sich seines Spielzeuges erfreuen zu
lassen, in jedem Fall bedeutete die Depesche, wenn und soweit die
russische Regierung daran beteiligt war, eine unehrliche Komödie.
Nachdem Oesterreich so oft erklärt hatte, dass es von seinen
Forderungen unter keinen Umständen abgehen werde, wusste man
natürlich, dass die Sache [bookmark: page212] aussichtslos war. Auch waren «Fragen, die die
wesentlichen Interessen oder die Unabhängigkeit eines Teiles
berührten», schon im Haag selbst ausgeschlossen worden. Warum, wenn
die russische Regierung auch nur das geringste Gewicht auf die
Sache legte, liess sie diesen Vorschlag auf die zwischen den beiden
Kaisern gewechselten Telegramme beschränkt bleiben, und machte sie
nicht amtlich und rief die Verbündeten zur Unterstützung auf? Sie
zog die Ssasonoff'schen Formeln vor, die sie durch Kriegsdrohung
begleiten und stützen konnte. Für diese allein setzte sie die
verbündeten Regierungen mit allen Mitteln in Bewegung.

		Vielleicht erinnerte man sich auch, dass die englische Regierung
und das englische Parlament das Haager Schiedsgericht mit
überwältigender Mehrheit abgelehnt hatten, als der Präsident Krüger
es vor dem Burenkrieg anrief, dass die russische Regierung selber
vor ihrem Krieg mit Japan keinen Augenblick an die Schöpfung des
Zaren gedacht hatte.

		Dennoch halte ich es für einen Fehler, dass man die Depesche in
der ersten Ausgabe des Weissbuches wegliess, da sie ja doch
herauskommen und Unverständigen gleich dem Autor eine weitere
Handhabe bieten musste. Wahrscheinlich fürchtete man, eine zu lange
Erklärung geben zu müssen.

		Wie wenig ernst der Vorschlag in Russland selbst genommen
worden ist, ist schon dadurch bewiesen, dass er auch im russischen
Orangebuch fehlt, in dem alle Kaiserdepeschen vorsichtig
weggelassen sind.

		Hienach aber leistet sich der Autor sein stärkstes Stück. Er
führt aus, dass die deutsche Regierung, um einen Vorwand zum Krieg
zu haben, das ursprüngliche Verhandlungsthema – die «sachliche
Differenz zwischen Oesterreich und Russland» in den Hintergrund
treten liess und die «formelle Frage der Rüstungsdrohung» an ihre
Stelle vorschob. (Statt «Rüstungsdrohung», muss es richtig
«Mobilisierung» heissen. [bookmark: page213] Auf Seite 278, wo er den gleichen Unsinn
wiederholt, gebraucht der Autor wenigstens den richtigen
Ausdruck.)

		Man überlege, was der Autor hier sagt! Die Differenz zwischen
Russland und Oesterreich hatte allerdings sehr weitreichende
sachliche Gründe. Aber im Augenblick ging der Streit lediglich um
den Wortlaut der österreichischen Note und der serbischen Antwort.
Alle Forderungen der russischen Regierung, alle Formeln Ssasonoffs
gingen nach dem einen Ziel: eine Aenderung des österreichischen
Textes in bestimmten Punkten oder die Annahme des serbischen Textes
zu erreichen. Der Autor selbst wiederholt an verschiedenen Stellen,
dass Serbien im Augenblick doch nicht mehr tun als Zusagen geben,
nicht aber sie innerhalb der achtundvierzigstündigen Frist auch
schon erfüllen konnte (was kein Mensch verlangt hatte!). Es
handelte sich also in der Tat zunächst um Worte und formelle
Fragen, oder richtiger: Fragen der Formulierung, wenn ihnen auch
eine grosse sachliche Bedeutung für die Zukunft innewohnte.

		Im Gegensatz zu dieser Differenz, die er die «sachliche» nennt,
bezeichnet der Autor die Frage der russischen Mobilisierung als
eine «formelle»! Also neben dem Streit der Diplomaten um die
Notentexte, der mit Depeschen und Verhandlungen ausgefochten wurde,
erscheint ihm der Aufmarsch moderner Riesenheere, der hunderte von
Millionen kostet, Millionen Menschen, hunderte von Eisenbahnzügen,
unerhörte Mengen von Kriegsmaterial in Bewegung setzt, und die
ganze Kraftentfaltung und zugleich die furchtbarste Drohung
bedeutet, deren ein moderner Grosstaat fähig ist, als eine ...
formelle Frage! Kann man, angesichts eines so unsinnigen
Trugversuchs, ihn für etwas anderes denn einen vollkommenen Narren
erklären? Deutschland liess die sachliche Frage der Notentexte
fallen und schob die formelle der Armeemobilisierung vor!

		Der Autor spricht die Vermutung aus, dass in «Berlin [bookmark: page214] an der
entscheidenden Stelle ein Umschwung stattgefunden haben muss» und
zwar «aller Wahrscheinlichkeit nach bei Gelegenheit des Vortrages,
den der Reichskanzler am 29. Juli dem Kaiser in Potsdam gehalten
hat». Es ist dies nichts als eine «vollkommen leere, durch gar
nichts gestützte Vermutung; man denke, wie oft in diesen kritischen
Tagen der Reichskanzler dem deutschen, Graf Berchtold dem
österreichischen Kaiser, Ssasonoff dem Zaren, Herr Viviani dem
Präsidenten Vortrag gehalten haben müssen! Sicherlich sind fast
jedesmal für diesen oder jenen Fall wichtige Beschlüsse gefasst
worden. Die Vermutung, dass der Entschluss zum Krieg am 29. Juli in
Potsdam gefasst worden sei, haben auch andere Leute ausgesprochen.
Der französische Botschafter Cambon stellt sie in einer Note vom
30. Juli auf. (Gelbbuch Nr. 105.) Aber der Autor führt noch eine
für ihn kennzeichnende Schwindelei hinzu, wenn er schreibt: «Leute,
die es wissen können, erzählen, dass die leitenden Militärpersonen,
gestützt von dem Kronprinzen und seinem Anhang, dem Kaiser en bloc
ihre Demission angedroht haben, falls er sich nicht zum Krieg
entschliesse.» Warum nennt der Autor für diese wichtigste aller
Behauptungen, die erste, die eine wirkliche Anklage bedeutet, seine
Gewährsmänner nicht? Die Antwort ist: weil er frech lügt.
Die Leute, die es wissen können, das sind jene, die an der
Konferenz von Potsdam teilgenommen, oder die allereingeweihtesten
Mitglieder der Regierung und des Generalstabs, die aber nie etwas
ähnliches gesagt haben. Solche Behauptungen, die das Gepräge
albernster Erfindung an der Stirn tragen, werden – und noch dazu
ohne Beweis – höchstens von kannegiessernden Schwätzern gleich dem
Autor aufgestellt.

		Die einfache Wahrheit ist, dass ein «Umschwung» überhaupt nicht
stattgefunden hat. Die Mobilisierungsfrage ist niemals in den
Vordergrund geschoben worden, weil sie vom ersten Augenblick an im
Vordergrund stand, [bookmark: page215] wie dies bei jeder kritischen Spannung zwischen
zwei Mächten der Fall ist. So lange über Forderungen, Noten,
Formeln und Vermittlungsvorschläge verhandelt wird, so lange ist
keine Gefahr; sobald aber ein Heer an der Grenze aufmarschiert,
besteht unmittelbarste Gefahr für das Land, an dessen Grenze dies
geschieht.

		Im gegenwärtigen Fall aber lag die Sache noch bedenklicher.
Frankreich und Russland zusammen haben selbst allein Deutschland
und Oesterreich gegenüber eine ungeheure zahlenmässige Uebermacht
(s. S. 71). Falls es zum Kriege kam, konnte Deutschland nur auf
seine bessere Organisation, seine schnellere Beweglichkeit, seine
Strategie, rechnen. Aus dem gleichen Grunde war aber auch das
kleinere Frankreich dank seinem wertvolleren Truppen- und
Offiziersmaterial, seiner vorzüglich geschützten Grenze, seinem
glänzenden Bahnsystem der weitaus gefährlichere Feind. Wenn es zum
Krieg kam, musste Deutschland, – wie dann geschah, – fast seine
ganze Truppenmacht gegen Frankreich werfen, um hier unbedingt
überlegen zu sein. Tatsächlich konnten im August 1914 nur etwa zehn
Divisionen zum Schutz der ganzen fünfzehnhundert Kilometer langen
deutschen Ostgrenze zurückgelassen werden. Wenn Russland die Zeit
gelassen wurde, seine ungeheuren Massen in ungestörter Ruhe an die
deutsche Grenze zu bringen, so war der schwache deutsche
Grenzschutz aller Berechnung nach verloren, und ganz Ostdeutschland
der russischen Ueberflutung preisgegeben. Das wusste man natürlich
in den fremden Generalstäben genau so gut wie in Berlin. Darum
liess man ja den Zaren dem deutschen Kaiser gütig anbieten, er möge
doch ruhig gleichfalls mobilisieren. Mit vollkommener Offenheit
sagte der Staatssekretär von Jagow daraufhin am 1. August zum
englischen Botschafter Göschen «Deutschland habe die Raschheit für
sich, Russland die Zahl. Aus Rücksicht auf die Sicherheit des
Reiches könnte Deutschland Russland nicht [bookmark: page216] die Zeit lassen, Truppenmassen
aus allen Teilen seines weiten Gebietes heranzubringen.» (Blaubuch
Nr. 138.) Dies war aber durchaus kein neues Argument, das erst am
1. August vorgebracht wurde, sondern das war vom Anbeginn der Krise
wieder und wieder ausgesprochen worden. Schon am 27. Juli, also
zwei Tage vor der Potsdamer Konferenz war Sir Edward Göschen
durch den Staatssekretär ausdrücklich darauf aufmerksam gemacht und
gewarnt worden, dass «wenn Russland im Norden mobilisiere,
Deutschland das gleiche tun müsste, da es sich sorgfältig davor
hüten müsste, überfallen zu werden» (Note Sir E. Göschens, Blaubuch
Nr. 43), und am 30. Juli hatte der Staatssekretär hinzugefügt,
«bis auf die Rückberufung beurlaubter Offiziere habe die
kaiserliche Regierung bis jetzt keinerlei besondere militärische
Vorbereitungen getroffen. Es würde indessen bald etwas geschehen
müssen, sonst könnte es zu spät werden, und wenn Deutschland
mobilisiere, müsste es an drei Seiten mobilisieren. Er bedauere
dies, da Frankreich, wie er wohl wisse, den Krieg nicht wünsche, es
wäre indessen eine militärische Notwendigkeit» (Note Sir E.
Göschens, Blaubuch Nr. 98).

		Der deutsche Botschafter in St. Petersburg, Graf Pourtalès,
hatte schon am 26. Juli bemerkt: «Mobilisierungsmassnahmen seien
heutzutage höchst gefährlich, denn in diesem Falle gelange die rein
militärische Erwägung der Generalstäbe zum Wort; wenn in
Deutschland einmal auf den Knopf gedrückt werde, sei die Sache
unaufhaltsam» (Rotbuch Nr. 28).

		Diese Warnung des Grafen Pourtalès bezeichnet der Autor als ein
Selbstbekenntnis der deutschen Regierung!

		In der Tat war dies jedem Kundigen so klar, dass nicht der
deutsche, sondern der englische Botschafter in St. Petersburg,
Buchanan, bereits einen Tag vorher zum russischen Minister fast
wörtlich das gleiche gesagt hatte: «ich warnte den russischen
Minister des Aeussern, dass, wenn Russland [bookmark: page217] mobilisieren sollte, Deutschland
sich nicht mit der blossen Mobilisierung begnügen oder Russland
Zeit geben würde, seine Mobilisierung durchzuführen, sondern gleich
den Krieg erklären würde.» «I warned him that if Russia mobilised,
Germany would not be content with here mobilisation, or give Russia
time to carry out hers, but would probably declare War at once.»
(Note Sir G. Buchanans vom 25. Juli, Blaubuch Nr. 17.) So klar
war die Lage Deutschlands selbst seinen Feinden – so unwahr ist es,
wenn die englische oder irgend eine Regierung sich nachher stellte,
als hätte Deutschlands Vorgehen sie durch einen plötzlichen
Umschwung oder selbst durch seine Kriegserklärung überrascht.

		Warum verschweigt der ehrliche Autor diese Stelle? Und sieht er
auch in ihr ein «Selbstbekenntnis» und etwa einen Beweis, dass auch
Sir G. Buchanan an dem vom Autor und gleich scharfen Geistern
enthüllten deutschen Komplott gegen den Weltfrieden beteiligt
war?

		Es hat also überhaupt kein Umschwung stattgefunden und daher
auch nicht zu Potsdam, wo vermutlich über die. durch die russische
Teilmobilisierung geschaffene Lage beraten wurde.
Selbstverständlich mussten die letzten entscheidenden, wenn auch
von Anfang an für den Fall russischer Mobilisierung angekündigten
Schritte einmal endgültig beschlossen werden. Wann dies geschah,
daraus wurde in Deutschland gar kein Hehl gemacht; am 31. Juli
berichtet Sir Edward Göschen, der Reichskanzler habe ihm gesagt,
«wenn, wie er erfährt, Russland jetzt auch gegen Deutschland
militärische Massnahmen trifft, so werde es ihm unmöglich, ruhig zu
bleiben. Er wünsche mir mitzuteilen, dass es sehr möglich sei, dass
in ganz kurzer Zeit, vielleicht noch heute, die deutsche Regierung
einen sehr ernsten Schritt tun werde; in der Tat begebe er sich
soeben zum Kaiser zur Audienz.» (Blaubuch Nr. 108.)

		Aber wenn der Autor dem Leser erklärt, was er nicht [bookmark: page218] weiss – und nicht
wissen kann – «dass man am 29. Juli in Potsdam den Krieg
beschloss», so verschweigt er dafür, was er weiss – oder wenigstens
wissen müsste – dass am selben 29. Juli der russische Minister des
Aeussern an Herrn Isvolsky schrieb : «Da wir den Wunsch
Deutschlands nicht erfüllen können, so bleibt uns nichts übrig,
als unsere eigenen Rüstungen zu beschleunigen und mit der
wahrscheinlichen Unvermeidlichkeit des Krieges zu rechnen.
Benachrichtigen Sie die französische Regierung hievon und drücken
Sie ihr gleichzeitig unsere aufrichtige Dankbarkeit für die
Erklärung aus, die mir der französische Botschafter in ihrem Namen
machte, dass wir auf die Unterstützung des verbündeten
Frankreich vollkommen zählen können.» Orangebuch Nr. 58.)
Hier ist nicht nur ausgesprochen, dass man in Russland am 29. Juli
zum Krieg bereits vollkommen entschlossen war, nicht nur, dass
Frankreich an diesem Tage bereits erklärt hatte, mit Russland den
Krieg zu wollen, falls Russland Oesterreich Serbiens wegen
angreifen sollte, sondern hier ist auch gesagt, dass Russland
anstatt abzumobilisieren, wie Deutschland verlangte – und mit
vollem Recht, denn abmobilisieren war der einzige Weg, der zum
Frieden führte, wie die Mobilisierung der sichere Weg zum Krieg war
– vielmehr seine Rüstungen beschleunigen werde. Dies bedeutet die
vollkommene Rechtfertigung der deutschen Besorgnis und des
deutschen Vorgehens.

		Dass der deutsche Reichskanzler an diesem Tage den englischen
Botschafter fragte, ob und unter welchen Bedingungen England in
einem europäischen Krieg neutral bleiben werde, darin sieht der
kluge Autor einen weiteren unwiderleglichen Beweis dafür, dass der
Krieg an diesem Tage in Berlin schon beschlossene Sache war; eine
andere Erklärung gäbe es dafür nicht. Es ist immer der gleiche
Versuch, den Leser durch eine logische Verdrehung zu beschwindeln;
denn das Interesse Deutschlands an der englischen Neutralität war
[bookmark: page219] natürlich
genau ebenso gross, wenn man angegriffen wurde, als wenn man selber
angriff. Der Angegriffene genau wie der Angreifer, hat den Wunsch,
die Ueberzahl der Feinde zu mindern. Die Frage des Reichskanzlers
bewies nur, dass man den Krieg fürchtete, keineswegs, dass man ihn
wollte. Mit der Unschuld des Narren fragt der Autor: «Was war denn
bis zu diesem Zeitpunkt geschehen, um diese dringende Befürchtung
eines europäischen Krieges in Herrn Bethmann-Hollweg zu erwecken?»
Nichts, gar nichts, nur dass ganz Europa in atemloser Beklemmung
der Ereignisse harrte, dass Oesterreich an Serbien bereits den
Krieg erklärt, dass Russland, wie der Autor selbst zu wiederholen
nicht müde wird, dies seinerseits als Kriegsfall bezeichnet hatte,
was wieder für Deutschland den Bündnisfall bedeutete, dass Russland
den Krieg als unvermeidlich ansah und im Süden bereits
mobilisierte. Preisfrage: kann ein Mensch dümmere Fragen stellen
als der Autor?

		Der Reichskanzler wusste, dass England zur feindlichen
Mächtegruppe gehörte, wusste von den Generalstabsbesprechungen, den
Marineabkommen, und wenn er nach der Geschichte der letzten zehn
Jahre auch nicht allzuviel Hoffnung haben konnte, den Versuch, sich
wenigstens einen Gegner vom Leibe zu halten, musste er machen;
anders zu handeln wäre Torheit und Verbrechen gewesen.

		Der Autor aber zitiert, im Gegensatz zu diesem Schritt der Sorge
des deutschen Reichskanzlers, ebenso schöne als nichtssagende und
vollkommen unverbindliche Worte Sir Edward Greys in einer Depesche
vom 30. Juli: wie lieb und gut man in Zukunft sein wolle und wie es
hinfort «das ganze Bestreben Englands sein sollte, ein Arrangement
zustande zu bringen, in das auch Deutschland eintreten könne» usw.
Ob Grey dies selbst glaubte, als er es schrieb, ob er nur glaubte,
den deutschen Reichskanzler, dessen Wunsch nach einem guten
Verhältnis zu England seine Politik beherrscht [bookmark: page220] hatte, damit für Russlands
Wünsche gefügig zu machen, ist natürlich nicht zu entscheiden. Dass
Sir Edward Grey selbst die Hohlheit seiner Worte empfand, geht aus
der Stelle hervor, in der er sagt: dieser Gedanke sei bisher zu
utopisch gewesen, um bestimmte Vorschläge zu machen, aber in
Zukunft wolle er hoffen, usw. Also leerstes Gerede. Wahrscheinlich
wäre Deutschland noch einmal der Vorschlag gemacht worden, sich zur
See wehrlos zu machen. Nebenbei bemerkt, fälscht der Autor bei der
Uebersetzung dieser Worte, indem er Sir Edward Grey sagen lässt: »
Meine Idee ist zu utopisch erschienen,» während Grey sie als
wirklich utopisch bezeichnete. Neben den vielen schweren
Fälschungen des Autors kommt eine so kleine Fälschung allerdings
kaum in Betracht.

		Die englische Politik in diesen Tagen wird in dem nächsten
England gewidmeten Abschnitt erörtert werden.

		Der Autor setzt sein erstaunliches Geschwätz fort, ein Gemisch
von Unsinn und Lüge, wie man es selten gesehen hat. Er sagt: «Graf
Berchtold hatte am 30. Juli dem russischen Botschafter Schebeko in
freundschaftlichem Tone seine Bereitwilligkeit erklärt, die
unterbrochenen Verhandlungen zwischen Oesterreich und Russland in
Petersburg wieder aufnehmen zu lassen.» Wie gezeigt worden, sind
die Verhandlungen an keinem Tage unterbrochen, an keinem wieder
aufgenommen worden. Wieder werden Greys schöne Worte gelobt: er
«will Oesterreich volle Befriedigung schaffen» – er, der soeben auf
Russlands Widerstand hin den einzigen ernstlichen
Vermittlungsvorschlag, der Oesterreich ein Pfand gab, fallen
gelassen!

		Der Autor wiederholt, dass die russische Mobilisierung
«berechtigt» war, und dass nicht bewiesen sei, dass sie
«aggressiven Charakter hatte», als ob eine Mobilisierung eines
nicht angegriffenen Staats einen andern Charakter haben könnte!
Abgesehen davon, hatte Ssasonoff selbst bei der Ankündigung [bookmark: page221] der
Teilmobilisierung nur erklärt, dass sie keine aggressiven Absichten
gegen Deutschland enthalte! (Blaubuch Nr. 936.) Ssasonoff gab
also aggressive Absichten gegen Oesterreich zu; diese bedeuteten
aber nach dem Bündnisvertrag für Deutschland den Kriegsfall!

		Er wiederholt – noch zweimal – die Lüge, dass die
österreichische allgemeine Mobilisierung spätestens um 1 Uhr
morgens des 31. Juli, vielleicht aber schon am 28. Juli,
angeordnet worden sei, während sie in der Tat am 31., um 1
Uhr morgens, nur beschlossen wurde (s. S. 188).

		Dass Deutschland schon vorher heimlich mobilisiert hatte,
beweist er aus dem französischen Gelbbuch Nr. 106. Die
Verlässlichkeit des Gelbbuchs ist schon in mehreren Beispielen
dargetan worden; die ausserordentlich merkwürdige Geschichte dieser
Note Nr. 106 und ihre Glaubwürdigkeit wird uns noch
beschäftigen (s. S. 285 ff.). Es ist übrigens zweifellos, dass alle
Staaten gewisse eilige Schutzmassnahmen trafen, was angesichts der
gespannten Lage begreiflich und pflichtgemässe Vorsicht war, aber
von einer Mobilisierung unendlich weit entfernt ist. Wer die
Mobilisierung in Deutschland mitgemacht hat, und weiss, wie am 31.
Juli und 1. August die letzten Züge für Zivilisten von Berlin
abgingen und wie dann durch viele Tage die endlosen Militärzüge
nach Westen rollten, der weiss, wie verschieden alle früheren
Vorkehrungen von einer Mobilisierung waren, und das gleiche
berichten alle Personen, die zur Zeit in Frankreich oder
Oesterreich waren.

		Das vom Autor besonders beliebte System, törichte Fragen, auf
die die Antwort sich von selbst ergibt, so zu stellen, als ob sie
unbeanwortbar wären, wendet er auch hier an. So fragt er, «mit
welchem Recht Deutschland für Oesterreich die Forderung stellte,
dass Russland auch gegen Oesterreich demobilisiere», während doch
der Grund klar ist: weil schon der Angriff auf Oesterreich
Deutschland in den Krieg [bookmark: page222] verwickeln musste, und zweitens, weil
Oesterreich, in den Noten Nr. 42 und 48, ausdrücklich darum
gebeten hatte. Er fragt, ob «eine Mobilisierung denn überhaupt
ein bedrohlicher Akt sei, gegen den ein Nachbarstaat vorzugehen
berechtigt sei?» Seit Jahrhunderten haben Kriege damit begonnen,
dass ein Teil bedrohliche Truppenansammlungen und
Kriegsvorbereitungen im Nachbarlande bemerkte und deren Einstellung
verlangte – ich nenne nur den österreichisch-italienischen Krieg
von 1859 und den Transvaalkrieg – aber wenn es noch nie geschehen
wäre, so war der Fall jetzt durch die Lage Deutschlands
gegeben.

		Selbstverständlich muss die Mobilisierung nicht immer den Krieg
bedeuten, wenn sie auch immer eine Kriegsdrohung ist. Wenn
jemand das Gewehr auf mich anlegt, so muss. er darum noch nicht
schiessen, aber ich habe das Recht, mich bedroht zu fühlen, und das
Recht, zu verlangen, dass das Gewehr gesenkt werde, widrigenfalls
ich schiessen würde. Darum ist es wieder nur ein Spielen mit
Worten, wenn der Autor sich darauf beruft, dass nicht nur der
Sektionschef im österreichischen Ministerium des Aeussern in Wien,
Graf Forgach, dem englischen Botschafter erklärte, die
Mobilisierung müsste noch nicht notwendig Feindseligkeiten
bedeuten, ja, dass Kaiser Wilhelm selbst sich gegenüber Frankreich
bereit erklärte, 48 Stunden mit dem Vormarsch zu warten, damit
England Frankreichs Neutralität vermitteln und verbürgen könne.

		Oesterreich hoffte, dass Russland sich besinnen würde, wenn es
Deutschlands Ernst erkannte; an der französischen Grenze hatte
Deutschland eine gewisse Uebermacht, und die Neutralität
Frankreichs, von England verbürgt, war ein zweitägiges Zuwarten
wert; aber an der russisch-deutschen Grenze stand es anders, da lag
ein schwacher Grenzschutz, und es konnte nicht gewartet werden, bis
die russischen Riesenheere zum Eindringen bereit standen. Da gab es
nur die [bookmark: page223]
Wahl: Russland stellte die bedrohlichen Bewegungen ein, oder es kam
alles darauf an, als erster loszuschlagen.

		Hier wäre auch die vom Autor – wie von vielen andern Leuten –
erhobene Beschuldigung zu erörtern, Deutschland führe einen
Präventivkrieg. Ein Präventivkrieg liegt vor, wenn ein Staat, weil
er voraussieht oder annimmt, dass es mit einem anderen Staat früher
oder später zum Krieg kommen werde, den Krieg schon selber zu einem
ihm günstig scheinenden Zeitpunkt beginnt. Bismarck hatte sich, wie
bekannt, gegen Präventivkriege ausgesprochen.

		Einen solchen Präventivkrieg hat Italien im Jahre 1915 begonnen.
Wenigstens wird dies von italienischer Seite immer wieder
behauptet. In unzähligen Reden und Artikeln wurde und wird
versichert, dass die siegreichen Zentralmächte Italien seinen
Abfall nie verziehen und sich nach ihrem Siege auf es gestürzt
hätten, daher habe Italien Krieg führen müssen, um diesen Sieg zu
verhindern. Ohne auf die Frage einzugehen, ob diese Annahme
berechtigt, noch auf die wichtigere Frage, ob dies der wahre Grund
für Italiens Eintritt in den Krieg war – immerhin liegt darin das
Zugeständnis oder vielmehr die Behauptung, dass man einen
Präventivkrieg führe.

		Aber einen Krieg, wie Deutschland tat, erklären, weil die Heere
des Gegners bereits an der Grenze aufmarschieren, das ist so wenig
ein Präventivkrieg, als mein Schiessen ein Angriff ist, wenn ich
dem, der bereits das Gewehr auf mich angelegt hat, durch meinen
Schuss zuvorkomme.

		Der Autor hat aber noch ein Argument auf Lager: wie wenig eine
Mobilisierung bedeutet, sagt er, kann man daraus erkennen, dass
sowohl Oesterreich als Russland seit dem 31. Juli mobilisiert
hatten «und doch ist erst am 6. August durch die Kriegserklärung
Oesterreichs der Krieg zwischen ihnen ausgebrochen». Nichts könnte
für den jammerhaften [bookmark: page224] Schwätzer kennzeichnender sein, als diese
Entdeckung! Er, der eben die Mobilisierung des russischen
Millionenheeres für eine «formelle» Angelegenheit erklärt hat,
macht dafür die Kriegserklärung, die wirklich eine Formalität ist,
die – vielleicht aus den auf Seite 330 angedeuteten Gründen – erst
sechs Tage später erfolgte, zum tatsächlichen Kriegsausbruch! Im
russisch-japanischen Krieg ist eine Kriegserklärung überhaupt nicht
erfolgt; für den Autor ist also der russisch-japanische Krieg bis
heute nicht ausgebrochen!!

		Mit ähnlichem Scharfsinn kommt er auf Seite 176 aus dem
Schlussatz der erwähnten Depesche Kaiser Wilhelms an König Georg
vom 1. August: «Ich hoffe, Frankreich wird nicht nervös werden. Die
Truppen an meiner Grenze werden gerade telegraphisch und
telephonisch abgehalten, die französische Grenze zu überschreiten»,
zur genialen Erkenntnis, die er als besondere Anklage gegen
Deutschland gesperrt druckt: «dass die deutschen Truppen am 1.
August, also zwei Tage vor der Kriegserklärung die französische
Grenze überschritten hätten, wenn sie nicht telegraphisch
und telephonisch davon abgehalten worden wären. Diese Abhaltung war
veranlasst durch die Verhandlungen der letzten Stunde mit England.
Ohne diese Verhandlungen also wären die deutschen Truppen en masse
48 Stunden vor der Kriegserklärung in Frankreich eingedrungen».

		Welch ein gedoppelter Blödsinn in diesen Sätzen liegt, wird
sofort klar. Erstens war mit dem Ablauf der in dem Ultimatum an
Frankreich gesetzten Frist der Kriegsfall gegeben, ob die Erklärung
sofort erfolgte oder nicht. Selbstverständlich wäre sie, wie an
Russland, auch an Frankreich sofort erfolgt, wenn nicht jene
merkwürdige englische Anfrage gekommen wäre, auf die die
Kaiserdepesche die Antwort bildete, und die später von England für
ein «Missverständnis» erklärt wurde. Daraufhin wurden
Kriegserklärung [bookmark: page225] und Vormarsch um 48 Stunden verschoben. Der
Autor aber tut, als wäre die Kriegserklärung am 1. August noch
nicht möglich gewesen, sondern hätte naturnotwendig erst am 3.
August erfolgen müssen, um auf Grund dieser sinnlosen Annahme den
Vorwurf zu erheben, dass die deutschen Truppen schon vor der
Kriegserklärung die Grenze überschritten hätten, wenn sie es
eben getan hätten!

		Es handelt sich ihm dabei um die Konstruierung von
Grenzverletzungen, deren jeder Staat den andern beschuldigte. Dass
in solchen übererregten Tagen Gerüchte ohne Ende sich verbreiten
und oft nicht genug geprüft werden, dass wirkliche Grenzvorfälle,
die ja im Frieden nicht selten sind, in solchen Zeiten vermutlich
kaum vermeidbar werden, ist klar. Ich erinnere nur an die Sagen von
den russischen Goldautomobilen in Deutschland, die eine Menge
behördlicher Kundmachungen und Verfügungen hervorriefen, die
Mobilisierungsmassregeln oft empfindlich störten und mehreren
Menschen das Leben kosteten. [bookmark: text30]F30
Selbstverständlich sind auch die leitenden Staatsmänner in solchen
Tagen überanstrengt und erregt. Die Wahrheit über die meisten
dieser Vorfälle wird vermutlich nie mehr aufgeklärt werden können.
Es kommt auch nicht darauf an. Sie haben die Entscheidung nicht
herbeigeführt, auch wenn man sich bei den wirklich «formellen»
Erklärungen auf den einen oder andern berief.

		Entscheidend sind selbstverständlich nur die grossen Fragen der
Situation, vor allem die Frage: ob Russland das Recht hatte, sich
in den serbisch-österreichischen Konflikt in völlig einseitiger
Weise zu mischen und damit den Krieg hervorzurufen. Wie dabei die
Lage für Deutschland war, das stand von Anfang an durch den
Bündnisvertrag fest; die [bookmark: page226] politische, wie die militärische Zwangslage, in
die Deutschland durch das Vorgehen Russlands geraten musste, war
vom englischen Botschafter Buchanan von Anfang an erkannt und
ausgesprochen, von den deutschen Botschaftern vom ersten bis zum
letzten Tag der Krise in gleicher Weise deutlich erklärt worden.
Vom ersten bis zum letzten Tag war durch den Kanzler, durch den
Staatssekretär von Jagow, durch den Grafen Pourtalès den englischen
wie den russischen Staatsmännern erklärt worden: wenn Russland
mobilisiert, dann wird es zum Kriege kommen, sonst kann er
vermieden werden. Dazu war weder der Umschwung nötig, von dem immer
wieder gefaselt wird, noch war es ein in letzter Stunde gesuchter
Vorwand, sondern es stand vom ersten Augenblick, es stand im Grunde
von jeher fest. Wie wenig man es aber in Deutschland wünschte, das
geht aus drei sehr wichtigen psychologischen Bemerkungen hervor,
die sich im englischen Blaubuch finden: Sir E. Göschen berichtet,
dass er am 29. Juli, als die Aussichten sich immer mehr
verdüsterten, den deutschen Staatssekretär, Herrn von Jagow «sehr
niedergeschlagen» fand (Blaubuch Nr. 76); und am nächsten Tag
berichtet Sir G. Buchanan, dass der deutsche Botschafter in
Petersburg, Graf Pourtalès, «vollkommen zusammenbrach, als er sah,
dass der Krieg unvermeidlich wurde». (Blaubuch Nr. 97.)

		Ueber die Aufregung des Reichskanzlers hat Sir Edward Göschen in
Nr. 160 berichtet. Für jeden Vernünftigen genügen diese
Zeichen. Wenn die Männer der deutschen Regierung den Krieg
gewünscht hätten, wären sie nicht unglücklich gewesen, als sie ihn
unvermeidlich sahen. Sie hätten sich über den Erfolg ihrer
Staatskunst freuen müssen, wie Herr Ssasonoff, der lässig sagte:
«er sei der beständigen Mühe, die er sich gebe, den Krieg zu
vermeiden, vollkommen müde». [bookmark: page227]

		Die Verletzung der belgischen Neutralität

		Der Autor wendet sich der Verletzung der belgischen Neutralität
zu. Er wünscht zunächst die Rechtslage festzustellen und tut dies
mit der Sachkunde und Wahrheitsliebe, die wir an ihm kennen. Er
erklärt, dass «die Neutralität Belgiens durch den Londoner Vertrag
vom Jahre 1839 festgestellt und durch England, Frankreich,
Oesterreich, Preussen und Russland für alle Zeiten garantiert
worden ist» und verschweigt, dass das Deutsche Reich aus der Zahl
der Garantiemächte ausgeschieden war. Die Vertragspflicht Preussens
ging auf den Norddeutschen Bund über, und am 26. August 1870
erneuerte sie Bismarck auf eine Anfrage der englischen Regierung,
aber nicht mehr als immerwährende Verpflichtung sondern bis zum
Ablauf eines Jahres nach dem Abschluss des Krieges. Seit dem 10.
März 1872 gehörte das Deutsche Reich nicht, mehr zu den
Garantiemächten. Deutschland war Belgien gegenüber in keiner andern
Lage als England gegenüber den griechischen Inseln, die es ohne
weiteres besetzt hat.

		Trotzdem kann man heute fast jede Woche in Blättern der
Ententeländer und auch in neutralen Blättern die Lüge lesen, dass
das Deutsche Reich einen Vertragsbruch beging, als es die
Neutralität Belgiens verletzte. [bookmark: text31]F31 [bookmark: page228] Da der Verfasser, der sonst keine Gelegenheit,
das Deutsche Reich zu schmähen, unbenutzt lässt, diesen Vorwurf
nicht erhebt, so ist anzunehmen, dass ihm der Rücktritt des
Deutschen Reiches vom Garantievertrag bekannt geworden ist. Soweit,
dass er dies ausdrücklich erwähnt hätte, ist seine Loyalität nicht
gegangen.

		Weiter erklärt er: «Die erste und natürlichste Pflicht eines
neutralen Staates ist, kriegführenden Staaten den Durchzug durch
sein Land zu versagen.» Schon dieser Satz ist bestritten; es gibt
sehr angesehene Völkerrechtslehrer, gleich dem Amerikaner Henry
Wheaton, die der Ansicht sind, «der Durchmarsch kann erlaubt oder
versagt werden, je nach dem Gutdünken des neutralen Staates», «The
passage may be granted or withheld, at the discretion of the
neutral State.» Ich bin indessen auch der Meinung, dass diese
Anschauung der modernen Auffassung der Neutralität nicht mehr
entspricht. Trotzdem bleibt das, was der Verfasser schreibt, –
bewusste oder auf seiner Unwissenheit beruhende – Irreführung der
Leser; denn wenn es die Pflicht des neutralen Staates ist, den
Durchmarsch zu verbieten, so ist es keineswegs seine Pflicht, sich
mit den Waffen zur Wehre zu setzen, wenn sein Verbot nicht [bookmark: page229] beachtet wird.
Diese Regel ist im natürlichen Interesse der kleinen neutralen
Staaten, die bei einer Verteidigung ihrer Neutralität gegen
übermächtige Nachbarn sich der Gefahr sofortiger Vernichtung
aussetzen würden, selbstverständlich, und die grosse Mehrzahl der
Völkerrechtslehrer ist dieser Ansicht. Niemandem wird es etwa
einfallen, Luxemburg zur Verantwortung zu ziehen, weil es sich dem
deutschen Durchmarsch nicht widersetzt hat. Für Belgien ist dies
durch den Wortlaut des Garantievertrages von 1839 selbst
festgestellt, dessen in Frage kommender Artikel – X – lautet: «Par
une juste réciprocité la Belgique sera tenue d'observer cette même
neutralité envers tous les autres Etats et de ne porter aucune
atteinte à leur tranquillité intérieure ni extérieure, en
conservant toujours le droit de se defendre contre toute
aggression etrangre.» «Kraft gerechter Reziprozität ist Belgien
verpflichtet, die gleiche Neutralität gegen alle andern Staaten zu
wahren, sich keiner Störung, sei es ihrer äussern, sei es ihrer
innern Ruhe, zu schulden kommen zu lassen, während ihm stets das
Recht gewahrt bleibt, sich gegen jeden fremden Angriff zu
verteidigen.» Es ist also ausdrücklich nur von einem Recht,
nirgends von einer Pflicht die Rede, und alle Juristen, die über
den Garantievertrag geschrieben haben, haben die gleiche Meinung
geäussert. Aus der Art, wie der Verfasser schreibt, muss jeder
Leser glauben, dass Belgien verpflichtet war, gegen Deutschland zu
kämpfen, während dies nicht der Fall war. Und das ist für die
Beurteilung der Frage sehr wichtig. Wenn der Autor sich hierüber
weiter auf die Artikel der Haager Konvention von 1907 beruft, nach
denen der Durchmarsch durch neutrales Gebiet verboten und erklärt
wird, dass die Abwehr der Verletzung neutralen Gebiets nicht als
feindlicher Akt angesehen werden kann, so täuscht er die Leser
wieder, da er verschweigt, dass sowohl Deutschland als auch
England diese Artikel nicht genehmigt haben.

		[bookmark: page230] ` Also
was er über die «Rechtslage» sagt, ist falsch und scheint zum Teil
bewusste Irreführung zu sein.

		Dass die Verletzung der belgischen Neutralität, wie immer die
Rechtslage sein mochte, an sich unrechtmässig war, ist gar nicht zu
bestreiten und ist auch von deutscher Seite zugegeben worden. Sie
war an sich ein Unrecht, kein grösseres und kein geringeres, als
später die Verletzung der griechischen Neutralität durch die
Entente.

		Bekanntlich sagte Herr von Bethmann-Hollweg in seiner Rede vom
4. August 1914, als er das Unrecht zugab: «Not kennt kein Gebot.»
Daran knüpft der Verfasser eine Erörterung, die ihn wiederum als
schlechten Juristen erweist. Er meint, dass hier von einer Notwehr
die Rede sein soll, erklärt lang und breit, was Notwehr nach dem
Strafgesetzbuch ist, in welchen Fällen von «Bestürzung, Furcht oder
Schrecken die Ueberschreitung der Notwehr straflos bleibe, und dass
die Notwehr die Verletzung der Rechte eines Dritten entschuldige».
Die Folgerung des Verfassers ist: «Die Notwehr gegen Frankreich
konnte nicht die Verletzung belgischer Rechte entschuldigen.»

		Wenn man schon auf diese Mätzchen des Autors eingehen will –
denn alle strafrechtlichen Begriffe und Bestimmungen können für
völkerrechtliche Fragen und Vorgänge höchstens zum Vergleich
herangezogen, nie aber direkt auf sie angewendet werden – so kann
man nur sagen: es ist bereits juristisch falsch, diese Erörterungen
hier anzubringen, tut man es dennoch, so mussten sie wenigstens
strafrechtlich richtig sein!

		Aber jedem Juristen ist sofort klar, dass hier nicht von
«Notwehr», das ist «derjenigen Verteidigung, die erforderlich ist,
um einen gegenwärtigen Angriff von sich oder andern abzuwehren»,
die Rede sein könnte, sondern nur vom Begriff des «Notstandes», das
ist «derjenige Zustand, aus dem [bookmark: page231] sich jemand nur durch einen Eingriff in das
Recht eines andern retten kann».

		Belgien hatte Deutschland nicht angegriffen, dagegen konnte
Deutschland sich aus seiner gefährlichen Lage, wie gleich gezeigt
werden wird, nur durch einen Eingriff in die Rechte Belgiens
retten.

		Während die Notwehr fremden Eingriff abwehrt, kommt der
Strafausschliessungsgrund des Notstandes dem zu, der, um sich zu
retten, einen Eingriff in fremde Rechtsphäre unternimmt. Dieses
Recht machte der Reichskanzler geltend.

		Soweit das Strafrecht, das der Autor infolge ungenügender
juristischer Bildung hier heranzieht und überdies falsch anwendet.
Im Völkerrecht gelten ganz andere Rechtsbegriffe und Regeln. Ueber
die hier vorliegende Frage schreibt Alphonse Rivier, Professor des
Völkerrechts in Brüssel und Lausanne: «Lorsqu'un conflit s'élève
entre le droit de conservation d'un Etat et le devoir qu'a cet Etat
de respecter le droit d'un autre, le droit de conservation prime ce
devoir. Un homme peut être libre de se sacrifier. II n'est jamais
permis à un gouvernement de sacrifier l'Etat dont les destinées lui
sont confiées. Le gouvernement est donc autorisé et même en
certaines circonstances obligé, pour le salut de son pays, de
violer le droit d'un autre pays. C'est là l'excuse de la nécessité
application de la raison d'Etat. C'est une excuse légitime. On
l'appelle aussi le droit de nécessité» (Alphonse Rivier,
Principes du droit des gens, I. 277). «Wenn zwischen dem Recht der
Selbsterhaltung eines Staates und der Pflicht dieses Staates zur
Beobachtung der Rechte eines andern ein Widerstreit entsteht, so
geht das Recht der Selbsterhaltung vor. Ein Privatmann mag sich
opfern. Einer Regierung ist es niemals gestattet, den Staat, dessen
Schicksal ihr anvertraut ist, zu opfern. Sie ist daher berechtigt
und in gewissen Fällen sogar verpflichtet, zum Heil des eigenen
Staates, das Recht eines andern zu verletzen. Das ist die
Entschuldigung [bookmark: page232] der Not, die eine Anwendung der Staatsraison
ist. Es ist eine gerechtfertigte Entschuldigung, die man auch das
Recht der Not nennt.» Dieses Recht machte der Reichskanzler
geltend. In der täglichen Sprache werden die beiden Ausdrücke Not
und Notwehr oft gleich gesetzt; der Reichskanzler mochte in seiner
Rede den ungenauen Ausdruck gebrauchen; der Autor, der die
tatsächliche Lage juristisch zu untersuchen vorgibt, durfte es
nicht. Er hatte die Sache richtig zu stellen. Ob er dies
absichtlich oder unabsichtlich unterliess, lässt sich, da die
Oberflächlichkeit seines Wissens seiner Unehrlichkeit die Wage
hält, nicht entscheiden.

		Mit der Beurteilung der historischen Vorgänge in dieser
tragischesten Frage des Krieges hat seine juristische Spielerei
nichts zu tun.

		Ich habe die belgische Neutralität und die Fragen, die sich an
ihre Verletzung knüpfen, in meiner Schrift: «Die Politik des
Dreiverbandes und der Krieg», in den beiden Kapiteln «England und
die belgische Frage», «Deutschland und die belgische Neutralität»,
ausführlich erörtert; der Leser, der loyal die Gründe jeder Seite
hören will, kann sich dort informieren; hier soll nur das
wichtigste soweit erwähnt werden, als es zur Widerlegung des Autors
nötig erscheint.

		In seiner Rede vom 4. August hat der deutsche Reichskanzler das
Unrecht ehrlich zugegeben; er verschmähte es, das deutsche Vorgehen
mit irgend einer Lüge zu verbrämen, etwa wie die Regierungen der
Entente bei der Verletzung der griechischen Neutralität den
armseligen Vorwand gebrauchten, dass sie «die griechische
Verfassung schützen müssten».

		Deutschlands Heere mussten nach zwei Fronten und gegen
Uebermacht kämpfen. Man hatte Frankreich zweimal die Neutralität
angeboten; es hatte sie nicht angenommen, sei es, dass man sich an
Russlands Schicksal gebunden fühlte, sei es, dass man es für
politisch unklug hielt, Deutschland über Russland siegen und
dadurch zu mächtig werden zu lassen, [bookmark: page233] sei es, weil der Krieg Poincaré und
seinen Mitarbeitern willkommen war. Die französische Armee, ob an
Zahl schwächer als die russische, war dennoch sowohl durch ihre
Tüchtigkeit als durch eine unvergleichliche Grenzlage der weitaus
gefährlichere Feind. Sie musste daher zuerst niedergeworfen, zum
mindesten an einem Einfall in die im äussersten Westen Deutschlands
gelegenen Industrie- und Kohlengebiete gehindert werden, ohne die
der Krieg überhaupt nicht zu führen war.

		Gerade dies aber war eine fast unlösbare Aufgabe. Die Vogesen
sind von der französischen Seite in sanftem Anstieg leicht
zugänglich, während sie gegen Deutschland steil abfallen; überdies
durch eine Kette der stärksten Festungen der Welt gesichert, bilden
sie einen natürlichen Schutzwall für Frankreich und zugleich ein
strategisches Ausfalltor nach Deutschland.

		Mit jener Einfalt, die ihn auf allen Wissensgebieten ziert und
die ihm nur dann schwindet, wenn es die Wahrheit zu sagen gilt,
schreibt der Autor: «Erforderlich war die Durchquerung Belgiens
unter keinen Umständen, denn es stand dem deutschen Heere ja die
ganze französische Ostgrenze von Verdun bis Belfort zur
Verfügung.»

		Einer der ersten englischen Militärschriftsteller, Hilaire
Belloc, führte in einem im Mai 1912 im «London Magazine»
veröffentlichten Aufsatz unter der Ueberschrift «In case of war»,
«Im Kriegsfall», aus, dass die französische Grenze unbezwinglich
sei, dass an den Vogesen und aus der gewaltigen Festungskette
hinter ihnen jede deutsche Offensive zerschellen müsste, oder doch
nur unter schrecklichen Opfern und mit verhängnisvollem Zeitverlust
durchbrechen könnte. Dagegen sei die französische Grenze gegen
Belgien nur durch minderwertige Festungen gesichert, auch schwere
natürliche Hindernisse sind dort nicht vorhanden. Dafür liegt das
neutrale Belgien vor, das gerade an seiner deutschen Grenze [bookmark: page234] mächtige
Befestigungen errichtet hat. Wörtlich sagt Belloc: «Die
strategische Grenze Frankreichs fällt im Norden nicht mit seiner
politischen Grenze zusammen ... die strategische Grenze Frankreichs
ist die Maas.»

		Bei dieser Lage der Dinge, schliesst der Engländer, wird
Deutschland im Kriegsfall den Versuch machen müssen, Frankreich auf
dem Wege über Belgien anzugreifen. Er schreibt wörtlich: «Wir
wollen es zum Ausgangspunkt unserer Betrachtungen machen, dass die
Deutschen die Maas bei Lüttich übersetzen wollen und
müssen.» «Let us take it as our starting-point that the
Germans would and must try to get across the Meuse at Liège.»

		Die weiteren Ausführungen Bellocs über den Verlauf, den nach
seiner Ansicht der belgische Feldzug nehmen würde, kommen hier
nicht in Betracht. Und dass er nebenbei bemerkt, dass solch ein
Feldzug «verräterisch» wäre und «nicht zu befürchten stünde, wenn
die deutsche Regierung die Verträge heilig hielte», beweist nur,
dass auch ihm nicht bekannt ist, dass Deutschland längst nicht mehr
durch Vertrag gebunden war, die belgische Neutralität zu achten.
Die militärische Notwendigkeit für Deutschland durch Belgien zu
marschieren bestreitet Belloc nicht, er bemüht sich vielmehr sie
nachzuweisen.

		Wie recht er hatte, zeigt der Gang des Krieges, in dem die
Vogesen trotz allen deutschen Siegen noch immer unbezwungen sind.
Wäre die deutsche Armee nur gegen diese Grenze gerückt, so hätten
zum mindesten die russischen Heere inzwischen ganz Deutschland
überflutet, – was dem «deutschen» Autor, der «J'accuse» schrieb,
offenbar gleichgültig ist.

		Man könnte jene Argumente allenfalls gelten lassen, wenn
Deutschland den Krieg wirklich leichtfertig hervorgerufen hätte; es
ist aber hinreichend dargelegt worden, dass dies nicht der Fall
war, dass alles, was der Autor anführt, [bookmark: page235] um diesen Glauben zu erzeugen
oder zu erhalten, auf Unkenntnis und vielfach auf Fälschung beruht,
dass Deutschland zum Kriege gezwungen worden ist.

		Der Autor vergleicht, genau wie es Mr. Asquith im englischen
Parlament tat, die korrekte Haltung Frankreichs gegenüber Belgien
mit der Deutschlands. Bekanntlich antwortete Frankreich auf die
englische Anfrage, wie es sich der belgischen Neutralität gegenüber
verhalten werde, «es denke nicht daran, sie zu verletzen». Sehr
tugendhaft! Frankreich, dem die Lage der Dinge den grössten Vorteil
bot, dem die belgische Neutralität eine Armee und Festungen sparte,
dessen «strategische Grenze an der Maas lag», konnte leicht
versprechen, seinen eigenen Grenzschutz zu achten. Dass die
Deutschen kein Versprechen abgeben konnten, da die Achtung der
belgischen Neutralität für sie Selbstmord gewesen wäre, ist ebenso
klar. In früheren Zeiten, als Frankreich noch kein Interesse an der
belgischen Neutralität hatte, da haben auch die französischen
Staatsmänner anders gesprochen.

		Aber auch die englischen Staatsmänner dachten keineswegs immer
wie im Jahr 1914.

		Als im Jahr 1887, zur Zeit des Generals Boulanger, zwischen
Deutschland und Frankreich Krieg auszubrechen drohte, da schrieb
der «Standard», das Organ des damaligen Premiers Lord Salisbury:
«Wenn die deutschen Armeen sich in ihrer Offensive durch die
wundervolle Verteidigungslinie wirksam aufgehalten sähen, die
Frankreich geschaffen hat, sollten der Fürst Bismarck und die
höchstkommandierenden Generäle, die unter seiner Leitung vorgehen
würden, geneigt sein, ihre Pläne scheitern zu sehen, wegen der
durch einen europäischen Vertrag garantierten Unverletzlichkeit
Belgiens? ... Es besteht ein ungeheurer Unterschied zwischen einer
zeitweiligen Ausnützung des Durchzugsrechtes, auch wenn man zugibt,
dass dieses Recht in gewissem Sinn ungesetzlich [bookmark: page236] ist, und einer
Besitzergreifung von dem Gebiet, auf das dieses Recht sich
erstreckt. Wenn Deutschland – und das gleiche gilt natürlich von
Frankreich – uns sagen würde: wir wollen die Unabhängigkeit
Belgiens achten und geben euch die feierlichste und formellste
Bürgschaft, dass das Land am Ende des Krieges frei und unabhängig
bleiben wird wie vorher, dann kann nicht der geringste Zweifel
darüber sein, welcher Weg für England der vernünftigste und
praktischeste wäre, und welche Antwort die englische Regierung
geben würde. England wünscht seinen wahren Pflichten sich nicht zu
entziehen, aber Wahnsinn wäre es von unserer Seite, uns ohne
stichhaltigen Grund in Verantwortlichkeiten zu stürzen und uns in
einen schrecklichen Krieg verwickeln zu lassen.» So schrieb der
konservative Standard am 4. Februar 1887; das gleiche schrieb W. T.
Stead, damals Leiter der liberalen Pall Mall Gazette; und noch
weiter ging der Liberale Sir Charles Dilke in der «Fortnightly
Review» (s. S. 274).

		Damals war England eben noch mit Deutschland befreundet, und an
eine Einkreisung war noch nicht gedacht worden. In dem
Garantievertrag sah weder die Regierung noch die Opposition irgend
bindende Verpflichtungen; wenn also im Jahr 1914 die Sache anders
angesehen wurde, so waren jetzt andere Interessen und
Freundschaften ausschlaggebend, oder, wenn England Verpflichtungen
hatte, dann müssen eben andere Abmachungen vorgelegen sein.

		Bekanntlich haben die deutschen Behörden nachträglich in den
Brüsseler Archiven Beweise dafür gefunden, dass die belgische
Regierung sich keineswegs neutral und loyal verhalten hatte. Wenn
der Autor mit Spitteler die selbstverständliche Veröffentlichung
dieser Beweise, «einen Dokumentenfischzug in den Taschen des
zuckenden Opfers» nennt, so wiederholt er nur, was schon vorher
nichts als eine klingende Phrase war. Es handelt sich nicht um das
belgische [bookmark: page237] Volk, das jeder bedauern muss, sondern
einzig und allein um Handlungen der belgischen Regierung. Nachdem
fast die ganze Welt in unüberlegtester Weise auf Grund ungeprüfter
Nachrichten und ganz ungründlicher Informationen aus der ersten
Gemütswallung heraus gegen Deutschland Anklage erhoben und sofort
Partei genommen hatte, sollte die deutsche Regierung nicht zeigen,
wie unerhört sich die andern verhalten hatten? Die belgische,
französische und englische Regierung hatten eine in ihren Folgen
für Belgien selbst furchtbare Komödie aufgeführt – und die sollte
die deutsche Regierung nicht aufdecken, sobald sie die Karten der
unredlichen Spieler in der Hand hatte?

		Die Tatsachen, auf die es mir wesentlich anzukommen scheint,
sind die folgenden:

		In dem wichtigsten Dokument, dessen Authentizität so wenig wie
die der andern irgend zu bezweifeln ist – sonst hätte die belgische
Regierung sich darüber geäussert – um so weniger, als auch Emile
Waxweiler es in seinem bekannten Buch «La Belgique neutre et
loyale» abdruckt, werden die englischen und belgischen Truppen vom
belgischen Generalstab, General Ducarme, bereits im Jahre 1906 als
«forces alliées», als «verbündete Truppen» bezeichnet. Von einer
Reihe wichtigster Fragen, wie der des Landungsplatzes, der
Truppenstärke und Gattungen, der zu benützenden Eisenbahnlinien und
andern, heisst es in dem Bericht, dass sie »règlées» oder
«arrètées», das heisst «erledigt» oder «abgemacht» sind. Dann
heisst es weiter: «Andere Fragen zweiten Ranges wurden gleichfalls
erledigt, vornehmlich was die vermittelnden Offiziere, die
Uebersetzer, die Gendarmen, die Karten, die Albums der Uniformen,
ins Englische übersetzte Separatabdrücke gewisser belgischer
Reglements usw. betraf.» «D'autres questions secondaires furent
également règlées, notamment en ce qui regarde les officiers
intermédiaires, les gendarmes, les cartes, les albums des
uniformes, les [bookmark: page238] tirés à part, traduits en anglais, de
certains règlements belges.» Und damit wir über den Sinn des Wortes
«erledigt», «règlées» nicht im Zweifel bleiben können, folgt die
Bemerkung, dass über eine andere Frage, die die Presse betraf,
nichts «abgemacht», «arrêté» wurde.

		Sowohl Waxweiler als Baron Beyens, in einer neuerlichen, im März
1917 publizierten Erklärung der belgischen Regierung reiten darauf
herum, dass die Ueberschrift der fraglichen Akten die
«Conversations», «Besprechungen» lautete, von der Norddeutschen
Allgemeinen Zeitung mit «Abmachungen» – was «Conventions» hiesse –
übersetzt wurde.

		Da bei der Unterredung eine Reihe von Fragen abgemacht,
«règlées» und «arrêtées» wurden, der Inhalt also Abmachungen
enthielt, was bedeutet daneben die Ueberschrift? Wo hören für einen
neutralen und loyalen Minister die Besprechungen auf und wo fangen
die «Abmachungen» an? Wenn die deutsche Uebersetzung kein Irrtum,
sondern Absicht gewesen wäre, sie hätte doch nur dem Kinde den
rechten Namen gegeben; sinngemäss war sie völlig richtig.

		Da im Besitz gefangener oder gefallener englischer Offiziere ein
auf Grund des gelieferten Materials verfasste vierbändiges Werk
unter dem Titel «Belgium, Road and River Reports prepared by the
General Staff, War Office, 1912–1914» gefunden wurde, versuchte
Waxweiler die ungeschickte Erklärung: «warum soll die englische
Regierung nicht auch ihre Spione in Belgien gehabt und sich die
Karten und Instruktionen verschafft haben?»

		Wem wollte er die Naivität zumuten, zu glauben, dass die
Engländer sich in die Schwierigkeiten und Unkosten der Spionage
gestürzt hätten, nachdem die Lieferung der Karten und Instruktionen
ohnedies mit dem belgischen Generalstabschef abgemacht war?

		Wenn darauf eingewendet wird, all dies sei nur für den Fall
eines deutschen Angriffs abgemacht worden, so erwidern [bookmark: page239] wir, dass
wir ja eben darin den Neutralitätsbruch sehen, dass das «Bündnis»
sich nur gegen Deutschland richtete, dass keinerlei Abmachungen mit
Deutschland für den Fall einer englischen Landung getroffen wurden.
Mit der Auslieferung des Materials wurde nicht bis zum
Neutralitätsbruch gewartet – oder vielmehr mit dieser Lieferung,
wie übrigens bereits mit diesen Abmachungen, war die Neutralität
schon gebrochen, aber von Belgien! Dass es der deutschen Regierung
geheim blieb, soll das eine Entschuldigung der belgischen Regierung
sein? Was würde die öffentliche Meinung der Schweiz sagen, wenn der
schweizerische Generalstab, weil er in einem möglichen Krieg die
Verletzung der Schweizer Grenze fürchtet, er schon jetzt der andern
Seite die Schweizer Geheiminstruktionen und Generalstabskarten
ausliefern und mit ihr Abmachungen treffen würde?

		Acht volle Jahre vor der Verletzung der Neutralität durch
die deutschen Heere, im April 1906, wurden diese Abmachungen
bereits getroffen! Welche Aenderungen der politischen Lage waren in
dieser Zeit nicht alle möglich!

		Waxweiler versucht noch einen armseligen Gegenbeweis: er sagt,
dass eine belgische Generalstabsreise an der flandrischen Küste
unternommen worden sei, um Massnahmen gegen eine angenommene
englische Landung zu studieren! Und er fragt, ob England darin den
Beweis für ein Einverständnis mit Deutschland hätte sehen können.
Gewiss nicht! Die Nationalität einer imaginären Flotte ist eben
schwer festzustellen. Auch wir hätten gegen Lieferung der Karten an
einen imaginären Generalstab statt an den englischen nichts
einzuwenden gehabt. Die Truppen, deren Landung, deren Transport, –
unter Bestellung belgischer Offiziere als Führer, – deren
Verpflegung und Verwendung der Oberst Barnardiston mit dem General
Ducarme «besprach», waren nicht imaginärer Natur. Darin, dass
Belgien mit England militärische Aktionen gegen Deutschland
«besprach», während [bookmark: page240] es sich England gegenüber mit einer
fragwürdigen «Studienreise» begnügte, liegt ja eben der Bruch der
Neutralität.

		Die illoyale und unneutrale Handlungsweise der belgischen
Regierung liegt darin, dass, als die englische Regierung
einzumarschieren erklärte, um einem deutschen Neutralitätsbruch
zuvorzukommen, man ihr ein Bündnis zusagte und ihr die Karten
auslieferte, und als die deutsche Regierung am 2. August 1914 genau
das gleiche erklärte, das Bündnis sofort in Aktion trat und man ihr
mit den Waffen begegnete. Ueber dieses entgegengesetzte Vorgehen
kommt keine Verteidigung hinweg!

		Die Erklärung des Verhaltens der belgischen Regierung ist sehr
einfach; sie durfte mit Deutschland keine Abmachungen treffen, wie
eine loyale Neutralität es verlangt hätte, auch wenn sie gewollt
hätte!

		Man nehme an, die Sache wäre umgekehrt gewesen: die belgische
Regierung hätte all diese Abmachungen mit Deutschland getroffen,
sie hätte, wie es noch vor wenigen Jahrzehnten in der Tat der Fall
gewesen war, französische Pläne, und zwar nicht nur den Durchmarsch
fürchten müssen; man weiss, wie gerne Napoleon III. Belgien
genommen hätte. Glaubt irgend jemand wirklich, dass England und
Frankreich einverstanden gewesen und freudig erklärt hätten:
«Sobald ihr hinzufügt, dass alles geschehe nur um der Neutralität
willen und nur um künftigen Verletzungen vorzubeugen, dann waren
eure Besprechungen, wie detailliert sie sein und den Einmarsch
deutscher Truppen vorbereiten mochten, ganz in Ordnung und im
Einklang mit den internationalen Verträgen.» Glaubt man wirklich,
dass die englische und französische Regierung dies zugegeben
hätten? Wenn nun noch die belgische Regierung überdies durch die
deutsche zu starken militärischen Rüstungen und zu einer
Befestigung der französischen Grenze gedrängt worden wäre, was
hätten die englische und die französische wohl zu dem [bookmark: page241] allem
gesagt? Dass dies geschehen ist – nur in umgekehrter Weise, durch
England und Frankreich gegen Deutschland – das ist durch den
unverdächtigsten aller Zeugen, den belgischen Abgeordneten Louis de
Brouckère festgestellt worden, der in der «Neuen Zeit» im Juli 1914
wörtlich schrieb:

		«Schon wenige Tage nach den Wahlen (von 1912) gab man den
dringenden Vorstellungen Frankreichs, Englands und zweifellos auch
Russlands nach, und Herr de Brocqueville brachte einen
Gesetzesentwurf ein, der die allgemeine Wehrpflicht einführte» ...
«Unsere Feldarmee ist nach dem Befehl der Triple-Entente, die sich
zur Beschützerin unserer Besitzungen aufgeworfen hat, auf die
Stärke von 150,000 Mann gebracht worden» ... «Morgen wird uns
vielleicht England, das nur bei sich den Militärdienst als lästig
ansieht, wieder zur Erfüllung unserer Verpflichtungen auffordern» »
... «Wir müssen nach den Befehlen der Triple-Entente tanzen, tanzen
bis zum Tode!»

		Klarer könnte kaum gesagt werden, auf welcher Seite und in
welchem Dienste die belgische Regierung rüstete. Und mit tragischer
Voraussicht des kommenden Geschicks!

		Man beachte und vereine alle Elemente: das Land war durch seine
Lage eine Aufmarschsicherung für Frankreich und England: seine
Festungen verteidigten ihre Grenzen; es bildete einen Teil ihrer
strategischen Berechnungen. Seine Regierung hatte mit beiden
Abmachungen getroffen, diese seine strategische Lage zu ihren
Gunsten noch zu stärken. Abmachungen, die unbedingt und einseitig
gegen Deutschland gerichtet waren (denn Abmachungen gegen einen
etwaigen englischen oder französischen Durchmarsch waren nicht
getroffen worden); es hatte auf den Wunsch dieser beiden Länder
ausserordentliche, ebenso einseitig gegen Deutschland gerichtete
Rüstungen vorgenommen; die Sympathien der Bevölkerung und der
Presse waren auf französischer Seite – ja, was sollte und konnte
denn gegen das Wesen und den [bookmark: page242] Geist der belgischen Neutralität
eigentlich noch mehr geschehen?

		Was schreibt Professor Waxweiler auf Seite 59 seines Werkes?
«Aussitôt qu'un état se place ou se laisse placer sous la
protection d'un autre, aussitôt qu'il accepte ou ne refuse pas
l'action systématique de l'autorité ou de l'influence d'un autre
dans quelque domaine qu'elles se manifestent, il cesse de réunir
les éléments essentiels de la neutralité.»

		Damit hat er die ganze Frage entschieden und seine Ausführungen
selbst widerlegt.

		Wenn der Autor – wie viele andere vor ihm – hiezu bemerkt, dass
das Unrecht, das Deutschland beging, hiedurch nicht gerechtfertigt
werde, weil man am 2. und 4. August von alledem in Deutschland
keine oder höchstens sehr unbestimmte Kunde hatte, so ist das wohl
richtig. Aber auch die Schuld der belgischen Regierung wird nicht
dadurch geringer, dass auch Deutschland eine beging, die durch
seine Lage mehr oder minder gerechtfertigt wird. Es ist auch ohne
weiteres zuzugeben, dass die Notlage Deutschlands von Belgien nicht
berücksichtigt zu werden brauchte. Wenn die belgische Regierung
sagte: «eure Lage ist uns gleichgültig, wir lassen euch nicht
herein, und wenn ihr dennoch kommt, so vereinigen wir unsre Armee
mit denen eurer Feinde», so war dies nicht freundschaftlich und
nicht klug gehandelt, aber es war ihr gutes Recht; oder vielmehr,
es wäre ihr Recht gewesen, wenn nicht die geschilderten
Machenschaften die loyale Neutralität der belgischen Regierung in
einem so trüben Licht erscheinen liesse, wenn die Vereinigung nicht
schon viel früher Tatsache gewesen wäre. Der von der deutschen
Regierung damals ausgesprochene Verdacht, dass, wenn Deutschland
nicht durch Belgien ging, Frankreich oder England früher oder
später durch Belgien marschiert wären, um dem vor den Vogesen
kämpfenden deutschen Heer in die Flanke zu fallen, wird [bookmark: page243] durch all
dies aufs höchste gerechtfertigt, wenn nicht schon die
ausdrückliche Ankündigung durch Lord Roberts und die an die
holländische Regierung gestellten Ansinnen für diesen Verdacht
genügt hätten. Wer wagt nach diesen Abmachungen zu verbürgen, dass
die belgische Regierung gegen den Einmarsch der «forces alliées»
mehr getan als Protest erhoben hätte, wie es Herr Venizelos tat?
Und vor allem haben diese Abmachungen eine ausserordentliche
Bedeutung für die richtige Beurteilung der englischen Politik und
des Verhaltens der englischen Regierung, als diese wegen Belgiens
den Krieg erklärte.

		Auf die Ausführungen des Verfassers über den belgischen
Volkskrieg und seine Unterdrückung durch die deutsche Heeresleitung
gehe ich nicht ein. Oberflächliches und pathetisches Gerede gleich
dem des Autors über so tragische Ereignisse widerstrebt mir
durchaus. Es ist klar, dass man über diese Dinge nur auf Grund
gewissenhaftester Prüfung der Tatbestände schreiben darf, und das
heute vorliegende Material ist so umfangreich, dass die Erörterung
einen eigenen Band füllen müsste. [bookmark: text32]F32 Die Entscheidung bei
Zeugnissen, die, wie es in erregten Zeiten häufig ist, einander
aufs schärfste widersprechen, ist schwierig. Aber wer diese [bookmark: page244] Dokumente
gewissenhaft und mit juristischer Erfahrung prüft, wird zwar nicht
zweifeln, dass in einigen Teilen Belgiens sich sehr traurige Dinge
ereignet haben; er wird aber auch erkennen, dass in den Berichten
darüber unglaublich gelogen und hundertfach übertrieben wurde.
Furcht und Hass sind eben zu allen Zeiten die schlimmsten Lügner
und die unverlässlichsten Zeugen gewesen. Und vor allem wird er
erkennen, dass das Schlimme, was geschah, in furchtbarster Weise
herausgefordert wurde. Was von der belgischen Regierung dagegen
vorgebracht wurde, wird durch die gleichzeitigen Berichte geradezu
aller belgischer und auch italienischer Zeitungen und durch die
Erlasse belgischer Behörden Lügen gestraft. Damit wird aber ihre
Glaubwürdigkeit auch in den andern Punkten erschüttert. Dies nur,
um Stellung zu nehmen; der Leser begreift, dass ich auch meine
Behauptungen beweisen müsste, und dass dies viel zu weit führen
würde. Mit der Entstehung des Krieges und mit der Frage der Schuld
am Kriege haben diese Dinge jedenfalls nichts zu tun.

		Wenn der Autor hier den Einfall hat, an frühere Volkskriege zu
erinnern, so schlägt er nur sich selbst; denn wie immer man über
die kämpfenden Bevölkerung und ihre Behandlung denken mag, es
beweist, dass die kämpfenden Heere in der gleichen Zwangslage sich
immer nur durch das gleiche Verfahren zu helfen wussten, so die
Franzosen in Tirol und Spanien, die Engländer im Transvaal.

		 

		Am Schluss des Abschnittes wiederholt der Autor sein Narrenspiel
mit den Anklagepunkten und dem von ihm über Deutschland gefällten
Schuldspruch. Da diese Anklagen nur Wiederholungen der hier
erörterten Dinge sind, so erspare ich mir, auf sie besonders
einzugehen.

		Nur auf einen Punkt sei verwiesen, weil er wieder die
vollkommene Gedankenlosigkeit, mit der der Autor schreibt, [bookmark: page245] ins helle
Licht setzt. Punkt 3 lautet: «Deutschland hat mit der Anregung der
Lokalisierung des Krieges den Schein einer Friedensvermittlung
erweckt, deren Aussichtslosigkeit ihm aus der
historisch-diplomatischen Geschichte und noch zuletzt aus der
Balkankrisis bekannt sein musste und nach den Zugeständnissen des
Weissbuches tatsächlich bekannt war.» Abgesehen davon, dass die
Lokalisierung, wenn der Entente am Weltfrieden irgendwie gelegen
war, das Selbstverständlichste der Welt war, bewiesen ja gerade
alle bisherigen Balkankrisen – denn welche der Autor meint, sagt er
nicht – im Gegenteil, dass sie möglich war, denn sonst wäre der
Weltkrieg ja schon früher ausgebrochen! [bookmark: page246]

			[bookmark: foot27]All dies wurde geschrieben, ehe die russische Revolution
ausbrach. Wie immer diese Bewegung in dem riesigen Lande ausgeht,
sie wird vieles ändern. Hier wie in dem lang vorher geschriebenen
Buch «J'accuse» ist nur vom Russland des Zaren die Rede, für das
der Autor sich begeistert.
	[bookmark: foot28]Die ältesten Beziehungen Russlands zu den
Balkanvölkern galten nicht slavischen Völkern, sondern, und zwar
ganz natürlich, den Rumänen, weil diese seine ersten Grenznachbarn
waren. In den Jahren 1709 und 1711 schlossen die Fürsten der Moldau
und der Walachei mit Peter dem Grossen Schutzverträge ab. Viel
anderes als schwere Plünderungen, Bedrückung,
Russifizierungsversuche und Landraub haben die damals begonnenen
Beziehungen den Rumänen im Lauf der zwei Jahrhunderte nicht
gebracht. Die erste Berührung mit den Bulgaren wie mit den Serben
begann im Feldzug 1804–1812. Und der geringe Teil des russischen
Volkes, der lesen konnte, hat wohl erst infolge des im Jahr 1828
erschienenen Venelin'schen Werkes über Bulgarien sich dafür zu
interessieren begonnen, lieber die Beziehungen Russlands zu Serbien
s. S. 133 fg.
	[bookmark: foot29]s. über diesen Brief S. 258 ff.
	[bookmark: foot30]Das Gerücht
entstand, wie es scheint, dadurch, dass ein Automobil, das
österreichisches Gold für eine Bankfiliale nach Paris brachte, in
Stuttgart angehalten und telegraphisch zurückberufen wurde.
	[bookmark: foot31]Gegen diese
Tatsache oder vielmehr gegen ihre Bedeutung sind verschiedene aber
keineswegs stichhaltige Einwendungen vorgebracht worden. So
behauptet Professor Munroe Smith in seiner Abhandlung «Das Gewicht
der Imponderabilien» (in deutscher Sprache erschienen bei Payot,
Lausanne, 1915), im Jahre 1870 wären nur «provisorische
Uebereinkommen» abgeschlossen worden, durch die «besondere
Verpflichtungen für die Dauer des Krieges vom Norddeutschen Bund
angenommen wurden». Wie unrichtig und unexakt dies ist, ergibt sich
bereits daraus, dass die Garantie nicht für Kriegsdauer sondern für
die Zeit bis zum Ablauf eines Jahres nach dem Ende des Krieges
erneuert wurde, so dass von einem etwa auf Kriegsrücksichten
beruhenden und auf Kriegsdauer bemessenen Provisorium keine Rede
sein kann. Noch unhaltbarer ist die Berufung auf die in den Anlagen
zur Note Nr. 12 des belgischen Graubuchs mitgeteilten
Aeusserungen des Staatssekretärs von Jagow und des Kriegsministers
von Heeringen, «Deutschland denke nicht daran, die durch Verträge
garantierte belgische Neutralität zu verletzen». Diese, unbequemen
Interpellanten im Reichstag abgegebenen, Erklärungen haben, ob sie
nun aufrichtig oder unaufrichtig gewesen sein mögen, mit einer
völkerrechtlichen und zwischenstaatlichen Abmachung nichts gemein,
sie können Meinungen erzeugen, aber Rechte weder begründen noch
ändern. Selbstverständlich sind all dies nur formelle Fragen; zu
verstehen und zu entscheiden ist der Vorgang nur aus der
tatsächlichen Situation; aber da die Welt nun einmal immer wieder
auf diese Fragen zurückkommt, so müssen sie richtiggestellt
werden.
	[bookmark: foot32]Um nur die
wichtigsten Veröffentlichungen und was mir im Augenblick zur Hand
ist zu nennen: das erste und zweite belgische Graubuch; das
deutsche Weissbuch vom 10. Mai 1915 «Die völkerrechtswidrige
Führung des belgischen Volkskrieges» (328 Seiten); das belgische
Graubuch von 1916 «Réponse au livre blanc du 10 mai 1915» (507
Seiten); «Report of the Committee on alleged German Outrages»
London 1915 und «Evidence and Documents laid before the Committee
on alleged German Outrages» London 1915 (296 Seiten); Paul Rohrbach
«Massenverhetzung und Volkskrieg in Belgien» mit zahlreichen
Facsimiles aus der belgischen Presse, Berlin 1916; L. H. Grondijs
«Les Allemands en Belgique» Paris 1915; Eugen Probst «Belgien,
Eindrücke eines Neutralen» Zürich 1916; J. O'Donnell-Bennett «Open
letter to Sir A. Conan Doyle» usw.


	
		
		III. England

		Bisher war der Autor Ankläger, nun wird er Verteidiger. Seine
Methode bleibt die gleiche.

		Er beginnt diesen Abschnitt mit der Erklärung, dass «die Haltung
der englischen Regierung bis zum Auftauchen der belgischen
Neutralitätsfrage sich aus seinen bisherigen Ausführungen so
deutlich ergebe, dass es unnütze Wiederholung wäre, sie nochmals im
Zusammenhang darzustellen», um sich daraufhin sofort in den
unnützesten Wiederholungen zu ergehen. Um die englische
Friedensfreundschaft im vollen Licht erstrahlen zu lassen, zählt er
nochmals sämtliche englische Vermittlungsversuche auf und
wiederholt dazu die Lüge von der österreichischen Ablehnung und
späteren Wiederaufnahme der «direkten» Verhandlungen mit
Russland.

		All diese schon früher erörterten Vorschläge dienten, wie
gezeigt worden ist, bis auf einen, lediglich der Durchsetzung der
russischen Wünsche. Der einzige Vorschlag, der auch Oesterreich
Rechnung trug, ist von Oesterreich angenommen, aber von Russland
abgelehnt worden. Dies ist auf Seite 175 bis 183 ausführlich
bewiesen worden. Aber hier an dieser Stelle zeigt sich die Art, wie
der Autor Beweise fälscht, nochmals so deutlich, dass sie
aufgedeckt werden muss.

		Er schliesst den betreffenden Absatz – Punkt 7 auf Seite 202
seines Buches – mit den Worten: «Auf diesen Vorschlag ist nie eine
Antwort erfolgt, weder von Oesterreichs [bookmark: page247] noch von Deutschlands
Seite», und führt in der Anmerkung 5 darunter als Belege die Noten
des Blaubuchs Nr. 88, 98 und 103 an. Wenn man diese Noten liest, so
findet man:

		In der Note Nr. 88 vom 29. Juli wird der Vorschlag von Sir
Edward Grey gemacht; in der Note Nr. 98 vom folgenden Tag teilt Sir
Edward Göschen ihm mit, dass der deutsche Staatssekretär von Jagow
in diesem Vorschlag eine gewisse Friedensmöglichkeit sehe, wenn es
Sir Edward Grey nur gelänge, auch Russland zur Annahme zu bewegen;
in der Note Nr. 103, gleichfalls vom 30. Juli, schreibt wieder Sir
Edward Grey, Fürst Lichnowsky habe ihm für diesen Vorschlag die
deutsche Unterstützung voll zugesagt, und auch Grey selbst spricht
nochmals die allerdings nicht sehr sichere Hoffnung aus, dass auch
Russland auf den Vorschlag eingehen werde.

		Unter Berufung auf diese drei Noten wagt der Autor zu
schreiben: «Auf diesen Vorschlag ist nie eine Antwort erfolgt,
weder von Oesterreichs noch von Deutschlands Seite!» Dafür
unterschlägt er die österreichische Note Nr. 51 vom 31. Juli, die
die Annahme enthält, und die englische Note Nr. 135 vom 1. August,
die diese Annahme bestätigt. Ist eine solche Methode nicht infam?
Rechnete der Autor damit, dass kein Leser sich die Mühe nehmen
würde, die massenhaft von ihm angeführten Noten – auf dieser Seite
allein zitiert er in den Anmerkungen nicht weniger als
neununddreissig Noten – nachzuprüfen, so dass er seinem Buch gerade
durch grösste Gewissenlosigkeit den Schein einer gewissenhaften und
gelehrten historischen Arbeit geben konnte? Oder sollte es nur
Dummheit sein?

		Im übrigen ist bereits diese ganze gedankenlose
Aneinanderreihung von Vorschlägen, deren jeder einen andern Inhalt,
eine andere politische Bedeutung hatte, für den Autor
kennzeichnend, der über diese ausgeklügelten und raffinierten
diplomatischen Schritte hintappt, ohne auch nur einen [bookmark: page248] Versuch zu
machen, sich von ihrer wirklichen Bedeutung Rechenschaft zu
geben.

		In der Tat hat der Autor das Verhalten Englands während der
Krisetage überhaupt nicht dargestellt; dieses Verhalten wie die
ganze englische Politik ist ihm unverständlich geblieben, weil er
weder die nötigen Kenntnisse noch die Fähigkeit besitzt, mehr als
den äusserlichsten Wortlaut der Depeschen aufzufassen; Hintergründe
und Zusammenhänge, Vorgeschichte und Folgen sind ihm gleich
verschlossen; darum schreibt er Torheit auf Torheit, fällt auf
jeden noch so plumpen Trug hinein, ein ahnungsloser Schwätzer von
der ersten zur letzten Zeile.

		Eben weil er die Noten nicht kritisch zu lesen oder zu
vergleichen und ihren wirklichen Sinn nicht zu erkennen vermag, oft
auch – wie wiederholt gezeigt wurde – nicht einmal ihren Wortlaut
erfasst, oder sich zu merken imstande ist, eben darum war er ganz
und gar auf die Einleitung zum Blaubuch angewiesen, die wenigstens
eine zusammenhängende und leicht fassliche aber auch höchst
unehrliche Darstellung bot, und die er darum abschreibt. Dieser
ganze Hauptteil seines Buches, das «Verbrechen», ist im Grunde nur
eine langatmige, verworrene und geschwätzige Umschreibung der in
dieser Einleitung gegebenen Darstellung.

		Ich gehöre nicht zu denen, die die allzueinfache Ansicht
vertreten, dass die deutschen Staatsmänner Engel und die englischen
Teufel waren. Es gibt in Deutschland viele, die das glauben, und
der umgekehrten Ansicht sind die naiven Leute in den feindlichen
Ländern.

		Es waren ohne Zweifel auf beiden Seiten mehr oder minder fähige
und mehr oder minder fehlbare Männer, die die Interessen ihres
Vaterlandes wahrzunehmen suchten, wie sie sie sahen, und in der
Weise, die sie für die beste hielten. Zu untersuchen ist, mit
welchen Mitteln sie dies taten und wie sie sich in der fraglichen
Zeit verhielten.

		[bookmark: page249]
Mit jedem neuen Dokument, mit jeder neuen Mitteilung, mit jedem
neuen Ereignis, das auf die Vergangenheit Licht wirft, wird dieses
Verhalten deutlicher und erkennbarer. Jeder Mensch weiss, dass man
eine aufregende Gegenwart am wenigsten übersieht, jeder macht die
Erfahrung, dass er im privaten wie im politischen Leben die Haltung
seiner Gegner und ihre wahren Beweggründe oft erst lange nachher
begriff.

		Darum könnte gar nichts törichter sein, als der Galoppangriff
des Autors auf den deutschen Reichskanzler, weil dieser das
Verhalten der englischen Staatsmänner am 2. Dezember anders
beurteilte als am 4. August.

		Freilich, jemandem, der überhaupt nichts lernt, nichts prüft,
über nichts nachdenkt, und noch viel weniger umdenkt, gleich dem
Autor, dem wird auch mit der Zeit nichts klar, der sprudelt sein
seichtes Phrasenwasser früh und spät mit gleichem Geplätscher.

		Am 4. August war noch nicht einmal das englische Blaubuch
erschienen, also nicht einmal das, was die englische Regierung
selbst über ihre Haltung verlauten lassen wollte!

		Diese Haltung hat sich während der kurzen zehn Tage der Krise in
sehr auffälliger Weise geändert, ohne dass dies sogleich nach
aussen auffallen musste.

		Es scheint, dass die englischen Staatsmänner sich in den ersten
Tagen um die Erhaltung des Friedens bemühten. Sie mussten dies in
jedem Falle tun, weil sie vor dem englischen Parlament einen
schlechten Stand gehabt hätten, wenn sie nicht nachweisen konnten,
dass sie sich in dieser Richtung Mühe gegeben hatten. Auch im
englischen Parlament war in jenen Tagen die Mehrheit keineswegs von
vorneherein kriegsfreundlich.

		Die englische Regierung hatte durch Jahre ihr Aeusserstes getan,
um, falls es einmal zum europäischen Kriege kommen sollte,
Deutschland in eine möglichst ungünstige und gefährliche Lage zu
bringen, wie im Abschnitt über die Einkreisung [bookmark: page250] im ersten Teil dieser
Schrift gezeigt worden ist. England hatte seine Flottenverteilung
und seine Flottenpositionen ganz und gar auf den Krieg mit
Deutschland eingerichtet, und es war mehrmals – insbesondere im
Jahre 1911 – drauf und dran gewesen, den Krieg hervorzurufen, zum
mindesten es darauf ankommen zu lassen; die Regierung hatte die
wichtigsten Vorbereitungen bereits getroffen (s. S. 92).

		Es scheint nicht, dass sie im Juli 1914 von Anfang an in
gleicher Stimmung war. Es wird sich überhaupt nicht feststellen
lassen, dass das Kabinett Asquith den Krieg mit Deutschland, auf
den die Presse Northcliffes und grosse englische Kreise deutlich
und kräftig hinarbeiteten, unbedingt wollte. Man mochte hoffen,
Deutschland diplomatisch noch vollständiger einzukreisen und durch
eine noch grössere Koalition ohnmächtig zu machen. Die Männer, die
die äussere Politik Englands seit Jahren ununterbrochen gelenkt
hatten, König Eduard und Sir Edward Grey, hatten zwar ihre Kreise
so gezogen und ihre Netze so gelegt, dass England für alle Fälle
vorbereitet schien; aber in keinem Fall hatte Grey gerade für jetzt
den Krieg gewünscht.

		Dies geht natürlich nicht aus seinen billigen und längst zur
leeren Floskel gewordenen Friedensversicherungen hervor, noch
weniger aus der salbungsvollen, an Entstellungen und Unwahrheiten
so reichen Einleitung zum Blaubuch. Auch seine Vermittlertätigkeit,
die zum grössten Teil eine sehr einseitige war, würde es nicht
beweisen.

		Bewiesen wird es nur durch zwei Stellen des Blaubuches, die
Noten Nr. 17 und 88.

		Aus der ersteren geht hervor, dass der englische Botschafter in
Petersburg, Sir George Buchanan, Ssasonoff sehr ernstlich von dem
Schritt abriet, der nach seiner, des Botschafters, Meinung den
Krieg entfesseln musste – das englische [bookmark: page251] Wort «precipitate» sagt
eigentlich noch mehr – der russischen Mobilisierung.

		Dies beweist zum mindesten deutlich, dass der Botschafter an
diesem Tage – dem der serbischen Antwort – keine entgegengesetzte
Instruktion hatte.

		Die zweite Note vom 29. Juli, Nr. 88, enthält jenen einzigen
billigen Vermittlungsvorschlag, in welchem Sir Edward Grey
Oesterreich vorschlug, die Sache vor die Mächte zu bringen, in
deren Mehrheit es Gegner finden musste, es aber insofern
sicherstellte, als er ihm serbisches Gebiet als Pfand bot – und der
von Deutschland am nächsten Tage weiter gegeben, von Oesterreich am
übernächsten angenommen wurde.

		Beide Noten beweisen aber zugleich die Halbheit des englischen
Friedenswillens – soweit er in den ersten Tagen der Krise bestand –
da, als Russland dem Rat des englischen Botschafters entgegen das
tat, was nach deutscher wie nach britischer Erklärung den Krieg
herbeiführen musste, nämlich dennoch mobilisierte, England ihm
nicht weiter entgegentrat, sondern es kräftig unterstützte.

		Ebenso liess Grey den einzigen Vermittlungsvorschlag der ernst
genommen werden konnte, sofort fallen, als Russland ihn nicht
annahm. In seiner Note vom 4. August teilt er wohl die Annahme des
Vorschlages durch Oesterreich der russischen Regierung mit, und
zwar mit der Bemerkung, dass diese Annahme, «wenn Russland seine
Mobilisierung einstellen würde, den Frieden erhalten könnte», aber
er tut dies ohne irgend Nachdruck darauf zu legen, und als wollte
er den Eindruck der ohnedies lendenlahmen Note noch mehr
abschwächen, fängt er sie mit der merkwürdigen Mitteilung an, «er
habe aus sicherer Quelle erfahren», während er die Annahme
amtlich vom österreichisch-ungarischen Botschafter, Grafen
Mensdorff, erfahren hatte, dem Graf Berchtold sie am Tag vorher
depeschiert hatte, mit dem Auftrag, sie Sir [bookmark: page252] Edward Grey «mit tiefstem
Dank für den Vorschlag» mitzuteilen. (Oest. Rotbuch Nr. 51,
Blaubuch Nr. 135.)

		Dies beweist unwiderleglich, dass das englische Kabinett nach
dem 25. Juli, nachdem Russland seinen entschiedenen Kriegswillen
und die französische Regierung ihren Entschluss mitzugehen
ausgesprochen hatte, seine Haltung geändert hat.

		Denn Ssasonoff hatte am 25. Juli auf die Warnung Buchanans
wörtlich geantwortet: «Russland könne Oesterreich nicht gestatten,
Serbien niederzudrücken und die Vormacht auf dem Balkan zu werden,
und es werde, wenn es nur der französischen Unterstützung sicher
sei, den Krieg auf alle Gefahr hin wagen.»

		Die Niederdrückung Serbiens wäre Russland, das jeden andern
slavischen Stamm niedergetreten hat, an sich und in jedem andern
Falle ebenso gleichgültig gewesen, wie sie ihm im Jahre 1885
gleichgültig war. Die Vormacht auf dem Balkan war der Grund und um
dieser Vormacht willen wollte es den Krieg. Aber auch hier war der
Ausdruck unehrlich.

		Denn Oesterreich wäre durch die Annahme seiner Forderungen noch
lange nicht die Vormacht auf dem Balkan geworden, ebensowenig wie
vor dem Jahre 1904, als Serbien noch zur österreichischen
Einflussphäre gehörte. Und wenn Russland der serbischen Regierung
nicht den Nacken gesteift hätte, hätte sie diese Forderungen
annehmen müssen. Die Folge wäre nur die gewesen, dass Oesterreich
für eine Zeit Ruhe gehabt hätte, ebenso hätte der Balkan, soweit es
an Oesterreich lag, und die Welt Ruhe gehabt.

		Selbst ein österreichisch-serbischer Krieg musste, da
Oesterreich sich ja verpflichten wollte, kein serbisches Gebiet zu
nehmen, noch die Unabhängigkeit des Königreiches zu schmälern,
Oesterreich noch lange nicht zur Vormacht auf dem Balkan machen.
Dafür hätte die Existenz Bulgariens wie die der Türkei gesorgt, von
dem ungeheuren Gewicht [bookmark: page253] des blossen Daseins der russischen
Riesenheere ganz abgesehen.

		Nicht um die Abwendung der österreichischen, sondern um die
Begründung der russischen Vormacht auf dem Balkan handelte es
sich.

		So lag die Sache für jeden Vernünftigen und anfangs auch für
England. Wie sehr in der Einleitung zum Blaubuch auch versucht
wird, die serbische Frage und ihre Vorgeschichte durch unbestimmte
und zweideutige Aeusserungen zu verdrehen, es muss selbst da noch
zugegeben werden, dass «Oesterreich schwer herausgefordert war»;
eine Herausforderung Russlands wird nicht einmal behauptet; es wird
nur gesagt, dass Russland sich für den Balkan interessierte, was
natürlich an sich nicht das geringste Recht gibt. Dass die
Westmächte an der Sache kein Interesse hatten, wird zugegeben.

		Zu behaupten, dass selbst ein unprovozierter Angriff auf Serbien
ohne weiteres als ein Angriff auf Russland aufzufassen gewesen
wäre, ist natürlich Unsinn. Dass die italienische Regierung – die
der Autor als Zeugin anruft! – dies behauptete, geschah, weil sie
Oesterreich im Fall eines russischen Angriffs die Treue nicht zu
halten wünschte, weil sie sich längst als Oesterreichs Gegnerin und
als Russlands Verbündete auf dem Balkan betrachtete – was sie ja
bereits in vielen Fällen bewiesen und im Jahre 1909 nach Racconigi
feierlich verkündet hatte. Kein Mensch wird zu behaupten wagen,
dass, selbst wenn Serbien besiegt wurde, das ungeheure russische
Reich wesentlich geschwächt oder geschädigt worden wäre. Selbst
seine wirkliche Machtstellung auf dem Balkan, die natürlich nicht
durch das kleine Serbien, sondern durch seine eigenen
Millionenarmeen gestützt wird, wäre nicht wesentlich verändert
worden. Nur sein Prestige hätte gelitten.

		Man kann es formell gelten lassen, wenn England Belgiens [bookmark: page254] wegen den
Krieg erklärte: es konnte sagen, es sei durch den Garantievertrag
von 1839 gebunden, die belgische Neutralität zu verteidigen. Aber
eine Kriegserklärung Russlands an Oesterreich wegen Serbien war
durch keinen Garantievertrag, durch kein Bündnis herbeigeführt, und
die Geschichte von den alten Beziehungen beider Länder ist eine
Fabel, die man nur völlig geschichtsunkundigen Leuten aufbinden
kann. Man kann höchstens gelten lassen, dass, nachdem die russische
Politik Serbien jahrelang gegen Oesterreich vorgetrieben, es nun
für sie einzutreten moralisch verpflichtet war. Das aber hätte auch
in ganz anderer und für Serbien und den Frieden erspriesslicherer
Weise geschehen können, und ist in keinem Fall eine Entschuldigung
dafür, dass Russland um dieser jahrelang betriebenen
antiösterreichischen Politik willen den Weltkrieg entfesselte.

		Ein Angriff Russlands auf Osterreich aber musste nach dem
Dreibundvertrag Deutschland mit in den Krieg ziehen. In der
gesamten Welt gab es in den ersten Tagen der Krise niemanden, der
nicht eingesehen hätte, dass der europäische Frieden von Russland
abhing.

		Nach Nr. 10 des Blaubuches sagte Sir Edward Grey am 24. Juli zum
französischen Botschafter Cambon, er gedenke vorläufig in
Petersburg gar keine Schritte zu tun, solange es sich nicht zeige,
dass das österreichische Ultimatum zu einem Zwist zwischen
Oesterreich und Russland führen müsse – solange dies nicht
geschehe, brauche England sich um die ganze Sache gar nicht zu
kümmern.

		Klarer konnte er gar nicht sagen, dass für Russland kein Zwang
bestand, einzuschreiten – allerdings sah er natürlich voraus, dass
Russland trotzdem einschreiten würde.

		Und sobald es klar war – durch Ssasonoffs Aeusserungen vom 24.
und 25. Juli, – dass Russland zum Einschreiten, ja, zum Krieg
entschlossen war, änderte England seine Haltung; zwar nahm die
englische Regierung noch immer die [bookmark: page255] Haltung eines Vermittlers ein; aber
nur die Haltung: in der Tat trieb sie russische Politik.

		Sir Edward Grey schlug die von Ssasonoff gewünschte
Viermächtekonferenz vor, in der Oesterreich drei völlig einige
Gegner und einen Freund finden musste, und die, weil der Dreibund
sein Scheindasein noch führte, dem vorschlagenden Russland wie dem
vermittelnden England auch den Schein der Unparteilichkeit
gewährte, auf den der Autor hinweist.

		Grey hat jede Formel Ssasonoffs angenommen, aber die einzige
ehrliche Vermittlung, die er selber versucht hatte, sofort fallen
lassen, als Russland nicht dafür zu haben war.

		Und wenn er sich am 31. Juli tatsächlich in einem Gespräch mit
dem Fürsten Lichnowsky nach seiner Note Nr. 111 bereit erklärte,
«jeden annehmbaren Vorschlag Deutschlands oder Oesterreichs,
welcher der Erhaltung des Friedens dienen könnte, in Petersburg und
Paris zu vertreten und für den Fall der dortigen Nichtannahme sich
von den Verhandlungen zurückzuziehen», so wirft diese Erklärung auf
seine Aufrichtigkeit das schlechteste Licht, da er ja nicht einmal
seinen eigenen Vermittlungsvorschlag in Petersburg wirklich
vertreten hat. In wie eigentümlich abschwächender Weise er noch am
letzten Tag die Annahme des Vorschlages nach Petersburg bekanntgab,
ist auf Seite 253 mitgeteilt worden.

		Vollkommene Lüge und Erfindung des Autors ist, dass Sir Edward
Grey die Verhandlungen zwischen Oesterreich und Russland aufs
lebhafteste gefördert und sie durch weitere, volle Befriedigung für
Oesterreich enthaltende, Vorschläge zum Ziele zu führen gesucht
hätte, und wenn der Autor in einer Anmerkung Nr. 110, 111, 131,
133, 135, 137 des Blaubuchs dafür zitiert, so ist dies, wie so oft,
ein frecher Betrug, da nicht eine einzige dieser Noten irgendeinen
Vorschlag, oder auch nur etwas einem Vorschlag ähnliches
enthält!

		[bookmark: page256]
Sir Edward Grey hat also unter dem Schein der Vermittlung lediglich
russische Wünsche zur Annahme zu bringen gesucht; und während er
von der deutschen Regierung verlangte, sie möge die österreichische
Regierung zurückhalten, ja, «einen Druck auf sie ausüben», übte er
auf die russische nicht den geringsten Druck aus und suchte sie von
nichts zurückzuhalten, nicht einmal von dem Schritt, von dem sein
eigener Botschafter am 25. Juli gesagt hatte, dass er zum Kriege
führen müsste: der Mobilisierung; nach dem 25. Juli erfolgte keine
Warnung mehr.

		Wir haben vielmehr nur zu deutliche Anhaltspunkte dafür, dass
heimlich das Gegenteil geschah.

		Zunächst den Brief des belgischen Geschäftsträgers in
Petersburg, Herrn von l'Escaille, in dem es heisst, «England habe
anfangs zu verstehen gegeben, dass es sich nicht in einen Kampf
hineinziehen lassen will. Sir George Buchanan habe es offen gesagt,
England wolle sich nicht in einen Zwist hineinziehen lassen, aber
jetzt habe die russische Regierung die Versicherung, dass England
Frankreich helfen wird. Diese Unterstützung ist von ungeheurer
Bedeutung und hat nicht wenig dazu beigetragen, der Kriegspartei in
Russland die Oberhand zu geben.» «L'Angleterre a commencé par
donner à entendre qu'elle ne voulait pas se laisser entraîner dans
un conflit. Sir George Buchanan le disait ouvertement. Aujourd'hui
on est fermement convaincu à St-Petersbourg, on a même l'assurance,
que l'Angleterre soutiendra la France. Cet appui est d'un poids
énorme et n'a pas peu contribué à donner la haute main au parti de
la guerre.»

		Der Autor versucht diesen Brief sowohl in seiner Echtheit wie in
seinem Inhalt zu verdächtigen.

		Er findet es zunächst sonderbar und
«Sherlock-Holmes-artig-romantisch», dass der belgische Diplomat
diesen Brief statt in Petersburg in Deutschland zur Post geben
liess. Entweder stellt der Autor sich hier wieder einmal besonders
[bookmark: page257] dumm,
oder er ist es. Denn es ist einfach selbstverständlich, dass ein in
Petersburg akkreditierter Diplomat, wenn er in kritischen Tagen
Dinge schreibt, die der russischen Regierung höchst unangenehm sein
mussten, den Brief lieber nicht der russischen Post anvertraute und
die deutsche für sicherer hielt. Dass inzwischen in Deutschland
bereits Kriegszustand eintreten würde, konnte er nicht ahnen.

		Nun folgt ein kleiner Advokatenkniff, der den Leser betrügen
soll. Der Autor schreibt, «der Brief sei bisher nicht bestätigt
worden», als ob das nötig oder nur denkbar wäre! Glaubt ein Leser
wirklich, dass Herr von l'Escaille, nachdem er das Missgeschick
hatte, dass sein Brief entdeckt wurde, nun noch vortreten und, nur
um der deutschen Regierung eine besondere Freude zu machen,
feierlich erklären sollte: «ja, das habe ich geschrieben und es ist
meine Meinung»? Es genügt vollkommen, dass er die Echtheit des
Briefes nie in Abrede gestellt hat. Es wäre auch schwer gewesen, da
schon die Deckadresse «Madame Costermans, 107 rue Froissard,
Bruxelles» die Echtheit beweist. Madame Costermans ist offenbar die
Gattin oder Mutter des politischen Direktors im belgischen
Ministerium des Aeussern, Herrn Costermans.

		Weiter erklärt der Autor, der belgische Geschäftsträger könne
das alles nicht wissen, was er sage; oder höchstens vom Hörensagen;
dies sei nur Klatsch. Nun ist es ja wohl möglich, dass ein Diplomat
an einem Hof nicht alles und auch nicht alles richtig erfährt. Aber
welche bodenlose Unverschämtheit von Seiten des Autors, der gar
nichts weiss und über alles plappert, der erzählt, als ob er es
wüsste, was in den geheimsten Beratungen beim Kaiser in Potsdam
beschlossen wurde, was man im Wiener Ministerium des Aeussern
hoffte, wünschte und fühlte – welche Unverschämtheit von ihm, die
Mitteilungen eines Diplomaten zu verdächtigen, der dies immerhin
wissen kann! Er, dem es nicht einfällt, [bookmark: page258] die «Dokumente» im
Gelbbuch zu bezweifeln, in denen längst verstorbene Personen als
lebend angeführt werden und sonst aller mögliche Klatsch berichtet
wird, – er bezweifelt ein unangefochtenes Dokument, sobald es gegen
die englische Politik spricht. So handelt eben ein loyaler und
gründlicher «Historiker».

		Endlich führt der Autor noch an: wenn die aus den diplomatischen
Büchern Englands usw. hervorgehenden Tatsachen dem Zeugnis des
belgischen Geschäftsträgers widersprechen, so müsste dieser
Widerspruch zu Gunsten der ersteren entschieden werden.

		Aber dieser Widerspruch besteht eben nicht; oder vielmehr er
besteht nur gegenüber den Behauptungen der englischen Regierung in
der Einleitung des Blaubuches, die der Autor – blindgläubig oder
bösgläubig – nachschreibt; der Inhalt des Blaubuches bestätigt die
Aeusserungen d'Escailles vollkommen, er ergibt klar und deutlich
eine Aenderung der englischen Haltung in Petersburg, und eben diese
Aenderung wird wieder von dem belgischen Diplomaten bestätigt.

		Wir haben übrigens noch andere Bestätigungen. Das Bureau Reuter
meldete schon am 29. Juli aus Petersburg: «Im Vertrauen auf
Englands Unterstützung, über die die Zweifel meist geschwunden
sind, ist die russische Oeffentlichkeit bereit, den Krieg auf sich
zu nehmen», und am 30. Juli: «Die Abfahrt der englischen Flotte aus
Portland hat einen ungeheuren Eindruck hervorgerufen und im Verein
mit Japans friedfertiger Versicherung die russische
Entschlossenheit für die bewaffnete Entscheidung mehr als
befestigt.»

		Was der belgische Geschäftsträger in Petersburg sagt, was das
Bureau Reuter, das England gegenüber ein wahrlich unverdächtiger
Zeuge ist, bestätigt, das entspricht durchaus der ganzen englischen
Politik der letzten zehn Jahre und widerspricht der zweideutigen
Haltung der letzten zehn Tage [bookmark: page259] in keiner Weise und wird endlich durch das
Ergebnis bestätigt.

		Russland hatte die Zusicherung der englischen Hilfe gleich in
den ersten Tagen verlangt, aber nicht sofort erhalten. Im selben
Gespräch mit Sir George Buchanan vom 24. Juli hatte Ssasonoff die
Ueberzeugung ausgesprochen, wenn sich nur England mit Frankreich
und Russland solidarisch erklären würde, würden Deutschland und
Oesterreich sicherlich eingeschüchtert werden und ihren Standpunkt
aufgeben. In diesem Wunsch, der gleichzeitig vom französischen
Botschafter geäussert wurde und den Poincaré am 30. Juli gegenüber
dem englischen Botschafter Sir F. Bertie nochmals aussprach, sieht
der Autor einen «Beweis für den ernstesten Friedenswillen» beider
Mächte. Er, der sonst immer mit dem Strafgesetz in der Hand Politik
treibt, fühlt sich nicht bewogen, zu sagen, dass man solch ein
Vorgehen im Strafrecht Erpressung nennen würde. Nennen wir es
richtiger eine Kriegsdrohung, um die eigene Politik durchzusetzen,
oder sagen wir nur, um Serbien und damit zugleich Russland vor den
Folgen der durch Jahre gegen Oesterreich betriebenen Politik der
Verhetzung und der Attentate zu schützen; wahrscheinlicher noch, um
sie zu ihrem Ziele zu führen.

		Und diese Kriegsdrohung, die mit tötlicher Sicherheit zum Kriege
führen musste, nennt der Autor «einen Beweis für den
russisch-französischen Friedenswillen»!

		In England verstand man dies sofort; man wusste, dass
Deutschland und Oesterreich nicht einzuschüchtern waren, und Sir
George Buchanan sagte denn auch am 27. Juli auf Ssasonoffs erneutes
Drängen: «Wenn wir der deutschen Regierung sagen, dass sie es auch
mit uns zu tun bekäme, wie mit Frankreich und Russland, würden wir
ihre Haltung nur noch steifer machen.»

		Aber für die schwatzenden Politiker des Forums genügt die
Wiederholung «Brutus ist ein ehrenwerter Mann», und [bookmark: page260] wenn nur bei jedem
noch so drohenden Schritt wiederholt wird, «wir tun das um des
lieben Friedens willen», so ist der Autor gleich seinen
Seelenverwandten, die Shakespeare auf die Bühne gestellt hat,
begeistert und gerührt.

		Wahrscheinlich wäre es beiden Mächten lieber gewesen, ihr Ziel
auch ohne Krieg zu erreichen; auch Italien hätte im Jahre 1912,
wenn die Türkei ihm Tripolis gutwillig geräumt hätte, den Krieg
nicht geführt; deswegen kann man aber noch nicht sagen, dass seine
Kriegsdrohung den ernstesten Friedenswillen bewies.

		Als Buchanan jene Antwort gab, da war die Aenderung in der
Haltung des englischen Kabinetts noch nicht entschieden; am selben
27. Juli sagte Sir Edward Grey zum Fürsten Lichnowsky, «er werde in
engster Gemeinschaft mit Deutschland arbeiten», aber in der Folge
arbeitete er nur in engster Gemeinschaft mit Russland.

		Oder sollte das Versprechen «in engster Gemeinschaft mit
Deutschland zu arbeiten», etwa die sonderbare Forderung bedeuten,
dass auch Deutschland sich an der Einschüchterung beteiligen
sollte, um Oesterreich eine schwere politische Niederlage zu
bereiten. Es sieht fast so aus.

		Die deutschen Staatsmänner hätten vollkommene Esel sein müssen,
um darauf hineinzufallen. Da sie nicht darauf hineinfielen, sah man
sich nach andern um; und die Erwartung wurde nicht enttäuscht; wenn
auch nicht jeder solchen Eifer im Hineinfallen zeigte, wie der
Autor.

		Immer den Frieden im Munde führend, schrie man, «seht,
Deutschland hält seinen Bundesgenossen Oesterreich nicht genug
zurück!» und lenkte so die Aufmerksamkeit davon ab, dass man den
eigenen Bundesgenossen Russland überhaupt nicht zurückzuhalten
versuchte, ihm vielmehr nach kurzem Zögern jede diplomatische
Unterstützung gewährte und kriegerische in Aussicht stellte.

		[bookmark: page261]
Wir können die Gedankengänge des englischen Staatssekretärs und die
Beratungen im englischen Kabinett natürlich nur vermuten. Die
Weltlage, auf die man so lange hingearbeitet hatte, war
eingetreten, wenn auch vielleicht auf anderem Wege und rascher, als
man erwartet hatte. Die Frage war: sollte man ehrlich vermitteln –
das heisst, indem man beiden Teilen sachlich, nicht nur mit
freundlichen Worten, Rechnung trug, oder die Gelegenheit benützen
und mitgehen. Was darüber beraten, wann beschlossen wurde, wissen
wir nicht. Wir sehen nur die Handlungen: diese beweisen im Anfang
ein Zögern, dann ein zweideutiges Vermitteln, der einzige ernste
Vorschlag wird auf den Widerspruch des befreundeten und am
heftigsten drohenden Russland, das sich von Anfang an zum Kriege
entschlossen erklärt, sofort fallen gelassen; dann ein immer
entschiedeneres Mitgehen.

		Will man die Verschlagenheit der Politik Grey's – und damit
zugleich die Fassungsgabe des Autors – ermessen, so braucht man nur
sein gleichzeitiges Verhalten gegenüber Frankreich zu verfolgen,
wie es stufenweise in den Noten 87, 99 und 119 des Blaubuches zum
Ausdruck gelangt.

		In Nr. 87 gibt Sir Edward Grey selbst ein Gespräch wieder, das
er am 29. Juli mit dem französischen Botschafter Paul Cambon hatte,
dem er die folgende schlangenklug gewundene Erklärung gibt: «er,
Grey, habe dem deutschen Botschafter bereits gesagt, man möge in
Deutschland nicht darauf rechnen, dass England, wenn es zum Krieg
kommen sollte, beiseite stehen werde. Aber Cambon möge einsehen,
dass England eine bindende Erklärung, Frankreich und Russland zu
helfen, auch nicht geben könne. Die öffentliche Meinung in England
werde bei einem Balkanstreit nicht so mitgehen wie in der
Marokkofrage. Selbst wenn zwischen Oesterreich und Russland Krieg
ausbrechen sollte, selbst wenn Deutschland und Frankreich
hineingezogen würden, bleibe [bookmark: page262] England von jeder Verpflichtung frei; und
noch sei nicht entschieden, was es tun werde; man würde überlegen
und tun, was das englische Interesse verlange.»

		Herr Cambon ist zunächst befriedigt. Er hat vollkommen
verstanden. Er weiss oder glaubt zu wissen, was das englische
Interesse verlangen wird und wie die Entscheidung fallen muss. Es
handelt sich darum, die öffentliche Meinung in England für den
Krieg zu gewinnen und mit einer blossen Balkanfrage geht das eben
nicht.

		Herr Cambon hat dies so gut begriffen, dass er am nächsten Tag
seine Frage anders formuliert. Er wünscht nicht mehr ein förmliches
Versprechen, sondern nur eine Erklärung, was England in bestimmten
Fällen tun würde. Und er erinnert Grey an die Briefe, die im
November 1912, als bereits wegen einer Balkanfrage Krieg
auszubrechen drohte, gewechselt worden waren. Auch damals hatte die
englische Regierung sich nicht formell gebunden (s. S. 55–57).

		Mit der Note Blaubuch Nr. 105, in der dieses zweite Gespräch vom
30. Juli mitgeteilt wird, werden die beiden Briefe vom 22. November
1912 mit veröffentlicht, sowie ein Schreiben des französischen
Ministers des Aeussern an Herrn Cambon, in dem auf die drohenden
Vorkehrungen Deutschlands und die Gefahr, in der Frankreich bereits
schwebt, hingewiesen wird. Dieses Schreiben wird, um es wirksamer
zu gestalten, im Datum wie im Inhalt gefälscht; davon später mehr
(s. S. 285 ff.).

		Am Schluss verweist Grey auf die Kabinettsitzung vom nächsten
Tag und verspricht nachher nochmals mit dem Franzosen zu
sprechen.

		Am nächsten Tag kommt Cambon wieder; er ist diesmal viel
aufgeregter, was ja begreiflich ist, denn er weiss, dass Frankreich
dem Kriege zustrebt, und ist nicht sehr zufrieden, als Grey ihm
mitteilt, in der Kabinettsitzung sei beschlossen worden, dass man
im Augenblick noch kein bindendes [bookmark: page263] Versprechen geben könne, ja er ist
so aufgeregt, dass er diesmal nicht gleich versteht, was Grey ihm
immer wieder und wieder zu verstehen gibt.

		Ich werde es machen wie der Autor und den Wortlaut mitteilen,
unter Betonung der Stellen, die mir die entscheidenden scheinen, –
es sind nicht die gleichen, die der Autor gesperrt druckt:

		«Ich sagte, wir wären zum Schluss gekommen, dass wir im
Augenblick kein Versprechen geben können. Wir haben wohl unsere
Politik vor das Parlament zu bringen, aber wir können das Parlament
nicht im voraus binden. Bis zu diesem Augenblick
finden wir nicht, noch fände es die öffentliche Meinung, dass
Verträge oder Verpflichtungen unseres Landes in Mitleidenschaft
gezogen seien. Weitere Wendungen könnten die Lage ändern und
Regierung und Parlament zur Ansicht bringen, dass eine Teilnahme
gerechtfertigt sei. Die Bewahrung der belgischen Neutralität
könnte, ich will nicht sagen ein entscheidender, aber ein
wichtiger Faktor für die endgültige Bestimmung unserer Haltung
sein. Ob wir nun dem Parlament vorschlagen, an einem Krieg
teilzunehmen oder nicht teilzunehmen, das Parlament werde
jedenfalls wissen wollen, wie wir mit der belgischen Neutralität
daran seien, und es könnte sein, dass ich beide, sowohl
Frankreich als Deutschland, fragen werde, ob beide bereit seien,
sich zu verpflichten, die Neutralität Belgiens nicht als erster zu
verletzen.» «I said that we had come to the conclusion, in the
Cabinet today, that we could not give any pledge at the
present time. Though we should have to put our policy before
Parliament, we could not pledge Parliament in advance. Up to the
present moment, we did not feel, and public opinion did not
feel, that any treaties or obligations of this country were
involved. Further developments might alter this Situation
and cause the Government and Parliament to take the view that
Intervention was justified. The preservation of the [bookmark: page264] neutrality of Belgium
might be, I would not say a decisive, but an important factor, in
determining our attitude. Whether we proposed to Parliament to
intervene or not to intervene in a war, Parliament would wish to
know how we stood with regard to the neutrality of Belgium, and it
might be that I should ask both France and Germany whether each was
prepared to undertake an engagement that she would not be the first
to violate the neutrality of Belgium.»

		Der Autor führt die gleiche Note an, aber er unterstreicht die
Stellen, die sagen, dass die englische Regierung sich nicht
verpflichten könne, während ich die Stellen unterstreiche, die
sagen, dass die englische Regierung sich noch nicht
verpflichten könne.

		Schon am 27. Juli hatte Sir Edward Grey zum russischen
Botschafter in London gesagt, «der Eindruck, dass London beiseite
stehen werde, sei ja schon infolge der der ersten Schlachtflotte
erteilten Befehle unmöglich», um sofort hinzuzufügen, dass man
darin nicht mehr als das Versprechen einer diplomatischen Aktion
sehen möge. Auch der stellvertretende französische Minister des
Aeussern, Herr Bienvenu-Martin, verstand ihn sofort und sprach dem
englischen Botschafter in Paris seine Dankbarkeit aus; er beteuerte
sein vollkommenes Verständnis durch die Worte, «er erkenne, dass
die Frage in ihrer gegenwärtigen Phase England in keiner
Weise berühre», (Blaubuch Nr. 47 und 59) und wiederum bestätigte
Grey seinem Pariser Botschafter, «er habe Cambon gesagt, es wäre
nicht gerechtfertigt, wenn wir im gegenwärtigen Augenblick
ein Versprechen gäben, aber wir werden die Lage sofort neu in
Erwägung ziehen, sobald eine neue Wendung der Dinge
eintritt». (Blaubuch Nr. 117.)

		Man sieht die Worte: «jetzt», «im gegenwärtigen Augenblick»,
soweit der Konflikt sich «bis jetzt» entwickelt hat, «sobald eine
neue Wendung eintritt» kehren immer wieder. Sie müssen also für den
englischen Staatssekretär wie für [bookmark: page265] seine Zuhörer von ausserordentlicher
Wichtigkeit gewesen sein.

		Die Sache ist ja nur zu deutlich. Mehr konnte ein englischer
Minister nicht versprechen; aber es war ihm natürlich unbenommen,
nachher viel mehr zu halten, als er versprochen hatte, und es war
ihm unbenommen, dies schon jetzt anzudeuten. Er durfte nur
ermutigen, nicht versprechen; und er ermutigte so viel er konnte;
in jedem Wort sagte er dem französischen Botschafter: «Hoffe nur,
verstehe doch, dass ich mich nicht binden kann, aber verzweifle
darum nicht, noch ist es nicht so weit; aber es kann ja jeden
Augenblick kommen.»

		Spricht so jemand, der den andern vom Kriege abhalten will? Ein
englischer Minister ist vom Parlament und damit zugleich von der
öffentlichen Meinung abhängig. Seine Sache ist es, durch
Geschicklichkeit und Beredsamkeit die Mehrheit auf seine Seite zu
bringen und für seine Politik zu gewinnen. Das ist es, was er von
Jugend auf, schon in den Spielparlamenten an der Universität, lernt
und übt. Aber er muss sie, die er führt, immer in dem Wahn lassen,
dass sie frei entscheiden. Er muss immer den Schein wahren. Darum
konnte Sir Edward Grey nie ein unbedingtes Versprechen geben. Er
musste stets gedeckt bleiben und dem Parlament sagen können: seht,
ich habe meine Befugnis nicht überschritten, ich habe euch nicht im
voraus verpflichtet. Wenn man seine Note liest, muss man bewundernd
sagen, er hätte es gar nicht geschickter machen können: er hatte
schwerwiegende, ja entscheidende Aussichten auf Englands Mithilfe
eröffnet und konnte doch immer sagen: ich habe ja nichts
gesagt.

		Seine Sache war es, das durchzusetzen, wozu er längst
entschlossen war. Da der so lange drohende Krieg nicht aus der
Marokkofrage hervorging, die Lloyd George im Jahre 1912 als eine
Lebensfrage bezeichnet hatte, sondern aus [bookmark: page266] einem Balkanwinkel, von
dem die meisten Engländer ebensowenig wussten, wie etwa der Autor,
so musste etwas gefunden werden, was sie näher anging.

		Darum verwies Sir Edward Grey den drängenden Franzosen auf die
«neue Wendung», von der er wusste, dass sie nicht ausbleiben
konnte. Da war zunächst die Frage der belgischen Neutralität, mit
deren Verletzung durch Deutschland – wie schon die wiederholten
Schutzanträge und Verhandlungen mit Belgien und der Aufsatz Hilaire
Bellocs beweisen – man bestimmt rechnete. Von dieser Verletzung
konnte man sich sehr viel versprechen, damit konnte man sowohl die
Realpolitiker, die seit Jahrhunderten Belgiens Unberührbarkeit im
englischen Interesse forderten, als auch die zahlreichen loyalen
und naiven Leute im Lande für den Krieg gewinnen.

		Dennoch hütete man sich, die Kriegsbeteiligung Englands auf
diese eine Karte zu setzen. Es sollte «kein entscheidender, nur ein
wichtiger Faktor» sein. Denn Sir Edward Grey war ja längst
entschieden, aber für das Parlament war ein moralisch klingender
Grund wichtig. Schon früher hatte man einen Angriff auf die
französische West- oder Nordküste zum Kriegsfall gemacht, wie man
Frankreich am 2. August zusicherte. (Blaubuch Nr. 148.)

		Aber man zählte mit ziemlicher Sicherheit auf den ersten Faktor.
Den Kriegsgrund der belgischen Neutralität trug man gleichsam seit
Jahren in der Tasche. Oder glaubt jemand, dass der englische
Generalstab das auf Seite 240 genannte vierbändige Geheimwerk über
die belgischen Flüsse und Strassenverhältnisse auf Grund des vom
belgischen Generalstab gelieferten Materials ausgearbeitet und in
Druck gelegt hätte, wenn die englische Regierung nicht aufs
bestimmteste mit einem Krieg in Belgien gerechnet hätte? Und welche
Antwort man von Frankreich, welche man von Deutschland erhalten
werde, wusste man zum genauesten im voraus, so gut wie Herr Hilaire
Belloc es wusste. Man [bookmark: page267] muss zugestehen, wieder wurde die Sache mit
grösster Geschicklichkeit in Szene gesetzt. Die
weinerlich-pathetischen Worte, mit denen Sir Edward Grey und mehr
noch Herr Asquith im englischen Parlament ihr entrüstetes Erstaunen
über die Verletzung der belgischen Neutralität vortrugen, bildeten
den Höhepunkt dieser glänzend gespielten politischen Komödie.

		«Wir kämpfen», sagte Herr Asquith in der Sitzung des Unterhauses
vom 6. August 1914, «um eine feierliche internationale
Vertragsverpflichtung zu erfüllen, eine Verpflichtung, die, wenn
sie ähnlich im Privatleben von zwei Personen eingegangen würde,
nicht nur als eine gesetzliche, sondern als eine Ehrenpflicht
erscheinen würde, die kein Mensch, der sich selbst achtet, zu
erfüllen sich weigern dürfte.»

		Wie schön das klingt! Nun, die Neutralität der Insel Korfu ist
gleichfalls von Grossbritannien, England, Frankreich, Russland,
Oesterreich und Preussen – also genau denselben Mächten, die
seinerzeit die belgische Neutralität garantiert haben, zu London
verbürgt worden. Man hat aber nicht gehört, dass, als die Franzosen
und Italiener im Laufe des Krieges Korfu besetzten, England «eine
Ehrenpflicht erfüllt hätte, die kein Mensch, der sich selbst
achtet, zu erfüllen weigern dürfte».

		Und in wie vielen Verträgen hat England feierlich die Integrität
der Türkei gewährleistet, seitdem es die Verpflichtung im Jahr 1878
zum ersten Mal übernahm und dafür die Insel Cypern erhielt?

		Aber da es so viele Leute gibt, die mit solchen Worten
eingefangen werden und nach den Taten nicht fragen, warum sollte
ein kluger Minister nicht so sprechen?

		Es mag auf den ersten Blick weniger politisch erscheinen, aber
es ist jedenfalls ehrenhafter und vornehmer zu sagen: «Wir tun
Unrecht, aber wir sind in grosser Gefahr, und müssen die belgische
Grenze verletzen.»

		[bookmark: page268]
Man kann überzeugt sein, dass die Mehrheit des englischen
Parlaments von der Vorgeschichte der belgischen Neutralität und
ihrer Verletzung wenig oder gar nichts wusste. Dass das Deutsche
Reich aus der Zahl der Garantiemächte ausgeschieden war, wusste
vermutlich nicht einer. Die militärische Lage, die Vorgänge der
Krise waren sicherlich den wenigsten bekannt und von den
Machenschaften zwischen der belgischen und englischen Regierung
wussten sie ebensowenig.

		Da musste die Plötzlichkeit des Ereignisses und das Pathos
Asquith' wirken. Ausserdem war die von den grossen Blättern der
Northcliffepresse bearbeitete Volksstimmung für einen Krieg gegen
das Deutsche Reich nicht schwer zu gewinnen.

		Man vermochte einen grossen Teil Europas und der Bevölkerung
Europas wie Amerikas – und nicht die schlechtesten in beiden
Weltteilen – auf diese Weise zu täuschen und zunächst auf die Seite
der Entente zu bringen. Aber die Zeit kommt, da Europa und Amerika
umlernen werden.

		Welch unsagbaren Missverstand der Autor zu alledem schreibt,
kann hier nur flüchtig angedeutet werden. Er ist ebenso masslos und
sinnlos im Verteidigen wie im Anklagen. Er schreit, «den führenden
Männern Deutschlands sei die Logik abhanden gekommen, sie wollten
oder könnten nicht begreifen, dass das, was England nach dem
Kriegsausbruch tat, nichts mit dem zu schaffen hat, was es vorher
getan», und sieht gar nicht, welch ein Armutszeugnis er damit den
englischen Staatsmännern ausstellen würde, das sie wahrlich nicht
verdienen. In unendlich klug berechneten Schritten und in klar
gezogenen Linien war die englische Politik seit vielen Jahren auf
das eine Ziel losgegangen: Deutschland zu umstellen und
einzukreisen; dann hatte die englische Regierung während der Krise
Schritt für Schritt im gleichen Sinn Stellung genommen, hatte schon
vor dem 1. August Russland [bookmark: page269] und Frankreich die nötigen Ermutigungen
gegeben und war am 3. August schon seit einer Woche entschlossen,
die Gelegenheit zu nützen, den gefährlichen und unangenehmen
Konkurrenten zu vernichten.

		In gar keinem Fall: nicht wenn Deutschland sich verpflichtete,
die französischen Küsten nicht anzugreifen, nicht wenn es sich
verpflichtete, Frankreich selbst, ja die französischen Kolonien
beim Friedenschluss unangetastet zu lassen, nicht wenn es sich
verpflichtete, Belgiens Neutralität nicht anzutasten: für keinen
Fall, wollte England sich verpflichten, neutral zu bleiben. Auf
alle Vorschläge des Fürsten Lichnowsky erwiderte Sir Edward Grey
immer wieder: «Wir müssen uns die Hände frei halten».

		In seiner Geschichte des Krieges hat Stegemann diesen stets
wiederkehrenden Satz vortrefflich ergänzt: «England wollte sich die
Hände frei halten, um sie gegen Deutschland zu gebrauchen».

		Auch hieraus möchte der Autor der englischen Regierung ein Lob
drehen und Sir Edward Grey mit einem alten Bagatellrichter
vergleichen, der beiden Prozessparteien die Schwächen ihres
Standpunktes vorhält, um sie zu einem Vergleich zu bewegen; und so
dreht und fälscht er denn die Vorgänge jener Tage dahin, als hätte
Sir Edward Grey «den Franzosen und Russen gesagt: gebt nach,
rechnet nicht auf meine Hilfe, und den Deutschen und
Oesterreichern: gebt nach, rechnet nicht auf meine Neutralität».
Wohl sprach der englische Staatssekretär so zu Deutschland und
Oesterreich, niemals aber, nicht an einer einzigen Stelle in
sämtlichen Akten, nicht einmal bei jener ersten und letzten
ernstlichen Warnung Buchanans vom 25. Juli sagte er der
französischen und russischen Regierung: «Gebt nach», und
ebensowenig sagte er ihnen je «rechnet nicht auf meine Hilfe»,
sondern stets nur: «ich kann mich jetzt noch nicht binden,
euch zu helfen, aber wartet nur, wenn die Sache sich entwickelt,
werden wir schon [bookmark: page270] sehen». So hat des Autors alter
Amtsgerichtsrat sicherlich nicht gesprochen, oder er hätte sehr
wenig Vergleiche erzielt. Und auch der allerparteiischeste Richter
gibt kein schriftliches Versprechen ab, nur dem einen Teil zu
helfen, er sagt höchstens wie Sir Edward Grey: «Wir werden schon
sehen.»

		Der Autor aber fährt in gleicher Weise fort, entstellt jede
Tatsache, missversteht jede Note, verdreht jede Rede, schreibt
Sinnlosigkeit auf Sinnlosigkeit, verliert in seiner Stylstümperei
jede Haltung und jeden Faden, wiederholt oder vergisst, was er
vorher gesagt, läuft gleichsam hin und her, kollert und
gestikuliert und überschlägt sich im Geiste vor Eifer. Er ist
wütend, dass man in Deutschland immer wieder die Gründe erörtert,
die England zur Teilnahme am Kriege bewogen haben und schreit in
unfreiwilliger Komik: «Diese Gründe sind ganz ausschliesslich
Englands Sache!»

		Wenn es historisches Interesse, wenn es nur Neugier wäre, dass
wir ergründen möchten, weshalb ein Volk, ein Land, mit dem wir seit
dem siebenjährigen Krieg keinen Kampf mehr gehabt, dem wir niemals
politisch entgegengetreten sind oder noch irgend eine
Unfreundlichkeit erwiesen haben – mit der einzigen Ausnahme einer
Depesche, die einen völkerrechtswidrigen Akt eines Privatmannes
verurteilte, dessen Urheber in England selbst gerichtlich
verurteilt wurde – dem wir aber viel Freundlichkeiten und Dienste
erwiesen haben, und das viele von uns aufrichtig liebten und
bewunderten; wenn wir wissen wollen, warum dieses Land sich nicht
nur seit Jahren in die Reihe unserer Gegner stellte und gegen uns
arbeitete, sondern in unserer höchsten Gefahr uns an die Kehle
griff, das sollte uns verwehrt, sollte nur wunderlich sein?

		Hat der Autor schon vergessen, dass er von Oesterreich
verlangte, es sollte seine Gründe für sein Vorgehen gegen Serbien,
England und andern Unbeteiligten vorlegen? und [bookmark: page271] wir Nächstbeteiligten
sollen nicht fragen, warum England gegen uns vorgeht? Warum sind
Englands Gründe ausschliesslich seine Sache, und Oesterreichs
Gründe nicht seine Sache?

		Wir sollen uns mit dem Grund für Kinder und Idioten begnügen,
mit dem sich der Autor begnügt, dass England wegen des verletzten
Garantievertrages von 1839 uns den Krieg erklärt hat, den es damit
nicht nur für uns, sondern für sich selbst zu einem auf Leben und
Tod gemacht, und in den es seither Volk auf Volk hineingerissen
hat? Das sollen wir von einer Regierung glauben, die so ungezählte
Verträge, und gerade in den letzten Jahren, gebrochen hat, wenn es
ihr irgend passte? und nachdem gerade vom Garantievertrag, – als
die gleiche Frage im Jahr 1870, freilich bei ganz anderer
politischer Stellung Englands, auftauchte – Englands moralischester
Staatsmann vorsichtig gesagt hatte: «Ich kann die Lehre derer nicht
unterschreiben, die in diesem Hause behauptet haben, dass das
einfache Bestehen eines Garantievertrages jeden Teil bindet,
gleichgültig, in welcher besonderen Lage er sich befinden mag, wenn
die Gelegenheit kommt, dem Garantievertrag gemäss zu handeln.» «I
am not able to suscribe to the doctrine of those who have held in
this House what plainly amounts to an assertion, that the simple
fact of the existence of a guarantee is binding on every party to
it, irrespectively altogether of the particular position in which
it may find itself at the time when the occasion for acting on the
guarantee arises.»

		Eben darum suchte Gladstone beide Mächte, Preussen und
Frankreich durch erneuten Vertrag zu binden, und Bismarck erneuerte
die Garantie in der Tat für die Dauer bis zu einem Jahr nach dem
Krieg. Gladstones Haltung war eine zweifelnde. Aber im Jahre 1887,
als infolge der nationalistischen Bewegung in Frankreich unter
Führung des Generals Boulanger die Gefahr eines Krieges zwischen
Frankreich [bookmark: page272] und Deutschland drohte, hatte die englische
Regierung, wie aus der auf Seite 237 zitierten Aeusserung des
«Standard» hervorgeht, über die Frage noch ganz anders gedacht. Und
nicht nur das Organ des konservativen Kabinetts Salisbury, sondern
Sir Charles Dilke, der Unterstaatssekretär des Auswärtigen im
liberalen Kabinett Gladstone war, schrieb im Juni des gleichen
Jahres in der «Fortnightly Review»: «Die Verträge verfallen ohne
Zweifel mit der Zeit. Der Vertrag von 1839 über Belgien ist älter
als der Vertrag von 1855 über Schweden, und England würde es heute
für Wahnsinn halten, die Unverletzlichkeit Schwedens gegen Russland
zu garantieren, und ähnlich denkt England heute rückhaltlos
bezüglich Belgiens.» Ebenso hatte schon vorher, am 4. Februar, W.
T. Stead, der berühmte Herausgeber der «Review of Reviews», damals
Leiter der liberalen «Pall Mall Gazette», in einem Leitartikel
bewiesen, dass «eine englische Garantiepflicht für Belgien nicht zu
recht bestehe».

		Im Jahre 1870 empfand man in England für keine der beiden
kriegführenden Mächte Sympathien; daher Gladstones neutrale und
unbestimmte Haltung; im Jahre 1887 bestanden die besten Beziehungen
zu Deutschland; daher erschien der deutsche Durchmarsch durch
Belgien als durchaus erlaubt; 1914 war man mit Frankreich mehr oder
minder verbündet, mit Deutschland verfeindet; daher war der
Durchmarsch durch Belgien wieder ein Verbrechen und wurde aller
Wahrheit entgegen als verräterischer Vertragsbruch in die Welt
hinausgeschrieen, die mit dieser Lüge gegen Deutschland aufgehetzt
wurde. So einfach ist das Problem der englischen Politik gegenüber
Belgien und seiner Neutralität.

		Ja, dass England ein Interesse an Belgien hat, das wissen wir
gut; dass es für England zunächst ein Bollwerk gegen Frankreich
war, das wissen wir seit jenem berühmten Brief, mit dem Lord
Castlereagh im Jahre 1813 verhinderte, [bookmark: page273] dass Metternich Frankreich
seine «natürlichen Grenzen» bewilligte. Später wurde es das
Bollwerk gegen Deutschland. Das wissen wir alles, und wenn ein
moralischer englischer Minister die Verletzung englischer
Interessen als «the direst crime that ever stained the pages of
history» bezeichnet, so setzt uns das weiter nicht in Erstaunen.
Die Verletzung fremder Interessen erscheint ihnen nicht als ein so
«grässliches Verbrechen».

		Trotzdem wissen wir, trotzdem weiss alle Welt, dass dies nicht
der wesentliche Grund der Kriegsteilnahme Englands war; wir wissen
wohl, dass sie auch ohne dies erfolgt wäre, sonst hätte sich ja Sir
Edward Grey gegen das Versprechen der Wahrung der belgischen
Neutralität zur eigenen verpflichtet.

		Ein vernünftig denkender Franzose, der sich sein sachlich kühles
Urteil im Weltkrieg bewahrt hat, hat diese Gründe in folgenden
Worten klar zum Ausdruck gebracht: «Die englische Regierung hat
ihrem Volke keine geheimen Absichten zu verbergen, sie braucht ihm
das Kriegsziel nicht unter falschen Gesichtspunkten darzustellen.
Dieses Ziel ist die Erdrückung Deutschlands, die für das
wirtschaftliche Gedeihen Englands notwendig geworden ist; diese
Notwendigkeit ist unbestritten, ist allen Leuten bekannt, sie
entspricht den realen Gesamtinteressen wie denen der Einzelnen;
jedermann weiss es, jeder nimmt seit langem mit zähem Machtwillen
lebhaft und glühend daran teil. Höchstens, dass die Staatsmänner,
die die Verantwortlichkeit für dieses Unternehmen auf sich genommen
haben, vor den Augen der Neutralen das zu verbergen haben, was ihr
Vorgeben, für Recht und Ehre zu kämpfen, entkräften könnte; aber
den Mitbürgern gegenüber wäre solche Zurückhaltung ganz
überflüssig, da alle übereinstimmend den wahren gewinnsüchtigen
Grund des Krieges, soweit er ihr Land betrifft, kennen und
grösstenteils billigen, dass man entsprechend vorging.» [bookmark: page274] «Le
gouvernement Anglais n'a aucun projet occulte à cacher à sa nation,
ni aucun besoin de lui présenter le but de la guerre sous un faux
espect. Ce but est l'écrasement de l'Allemagne devenu indispensable
au succes économique de l'Angleterre; la nécessité en est
indiscutée, connue de tous, conforme aux réels intérêts collectifs
autant qu'à ceux des individus et chacun le sait, chacun communie
ardemment depuis longtemps avec la tenace volonté du Pouvoir à cet
égard. Tout au plus les hommes d'Etat qui ont assumé la
responsabilité d'une teile œuvre peuvent-ils avoir à dissimuler aux
yeux des Neutres ce qui pourrait infirmer leur prétention de lutter
pour le seul motif du Droit et de l'Honneur; mais cette réserve
serait superflue envers leurs concitoyens, qui savent unanimement
la vraie raison cupide du conflit en ce qui s'y soit conformé.»
(Joseph Bertourieux, «La Vérité», Berne 1916, Seite 99.)

		Der Autor oder sonst jemand könnte einwenden, das sei die
Meinung eines Privatmannes, eines Ausländers, der England nicht
versteht. Wir haben indessen, ausser hinreichenden Geständnissen
der führenden englischen Presse, eine feierliche amtliche
Verkündung des englischen Kriegszieles in einem Urteil, das der
oberste Gerichtshof Englands am 21. Dezember 1915 zugunsten einer
englischen Firma der «Zinc Corporation Limited» fällte, die die
Feststellung verlangte, dass ihre Vertragspflichten gegen eine
deutsche Firma durch den Krieg aufgehoben seien. In diesem Urteil
stellen die Richter – Lord Justice Swinfen Eady, Lord Justice
Philimore und Lord Justice Pickford – fest, dass es «das Ziel
Englands sei, im Verlauf des Krieges den blühenden Handel
Deutschlands zu vernichten». «It is the objet of this country
during the war to destroy the commercial prosperity of the enemy
country.» «Würde also der Vertrag anerkannt werden, so würde das
heissen, dass die britischen Gerichte das Werk stören, das die See-
oder Landstreitkräfte für die Nation [bookmark: page275] vollbringen», «It would be to undo
by British tribunals the work done for the nation by its naval or
military forces.»

		So wird denn unsere Neugierde, die den Autor so sehr verdriesst,
durch den richterlichen Spruch dieser, wenn nicht ehrwürdigen, so
doch ehrlichen Männer vollends befriedigt.

		Er aber schreit weiter und entrüstet sich: «Eine Zusicherung,
die England am 2. August, also nach dem Ausbruch des Krieges an
Frankreich gemacht hat, eine Begründung der englischen
Kriegserklärung vom 4. August – diese nachträglichen
Ereignisse sind für Herrn von Bethmann-Hollweg ebensoviele Beweise
einer vorbedachten Kriegsanstiftung Englands. Diese Beweise sind
hinfällig, weil sie gegen die einfachste Logik verstossen. Die
Handlungen, welche eine Schuld begründen, können zeitlich niemals
nach dem entscheidenden Ereignis liegen.»

		Selbst der ungeübte Leser sieht, wie der Autor dem Gegner stets
das Wort im Munde fälscht; selbstverständlich müssen die
Handlungen, die die Schuld begründen, also hier die
Anstiftung des Krieges, vor dem Ereignis liegen oder mit ihm
gleichzeitig sein, aber Handlungen, die diese Schuld
beweisen, können sehr wohl nach dem Ereignis
eintreten, und wie der Autor selbst schreibt, hat der Reichskanzler
nur von «Beweisen» gesprochen.

		Man wird es müde, immer auf den gleichen Aberwitz hinzuweisen
und muss es doch zeigen, wie der Autor auf all diesen Seiten seines
Buches (219 fgg.) kindisch-listig zu widerlegen sucht, was niemand
behauptet hat. Denn niemandem ist es je eingefallen, zu sagen,
England sei für diesen Weltkrieg verantwortlich, weil es nach
seinem Ausbruch daran teilgenommen hat. Niemand sucht Englands
Mitschuld am Ausbruch des Krieges in dem, was es nach dem ersten
August getan hat; diese Mitschuld und Verantwortlichkeit ist im
Gegenteil in seiner jahrelangen Politik seit dem Anfang dieses
Jahrhunderts begründet, wie sie im ersten [bookmark: page276] Teil dieser Schrift auf S.
37 fgg. geschildert worden ist, sowie in seinem zweideutigen
Verhalten in den letzten Tagen vor dem 1. August, das dann so rasch
ein unzweideutiges wurde. Was England nach dem 1. August getan, ist
nur die Vollendung und Bestätigung dessen, was es vorher getan
hatte.

		Der Autor sagt, dass die Erörterung darüber, was England unter
Umständen getan oder nicht getan hätte, zwecklos sei. Darin hat er
einmal nicht Unrecht; aber der erste, der gegen diesen Satz
sündigt, ist er selbst, denn er erklärt auf Seite 235: «Wenn
Deutschland die belgische Neutralität schonte und gleichzeitig den
Angriff auf die Küsten und die Schiffahrt Frankreichs unterliess,
so wäre der Frieden zwischen Deutschland und England erhalten
worden.» Dies ist eine Versicherung, was England getan hätte, wenn
Deutschland dies oder das nicht getan hätte. Und wir glauben sie
nicht, oder wenigstens nicht ganz. Gewiss, wenn in dem Krieg,
dessen Ausbrechen England so sehr befördert hatte, Deutschland auf
all jene Massnahmen verzichtet hätte, die ihm den Sieg versprechen
konnten, wenn seine Heere sich am Vogesenwall verblutet, oder die
Franzosen gar das rheinische Industriegebiet besetzt und die
Speisung der deutschen Heere mit Kriegsmaterial verhindert hätten,
gleichzeitig die Russen die Ostprovinzen des Reiches verwüstet, am
Ende Berlin genommen hätten, kurz, wenn man das gewünschte Ziel
erreicht hätte, ohne dass es England einen Mann oder ein Pfund
Sterling gekostet hätte, dann wäre, wie der Autor so schön sagt,
der Friede zwischen dem kostenlos zugrunde gerichteten Deutschland
und dem zufrieden lächelnden England erhalten geblieben. Es hätte
vielleicht noch ein Wort für uns eingelegt, denn «the unmeasured
aggrandisement of any power whatever», «die unverhältnismässige
Vergrösserung irgend einer Macht» wäre, wie Gladstone sagte, «gegen
das englische Interesse».

		[bookmark: page277] Aber
das sind zwecklose Erörterungen dessen, was gewesen wäre, vor denen
der Autor mit Recht warnt; schade nur, dass er sich an seine
Warnung nicht hält. Wenn er aber im gleichen Zusammenhang bemerkt,
die Behauptung, dass England auch ohne die Verletzung der
belgischen Neutralität gegen Deutschland ins Feld gezogen wäre, sei
eine völlig halt- und beweislose, so sagt er, wie so oft, die
Unwahrheit. Denn er beweist sie selbst, wenn er zugleich auch den
Beweis durch das törichteste Gerede wieder zu entkräften versucht.
Er muss nämlich zugeben, dass die englische Regierung schon am 2.
August der französischen die – in einer Kabinettssitzung vom 1.
August beschlossene – Zusicherung gab, ihr gegen Angriffe der
deutschen Flotte Hilfe zu leisten.

		Da dies selbstverständlich den Eintritt Englands in den Krieg
bedeutete, so ist damit allein schon bewiesen, dass dies auch ohne
Verletzung der englischen Neutralität geschehen wäre.

		Um dies wegzudrehen, schreibt der Autor womöglich noch
groteskeren Unsinn als bisher. Harmlos fragt er: «Was war denn aber
in Wirklichkeit der französischen Regierung zugesichert worden?
Eine bedingte und beschränkte Hilfeleistung, nichts weiter. Die
Hilfeleistung war an die Bedingung geknüpft, dass Deutschlands
Flotte durch den Kanal oder die Nordsee hindurch feindliche
Operationen gegen die französischen Küsten oder die französische
Schiffahrt unternehmen würde.» Ja, auf welchem andern Weg sollte
die deutsche Flotte denn sonst nach Frankreich gelangen? Etwa durch
den Rhein-Marnekanal? Der Ausdruck, «eine bedingte Hilfeleistung»
ist unbezahlbar. Wenn die deutsche Flotte nicht durchs Meer fuhr,
sondern zu Haus blieb, sollte diese Hilfe nicht stattfinden. Das
war die Bedingung. Nicht minder geistreich ist der Ausdruck
«beschränkte» Hilfeleistung. Der Autor erläutert: «Die
Hilfeleistung war ausserdem der Beschränkung unterworfen, dass sie
nur durch die englische [bookmark: page278] Flotte stattfinden sollte.» Ja, seit wann
ändert das etwas an einer Kriegshandlung, mit welcher
Truppengattung sie erfolgt? Schiessen die Kanonen der Panzerschiffe
weniger scharf als die der Landartillerie? Und nun kommt sein
Stichwort: «Ausdrücklich wurde hervorgehoben, dass diese
Hilfeleistung nicht gleichbedeutend sein sollte mit einer
Kriegserklärung an Deutschland.» Für diesen kindischen Menschen
kommt es immer nur auf die Erklärung an. Wenn jemand auf ihn
schiesst, ohne sich zu erklären, so fühlt er sich nicht verletzt,
er ist geneigt, den Mann, der auf ihn schoss, weiter als
liebenswürdigen Gesellschafter zu betrachten. Da aber die deutsche
Flotte sich vermutlich bei einer Fahrt durch die Nordsee nicht
hätte anschiessen lassen, ohne zurückzuschiessen, so wäre der Krieg
natürlich sofort ausgebrochen. Und was, meint die Einfalt, hätte
England gesagt, wenn die Deutschen ihm im Burenkrieg unter
Androhung bewaffneten Einschreitens verwehrt hätten, durch das
Deutschsüdwestafrika benachbarte Betschuanaland gegen die Buren zu
marschieren; hätte es dies auch als neutral betrachtet? Was England
mit der Flotte recht ist, muss Deutschland mit der Truppe billig
sein. Und Deutschland hatte, wie der Krieg gezeigt hat, an der
Integrität der Burenstaaten ein mindestens eben so grosses
Interesse wie England an dem Belgiens. Die englische Regierung
vollends zu rechtfertigen, fährt der Autor fort: «Diese bedingte
und beschränkte Zusage Englands floss nicht aus dem freien Willen
der englischen Regierung, sondern aus einer vertraglichen
Verpflichtung, die sie Frankreich gegenüber übernommen hatte.» Ja,
das glauben wir auch, und wir haben stets gesagt: zwischen England
und Frankreich bestand längst ein Bündnis; und wir freuen uns, dass
der Autor es zugibt, obschon sein Zugeben wie sein Bestreiten uns
gleich bedeutungslos scheint.

		Der Autor beeilt sich natürlich zu versichern, dass diese [bookmark: page279]
Flottenverteilung (über die im ersten Teil, auf Seite 53 mehr
gesagt wurde) keinerlei kriegerische Absichten, am allerwenigsten
gegen Deutschland, zu Grunde lagen. Man «hatte lediglich den Schutz
der beiderseitigen Handelsinteressen im Auge». Was in aller Welt
das nur bedeuten soll? Wieso halten die englisch-französischen
Handelsinteressen im Jahre 1912 plötzlich eine derartige Verteilung
der beiden Kriegsflotten nötig, dass gerade die englische in den
für Deutschland wichtigen und zugleich gefährlichen Gewässern der
Nordsee, die französische im Mittelmeer sein musste? Waren etwa
algerische Seeräuber im Mittelmeer oder die Wikinger in der Nordsee
erschienen? oder sollten die Flotten zu Reklamezwecken dienen und
Bestellungen übernehmen? Um diesen Unsinn glaublicher zu machen,
pfuscht er gleichzeitig in die Strategie und versichert, dass, wenn
man feindliche Tendenzen gegen Deutschland gehabt, man auch einen
Teil der französischen Flotte in der Nordsee versammelt hätte,
wobei er ganz der ungeheuren Mittelmeerinteressen Englands, –
Gibraltars, Aegyptens und des Kanals von Suez, der Dardanellen, –
vergisst, sowie, dass gerade im Mittelmeer die französische Flotte,
durch einen guten Teil der englischen und die ganze italienische
verstärkt, weder gegen die Dardanellen noch gegen die
österreichische Küste irgend etwas ausrichten konnte!

		Es war die Pflicht Englands, sagt der Autor weiter, da die
französische Flotte im Mittelmeer englische Interessen schützte, in
dem bevorstehenden Kriege den Schutz der französischen Küste zu
übernehmen. Das glauben wir gerne, nur nennen wir das eine
Bündnispflicht und eine Kriegsteilnahme, und wer, wie der Autor in
der nächsten Zeile behauptet: «England war damit nicht im
geringsten aus seiner Neutralität herausgetreten», der gehört ins
Tollhaus, oder er versucht, seine Leser zu betrügen, vielleicht
beides. Man bedenke, der Autor erklärt es für neutrales Verhalten,
wenn die englische [bookmark: page280] Flotte auf deutsche Schiffe, die auf die
französische Küste zufahren, schiesst! Und er fügt, um diese
Ungeheuerlichkeit zu unterstützen, die Bemerkung hinzu: «Es hing ja
von dem freien Willen Deutschlands ab, die Küsten und die
Schiffahrt Frankreichs nicht anzugreifen und dadurch jeden Grund
für ein Eingreifen der britischen Flotte zu vermeiden.» Man nehme
einmal an, die Schweiz würde wegen irgendwelcher
«Handelsinteressen» Deutschland die Zusage machen: wir beschiessen
alle französischen Truppen, die längs unserer Grenze nach dem
Elsass marschieren (oder umgekehrt): der Autor würde das für ein
neutrales Verhalten erklären, mit der Motivierung, es liege ja im
freien Willen der Franzosen, sich bei ihren Operationen der
Schweizer Grenze nicht auf Schussweite zu nähern! «Neutralität ist»
– nach der Definition des belgischen Völkerrechtslehrers Arendt –
nur dann vorhanden, «wenn die neutrale Macht sich jeder Einmischung
in die Feindseligkeiten der Kriegführenden enthält». Wenn der Autor
noch anführt, der deutsche Botschafter, Fürst Lichnowsky, habe doch
selbst am 3. August angefragt, ob England neutral bleiben wolle,
falls man sich auf deutscher Seite verpflichten würde, die
französische Nord- und Westküste nicht anzugreifen, so vergisst er,
dass dies ein freiwilliges Angebot war: Deutschland konnte England
auch eine Provinz anbieten, wenn es wollte; England durfte aber
nicht eine deutsche Kriegsoperation verbieten, ohne die Neutralität
aufzugeben. Ich kann jemandem Hunderttausende versprechen für ein
Verhalten, das ich für mich vorteilhaft erachte, aber wenn er mit
der Drohung zu schiessen, nur einen halben Franken von mir
verlangt, so ist dies Raub oder Erpressung. Der Jurist, als der der
Autor sich aufspielt, sollte so viel vom Strafrecht, wie vom
Völkerrecht, wissen, wenn er sich schon über solche Fragen zu
schreiben herausnimmt.

		Die Zusage vom 2. August war jedenfalls eine [bookmark: page281] Einmischung in die
Feindseligkeiten und mit der künftigen Teilnahme am Kriege gegen
Deutschland völlig gleichbedeutend. Unwahr ist schliesslich auch
die letzte Behauptung des Autors, dass Deutschland noch am Abend
des 4. August die Möglichkeit hatte, den Krieg mit England zu
vermeiden, weil «der englische Botschafter Göschen am 4. August
zunächst nur die Zurückziehung der deutschen Truppen aus Belgien
verlangte, und erst, als diese verweigert wurde, die Erklärung
abgab, dass England die Schritte ergreifen müsse, die seine
vertragsmässigen Verpflichtungen ihm auferlegten». Denn in der
betreffenden Note, – Note Nr. 159 des Blaubuches – ist wiederum
durchaus nicht die Zusicherung der Neutralität, des Friedens mit
Deutschland enthalten, was unbedingt der Fall hätte sein müssen,
wenn England irgend gedacht hätte, bei Nichtverletzung dieser
Neutralität den Frieden zu wahren. Die Forderung Göschens war
nichts als ein letzter Schritt auf dem Wege, der von der englischen
Regierung gewählt worden war, um die längst beschlossene Teilnahme
am Kriege herbeizuführen.

		So schreibt der Autor über jede Einzelfrage, wie über die
gesamte Haltung und Führung der englischen Politik während der
kritischen Tage, wie lange vorher, nur falsches und sinnloses Zeug,
und das erstaunliche ist nur wieder, dass so viele tausend Leser so
viel platte Torheit hingenommen haben.

		Einige Bemerkungen über das englische Blaubuch

		Da das englische Blaubuch nicht nur für den Verfasser des Buches
«J'accuse», sondern für die öffentliche Meinung fast der ganzen
Welt, wie sie im Herbst 1914 sich herausgebildet hat, massgebend
gewesen ist, so wird es gut sein, nachdem die darin mehr verhüllte
als klargelegte Politik erörtert worden, auch die Verlässlichkeit
seines Inhalts zu beleuchten.

		[bookmark: page282] Die
darin gesammelten Noten sind sehr geschickt ausgewählt und
zusammengestellt, um einen bestimmten Eindruck der
Friedensfreundlichkeit hervorzurufen, einfach dadurch, dass
fortwährend vom Frieden gesprochen wird; gleichzeitig sind ihrer so
viele und die Verhandlungen kreuzen sich derart, dass sie einen für
ungeübte Leser verwirrenden Irrgang bilden. Damit die Leser in
diesem Irrgang den der englischen Regierung erwünschten Weg nehmen,
wurde die Einleitung als eine Art leicht fasslicher Uebersicht
vorausgeschickt.

		Dass diese Einleitung die Vorgeschichte in sehr subjektiver
Weise darstellt, ist vielleicht nicht anfechtbar; jede derartige
Schrift ist eine Rechtfertigungsschrift, und historische
Unbefangenheit wird man von ihr nicht erwarten noch verlangen
dürfen. Nur von denen, die sie prüfen, darf man Unbefangenheit
fordern, soweit sie in solcher Zeit menschenmöglich ist. Von der
veröffentlichenden Regierung wird man aber immerhin fordern können,
dass sie die Dokumente, soweit sie sie veröffentlicht, in
unverändertem Zustande vorlegt.

		Wenn also in der Einleitung der österreichisch-serbische Fall
sehr ungenau und oft in zweideutiger und irreführender Art
dargestellt wird, wenn die Beziehungen Russlands zu den
Balkanvölkern idealisiert und um hundert Jahre vordatiert werden,
wenn die serbische Antwort als entgegenkommend bezeichnet wird, so
sind das einfach Erfordernisse der englischen Politik.

		Auf das erheiternde Wort, «dass keine Zeit gewesen sei, in
Belgrad oder Petersburg einen mässigenden Einfluss auszuüben», ist
schon hingewiesen worden. Man fühlte offenbar, dass sich Leute
finden mussten, die fragen würden: «Ja, warum habt ihr euch denn
nicht bemüht, Russland zurückzuhalten?» und so fand man jene
wundervolle Rechtfertigung. Dass die Leute so weit gehen würden, zu
fragen: «aber braucht denn der elektrische Funke von London nach
Petersburg [bookmark: page283] länger, als von Berlin nach Wien, oder war
die Zeit vom 23. zum 28. und zum 31. Juli für England und Russland
kürzer, als für Deutschland und Oesterreich?» wurde offenbar nicht
befürchtet.

		Auffällig ist auch, dass in dieser Einleitung zwar alle
Bemühungen Sir Edward Greys um die Friedensvermittlung aufgezählt
werden, nur der nicht, um dessentwillen Luigi Luzzatti Sir Edward
Grey einen wahren Weisen nannte, der einzige, den Oesterreich
annehmen konnte und annahm und durch den der Frieden wirklich hätte
bewahrt werden können (s. S. 175).

		Völlig klar wird die Unwahrhaftigkeit der Darstellung des
«Foreign Office» auf Seite VIII, wo die Friedenshoffnungen, die Sir
Edward Grey infolge der nach seinem eigenen Zeugnis (Blaubuch Nr.
133) am 1. August erhaltenen – übrigens gefälschten – Nachricht von
einem plötzlichen österreichischen Nachgeben in letzter Stunde
geschöpft haben will, durch das deutsche Ultimatum vom 31. Juli jäh
zerstört werden, von dem er wieder nach eigenem Zeugnis (Blaubuch
Nr. 117) noch am gleichen Tage Kunde erhielt! (s. S. 196).

		Aber auch die Wiedergabe der Dokumente selbst ist nicht
verlässlich. Als Beilage der Note Nr. 105 vom 30. Juli ist ausser
den beiden Briefen Sir Edward Greys und Herrn Cambons vom 22.
November 1912 über das englisch-französische Militärabkommen als
dritte Beilage eine Note des Herrn Viviani an Herrn Cambon
abgedruckt, in dem der französische Ministerpräsident sich über
deutsche Vorbereitungen und Angriffshandlungen an der Grenze
beklagt. Dieses Telegramm Vivianis ist datiert «Paris, 31. Juli».
Es musste alsbald auffallen, dass eine englische Depesche vom 30.
Juli eine französische vom 31. Juli als Beilage mitführte; die
französische Depesche wäre demnach einen Tag früher über den Kanal
zurückgegangen, als sie überhaupt von Paris [bookmark: page284] abging! Da die Note vom 30. Juli
sich ausdrücklich auf diese Beilage bezieht, so muss ein Datum
gefälscht sein.

		Damit nicht genug: im Text der Note wird darüber Beschwerde
geführt, dass «deutsche Patrouillen gestern, Freitag, zweimal in
französisches Gebiet eingedrungen seien». Freitag aber war der 31.
Juli, also kann die Depesche erst am 1. August abgesendet worden
sein und das Datum wäre ungeschickterweise statt um zwei, nur um
einen Tag vorgerückt worden, um die deutschen Grenzverletzungen und
damit die deutschen Vorbereitungen als früher erfolgt erscheinen zu
lassen!

		Als die zweite Auflage des Blaubuches herauskam, war der
Widerspruch offenbar entdeckt worden, denn man liess nun plötzlich
das Datum ganz und im Text das Wort «Vendredi» – sowie in der
gegenüberstehenden englischen Uebersetzung «Friday» – weg und liess
nur das unbestimmte «hier» und «gestern» stehen.

		Wir sind noch nicht zu Ende. In der französischen Note wird auch
gesagt: «J'ajoute que toutes nos informations concordent pour
montrer que les preparatifs allemands ont commence samedi, le jour
même de la remise de la note autrichienne.» «Ich füge hinzu, dass
alle unsere Informationen übereinstimmend beweisen, dass die
deutschen Kriegsvorbereitungen bereits am Sonnabend, dem Tag, an
dem die österreichische Note überreicht wurde, begonnen haben.»

		Aber die österreichische Note wurde gar nicht Sonnabend, sondern
Donnerstag, den 23. Juli, überreicht, Sonnabend, den 25. Juli,
erfolgte die serbische Antwort. Auch hier finden wir in der zweiten
Auflage des Blaubuches die Daten in einer Anmerkung
richtiggestellt, und es wird auch hinzugefügt, dass die serbische
Antwort im Text gemeint sei. In der Tat stellt der ganze
Satz nichts weiter als eine möglichst ungeschickte Erfindung dar,
durch die der Leser zu dem Glauben verleitet werden soll, dass die
deutsche Regierung das österreichische [bookmark: page285] Ultimatum an Serbien mit der
österreichischen zusammengebraut hätte, um den Weltkrieg
herbeizuführen, und daher auch sogleich ihre militärischen
Massnahmen begonnen hätte.

		Als vier Monate später das französische Gelbbuch erschien, muss
man sich der Sache ungefähr erinnert haben, denn das Datum lautete
jetzt dem englischen Blaubuch conform «30. Juli» und das Wort
«Vendredi» fehlte. Dagegen stellte sich nun heraus, dass im
englischen Blaubuch nicht nur das Datum, sondern der ganze Text der
Note verändert worden war, und dass die Stelle über die
österreichische Note sich im Original überhaupt nicht findet! Sie
ist in der folgenden Wiedergabe gesperrt gedruckt, während die
Stellen, die sich in beiden Büchern finden, durch Anführungszeichen
hervorgehoben sind:

		 

		M. Rene Viviani, Président du Conseil, Ministre
des Affaires étrangères, à M. Paul Cambon, Ambassadeur de France, à
Londres.

		Paris, le 30 juillet 1914.

		Je vous prie de porter à la connaissance de Sir
Edward Grey les renseignements suivants touchant les préparatifs
militaires français et allemands. L'Angleterre y verra que si la
France est résolue, ce n'est pas elle qui prend des mesures
d'agression.

		Vous attirerez l'attention de Sir Edward Grey
sur la décision prise par le Conseil des Ministres de ce matin:
bien que l'Allemagne ait pris ses dispositifs de couverture à
quelques centaines de mètres de la frontière, sur tout le front du
Luxembourg aux [bookmark: page286] Vosges, et porté ses troupes de couverture sur
leurs positions de combat, «nous avons retenu nos» troupes à 10
kilomètres de la «frontiere,» en leur interdisant de s'en
rapprocher d'avantage.

		Notre plan, conçu dans un esprit d'offensive,
prévoyait pourtant que les positions de combat de nos troupes de
couverture seraient aussi rapprochées que possible de la frontiere.
En livrant ainsi une bande du territoire sans défense à l'agression
soudaine de l'ennemi, le Gouvernement de la République tient à
montrer que la France pas plus que la Russie, n'a la responsabilite
de l'attaque.

		Pour s'en assurer, il suffit de comparer les
mesures prises des deux côtes de notre frontière: en France, les
permissionaires n'ont été rappelés qu'après que nous avons la
certitude que l'Allemagne l'avait fait depuis cinq jours.

		En Allemagne, non seulement les troupes en
garnison à Metz ont été poussées jusqu'à la frontiere, mais encore
elles ont été renforcées par des éléments transportés en chemin de
fer des garnisons de l'intérieur, telles que celles de Trèves ou de
Cologne. Rien d'analogue n'a été fait en France.

		L'armement des places de la frontière
(deboisements, mise en place de l'armement, construction de
batteries, renforcement de réscaux de fil de fer) a été commencé en
Allemagne dès samedi 25; chez nous il va l'être, la France ne
pouvant plus se dispenser de prendre les mêmes mesures.

		Les gares out été occupées militairement en
Allemagne le Samedi 25; en France le mardi 28.

		«Enfin, en Allemagne, les réservistes, «par
dizaine de milliers, ont «été rappelés» par convocations
individuelles, ceux résidant à l'étranger (classe de 1903 à 1911)
rappelés, les officiers de réserve convoqués; à l'intérieur, les
routes sont barrées, les automobiles ne, circulent qu'avec un
permis. «C'est le dernier Stade avant la «mobilisation.» Ancune de,
cos mesures n'a été prise en France.

		«L'armée allemande a ses avantpostes «sur nos
bornes frontières; «par deux fois, hier, des patrouilles
«allemandes ont pénétré sur «notre territoire. Tout le XVI
e «Corps de Metz, renforcé par une «partie du VIII
e venu de Trèves «et de Cologne, occupe la frontière «de
Metz au Luxembourg; «le XV e Corps d'àrmée de
Strassbourg «a serré sur la frontière.

		«Sous nienace d'être fusillés, «les
Alsaciens-Lorrains des pays «annexés ont défense de passer «la
frontiere.»

		René Viviani.

		 

		Paris, 31 juillet 1914.

		French Minister for Foreign Affairs to M.
Cambon, French Ambassador in London.

		« L'armée allemande a ses avant-postes « sur nos
bornes-frontières, « Vendredi hier; par deux « fois des patrouilles
allemands « ont pénétré sur notre territoire. « Nos avant-postes
sont en retraite « à 10 kilomêtres en arrière de la « frontière.»
Les populations ainsi abandonnées à l'attaque de l'armée adverse
protestent; mais le Gouvernement tient à montrer à l'opinion
publique et au Gouvernement britannique que l'agresseur ne sera en
aucun cas la France. «Tout le 16 e Corps de « Metz
renforcé par une partie du « 8 e venu de Trèves et de
Cologne « occupe la frontière de Metz au Luxembourg. Le 15
e Corps «d'Armée de Strassbourg a serré «sur la
frontière. Sous menace «d'être fusilles les Alsaciens Lorrains «des
pays annexés ne peuvent «pas passer la frontière; «des réservistes
par dizaines de «milliers sont rappelés en Allemagne; «c,est le
dernier stade «avant la mobilisation; or nous n'avons «rappelé
aucun réserviste.»

		Comme vous le voyez, l'Allemagne l'a fait.
L'ajoute que toutes nos informations concordent pour montrer
que, les préparatifs allemands ont commencé samedi, le jour même de
la remise de la note autrichienne.

		Ces éléments, ajoutés à ceux contenus dans mon
télégramme d'hier vous permettent de faire la preuve au
Gouvernement britannique de la volonté pacifique de l'un, et des
intentions agressives de l'autre. [bookmark: page287]

		 

		Es lässt sich natürlich nicht entscheiden, wo die Aenderungen
begonnen, wo sie geendet haben, ob die [bookmark: page288] französische Botschaft die
ersten Veränderungen willkürlich oder auf Verlangen des englischen
«Foreign Office» vorgenommen hat, oder ob sie etwa erst im «Foreign
Office» erfolgten, noch lässt sich erklären, wie es möglich war,
dass selbst ein nervöser Diplomat beim Fälschen so viel unsinnige
und einander widersprechende Fehler auf einmal machte. Dagegen
sieht man ganz deutlich, aus welcher Stelle der Originalnote
(«L'armement des places etc.») dem Bearbeiter der übereilte Gedanke
kam, auf die Ueberreichung des österreichischen Ultimatums zu
verweisen. Der Gedanke, die Schuld Deutschlands festzustellen, war
so verlockend, dass der betreffende Herr ganz übersah, dass das
Datum gar nicht stimmte. Wir können nur feststellen, dass die Daten
im Blaubuch zweimal geändert wurden, dass der Text geändert wurde,
und dass der im Blaubuch abgedruckte Text, in der ersten wie in der
zweiten Auflage, dem Originaltext in der französischen Note
überhaupt nicht entspricht; und diese Tatsache ist schwerlich
geeignet, das Vertrauen in die amtlichen englischen
Veröffentlichungen zu erhöhen. [bookmark: page289]

	
		
		IV. Russland

		Was der Autor auf den fünf Seiten (239-244) vorbringt, die er
Russland widmet, ist fast durchwegs Wiederholung von
Verkehrtheiten, die bereits in den Abschnitten über
Oesterreich-Ungarn und Deutschland von ihm vorgebracht und in den
entsprechenden Abschnitten dieser Schrift widerlegt worden
sind.

		Er zählt die Beweise, die er für den Friedenswillen der
russischen Regierung zu haben glaubt, in achtzehn Sätzen auf.

		Hievon sind: Nr. 1, die russischen Ratschläge in Belgrad und ihr
Erfolg, auf S. 154 und 161 erörtert worden; Nr. 2, die
Fristverlängerung, auf S. 156 und 204; Nr. 4, 5, 6, 7,9 und 10, die
in sinnlosem Durcheinander die berühmten direkten Verhandlungen
zwischen der österreichisch-ungarischen und der russischen
Regierung sowie die von Russland so sehr und mit so vielem Grund
gewünschte Viermächtekonferenz behandeln, auf S. 166 ff. und 171
ff.; Nr. 8, der Brief des Zaren an den serbischen Prinzen Alexander
auf S. 154/55; Nr. 12, die Erwähnung des Haager Schiedsgerichts in
einer Depesche des Zaren auf S. 213/14; Nr. 13, die erste
Ssasonoff'sche Formel auf S. 180 ff.; die Fälschungen vom 31. Juli
auf S. 190 ff.

		Auf die übrigen Punkte, in denen der Autor neue Entstellungen
versucht und neue Torheiten vorbringt, gehe ich in möglichster
Kürze ein:

		So erteilt er in Punkt 3 Herrn Ssasonoff das groteske Lob, er
habe, als der Konflikt durch die Abberufung des [bookmark: page290] österreichischen
Gesandten sich zu verschärfen begann, die Hilfe Italiens in
Anspruch genommen, welches Oesterreich durch die Versagung seiner
Unterstützung von seinem intransigenten Verhalten abbringen sollte.
Da die italienische Regierung bereits im Jahre 1909 mit der
russischen Abmachungen getroffen hatte, zu denen sie offiziell
erklären liess, dass «die Ziele der italienischen und der Italiens
auf dem Balkan sich mit denen Russlands decken», so war es
selbstverständlich, dass Ssasonoff beim ersten Streitfall
Oesterreichs Bundesgenossen auf seine Seite zu ziehen und die
diplomatische Niederlage des Gegners auch auf diese Weise zu
sichern suchte; aber ihm daraus ein Verdienst zu machen, dazu
gehört die Logik und die Ehrlichkeit des Verfassers. Mit dem
Frieden hat die Sache überhaupt nichts zu tun.

		Unter Nr. 11 lügt der Autor mit einer Schamlosigkeit, die selbst
für ihn ungewöhnlich ist, unter Berufung auf die Noten des
Orangebuches Nr. 53, 55 und 64: «Ssasonoff habe mit den andern
Ententemächten zusammen die deutsche Regierung, welche gegen den
Konferenzvorschlag scheinbar nur formelle Bedenken erhob,
wiederholt gedrängt, ihrerseits eine ihr genehme Form
vorzuschlagen, und sich von vorneherein jedem Vorschlag dieser Art
untergeordnet.» In keiner dieser Noten steht hiervon ein einziges
Wort: in Nr. 53 teilt der russische Botschafter in Paris ein Exposé
des französischen Minister des Aeussern für den Präsidenten der
Republik mit, in Nr. 55 schreibt Isvolsky, was Viviani ihm über
Frankreichs eigene Haltung und seine Wünsche gesagt hat; in Nr. 64
teilt Graf Benckendorf aus London mit, er habe, wie Ssasonoff ihm
aufgetragen, Grey gesagt, dass Russland nicht mehr bereit sei,
jeden Friedensvorschlag anzunehmen, also gerade das Gegenteil.
[bookmark: text33]F33 Immer wieder zeigt sich, dass der Autor, um seinem
Buche einen Schein von Belegen zu [bookmark: page291] geben, einfach die ersten besten Nummern in
die Anmerkungen setzte, in der sichern Erwartung, dass, wenn er nur
auf jeder Seite einige zwanzig Nummern anführte, er nicht
kontrolliert werden konnte.

		In Nr. 14 erwähnt er die zweite Ssasonoff'sche Formel, die auf
Seite 181/82 ausführlich erörtert wurde, und druckt gesperrt, dass
«Russland sogar das Verbleiben der österreichischen Truppen auf
serbischem Gebiet gestatten wollte». Da damals noch kein
österreichischer Soldat auf serbischem Boden stand, konnte Russland
dies leicht gestatten; indem der Autor aber dies verschweigt,
unterstützt er die Spiegelfechterei der russischen Politik von
damals und betrügt seine Leser.

		Wenn er endlich unter 16, 17 und 18 die immer wiederholten
Versicherungen Ssasonoffs und des Zaren, «man möge Russland doch
ruhig mobilisieren lassen, es denke nicht an einen Krieg», rühmend
hervorhebt, so ist die auf S. 217 ff. hinreichend erörtert worden.
In dem Wunsch, sich einen ungestörten Aufmarsch zu sichern, einen
Beweis des Friedenswillens der zarischen Regierung zu sehen, dazu
gehört eben die Geistesart des Autors.

		Dies sind seine Beweise für die Friedenspolitik Russlands.
Dagegen spricht er kein Wort von Ssasonoffs Kriegsdrohungen, kein
Wort von seinen «Irrtümern» und Fälschungen; lässt sich überhaupt
in keine Untersuchung seiner Politik ein; jede russische Phrase,
jedes Wort eines Ministers des Zaren ist für diesen Mann
Evangelium, der so viel von Freiheit, Recht und Demokratie
schwatzt, wenn es sich um Deutschland handelt.

		Wie vollkommen gleichgültig der russischen Regierung war, was
sie versprach, erklärte oder angab, wenn sie nur ihr Ziel
erreichte, geht – neben den vielen Beweisen, die im Verlauf der
früheren Abschnitte gegeben wurden – aus einem hervor: am 29. Juli
erklärte Ssasonoff dem englischen [bookmark: page292] Botschafter Buchanan, « keine
österreichische Verpflichtung Serbiens Integrität und
Unabhängigkeit bestehen zu lassen, würden ihn befriedigen, und
sobald Oesterreich die serbische Grenze überschreite, werde
Russland gegen Oesterreich mobilisieren». Am 1. August hingegen, an
dem Deutschland sein nur zu berechtigtes Ultimatum gestellt hat,
erklärt der Botschafter in Wien, Schebeko, dem englischen
Botschafter Bunsen heuchlerisch, «Russland habe keine Absicht,
Oesterreich anzugreifen und würde jetzt noch mit der Versicherung
Oesterreichs, Serbiens Integrität und Unabhängigkeit zu achten,
sich zufrieden geben». Man beachte das «jetzt noch», und halte die
frühere Erklärung dagegen!

		Im Original lauten die beiden Stellen am 29. Juli: «In reply his
Excellency stated that if Servia were attacked, Russia would not be
satisfied with any engagement which Austria might take on these two
points, and that order for mobilisation against Austria would be
issued on the day that Austria crossed Servian frontier», und am 1.
August: «Russia would, according to the Russian Ambassador, be
satisfied even now with assurance respecting Servian integrity and
independence. He says that Russia hat no intention to attack
Austria.» (Blaubuch Nr. 72 und 141.)

		Warum zitiert der Autor nicht diese beiden Stellen als Beweise
für Russlands aufrichtige Friedensliebe und loyale Politik?

		Die ganze tiefe Verlogenheit der russischen, wie der englischen
Haltung in jenen Tagen hat vielleicht niemand schärfer
gekennzeichnet, als der Spanier Llorens in dem wiederholt erwähnten
Werk, wenn er schreibt: «Wiederum kam das niemals genügend
gepriesene und sonderbare Gleichgewicht zum Vorschein, das nicht
gestört wird, wenn Russland sich von der Ostsee bis zum Stillen
Ozean erstreckt, auch nicht, wenn Russland und England Persien
unter sich verteilen, noch weniger aber, wenn England und
Frankreich [bookmark: page293]
ihren Kolonialbesitz abrunden, sich gegenseitig Marokko und
Aegypten zusprechen. Die Handlungsweise Russlands schloss ein
völliges Verkennen des österreichisch-ungarischen
Selbsterhaltungsrechtes ein, und setzte vor das Recht des
Weiterbestehens der Donaumonarchie den Ehrgeiz auf
Gebietserwerbung.»

		Im übrigen ist diese Haltung des zarischen Russlands vorher, wie
in den Tagen der Krise, in dieser Schrift genügend gezeichnet
worden. [bookmark: page294]

			[bookmark: foot33]Diese Note ist auf S. 179/80 erörtert
worden.


	
		
		V. Frankreich

		Auch was der Autor über die Haftung der französischen Regierung
in den Tagen der Krise vorbringt, ist fast nur Wiederholung; auf
eine genauere Prüfung ihrer Politik hat er sich, wie gewöhnlich,
überhaupt nicht eingelassen. Die Noten, die er bespricht und
zitiert, hat er kaum gelesen, daher kommt es, dass er auf Seite 248
zum Beweis der wieder einmal behaupteten friedlichen Haltung
Russlands die Noten Nr. 77 und 78 des Gelbbuches anführt, in denen
von der Haltung Russlands überhaupt mit keinem Wort die Rede
ist!

		Er versucht zwar nachzuweisen, dass die französische Regierung
in Petersburg für den Frieden gewirkt hätte. Aber wenn er hiefür
die Depesche des Gelbbuches Nr. 85 anführt, in der Herr
Bienvenu-Martin Russland die Annahme der von Ssasonoff selbst so
dringend gewünschten Viermächtekonferenz empfahl, die beiden als
ein sicheres Werkzeug zur Niederlage Oesterreichs und zur
Durchführung ihrer Pläne erschien, so ist das nur ein Beweis der
Einfalt, mit der er jeder diplomatischen Spiegelfechterei aufsitzt.
Schlimmere Spiegelfechterei noch war es, wenn in Note Nr. 101 –
unter Versicherungen französischer und Hoffnungen auf englische
Kriegshilfe! – die russische Regierung gebeten wird, Deutschland
keinen Vorwand zur Mobilisierung zu geben! Ueber diese Sache ist in
den früheren Abschnitten genug gesagt worden. Die klugen Leute
unterliessen es in ihren kriegerischesten Depeschen nie, von ihrer
Friedensliebe zu sprechen. Sie wussten, dies genügt, gläubige Toren
zu beruhigen. [bookmark: page295] Dagegen hat sich Viviani, dem es wichtig war, Sir
Edward Grey in jeder Weise entgegenzukommen, in seiner Note Nr. 112
vom 31. Juli tatsächlich in Petersburg für die Annahme des
Grey'schen Vorschlages eingesetzt, nach welchem Oesterreich
zunächst Belgrad besetzen sollte. Aber dies geschah in sehr
eigentümlicher Weise. Es fällt zunächst auf, dass Viviani sich für
den Grey'schen Vorschlag erst einen Tag, nachdem Russland ihn in
der Note Nr. 64 vom 30. Juli abgelehnt hatte, einsetzt und nachdem
Grey diese Ablehnung ohne Widerspruch zur Kenntnis genommen hatte.
Es fällt weiter auf, dass Viviani sich in seiner Depesche ebenso
zweideutig ausdrückt, wie Ssasonoff in seiner Antwort (Note Nr.
113): nachdem er im ersten Teil der Depesche den Grey'schen
Vorschlag wirklich erwähnt, spricht er im zweiten Teil nicht mehr
von einer Besetzung Belgrads, sondern nur von einer Einstellung des
– noch gar nicht begonnenen – österreichischen Vormarsches in
Serbien, so dass es fast scheint, als ob er Ssasonoff jene
irreführende zweite Formel suggerieren wollte, die dieser dann
tatsächlich aufstellte, und die Oesterreich unter dem Schein einer
Konzession in Wirklichkeit nichts gewährte. Vivianis Note war also
entweder keine ehrliche Unterstützung des Grey'schen Vorschlages,
sondern nur eine scheinbare, oder sie war nicht erfolgreich – wie
der Autor auf Seite 249 behauptet – da die Ssasonoff'sche Formel
eine Ablehnung des Grey'schen Vorschlages bedeutete.

		An anderer Stelle – auf Seite 255 – unterzieht der Verfasser,
wie er selber sagt, «aufs Geratewohl eine Verhandlung
herausgreifend», den Inhalt der Note Nr. 74 des Gelbbuches seiner
ebenso kenntnisreichen und scharfsinnigen als loyalen
Untersuchung.

		Herr Jules Cambon, der französische Botschafter in Berlin,
berichtet darin, dass er dem deutschen Staatssekretär, Herrn von
Jagow, nochmals die Viermächtekonferenz ans [bookmark: page296] Herz legte, was ja sehr
begreiflich ist, da diese Konferenz durchaus im Interesse Russlands
und Frankreichs lag. Im Kapitel über Oesterreich-Ungarn ist
dargelegt worden, dass man den wesentlichen Grund der Ablehnung der
Konferenz – die Furcht vor der Haltung Italiens, das sich auf dem
Balkan mit Russland identifiziert hatte – damals nicht sagen
konnte, und dass Herr von Jagow daher verschiedene andere zum Teil
formelle Gründe geltend machen musste. Herr Cambon, der ein kluger,
wenn auch kein verlässlicher Mann ist, wusste dies natürlich ganz
genau; hatte aber kein Interesse, es auszusprechen, denn das wäre
sehr unklug gewesen. Aber der Autor, der nicht nur kein
verlässlicher, sondern auch kein kluger Mann ist, der stets nur den
äusserlichen Schein der Dinge kennt und sieht, und weder die
Wahrheitsliebe noch den Willen hat, ihr Wesen zu ergründen, der
also Italien für einen ehrlichen und getreuen Bundesgenossen des
Dreibundes ansieht, versteht dies alles natürlich nicht.

		Im Verlauf der Unterredung, die am 27. Juli stattfand, legte
Herr Cambon dem Staatssekretär auch die serbische Antwortnote ans
Herz, die am selben Vormittag in Berlin überreicht worden war.
Cambon versichert dem Staatssekretär, der sie noch nicht gelesen
hatte, dass diese Antwort «abgesehen von einigen Detailfragen eine
vollkommene Unterwerfung Serbiens bedeute» – was zu behaupten
wieder im russisch-französischen Interesse lag, tatsächlich aber
eine grobe Irreführung war, die der Autor freudig unterstützt. Dass
Herr Cambon seine hohle, gleissende Ware – die serbische Antwort –
im Namen der Menschlichkeit anpreist, druckt der Autor gesperrt.
Jede Phrase macht ihn glücklich. Aber die Phrasenseligkeit hindert
ihn nicht, den Leser bewusst irrezuführen. Herr von Jagow hatte,
wie eben bemerkt, die serbische Antwort noch nicht gelesen, was
ganz natürlich erscheint, da Cambon selbst mitteilt, dass sie erst
am selben Morgen vom serbischen Gesandten in Berlin überreicht
worden [bookmark: page297] war,
und es sich um ein wichtiges und umfangreiches Schriftstück
handelte. Diese Stelle der Note unterschlägt der Autor und
bemerkt statt dessen, dass die Note ja doch schon am 25. dem
österreichischen Gesandten in Belgrad übergeben wurde, um
dem Leser den Eindruck zu erwecken, dass Herr von Jagow die
Unwahrheit sagte! [bookmark: text34]F34

		Schwindler und Fälscher überall! vom Anfang seines Buches bis
zum Ende!

		Im übrigen enthält das Kapitel nur Wiederholungen früher
vorgebrachter Unwahrheiten. Die französische Politik über die man
ja diskutieren könnte, wird nirgends ernstlich erforscht, der Autor
kennt weder ihre Grundlagen noch ihre Ziele; die Belege, die er
anführt, hat er kaum gelesen, noch weniger verstanden, noch auch
irgend ehrlich zitiert, hier wie überall nichts als strohernes
Geschwätz und Geschimpfe.

		[bookmark: page298] Das
französische Gelbbuch ist eine unehrliche und zugleich nachlässige
Arbeit, deren ernste Franzosen sich einst schämen werden. Welche
ungeschickten Fälschungen, welche unwahren Mitteilungen es enthält,
ist an vielen Stellen dieser Schrift gezeigt worden. Wenn der Autor
dafür auf Seite 251 findet, dass die «Aeusserungen der
französischen Diplomatie, wie sie im Gelbbuch niedergelegt sind, an
eleganter Form und plastischer Darstellungskraft die Leistungen
aller übrigen Diplomaten übertreffen», so ist das Geschmacksache.
Und wenn er die französischen Diplomaten mit erbärmlicher
Schmeichelei umkriecht, so steht es ihm an: «Welch glänzende Typen,
die Brüder Cambon! Welch kluge und faszinierende Erscheinung, der
Ministerpräsident Viviani! Und selbst der weniger hervortretende
Bienvenu-Martin; wie scharf in seinen Antithesen, wie schlagend in
der Zurückweisung der deutschen Sophismen, wie klug voraussehend in
der Beurteilung der österreichischen und deutschen Tendenzen!» Die
Herren mögen sich bei diesem Lober bedanken.

		Die wahre Haltung der französischen Diplomatie ergibt sich aus
dem, was im letzten Abschnitt des ersten Teiles, S. 103 ff.,
darüber gesagt worden, aus den Ratschlägen, die Herr Berthelot im
Auftrag des in Antithesen scharfen Herrn Bienvenu-Martin den Serben
gab, aus den Versicherungen, die er schon am 29. Juli der
russischen Regierung gab, dass Frankreich mittun werde, wenn
Russland Oesterreich angreife und mit Deutschland in Krieg gerate,
aus den Verhandlungen, die Herr Paul Cambon in London mit Sir
Edward Grey führte.

		Frankreich fuhr im Schlepptau, aber auf der Strasse, die
Delcassé vor vielen Jahren gewiesen, die Poincaré und Millerand
wieder eingeschlagen hatten. Hier, wo es sich weniger um die
französische Politik handelt, als um das Buch «J'accuse», ist es
nicht nötig, nochmals darauf einzugehen. [bookmark: page299]

			[bookmark: foot34]Eine weitere Fälschung des
Verfassers, die allerdings mit dem Gegenstand dieses Kapitels
nichts zu tun hat und nur durch seine wirre Denk- und Schreibweise
hineingeriet, ist es, wenn er auf Seite 252/53 seines Buches
behauptet, dass ›Herr von Tschirschky-Bögendorf in Wien eine recht
undankbare Rolle zu spielen hatte, indem er scheinbar nach aussen
hin am Ballplatz zur Nachgiebigkeit raten musste, nach innen aber,
im Arbeitszimmer des Grafen Berchtold, den Geheiminstruktionen des
Herrn von Bethmann, die gleichzeitig seinen persönlichen Neigungen
entsprachen, freien Lauf lassen und zum Kriege drängen konnte.‹
Selbst wenn dies wahr wäre, besässe der Verfasser nicht den
geringsten Beweis dafür, da die angeblichen ›Geheiminstruktionen‹
ja eben geheim wären. Sein ganzes Beweismaterial ist eine Stelle in
einer Depesche des englischen Botschafters Bunsen (Blaubuch Nr.
141), in der dieser das gleiche aber nur als seine und des
russischen Botschafters Vermutung ausspricht! Sir Maurice de
Bunsen gibt indessen in zwei andern Noten vom Anfang und vom Ende
der Krise (Nr. 32 und Nr. 161 des Blaubuchs) – die zweite zitiert
der Autor! – selbst zu, dass Herr von Tschirschky überzeugt war,
dass Russland nicht eingreifen werde, woraus doch klar folgt, dass
der Botschafter den Weltkrieg nicht erwartete noch
wünschte!


	
		
		[Schluss]

		Wir sind mit dem Werk des Autors, so weit es uns hier bekümmert,
zu Ende.

		Ich habe diese Arbeit mit tiefem Widerwillen durchgeführt. Mit
einem ernsten Gegner schwere und schicksalsvolle Fragen zu erörtern
und ihn bekämpfen zu müssen, kann erhebend oder schmerzlich sein,
aber sich mit solchem Machwerk beschäftigen müssen, ist
peinlich.

		Wir haben ein Buch vor uns, dessen Titel gestohlen, dessen
Inhalt gefälscht ist; von einem Verfasser, der zu unwissend ist, um
die Dinge, über die er zu schreiben wagt, irgend zu beurteilen,
aber gewissenlos genug, um sie, wo es ihm passt, zu entstellen, zu
voreingenommen und unehrlich, um Gegengründe loyal zu erörtern,
aber schlau und tückisch genug, um sie zu verdrehen, zu verworren,
um zusammenhängend oder logisch zu schreiben, zu verlogen, um seine
Belege auch nur ordentlich zu lesen und zitieren, zu feige, um sich
zu nennen.

		Aus allem Verkehrten, was er unwissend und unehrlich
hingeschrieben, zieht er in den hier nicht berücksichtigten Teilen
seines Buches Schlüsse auf die Zukunft, um sich zuletzt als eine
Art Märtyrer seiner Ueberzeugung hinzustellen, der in seinem
Vaterlande die Wahrheit nicht sagen dürfte, von seinem «reinen
Gewissen» zu reden und von der «Geschichte, die seinen Schuldspruch
bestätigen werde». Wüsste man nicht, wie weit Narreneitelkeit gehen
kann, man müsste seinen «Epilog» mit weit härteren Worten
beurteilen. Aber man weiss, dass pathetische Komödianten dieser Art
sich in jede Pose und Rolle hineinreden können.

		[bookmark: page300] Man
kann über die Schuld am Kriege verschieden denken; und wer in den
grossen Fragen, die diese Zeit aufwirft, sich gegen Deutschland und
seine Verbündeten erklärt, wer auf Grund irgend welcher Tatsachen
oder Anschauungen auf der andern Seite das Heil sieht, mit dem kann
man rechten, auch wenn man ihn im Irrtum glaubt. Ich hin der
letzte, der auf der einen Seite alles hell und auf der andern nur
Schatten sehen würde. Es gibt kein Gebiet, auf dem man nicht von
verschiedenen Standpunkten zu verschiedenen Meinungen gelangen
könnte. Nur die Tatsachen darf man nicht fälschen.

		Aber dass dieses Buch Erfolg haben konnte, das wirft, wie manche
andere Erscheinung unserer Tage, auf den Wert der sogenannten
öffentlichen Meinung ein böses Licht.

		Wenn es von feindlicher Seite gelobt und angepriesen wird, so
mag dies Interesse sein. Dass es auch von anderer Seite Bewunderer
gefunden, dass Artikel und Broschüren darüber geschrieben wurden,
das beweist die unvergängliche Wahrheit des grausamen Satzes, den
Voltaire auf Herrn Freron schrieb: «Un sot trouve toujours un plus
sot qui l'admire!»

		Das Buch «J'accuse» bleibt eine jener skurrilen Erscheinungen,
die die tragischen Ereignisse der Weltgeschichte zu begleiten
pflegen, ein politischer Hanswurststreich, und wenn es trotzdem von
so vielen ernst genommen wurde, so weiss man nicht, ob man das mehr
traurig oder lächerlich finden soll. [bookmark: page301]

	
		
		Dritter Teil

		Schriften von J. U. Menni, G. Ferrero, Munroe
Smith

		[bookmark: page302] [bookmark: page303] Auch andere
ernster zu nehmende Bücher sind in ähnlicher Absicht wie das Buch
«J'accuse» veröffentlicht worden, von besser unterrichteten
Verfassern, oder die sich doch besser zu unterrichten suchten. Umso
wichtiger scheint es gerade sie zu widerlegen und zu zeigen, auf
welchen Irrtümern ihre Anschauungen beruhen.

		Ich greife drei Schriften heraus, nicht nur weil ihre Verfasser
verschiedener Nationalität sind, – ein Schweizer, ein Italiener,
ein Amerikaner – sondern auch weil jeder von andern Gesichtspunkten
an die Frage herangeht.

		Es sind die Schriften:

		Jean Ulrich Menni: L'Enquête contradictoire dans l'intérèt de
l'Europe, Edition Atar, Genf;

		G. Ferrero: Le Origini della Guerra Presente, Rava &
Cie. ed., Mailand 1915 (»Problemi Italiani» No. 7).

		Munroe Smith: Das Gewicht der Imponderabilien. Der
Widerstreit zwischen militärischer Strategie und Diplomatie zu
Bismarcks Zeiten und danach. (Lausanne, Librairie Payot &
Cie., 1915).

		Es hiesse diese Männer beleidigen, wenn man ihre Schriften dem
bisher besprochenen Buch irgend gleichsetzen wollte; man braucht
auch nicht erst festzustellen, dass sie im Gegensatz zum Verfasser
des Buches «J'accuse» zwar irren aber nicht fälschen, und
wenn sie trotzdem an manchen Stellen ähnliches schreiben, so
geschieht es, weil sie an diesen Stellen die gleichen trüben
Quellen benützt haben, oder von Vorurteilen beeinflusst sind.
[bookmark: page304]

	
		
		I. Jean Ulrich Menni

		Die Einleitung der «Enquête contradictoire» von Menni ist in
manchen Teilen so schön geschrieben und atmet eine solche Loyalität
der Absichten, dass man sie soweit auch als Gegner unterschreiben
könnte. Aber was der Verfasser sich vornimmt, vermag er nicht
durchzuführen: offenbar weil er für seine Aufgabe nicht genügend
vorbereitet ist. Wie aus dem Schluss dieser Einleitung hervorgeht,
ist er Maler und es ist mindestens ebenso schwer von der Malerei
plötzlich zur Kritik geschichtlicher Dokumente überzugehen, als von
der Geschichtsforschung zur Kunstkritik. Die Leistungen des
Unvorbereiteten und Unerfahrenen sind auf dem neuen Gebiet
notwendig schlechte.

		Schon die Methode ist nach jeder Richtung angreifbar: Menni
erklärt in der Einleitung, er wolle nur Dokumente geben, und keine
gegen irgend eine Seite gerichtete Schlussfolgerung ziehen; aber er
bleibt seinem Vorsatz nicht treu, denn er begleitet die von ihm
zusammengestellten Dokumente mit fortlaufenden Anmerkungen, die
sich immer nur gegen eine Seite richten. Er sagt, er wolle nur
Dokumente geben und nicht selbst den Schluss ziehen, «welche
Regierung ein gutes Geschäft zu machen glaubte, indem sie den Krieg
entfesselte». Er gibt aber nicht die Dokumente, sondern nur
ausgesuchte Bruchstücke, und da er selbst fühlt, dass man ihn
daraufhin der Parteilichkeit bezichtigen wird, so verteidigt er
sich im voraus damit, dass «es ja jedem Leser unbenommen sei, die
Akten in extenso zu lesen». Das ist aber nicht dasselbe: denn
[bookmark: page305] die
meisten Leser tun dies eben nicht – und wenn sie es täten, so wäre
Mennis Buch überflüssig – es ist um so weniger dasselbe, als er bei
dieser Auswahl mit der gleichen, vermutlich ihm selbst gar nicht
bewussten Parteilichkeit vorgeht, wie in seinem Kommentar. Sein
Buch wird so zu einem Dokument – aber nicht für das, was er
beabsichtigte, nicht für eine Politik, sondern für eine
Geistesverfassung.

		Auf Seite 32 seines Buches wirft er der deutschen und
österreichischen Regierung vor, dass sie in ihren amtlichen
Publikationen den Teil der serbischen Antwort, der den Forderungen
des österreichischen Ultimatums entsprach, nicht abdruckten,
sondern sich damit begnügten, darauf hinzuweisen, dass diese
Absätze dem Text der österreichischen Note conform sind. Genau das
Gleiche tut er selbst, nur mit dem Unterschied, dass die Leser
jener Publikationen nur ein paar Seiten zurückzublättern brauchten,
um diesen Text zu finden; während die Leser Herrn Mennis die Texte,
die er ihnen vorenthält, nicht so bequem zur Hand haben. Auf Seite
43 seiner Schrift teilt er aus der Note 17 des englischen
Blaubuches die Stelle mit, in der Russland sich grossmütig bereit
erklärt, die serbisch-österreichische Frage von der
Viermächtekonferenz erledigen zu lassen, während er die (von mir
auf Seite 166 und 218/19 zitierten) Stellen seinen Lesern
verschweigt, in denen der britische Botschafter Ssasonoff warnt und
ihm die Folgen der russischen Mobilisierung voraussagt, der
russische Minister aber sich schon am 25. Juli zum Kriege bereit
erklärt. Wie Herr Menni zu dem von ihm gerügten Vorgehen der beiden
Regierungen, könnte ich zu dem seinen sagen: «Je ne discute pas les
avantages ou les inconvénients de cette manière d'exposer un
document, je la constate», wenn nicht noch ein Unterschied wäre:
jene Stelle der serbischen Antwort war im Vergleich zum übrigen
Text bedeutungslos. Sie enthielt, abgesehen von der rein formellen
Publikation im Amtsblatt, ein allgemeines Versprechen, das, wie in
dem [bookmark: page306]
Abschnitt über Oesterreich und Serbien gezeigt wurde, durch die
Vorbehalte bei den einzelnen Punkten wieder völlig aufgehoben ward;
überdies ein Versprechen, das die serbische Regierung schon im
Jahre 1909 gemacht und gebrochen hatte, so dass die österreichische
Regierung diesmal mit vollem Recht entschlossen war, sich auf
allgemeine Versprechungen ohne Garantie nicht mehr einzulassen.
Ihre Weglassung änderte daher an der wesentlichen Bedeutung der
Antwort gar nichts! Dagegen ist die von Herrn Menni weggelassene
Stelle der Depesche Nr. 17 für die Beurteilung der Absichten der
russischen Regierung und ihrer Politik, mehr noch für die Haltung
der englischen Regierung zur russischen Politik, wie gezeigt worden
ist, von äusserster Wichtigkeit!

		Noch auffallender wird das Irreführende seiner Methode, wenn er
auf Seite 74, wo es sich um Oesterreichs angebliche Nachgiebigkeit
in letzter Stunde handelt, aus der Note 56 des österreichischen
Rotbuches die Stelle abdruckt, dass die österreichische Regierung
geneigt sei, «unsern Notentext einer Besprechung zu unterziehen,
soweit es sich um dessen Interpretation handelt», und den ersten
Teil des Satzes gesperrt druckt, den zweiten nicht. Diese Note ist
aber nur die bestätigende Antwort des österreichischen
Botschafters, Grafen Szapary in Petersburg, auf die Depeschen des
Ministers des Aeussern Nr. 49 und 50, in denen dieser die wahre
Absicht der österreichischen Regierung mitteilt, nämlich, dass sie
von den Punkten der Note nichts abhandeln lassen wolle und
höchstens ergänzende Aufklärungen geben könne, in der amtlichen
französischen Uebersetzung: « Ce commentaire se devrait borner à
des explications supplémentaires, attendu qu'il n'est jamais entré
dans nos vues d'admettre un marchandage à propos des paragraphes de
notre note.»

		Heisst das dem Leser ein loyal ausgewähltes Material
unterbreiten, wenn man ihm die so deutliche authentische Erklärung
[bookmark: page307] der
österreichischen Regierung vorenthält und ihm nur die knappe, weit
minder deutliche Antwort des Beauftragten vorliegt, und deren Sinn
durch die Art des Drucks noch mehr entstellt? Ueberdies lässt Herr
Menni auch in der Antwort des Botschafters den Teil weg, in dem die
Beteiligung an einer Konferenz abgelehnt wird. Wie will Herr Menni
all diese Auslassungen rechtfertigen? Der Leser wird umsomehr
getäuscht, als er unmittelbar vorher jene völlig unwahre Mitteilung
Ssasonoffs aus Blaubuch Nr. 133 abdruckt, die Herr v. Etter am
nächsten Tag Sir Edward Grey überbrachte, und die zu einer so
bösartigen Fälschung in der Einleitung des Blaubuches Anlass gab.
(S. über die ganze Frage S. 190–197).

		Wir wollen hoffen, dass dieses Vorgehen Herrn Mennis nur auf
Mangel an Verständnis und nicht auf Absicht beruht.

		Eine beträchtliche Ungenauigkeit verrät die Behauptung, die
Menni auf Seite 58 ausspricht: «Kein Dokument des Weissbuches oder
Rotbuches bestätige die vermittelnde Tätigkeit Berlins in Wien»,
wobei er andeutet, dass die Korrespondenz zwischen Berlin und Wien
unveröffentlicht sei. In der Tat beweisen nicht weniger als zwei
deutsche Dokumente (Weissbuch Nr. 16, sowie die vom deutschen
Reichskanzler mitgeteilte Note), ein englisches (Blaubuch Nr. 88)
und vier des österreichischen Rotbuches (Nr. 43, 44, 49, 51) diese
Vermittlertätigkeit (s. S. 211). Von der zwischen Wien und Berlin
geführten Korrespondenz sind elf Dokumente veröffentlicht, und zwar
ehrlicherweise sowohl diejenigen, die einer Vermittlung gelten, als
solche, die die Gefahr der Lage und die ernsten Folgen einer
russischen Mobilisierung betonen.

		Und auch hier finden wir wieder das doppelte Mass, da Menni es
mit keinem Wort rügt oder auffällig findet, dass Russland keine
einzige seiner zwischen dem 25. und 27. Juli nach Belgrad
gerichteten Noten veröffentlicht hat!
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Wie wenig Kritik er übt, beweist er, wenn er auf Seite 54 Teile der
Depesche 106 des Gelbbuches abdruckt, die als Anlage zu 105 des
Blaubuches verwendet wurde, ohne eine Ahnung von den (auf Seite 285
ff. erörterten) Veränderungen und Fälschungen in ihrem Text zu
haben.

		Auf Seite 65 teilt er Sir Edward Greys einzigen ernsten
Vermittlungsvorschlag mit; davon, dass er von Deutschland
nachdrücklich unterstützt, von Oesterreich angenommen wurde, kein
Wort!

		Ueber den Brief des belgischen Diplomaten in Petersburg, Herrn
von l'Escaille, und über die Kriegserklärungen sagt er auf Seite
171 und 174, sowie auf Seite 103 die gleichen Verkehrtheiten, wie
der Autor des Buches «J'accuse», so dass man schliessen muss, er
sei von diesem grossen Geschichtsforscher beeinflusst worden, oder
beide haben aus der gleichen – mir nicht bekannten – Quelle
geschöpft, die zu prüfen sie nicht nötig fanden (s. S. 226 und
258).

		Bei den Zweifeln an der Echtheit des Briefes des Herrn von
l'Escaille bringt er allerdings ein weiteres und neues
Verdachtmoment vor: er findet es sonderbar, dass Herr von
l'Escaille für seinen Brief nicht das Nordisk Kabel benützt hat,
sondern ihn in Deutschland zur Post befördern liess. Herr Menni
weiss offenbar nicht, welche Zeit und Mühe ein so langer Brief zum
Chiffrieren, Telegraphieren und Dechiffrieren in Anspruch nimmt,
weiss auch nicht, dass alle diplomatischen Agenten eben darum neben
den Chiffretelegrammen, längere geschriebene Berichte durch
Courriere oder auf sichern Posten senden. Dass also l'Escaille in
dem Brief bemerkt, er sende sein Telegramm durch das Nordisk Kabel
und den ausführlichen Bericht brieflich, ist nur ein Beweis mehr
für die Echtheit des Briefes, wenn es eines solchen noch bedurfte.
Dass er einen Brief, der die russische Politik in einer Weise
darstellte, die ihr nicht erwünscht sein konnte, [bookmark: page309] lieber nicht in
Petersburg zur Post beförderte, sondern die deutsche Post vorzog,
ist selbstverständlich.

		Ich übergehe eine Reihe minder bedeutender Irrtümer und
Unrichtigkeiten. Auf Seite 131 beschliesst Menni die eigentliche
«Enquête contradictoire», die man angesichts der Art der Auswahl
der Bruchstücke, wie der einseitigen und vielfach irrigen
Kommentierung als wertlos bezeichnen muss. Nie dürfte ein Gericht
in einem Prozess sich erlauben, auf ein derart gesiebtes und
präpariertes Aktenmaterial hin eine Entscheidung zu fällen. Und wie
viel schwieriger ist die Entscheidung über weltumfassende,
welterschütternde Vorgänge, als in einem Prozess!

		Herr Menni geht zur Besprechung einer Reihe einzelner Fragen
über, leider zumeist in gleich unüberlegter Weise.

		Er behandelt die Frage der Rüstungen, und vergleicht die
Rüstungen Deutschlands und Frankreichs miteinander. Ohne auf seine
Ziffern im einzelnen einzugehen, kann man sagen, dass das ganze
Kapitel entweder zwecklos oder irreführend ist, da ja Deutschland
nicht nur gegen Frankreich, sondern gegen die Triple-Entente,
mindestens aber gegen Frankreich und Russland rüsten musste, und
dabei mit Sicherheit nur auf die Hilfe Oesterreichs rechnen konnte.
Ein Krieg, in dem Frankreich und das Deutsche Reich einander allein
gegenüberstehen würden, kam überhaupt nicht in Frage. Deutschland
musste seit 1894 mit dem Zweifrontenkrieg rechnen. Ein Vergleich,
der etwas beweisen soll, muss also zwischen den Rüstungen dieser
beiden Mächtegruppen angestellt werden, und dann zeigt sich, wie
auf Seite 71 dargelegt wurde, ein ganz anderes Ergebnis. Wenn der
Autor im Zusammenhang damit auch die Ausgaben beider Staaten für
Heereszwecke einander gegenüberstellt, so bedaure ich sagen zu
müssen, dass seine Ziffern denen des Referenten der französischen
Kammer, Herr Tissier widersprechen. Ebenso begeht er den, freilich
sehr verbreiteten, Irrtum, zu schreiben, [bookmark: page310] dass das französische Gesetz
der dreijährigen Dienstpflicht eine Verteidigungsmassnahme gegen
das deutsche Gesetz von 1913 gewesen sei, während dies keineswegs
der Fall war, und das letztere lediglich durch die Bildung des
Balkanbundes und die daraus folgende Bindung Oesterreichs
veranlasst wurde, was die englische wie die französische Regierung
ausdrücklich anerkannt haben (s. S. 97/98).

		Ueber die belgische Frage schreibt er die gewöhnlichen Irrtümer,
die auf Seite 229 ff. erörtert worden sind. Auf Seite 186 wundert
er sich darüber, dass das deutsche Weissbuch ein belgisches
Dokument – über das Gespräch des Generals Jungbluth mit dem
englischen Militärattaché Bridges – als vom Direktor im belgischen
Ministerium des Aeussern, Grafen van der Stratten, herrührend
bezeichnet und wohl das Schreibmaschinenmanuskript im Facsimile,
aber nicht die Unterschrift des Grafen bringt. Er deutet an, dass
diese Angabe und damit das Dokument gefälscht sei.

		Ich gehe auf dieses Beispiel ein, weil es für die Art, wie die
deutschen Dokumente bekämpft, und die Voreiligkeit, mit der solche
Schlüsse gezogen werden, kennzeichnend ist.

		Herr Menni schreibt wörtlich: «Je dois signaler que le document
avait été écrit à la machine à écrire et que, par conséquent, on ne
reconnait pas l'écriture de l'auteur. Le livre blanc déclare que ce
document portait la signature du comte van der Stratten.» Beide
Behauptungen sind falsch: das Weissbuch sagt durchaus nicht,
dass das Dokument die Unterschrift des Grafen van der
Stratten trug, sondern nur, dass es von seiner Hand herrührte; das
Dokument aber trägt einen handschriftlichen Vermerk und eine
handschriftliche Korrektur, so dass man die Hand sehr wohl erkennen
und den Verfasser durch Schriftenvergleich eruieren konnte. Hätte
das deutsche Auswärtige Amt fälschen wollen, so hätte es wahrhaftig
mit Leichtigkeit eine der vielen im Archiv [bookmark: page311] vorhandenen Unterschriften
des Grafen van der Stratten auf der gleichen Platte unter dem
Facsimile photographieren können, so dass der Vorgang nur die
gewissenhafte Ehrlichkeit beweist, mit der die deutschen
Publikationen erfolgten.

		Ich nehme an, ja, ich bin überzeugt, dass der Autor seine
Aeusserung im guten Glauben getan hat, wenn auch die Bemerkung
seltsam bleibt, dass «man die Handschrift nicht erkennen könne,»
während das Facsimile zwei Proben einer charakteristischen Schrift
bietet. Sollte Herr Menni die Publikation nicht gesehen haben und
die Verdächtigung nur andern nachschreiben?

		Auf Seiten 110 und 111 stellt er eine «strategische Hypothese»
auf, die er auf Seite 194 nochmals andeutet, und die seine ganze
Naivetät verrät. Er sieht darin ein «Dilemma», dass Deutschland den
Krieg nur deshalb führen zu wollen «schien», weil es wusste,
England werde nicht um Serbiens willen kämpfen, (!) und dann
dennoch die belgische Neutralität verletzte, obwohl es wusste, dass
dies England auf den Plan bringen müsste. Eben infolge dieses
Widerspruchs, meint er weiter, war der französische Generalstab,
der gleichfalls mit der deutschen Furcht vor England rechnete,
nicht vorbereitet und hatte an der belgischen Grenze keine Truppen
bereitgestellt.

		Herr Menni, Sie machen dem französischen Generalstab einen
unverdienten Vorwurf und ahnen von der militärischen Lage so wenig
wie von der politischen!

		Dass man in Deutschland Krieg führen würde, sobald man sich
durch die russische Mobilisierung bedroht sah, und dass keine
Drohung Englands, am Kampf teilzunehmen, Deutschland einschüchtern
konnte, das wusste man in England selbst am besten und sprach es
wiederholt aus (s. Blaubuch Nr. 17 und Nr. 44). Herrn Menni's
«Dilemma» beweist nur, dass die erste These, dass Deutschland den
Krieg «wollte», [bookmark: page312] weil es hoffte, England werde nicht mittun,
mit allen ihren Voraussetzungen und Folgerungen falsch ist!

		Ebenso rechnete man in England wie in Frankreich damit, dass
Deutschland aus strategischen Gründen durch Belgien marschieren
werde. Schon im Jahre 1887! (s. S. 237). Die Abmachungen der
englischen und belgischen Generalstäbe werden ja immer wieder damit
entschuldigt, dass es seit langem festgestanden, dass deutsche
Heere durch Belgien marschieren würden. Die französischen
Militärschriftsteller Boucher und Mailrot und der Engländer Belloc
hatten es noch kurz vor dem Kriege als etwas feststehendes
erörtert. Der französische Generalstab war also nicht so
ahnungslos, wie Herr Menni meint; jenes kindliche «Dilemma» bestand
keinen Augenblick; man war nur der irrigen Meinung, dass die
belgischen Grenzfestungen Monate lang aushalten und die Engländer
rasch genug landen würden; darum hatte man die Truppen im Süden
konzentriert, wo der Hauptstoss vor allem gegen das deutsche
Industriegebiet erfolgen sollte. Uebrigens stand die ganze fünfte
Armee unter General Lanrezac an der belgischen Grenze bereit.

		Ebenso naiv ist die auf Seite 147 dargelegte Meinung, dass
Frankreich stets eine versöhnende Haltung einnahm und nur deshalb
sich nicht zur Neutralität verpflichten wollte, weil es deutscher
Präpotenz nicht weichen wollte. Wie reimt sich das damit, dass
Frankreich schon am 29. Juli die russische Regierung wissen liess,
dass es im Kriegsfall an der Seite Russlands mitgehen werde, wofür
Ssasonoff in seiner Note Nr. 58 vom 29. Juli ausdrücklich dankt?
Und warum hat Herr Menni diese Note in seiner «Enquête
contradictoire» nicht abgedruckt?

		Auf Seite 202 sucht er die französische Friedensliebe damit zu
beweisen, dass französische Banken der Türkei, deren
Deutschfreundlichkeit man kannte, noch im Jahre 1913 800 Millionen
Franken darliehen! Er lese die in der Pariser [bookmark: page313] «Revue» erschienenen und
später in einem Buche gesammelten Aufsätze von Lysis, und er wird
erfahren, wieviele Geschäfte die vereinigten französischen
Grossbanken abschlossen, die ihnen eine reiche Provision und
sonstigen Gewinn versprachen, ohne sich um die politischen und
nationalwirtschaftlichen Folgen viel zu kümmern. Mit der Politik
der Herren Poincaré und Delcassé hat dies nichts zu tun, es wäre
denn ein Versuch gewesen, die Türkei, in der es ja auch eine
Ententefreundliche Gegenpartei, die «Union libérale», gab, zur
andern Seite hinüberzuziehen.

		Auf Seite 205 nennt er ein uns ganz unbekanntes deutsches
Gesetz, nach welchem die deutschen Blätter gezwungen sein sollten,
statt jedes von der Zensur gestrichenen Textes einen andern amtlich
vorgeschriebenen zu bringen!!

		Auf Seite 211 zieht er aus der Tatsache, dass es vom
österreichischen Rotbuch auch eine Volksausgabe gibt, den Schluss,
dass es noch eine «geheime» Ausgabe des Rotbuches gebe, anstatt der
so einfachen Erklärung, dass es sich bei dieser Volksausgabe, wie
bei den meisten Volksausgaben, um eine billigere Ausgabe handelt,
die infolgedessen weitere Verbreitung findet, nachdem die erste
amtliche Ausgabe des Rotbuches in Quartformat und mit grossem Luxus
gedruckt war.

		Eine Anfrage bei einem kundigen Buchhändler hätte Herrn Menni
aufgeklärt, und er hätte sich eine Verdächtigung erspart.

		Ich könnte mit solchen und ähnlichen Proben noch ziemlich lange
fortfahren, aber die bisher angeführten werden genügen, um Herrn
Menni, an dessen loyale Absicht ich glaube, seine ungenügende
Vorbereitung erkennen zu lassen. Er selbst spricht ja auf Seite 212
die Erkenntnis und den Wunsch aus: «J'ai pu me tromper dans mes
recherches et je désire que mon opinion soit réfutée par des hommes
compétents.» [bookmark: page314]

	
		
		II. Guglielmo Ferrero

		Die Schrift Professor Ferrero's «Le Origini della Guerra
presente», «Die Entstehung des gegenwärtigen Krieges», ist eine
knappe, – für das grosse Thema viel zu knappe, – Schrift von 32
Seiten in kleinem Oktav. Aber es ist die Schrift eines bedeutenden
Historikers, dem man gewiss nicht Mangel an Vorbereitung zum
Vorwurf machen kann. Wenn ich seine Ausführungen bekämpfe, so
stelle ich Tatsachen gegen Tatsachen, Schlüsse gegen Schlüsse. Ich
bin dem Autor persönlich nahe gekommen; ich war sein Gast; wir
haben in einer grossen Sache gemeinsam gearbeitet, und er hat
gerade in dieser Sache als erster der öffentlichen Meinung entgegen
die Wahrheit bekannt, hat sie mit gewissenhafter Mühe erforscht und
ist männlich und mutvoll für sie eingetreten.

		Diesmal ging er mit der grossen Strömung, aus vollster
Ueberzeugung ohne Zweifel; meine Pflicht ist es, aus gleicher
Ueberzeugung auf das, was mir in seiner Arbeit unhaltbar scheint,
hinzuweisen.

		Es scheint mir zunächst unmöglich, dem Leser von der Entstehung
des Krieges ein einigermassen richtiges Bild zu geben, und er wird
die österreichische Note und das Spannungsverhältnis
Oesterreich-Serbien-Russland niemals richtig beurteilen können,
wenn man ihn nicht mit der Vorgeschichte der Note bekannt
macht.

		Ferrero kann erwidern, er beschränke sich hier auf die
Beurteilung der Akten: aber wie will jemand das erste entscheidende
[bookmark: page315]
Aktenstück, aus dem alle folgenden entsprangen, beurteilen, wie
will er wissen, ob und inwieweit es berechtigt war, wenn er nicht
weiss, welche Tatsachen zu ihm führten? In der Tat lässt sich
Ferrero auf eine Kritik des Ultimatums nicht ein, sondern zitiert
nur die Kritik Sir Edward Greys, der in der Sache Partei war.
Selbstverständlich fanden die Staatsmänner der Triple-Entente das
Ultimatum, das Oesterreich an Serbien richtete, «unerhört», während
sie an dem unerhörten Ultimatum, das Italien drei Jahre vorher an
die Türkei gerichtet hatte, nichts auszusetzen hatten ... war es
doch auf Grund der mit ihnen getroffenen Abmachungen erfolgt!
Ebenso fanden sie die serbische Antwort vollkommen genügend;
selbstverständlich, denn je weniger sie wirklich bot, desto mehr
war das Interesse der russischen Politik gewahrt. Sie aber
«uninteressierte Zuschauer» zu nennen, wie Ferrero auf Seite 13
seiner Schrift tut, scheint mir für einen Historiker ein starkes
Stück: angesichts der bestehenden Weltspannung konnte man die
Angehörigen keiner Mächtegruppe «uninteressiert» nennen. Wohl
hatten England und Frankreich wie Italien keine direkten Interessen
in Serbien, aber alle drei hatten durch weitgehende Verabredungen
Russlands Interesse mehr oder minder zu dem ihren gemacht; und sie
taten das umsomehr und heftiger, je weiter die Krise vorschritt und
je mehr Russland seinen Kriegswillen an den Tag legte und
aussprach.

		Ferrero bezweifelt die Behauptung der deutschen Regierung, dass
sie die österreichische Note nicht vorher gekannt, wenn er auch
zugibt, dass das Gegenteil nicht bewiesen sei. Er findet es
seltsam, dass die deutsche Regierung trotzdem fast gleichzeitig
eine Note an die Mächte richtete, in der die österreichische Note
unterstützt wurde. Die Aufklärung ist einfach.

		Dass nach der Ermordung des Thronfolgers und allem
vorausgegangenen eine entschiedene Aktion Oesterreichs [bookmark: page316] gegen Serbien
bevorstand, das wusste die ganze politische und diplomatische Welt;
es war daher selbstverständlich, dass die verbündete deutsche
Regierung das österreichische Vorgehen unterstützte, weil sie die
Lage kannte. Ob sie die Note im Wortlaut und in allen Einzelheiten
vorher kannte oder nicht, war unwesentlich; ein Teil der
österreichischen Forderungen wurde ja bereits seit Anfang Juli
vermutet (s. S. 347/48).

		Man sieht, wie unentbehrlich die Vorgeschichte für das Urteil
ist.

		Dass ein grosser Teil der englischen Presse zunächst den
gleichen Standpunkt einnahm, das ist auf Seite 131/32 gezeigt
worden. Oesterreich, das schwer herausgefordert war, bedrohte jetzt
Serbien: die ganze Welt sah die Gefahr, dass Russland zugunsten
Serbiens eingreifen konnte; dann war Deutschland verpflichtet für
Oesterreich einzutreten und der Weltkrieg unvermeidlich. Das war
der Inhalt der Mitteilung, die der deutsche Botschafter von Schoen
am 24. Juli Herrn Bienvenu-Martin machte (Weissbuch Nr. 1, Gelbbuch
Nr. 28). Der Friede war nur zu erhalten, wenn der Konflikt
lokalisiert blieb.

		Die französische Regierung und eine offenbar inspirierte Presse
beliebten in dieser Mitteilung eine «verschleierte Drohung» zu
sehen.

		Vielleicht hätte die Note in der Form glücklicher abgefasst, mit
einer Reihe von Liebenswürdigkeiten verbrämt sein können: in der
Sache enthielt sie die reine ehrliche Wahrheit über die Lage. Wer
darin sofort eine Drohung sah, der wollte die Spannung
verschärfen, jedenfalls nicht sie vermindern: wir erinnern
uns an die «Provocation» von Agadir (s. S. 91). Wenn Frankreich
wirklich ein «uninteressierter Zuschauer» gewesen wäre, so hätte es
sich sofort den sachlichen Gründen der deutschen Regierung
anschliessen, mindestens sie sehr ernst erwägen müssen. Umso
unbegreiflicher ist, dass Ferrero [bookmark: page317] sich die französische Fiktion von
der deutschen Drohung, die wohl künftige tendenziöse Auffassungen
vorbereiten sollte, ohne weiteres zu eigen macht.

		Dass er nun daraufhin die Haltung der deutschen Regierung am 25.
Juli verändert, versöhnlicher findet, ist ebenso willkürlich: wenn
Herr von Jagow sagte, Deutschland wolle keinen Krieg, und das
Vorgehen Oesterreichs müsse nicht zu einem allgemeinen Kriege
führen, so war das selbstverständlich und als Aenderung der Haltung
nur dann auszulegen, wenn man in den Mitteilungen Herrn von Schoens
durchaus eine «Drohung» sehen wollte. In dem einzig wesentlichen
Punkt, in dem Eintreten Deutschlands für Oesterreich und der
Billigung seines Vorgehens hatte sich am 25. nicht das geringste
geändert. Noch weniger aber ist, wie Herr Ferrero behauptet, das
Vorgehen Oesterreichs am selben Tage härter geworden. Das Ultimatum
war, meine ich, wenn auch vollkommen berechtigt, so doch gerade
hart genug gewesen; dass es andererseits keine Gebietserwerbung auf
Kosten Serbiens beabsichtigte, das hat Oesterreich am ersten wie am
letzten Tage erklärt; und die Ablehnung der Fristverlängerung war
nur Konsequenz. Der russische Geschäftsträger hatte diese Ablehnung
vorhergesehen, und die deutsche Regierung hatte sich geweigert, die
Bitte um Fristverlängerung zu unterstützen: der Gegensatz zwischen
der Haltung Oesterreichs und Deutschlands ist also eine ganz
willkürliche Konstruktion Ferreros, der solche Antithesen liebt;
aber in den Tatsachen ist sie in keiner Weise begründet.

		Am sonderbarsten aber ist, dass er – wie übrigens auch Herr
Menni – sonderbar findet, dass Graf Berchtold in diesen Tagen «es
gut fand, sich von Wien zu entfernen und nach Ischl zu reisen».
Selbstverständlich musste Graf Berchtold dem Kaiser Bericht
erstatten, wie Ssasonoff dem Zaren, und selbstverständlich musste
er zu diesem Zweck zu dem dreiundachtzigjährigen Herrn nach dem nur
sechs Stunden [bookmark: page318] entfernten Ischl – dem Sommersitz des
österreichischen Hofes – fahren und nicht der alte Kaiser zu
ihm.

		Ferrero zitiert nun die im Verlauf dieser Schrift oft erwähnte
und erörterte Note Nr. 25 des Orangebuches, in welcher Herr
Ssasonoff alle wesentlichen Forderungen Oesterreichs für
Serbien unannehmbar findet: wenn Ssasonoff in derselben Note
die Meinung ausspricht, durch längere Verhandlungen könnte man
vielleicht eine Formel finden, die Oesterreichs Forderungen «in der
Sache befriedigte und für Serbien annehmbar wäre», so war das nach
dem Vorausgegangenen nicht nur unehrlich, sondern auch unsinnig:
das was er wollte, war das gerade Gegenteil:
Nichtbefriedigung der österreichischen Forderungen in der
Sache, bei einer für Oesterreich möglichst entgegenkommenden Form:
eben das, was in der serbischen Antwort vom gleichen Tage, die
zweifellos nicht ohne seine Einflussnahme zustande kam, bereits
geschehen war.

		Wenn aber Ferrero aus solcher Erklärung den Schluss zieht, dass
Russland den Frieden wünschte, so finde ich darin nicht nur das
erstaunlich, dass er den Widerspruch in Ssasonoffs Erklärungen
nicht sieht, sondern noch viel erstaunlicher, dass er die am
selben Tag erfolgten Aeusserungen Ssasonoffs zu Sir G. Buchanan
(Blaubuch Nr. 17), dass Oesterreichs Aktion gegen Russland
gerichtet sei, dass Russland mit Frankreichs Hilfe zum Krieg
entschlossen sei, wenn Oesterreich nicht nachgebe und er,
Buchanan, die Lage als verzweifelt ansehen könne», offenbar
übersehen hat. Denn dann hätte er einen Friedenswillen
Russlands nicht feststellen können.

		Ferrero aber fährt in seiner seltsamen und willkürlichen
Geschichtskonstruktion fort. Die deutsche Regierung verlangt nach
wie vor, dass Russland sich in den österreichisch-serbischen
Streitfall nicht einmische; insbesondere, nachdem Oesterreich
erklärt hat, dass es eine Gebietvergrösserung [bookmark: page319] auf Kosten Serbiens
nicht beabsichtige. Nach dieser Auffassung meint Ferrero, wäre die
ganze Verantwortung für den Weltbrand auf Russland gefallen.
Gewiss, und ich wenigstens kann nicht begreifen, wie man die Sache
anders auffassen kann. «Was Deutschland sehr naiv verlangte», fährt
Ferrero fort, «wäre die totale Kapitulation Russlands gewesen:
Russland hätte, wie schon im Jahr 1909, die ganzen Kosten des
Friedens bezahlt».

		Was hat Russland im Jahr 1909 bezahlt oder auch nur aufgegeben,
ausser dem Anspruch einer vollkommen unberechtigten Einmischung in
Angelegenheiten, die es nichts angingen? Gehörte Bosnien und die
Herzegowina ihm? oder hatten sie ihm je gehört? Oesterreich-Ungarn
hatte einen seit 40 Jahren bestehenden faktischen Zustand in einen
dauernden verwandelt; ein Vorgang, der staatsrechtlich wie
völkerrechtlich Russland nicht das geringste anging, und zu dem es
überdies in geheimen Abmachungen seine Zustimmung längst gegeben
hatte; die ganze Sache berührte nicht einmal seine Grenzen.
Russlands Einmischung war eine rechtlich, wie politisch durch
nichts berechtigte Anmassung, und als Deutschlands sehr
freundliche, aber bestimmte Erklärung es zwang, den Frieden zu
wahren, hatte es nicht einen Mann, nicht eine Kopeke, nicht einen
Fuss breit Landes eingebüsst. Oesterreich hingegen hatte um des
Friedens mit der Türkei willen Land und Geld hergeben müssen. Es
wäre wirklich der Neugier wert, zu erfahren, wie der Historiker
Ferrero seinen Ausspruch begründen will.

		Nicht viel anders war die Sachlage im Jahr 1914.
Oesterreich-Ungarn hätte kapituliert, wenn es sich nach der
jahrelangen Agitation, den Unruhestiftungen, den Morden, mit der
Scheinbeantwortung seines Ultimatums begnügt hätte, es hätte
kläglich und lächerlich kapituliert; die Krankheit und Gefahr im
Südosten wäre ins Riesengrosse gewachsen, und der Krieg, auf den
Serbien rechnete [bookmark: page320] und hoffte, zu dem alle seine Handlungen
trieben, den seine Aspirationen zu ihrer Verwirklichung brauchten,
wäre früher oder später erst recht ausgebrochen.

		Von Seite Russlands, dem niemand etwas getan, das niemand
geschädigt hatte, wäre es lediglich eine Nichtintervention gewesen,
die nur seinen Ausdehnungsgelüsten, nicht aber seinem Bestand
Schaden gebracht hätte.

		In diesen Erwägungen wird stets der Kern der Frage liegen.

		Es gab daher in diesem Augenblick nur ein Mittel, den Frieden zu
erhalten: die Nichtintervention Russlands, und die von Grey
vorgeschlagene Vermittelung der Mächte in Wien und Petersburg nur
dann, wenn sie dazu führte.

		Wiederum konstruiert Ferrero – willkürlich oder aus Mangel an
Aufmerksamkeit? – einen Widerspruch in der Haltung des Auswärtigen
Amtes. Er konstatiert, dass der deutsche Gesandte am 27. Juli Sir
Edward Grey mitteilte, die deutsche Regierung sei mit dieser
Vermittelung einverstanden (Gr. Blaubuch Nr. 46), während nach Nr.
43 der Staatssekretär am selben Tag die Viermächtekonferenz
ablehnte. Beides war etwas ganz verschiedenes: mit einer
Vermittelung, also einer Einwirkung der Ententemächte in Petersburg
und der Dreibundmächte in Wien, war die deutsche Regierung nicht
nur einverstanden, sie hat auch das ihre redlich getan, wie auf
Seite 166 ff. gezeigt worden ist. Dagegen war eine Entscheidung der
Frage durch die Viermächtekonferenz etwas ganz anderes und nicht
annehmbar. Die Konferenz war, wie auf Seite 211 ff. hinlänglich
klargelegt ist, ein sicheres Mittel, Serbien und Russland zum
diplomatischen Sieg zu verhelfen; darum hat Russland sie auch immer
wieder, zuletzt mit wahrhaft verzweifelten Mitteln, durchzusetzen
versucht. Es ist also durchaus nicht «schwer, diese Widersprüche
aufzuklären», wie Ferrero behauptet: sie bestehen nur in seiner
Schrift, nicht in der Wirklichkeit, und [bookmark: page321] man kann nur annehmen,
dass er die Akten nicht aufmerksam genug gelesen hat. Die
Mitteilung des deutschen Botschafters, dass Deutschland eine
«Vermittlung im Prinzip» annehme, erfolgte nach der Ablehnung der
Konferenz, und ist im englischen Blaubuch nach ihr veröffentlicht.
Warum erwähnt Ferrero sie vorher? um den «Widerspruch» zu
konstruieren? Ist das ganz loyal und seiner würdig? Eine passive
Resistenz der deutschen Regierung fand durchaus nicht statt. Was
sie abwies, war immer das gleiche: Oesterreich zu einem schädlichen
und zwecklosen Aufgeben seiner Forderungen zu bestimmen. Gewiss,
das ist ohne weiteres zuzugeben: es bestand ein vollkommener
Gegensatz zwischen den Anschauungen der Regierungen in Berlin und
Wien und derer in Petersburg, Paris und London: die einen hielten
eine Einmischung Russlands für gänzlich unberechtigt, die letzteren
nicht. Ferrero schliesst sich den Ententemächten an: er gibt auch
einen Grund an: «Russland hatte von Anfang der Krise erklärt, dass
es sich einmischen werde». Einen andern und besseren habe ich in
seiner Schrift nicht gefunden.

		Am 28. Juli entdeckt er einen neuen Widerspruch in der Haltung
der deutschen Regierung: sie gibt ihre passive Resistenz auf, sie
erklärt nochmals, eine Konferenz nicht, eine Vermittlung wohl
annehmen zu können, also in der Tat genau das gleiche, wie vorher
und bisher. Der Kaiser schreibt an den Zaren, um ihn zur
Anerkennung der österreichischen Forderungen zu bewegen, dann will
er eine befriedigende Verständigung mit Russland befürworten. Warum
lässt Ferrero den ersten Teil der Kaiserdepesche weg, umsomehr, als
der Kaiser in seiner nächsten Depesche nochmals betont, wie
vollkommen er das österreichische Vorgehen billigt? Nur um einen
Widerspruch konstruieren zu können? Diese historische Methode, die
Tatsachen nach im Hirn geborenen Antithesen umzudrehen, scheint mir
nicht empfehlenswert.

		Ferrero konstruiert hier noch einen Gegensatz; nach einer [bookmark: page322] Note des
französischen Gesandten Cambon (Gelbbuch Nr. 67), hätte Herr von
Jagow auf die Frage, ob Deutschland bereits seinerseits
mobilisieren würde, wenn Russland nur an der österreichischen
Grenze mobilisierte, mit «nein» geantwortet, und den Botschafter
formell ermächtigt, «diese Beschränkung» seiner Regierung bekannt
zu geben. Nun hat ja Deutschland auch daraufhin noch nicht
mobilisiert, sondern Russland nur beschwören lassen, die
Mobilisierung einzustellen. Herr von Jagow hatte ausdrücklich
hinzugefügt, um die Beschränkung nicht missverstehen zu lassen,
«wenn Russland Oesterreich angreife, müsse Deutschland Russland
angreifen». Die Beschränkung war also eine sehr umschriebene,
dagegen die Frage des französischen Botschafters eine recht
verfängliche.

		Am 29. Juli verschlimmert sich die Lage: denn Russland
mobilisiert in den vier an Oesterreich grenzenden Militärbezirken.
Ssasonoff rechtfertigt das damit, dass Oesterreich den grössten
Teil seines Heeres mobilisiert hätte. Dies war eine Lüge. Ferrero
druckt sie ohne jede Kritik, ohne jeden Zweifel ab, obschon ihr
hinreichend widersprochen worden ist. Oesterreich hatte nur gegen
Serbien und nur 16 von 60 Divisionen mobilisiert. Auf dies
bedrohliche Vorgehen Russlands hin folgt die Beratung von Potsdam,
folgt die Frage des Reichskanzlers an den englischen Botschafter,
ob England neutral bleiben werde, wenn es zum Kriege kommen sollte,
und unter welchen Bedingungen.

		Und nun kommt das Erstaunliche, dass auch der Historiker Ferrero
gleich den andern «Anklägern» nicht in der drohenden Tat Russlands,
sondern in der Beratung von Potsdam und in der Frage des
Reichskanzlers, – die doch beides Folgen der russischen Tat waren,
– die Verschärfung der Situation sieht!

		Von Anfang an hatte Ssasonoff sich zum Kriege entschlossen
erklärt, falls Oesterreich gegen Serbien vorgehen würde; nun hatte
er gegen Oesterreich mobilisiert: darauf [bookmark: page323] fragt Deutschland, das durch
sein Bündnis gezwungen ist, Oesterreich im Kriegsfalle beizustehen,
bei England an, ob es in dem von Russland angekündigten und so
deutlich drohenden Kriege neutral bleiben werde und unter welchen
Bedingungen? und mit dieser Frage wird der Schuldbeweis gegen
Deutschland geführt! Heisst das nicht die Tatsachen und ihre
logische Folge auf den Kopf stellen?

		Gleichzeitig wird noch ein «dunkler Punkt» im Hintergrund
angedeutet, die Beratung von Potsdam, über deren Inhalt man genau
sowenig weiss wie über die Unterredungen und Beratungen der
Staatsoberhäupter mit den politischen und militärischen Chefs in
allen andern Ländern, die in diesen Tagen und am gleichen Tage
stattfanden.

		Vielleicht erinnert der Jurist Ferrero den Historiker Ferrero
daran, dass bei allen Justizmorden so vorgegangen wird; dass
insbesondere in dem schweren Justizverbrechen, an dessen Aufklärung
wir beide gearbeitet haben, der Schluss gezogen wurde: da für die
Verabredung der Angeklagten kein Beweis vorliegt, so ist klar, dass
sie die Tat bei jener Unterredung beschlossen haben, von deren
Inhalt nichts bekannt ist! Vielleicht erinnert er sich dieses
verwerflichen Vorgehens der Richter, die wir beide bekämpft
haben?

		Worin nun unterscheidet sich sein Vorgehen als
Geschichtskritiker von dem des Staatsanwalts in Turin?

		Sein Vorgehen ist um so bedenklicher, als er, um die abermalige
Veränderung der deutschen Haltung zu belegen, die zweite
Kaiserdepesche anführt, zum Beweise, dass sie eine viel schärfere
Tonart anschlage, – ohne zu sagen, dass inzwischen eine Depesche
des Zaren eingelaufen war, in der Oesterreichs Vorgehen als
«schmählich» bezeichnet wurde, ohne zu sagen, dass er von der
ersten Kaiserdepesche nur den versöhnlichen Schluss mitgeteilt, den
energischen ersten Teil weggelassen hatte. So lassen sich
Gegensätze allerdings [bookmark: page324] sehr leicht konstruieren. Nur scheint mir
das nicht das Verfahren eines objektiven Historikers.

		Noch sonderbarer ist, dass Ferrero als weiteren Beweis des
verhängnisvollen Umschwungs von Potsdam, den in der darauf
folgenden Nacht unternommenen Schritt des deutschen Botschafters in
Petersburg, Grafen Pourtalès, anführt, als dieser Ssasonoff weinend
beschwor, von der verhängnisvollen Mobilisierung abzustehen,
Deutschland wolle selbst die Garantie übernehmen, dass Serbiens
Integrität gewahrt werden sollte! Zeigt das nicht aufs deutlichste,
dass Deutschland wohl das österreichische Vorgehen gegen Serbien
billigte, aber keineswegs den Ausbruch des Weltkrieges
wünschte?

		Die ganze Beurteilung der Vorgänge, die zum Ausbruch des
Weltkrieges führten – nicht der Weltspannung, an der hauptsächlich
England arbeitete – liegt in der Beantwortung der zwei Fragen:

		Hatte Oesterreich nach unendlichen Herausforderungen und Morden,
sowie nach der Ermordung seines künftigen Kaisers, das Recht, von
Serbien weitgehende Garantien zu verlangen und sie eventuell mit
den Waffen zu erzwingen?

		Hatte Russland, um die Bedrohung und Schwächung eines seiner
Aussenposten, den es gegen Oesterreich hetzte, zu verhüten, das
Recht, den Weltkrieg herbeizuführen?

		Wer die erste dieser beiden Fragen verneint und die zweite
bejaht, mit dem kann man allerdings nicht diskutiren.

		An der gleichen Stelle erklärt Ferrero das russische Vorgehen
damit, dass Russland das «schroffe» Eingreifen Deutschland im
bosnischen Konflikt von 1909 und die «brutale» Weise, in der
Deutschland im entscheidenden Moment aus seiner Zurückhaltung
herausgetreten war, nicht vergessen konnte. Leider beruht diese
Erklärung lediglich auf Zeitungslügen. Dass Russland damals noch
weniger Recht zum Eingreifen hatte als im Jahr 1914, ist bereits
oben gezeigt worden: [bookmark: page325] Deutschland hatte den Frieden erhalten, indem
es auf die unabweisliche Gefahr dieses Eingreifens hinwies; dies
aber war weder in schroffer, noch in brutaler Weise geschehen,
sondern in der denkbar freundlichsten und behutsamsten Form. Herr
von Kiderlen-Wächter hat am 16. April 1911 selbst erzählt (im
Gespräch mit Professor G. Egelhaaf, siehe dessen «Geschichte der
Neuesten Zeit», Stuttgart 1917, S. 607), dass er zwei Tage an
dieser Note gearbeitet habe, um die sachliche Entschiedenheit in
möglichst milder Form zum Ausdruck zu bringen, und die
«Norddeutsche Allgemeine Zeitung» hat dies schon damals den
Behauptungen uniformierter und feindseliger Blätter gegenüber
festgestellt.

		«Am 30.», sagt Ferrero, «beschleunigten beide Reiche ihre
militärischen Vorbereitungen: Russland, weil es nunmehr allen Grund
hatte, den Absichten Deutschlands zu misstrauen: Deutschland, weil
es zum Kriege entschlossen war.»

		Alles in diesen Sätzen Gesagte ist irreführend und unlogisch.
Zwischen den Vorkehrungen beider Länder war der ungeheure
Unterschied, dass Russland bereits mobilisierte, während
Deutschland nur hiezu Vorbereitungen traf. Wenn Ferrero aber sagt,
Deutschland tat dies, weil es den Krieg wollte, so ist das
lediglich seine Vermutung, und eine durch nichts begründete
Vermutung; meinte er aber damit nur, dass es zum Kriege
entschlossen war, falls Russland gegen Oesterreich vorging, so war
dies nichts Neues, sondern folgte, wie alle Welt wusste, aus dem
Dreibundvertrag, dessen wesentlichen Inhalt diese Verpflichtung
bildete, und war am ersten Tag der Krise gesagt worden.

		Was Graf Pourtalès in der Nacht des 29. Ssasonoff mitgeteilt
hatte, war im Grunde dasselbe, was am 24. Herr von Schœn und die
andern Botschafter in Paris, London und Petersburg erklärt, war
nicht wesentlich verschieden von dem, was am Tage darauf der
englische Botschafter vorausgesagt hatte. Russland wusste seit
langem, dass ein Angriff auf [bookmark: page326] Oesterreich Deutschland in den Krieg zwingen
musste, und es hatte «nunmehr» genau dieselben Gründe, Deutschland
zu misstrauen, wie am ersten Tage der Krise; es konnte dieser
Wirkung von Anfang an ganz gewiss sein.

		Es folgt eine Reihe mehr oder minder grober Irrtümer: wie fast
alle andern Autoren, fällt auch Ferrero auf die Fälschung hinein,
dass Oesterreich im letzten Augenblick bereit gewesen wäre, den
Inhalt des Ultimatums mit den Grossmächten zu erörtern: ein Beweis
höchst ungenügender und oberflächlichen Quellenstudiums, denn bei
schärferer Prüfung hätte der Historiker Ferrero gefunden, dass
Oesterreich den Inhalt des Ultimatums nicht
diskutieren, insbesondere von den Forderungen nichts ablassen
wollte, noch weniger aber mit den Grossmächten verhandeln wollte,
sondern lediglich bereit war, der russischen Regierung, – nicht den
Mächten! – zu dem infolge des mit Serbien begonnenen Krieges nicht
mehr aktuellen Ultimatum erläuternde Bemerkungen zu geben, die
vermutlich wieder gesagt hätten, dass Oesterreich keine
Gebietserwerbung, keine Abhängigkeit Serbiens erstrebe.

		Dagegen weiss er nichts von dem Vermittlungsvorschlag Greys, den
sein Landsmann Luzzatti als die einzig mögliche Lösung gepriesen,
den Deutschland unterstützte und Oesterreich annahm, sondern
schreibt die vollkommen falsche Behauptung hin, Deutschland habe
alle englischen Vermittlungsvorschläge durch seinen «passiven
Widerstand» zum Scheitern gebracht.

		Man sieht, so kurz und ungenügend die Darstellung ist, die
Ferrero merkwürdigerweise eine «lange Analyse» nennt, so ist sie
doch an Irrtümern und Fehlern reich genug.

		In einem Schlussabsatz, «die Verantwortlichen», fasst er
gleichsam all seine Irrtümer zusammen:

		Er sagt, Russland sei vom ersten Tag an «deutlich» gewesen. Das
meinen wir auch, aber was das anders denn eine [bookmark: page327] Drohung bedeuten
soll, verstehe ich nicht. Die «schwankende Haltung» der deutschen
Regierung ist Ferrero's konstruktivem Erfindungsgeist entsprungen;
noch verkehrter ist die Behauptung, die österreichische Regierung
sei im Gegenteil zur deutschen immer nachgiebiger geworden –
Oesterreich, das am 23. das Ultimatum stellte, am 25. den Gesandten
abberief und militärische Vorbereitungen begann, am 28. den Krieg
erklärte und sofort durch seine Monitore Belgrad beschiessen liess,
am 29., auf die Kunde von der russischen Mobilisierung, auch im
Norden zu mobilisieren begann, am 31. die allgemeine Mobilisierung
beschloss! Wenn das steigende Nachgiebigkeit heisst!

		Man sieht, welcher logischer Trapezkunststücke, welcher
ungeheuerlichen Verdrehungen die Ankläger der Zentralmächte
bedürfen, um ihre Auffassungen durchzuführen.

		Worin Oesterreich nachgiebig war, war es das vom ersten Tag an,
nämlich immer bereit, mit Russland direkt zu verhandeln, und ihm
die Wahrung des serbischen Gebietes und anderes zuzusagen, falls
seine Forderungen anerkannt wurden; am 31. Juli erklärte es sich
auch bereit, die Konferenz anzunehmen, wenn man ihm gestattete,
Belgrad als Pfand zu besetzen, wie Grey am 29. vorgeschlagen hatte.
Aber gerade diese Nachgiebigkeit wird ja von Ferrero, wie von allen
andern, verschwiegen, – ich bin indessen überzeugt, er hätte es
gewiss nicht getan, wenn er die Quellen weniger flüchtig gelesen
hätte.

		Schwankend war, zum mindesten dem Anschein nach, die Haltung nur
eines Staates: Englands. Das ist bei der Besprechung der englischen
Politik im zweiten Teil dieser Schrift gezeigt worden.

		Gleich dem Autor des Buches «J'accuse», sieht auch Ferrero noch
einen weiteren Widerspruch darin, dass Oesterreich die russische
Mobilisierung noch nicht als feindselige [bookmark: page328] Handlung auffassen wollte,
während Deutschland ihre Einstellung forderte.

		Für den, der die Sachlage nur einigermassen kennt, gibt es
keinen einfacher zu lösenden Widerspruch:

		Oesterreich war entschlossen, gegen Serbien vorzugehen,
seit dem 27. auch mit Waffengewalt, und wünschte einen Krieg mit
Russland, der alles in Frage stellen musste, zu vermeiden. Es
konnte immerhin hoffen, dass Russland durch eine entschiedene
deutsche Erklärung zur Besinnung und zum Nachgeben gebracht werden
könnte, und es verlangte diese Erklärung von Deutschland in zwei
Noten Nr. 42 und 48 des Rotbuches vom 28. und 29. Juli. Als
Russland an der österreichischen Grenze mobilisierte, wurde Belgrad
bereits beschossen; Oesterreich, das im Vertrauen auf Russlands
Zurückweichen mehr Truppen im Süden stehen hatte, als im Kriegsfall
im Norden entbehrlich waren (s. S. 173), hatte allen Grund, den
Kriegsanfang mit Russland möglichst hinauszuschieben.

		Deutschland musste, wenn es nicht in den Krieg
hineingezogen werden wollte, Russland zur Einstellung seiner
Mobilisierung bewegen, sonst musste es sich bereit machen, dem in
Serbien bereits engagierten Oesterreich zu Hilfe zu kommen. Es tat
dies zunächst auf diplomatischem Weg, durch die mit Tränen
vorgebrachte Bitte des Grafen Pourtalès, von der Mobilisierung
abzulassen. Als Russland darauf nicht einging, sondern,
Deutschlands Bundesentschlossenheit erkennend, auch gegen
Deutschland zu mobilisieren begann, kam das Ultimatum.

		Klarer kann ein Vorgehen gar nicht sein, es wäre denn für
Beurteiler, die nicht klar sehen wollen, und solche, die sich
gröblich täuschen lassen.

		Was Ferrero über die Vorgänge in Deutschland sagt, die zum
Kriege führten, scheint mir für einen Mann, der seit Jahren kaum
oder gar nicht in Deutschland war, der die [bookmark: page329] deutsche Sprache nicht oder
nur in ganz ungenügendem Mass beherrscht, verwegen : er sagt
allerdings selbst, dass er diese Kenntnis den «kostbaren und klaren
Dokumenten» verdankt, die die Einleitung zum Gelbbuch bilden. Armer
Historiker!

		Leider hat Ferrero seither in italienischen Blättern noch ganz
andere Dinge geschrieben, die er nie wird verantworten können. Ich
fürchte, der Politiker Ferrero hat den Historiker völlig verdorben.
[bookmark: page330]

	
		
		III. Munroe Smith

		Von einem andern Gesichtspunkt geht der Professor der
Columbia-Universität in New-York, Munroe Smith, aus: es ist die
Absicht seiner Schrift, bestimmte diplomatische Fehler
nachzuweisen, die die deutsche Regierung beim Ausbruch des
Weltkrieges beging, besonders wenn man ihr Vorgehen mit dem
Bismarcks vergleicht.

		Bismarck, führt er aus, gestattete den hohen Offizieren und der
Heeresleitung niemals, seine Politik wesentlich zu beeinflussen:
Generale drängen gerne zum Krieg, zum Angriff, zur schnellsten
Ausnützung einer günstigen Lage; Bismarck liess sich nie von ihnen
drängen, sondern zögerte und verschob, und ging stets so vor, dass
in den Kriegen, die unter seiner politischen Leitung geführt
wurden, Preussen jedes Mal als der angegriffene Teil erschien und
«das ganze Gewicht der Imponderabilien auf seiner Seite war».

		Im Jahre 1914 – das ist Professor Smith's These – waren minder
geschickte Diplomaten am Werk: sie liessen ihre Politik vom
Generalstab bestimmen und sich vorzeitig zum Kriege drängen;
Deutschland erschien der ganzen Welt als der Angreifer, und das
Gewicht der Imponderabilien war auf der Seite seiner Gegner.

		Der erste und der dritte Satz dieser These sind unbestreitbar:
Fürst Bismarck war ohne Zweifel ein grösserer Staatsmann und
Diplomat als alle seine Nachfolger; wahrscheinlich hätte er auch in
diesem Weltkrieg den er voraussah und voraussagte, das Schiff
anders und besser gesteuert, hätte wahrscheinlich in den Tagen der
Krise, im Sommer [bookmark: page331] 1914, und schon vorher die Ueberlegenheit
seines Geistes und seiner Willensmacht offenbart. Aber Genies wie
Bismarck sind eben in allen Berufen und in allen Ländern
ausserordentlich seltene Erscheinungen.

		Ebenso unbestreitbar richtig ist es, dass im Sommer 1914 das
Deutsche Reich der Welt als der angreifende Teil erschien und dass
das Gewicht der Imponderabilien schwer in die Wagschale seiner
Feinde fiel und auch rings die Neutralen beeinflusste.

		Ob aber Deutschland wirklich der Angreifer war, ob seine
leitenden Staatsmänner ihre Politik tatsächlich von den Generalen
bestimmen und sich zum Kriege drängen liessen, das ist zum
mindesten bestritten.

		Professor Munroe Smith zögert keinen Augenblick, diese Frage zu
bejahen, und im Verlauf seiner Ausführungen sucht er auch durch
eine Schilderung für diese Ansicht eine Art Beweis zu erbringen. Er
tut dies, indem er fortlaufend das Verhalten Bismarcks und das der
Regierungen der Zentralmächte im Jahr 1914 in eine Parallele bringt
und die Unterschiede in ihrem Vorgehen deutlich macht.

		Ohne noch auf seine Darstellung im einzelnen einzugehen, scheint
es mir zunächst, dass der Punkt, der für solch eine Parallele der
wesentlichste ist, von ihm nach flüchtiger Erwähnung nicht weiter
in Betracht gezogen wird. Wenn man die Handlungsweise zweier
Menschen oder zweier Regierungen vergleichen will, so scheint mir
das erste und notwendigste, zunächst die Aehnlichkeiten wie die
Unterschiede der Lage festzustellen, in der sich beide befanden, da
sich ja ihr Verhalten sonst nicht vergleichen lässt. Der blosse
Umstand, dass es sich in beiden Fällen um einen Krieg handelt, ist
derart allgemein, dass damit nichts gesagt ist. Die Kriege der
Weltgeschichte sind aus unendlich verschiedenen Ursachen
entstanden; und ebenso war die Lage der Regierungen bei ihrem
Ausbruch eine höchst verschiedene.

		[bookmark: page332] In
allen Kriegen Bismarcks befand sich Preussen dem feindlichen Staat
gegenüber, ob dieser nun angegriffen werden sollte oder selbst
angriff, militärisch in einer Lage ausserordentlicher
Ueberlegenheit. Im Jahr 1864 standen die beiden Grossmächte
Preussen und Oesterreich dem kleinen Dänemark gegenüber; im Jahr
1866 stand das militärisch und waffentechnisch weit überlegene
Preussen, verbündet mit Sardinien, dem schwächeren und von zwei
Seiten angegriffenen Oesterreich gegenüber, das nur einige
militärisch nicht bedeutende deutsche Kleinstaaten auf seiner Seite
hatte. Im Jahr 1870 war das preussische Heer dem französischen an
Zahl um etwa zwei Fünftel überlegen, von der Organisation und
Bereitschaft gar nicht zu sprechen.

		Im Jahr 1914 standen Deutschland und Oesterreich einer
ungeheuren Koalition gegenüber. Munroe Smith gibt diese
Ueberlegenheit der Gegner zur See, sowie an Reserven und
Hilfsmitteln ohne weiteres zu. Dass sie auch zu Lande bestand,
scheint er nicht zu wissen und wiederholt auch die Fabel von den
geringeren Rüstungen, die auf Seite 71 ff. widerlegt wurde, wie
seine Information überhaupt an vielen Stellen zu wünschen übrig
lässt.

		Vielleicht hätte Bismarck durch seine unerhörte Klugheit und
Genialität die sich bildende Koalition immer wieder
auseinanderzutreiben gewusst, er, der am «cauchemar des coalitions»
litt; vielleicht hätte nicht einmal er es vermocht. Bismarck hatte
England noch nicht zum Gegner, weil das Deutsche Reich noch kein
wesentlich seefahrender und seemächtiger Staat geworden war.
Jedenfalls aber war Bismarck nicht mehr da, und seine Nachfolger
hatten es nicht vermocht. Wenn Munroe Smith ihnen das als
diplomatisches Versagen zum Vorwurf machen würde, so hätte er
Recht, wenn man jemandem den Vorwurf machen kann, kein Bismarck zu
sein.

		Aber nachdem die Koalition den Gegnern Deutschlands [bookmark: page333] einmal
gelungen und die Lage des Reichs im Jahr 1914 eine vollkommen
andere geworden war, hätte Munroe Smith dies gerade bei dem
Vergleich des Verhaltens der deutschen Staatsmänner während der
Krise sehr in Rechnung ziehen müssen.

		Bismarck konnte leicht warten und drängende Generale, die
natürlich immer den militärisch günstigsten Augenblick suchen,
zurückhalten; wenn die Staatsmänner im Jahr 1914 die Sache
besorgter ansahen, und angesichts der ungeheuren Gefahr den
militärischen Beratern mehr Gewicht einräumten, so war das in
dieser veränderten Lage wohl begreiflich.

		Munroe Smith erklärt es allerdings einfach für die Pflicht des
Diplomaten, «darauf zu achten, dass sein Land nicht als für den
Kriegsausbruch verantwortlich angesehen werden kann». Wie die
Geschichte zeigt, gelingt das den Diplomaten fast immer im eigenen
Lande, selbst in recht erstaunlichen Fällen, wofür ihm die
Geschichte seines eigenen Vaterlandes, sowie die Englands eine
Reihe von Beispielen bietet. Ob auch die Meinung der Neutralen
gewonnen wird, das wird von vielen, oft kaum berechenbaren,
Umständen abhängen.

		Jedenfalls ist es im gegenwärtigen Krieg den Gegnern
Deutschlands und Oesterreichs gelungen, als die Angegriffenen zu
erscheinen und das Gewicht der Imponderabilien bei dem grössten
Teil der Neutralen zu ihren Gunsten verwerten zu können.

		Man könnte hier den Satz Munroe Smith' umkehren und etwa
schliessen: den schlaueren Diplomaten des Dreiverbandes ist es
gelungen, als die Angegriffenen zu erscheinen, ob sie es nun
wirklich waren oder nicht. Auf diese Frage wird es wesentlich
ankommen; denn wenn tatsächlich die Andern die Bedrohenden waren,
dann muss das Vorgehen der deutschen Staatsmänner in anderem Licht
erscheinen. Auf diese Frage aber geht Munroe Smith nicht ein; er
ist von vornherein vom Gegenteil überzeugt. Er sagt: wenn in
Zukunft [bookmark: page334]
auf der Basis von Beweismaterial, das wir noch nicht besitzen, der
Geschichtsschreiber in der Lage sein sollte, zu zeigen, dass im 19.
Jahrhundert die Triple-Entente einen europäischen Krieg
herbeigeführt hat, um Deutschland niederzuwerfen und Oesterreich
aufzuteilen, so wird er zum mindesten zugeben müssen, dass die
beteiligten Regierungen das diplomatische Spiel durchaus nach den
Regeln Bismarcks durchgeführt haben.» Man fühlt am Ton, dass er
dies für unwahrscheinlich hält; er ist jedenfalls überzeugt, dass
wir dieses Beweismaterial «noch nicht besitzen», und auch seine
eigene Darstellung der Krise, die auf Grund des bereits
vorliegenden Materials erfolgt, zeigt, dass er anderer Ansicht ist.
Uebrigens ist in dem erwähnten Satz eines zu viel gesagt; es genügt
vollkommen, wenn man nur beweisen kann, dass die Staatsmänner der
Triple-Entente den gegenwärtigen Krieg herbeigeführt haben; in
welcher Absicht sie es taten, ob, «um Deutschland niederzuwerfen»
oder gar um «Oesterreich aufzuteilen», ist viel schwerer zu
ergründen und zu belegen. Und für die Tatsache selbst genügt das in
der Gegenwart vorliegende Beweismaterial völlig, und ich meine dies
bereits gezeigt zu haben. Man muss es nur richtig und gründlich
lesen.

		Die Darstellung Munroe Smith ist eine durchaus einseitige und
wiederholt auch eine irrige. Auf die gegen Deutschland gerichtete
Politik der Triple-Entente, auf das System von Bündnissen und
Abmachungen, mit dem man Deutschland einkreiste, geht er überhaupt
nicht ein – lässt also einen der wichtigsten politischen Faktoren,
die für die Entstehung des Krieges und den Charakter, den er
annahm, doch jedenfalls von ausserordentlicher Bedeutung war, ganz
aus dem Spiel. Er geht bei seiner Betrachtung lediglich von dem
Anlass aus, der den Krieg zum Ausbruch brachte, der orientalischen
Frage. Man kann dies tun. Aber die Art, wie Munroe Smith es tut,
ist bezeichnend. In der Ausdehnung deutschen [bookmark: page335] Einflusses im Orient sieht er
den Keim, den Urgrund zum Kriege und einen schweren Fehler der
deutschen Politik. Er ist der Ansicht, dass das
deutsch-österreichische Bündnis damit «seinen Defensivcharakter
verlor und zu einem Bund für Erlangung der Vorherrschaft auf dem
Balkan geworden war», eine Politik, die überdies zur Auflösung des
Dreibundes führen musste, weil sie den Interessen Italiens nicht
mehr entsprach.

		Wir wollen die italienischen Interessen und die Auflösung des
Dreibundes aus dem Spiel lassen, weil dies zu weit führen würde.
Dass das deutsch-österreichische Bündnis je seinen
Defensivcharakter verloren und zu einem Bund zur Erlangung der
Vorherrschaft auf dem Balkan geworden, ist eine kühne, durch
nichts bewiesene Behauptung. Etwas anderes ist die
Ausdehnung des politischen Einflusses des deutschen Reichs in der
Türkei, die ohne weiteres zuzugeben ist, ebenso, was damit
zusammenhing und wahrscheinlich schwerer ins Gewicht fiel, die
Ausdehnung des finanziellen und wirtschaftlichen Einflusses durch
die Bagdadbahn.

		Und gerade hier zeigt sich, wie sehr es Herrn Munroe Smith an
Objektivität und Einsicht fehlt. Alle Grossmächte suchten im nahen
wie im fernen Orient ihren politischen Einfluss wie ihren Handel in
Wechselwirkung auszudehnen: Amerika, England, Frankreich und
Russland, in den Balkanländern, in Vorderasien, in China; und
ebenso in Afrika. Dadurch, dass England und Frankreich sich halb
Afrika aneigneten, dass Russland halb Vorderasien eroberte und sich
mit England in Persien teilte, dass Italien die Brandfackel in den
Orient schleuderte und im Einverständnis mit der Triple-Entente
sich Libyen aneignete, – wodurch die ganze Balkanfrage erst ins
Rollen kam – durch all dies sieht er das «Gleichgewicht» nicht
gestört; wenn aber das deutsche Reich im Orient irgend Einfluss
gewinnt, dann wird dieses offenbar nur nach einer Seite
empfindliche «Gleichgewicht» [bookmark: page336] sofort gefährdet. Man kann die Anführung
dieses Wortes, dem wir überall begegnen, wo alle sachlichen Gründe
fehlen, nur als unerlaubten Missbrauch einer vollkommen leeren
Phrase bezeichnen.

		Der ganze Orient ist die Einflusssphäre Englands und Russlands,
das ist für Munroe Smith offenbar göttliches Recht; da darf
Russland mit dem Aufhängen aller missliebigen Personen vorgehen,
wie es noch im Frühjahr 1914 in Persien tat; wenn aber Deutschland
in friedlichster Weise durch die Geschicklichkeit eines Diplomaten
Einfluss in Konstantinopel gewinnt und dort wichtige Konzessionen
erwirbt, dann ist das ein schwerer diplomatischer Fehler, und Grund
genug, in letzter Linie Deutschland die Verantwortlichkeit für den
Weltkrieg aufzubinden!

		Der selbe Fetisch entscheidet für ihn in der serbischen
Frage:

		Wenn durch den Einfluss des riesigen Russland der Balkanbund
begründet wird, mit seinem Willen der Krieg gegen die Türkei
unternommen und auf dem Balkan alles durcheinander geworfen wird,
so leidet jenes geheimnisvolle «Gleichgewicht» nicht; wenn das im
Verhältnis kleine Oesterreich an seiner Grenze, an der seine
Zerreissung offen gepredigt wird, Ordnung schaffen will, so darf es
das nicht tun, weil dadurch das Gleichgewicht gestört wird.
Professor Munroe Smith sollte sein «Gleichgewicht» einmal erst
definieren!

		Auf das, was Serbien, was Russland in und durch Serbien getan,
wird nicht weiter eingegangen, die Vorgeschichte wird, wie von all
diesen Herren, möglichst flüchtig berührt; sonst müsste die ganze
Frage ja auch ein anderes Gesicht bekommen.

		Wenn England Aegypten und die Transvaalstaaten nimmt, wenn
Russland gar keinen Zweifel darüber lässt, dass es Konstantinopel
und die Meerengen haben muss, so [bookmark: page337] ist das keine offensive Politik; aber
wenn Deutschland und Oesterreich, die seit vierundvierzig und
sechsunddreissig Jahren keinen Krieg geführt haben, sich überhaupt
in Balkanfragen einmischen, so beweist dies, dass ihr Bündnis
seinen defensiven Charakter verloren hat!

		So sind alle Grundauffassungen Munroe Smith' vollkommen
willkürlich und unhaltbar, wie seine Schlussfolgerungen. Für jenen
wesentlichen Satz, ohne den seine ganze These in sich selbst
zusammenfällt, dass Oesterreich und Deutschland ihre Politik im
Sommer 1914 von rein militärischen Gesichtspunkten bestimmen
Hessen, bringt er nicht einen einzigen Beweis, er nimmt ihn
als gegeben an und passt seine Darstellung darauf ein: das heisst,
er unterschiebt das, was er erst beweisen sollte.

		Wenn die österreichische Regierung im Sommer 1914 drohte,
Serbien eventuell mit Waffengewalt zur Einstellung der Agitationen
in den Provinzen zu zwingen, so waren dafür militärische
Gesichtspunkte am wenigsten massgebend. Nicht einmal für den
Transvaalkrieg, der ein reiner Eroberungskrieg war, waren
militärische Gesichtspunkte entscheidend, sondern wesentlich
politische und finanzielle. Bei der Durchführung, wenn es
einmal zum Krieg kam, mussten in jedem Fall militärische
Gesichtspunkte massgebend sein. Für Oesterreich-Ungarn lag die
Sache im Jahr 1914 so: für den Fall der Nichtannahme der
österreichischen Forderungen war man aus politischen
Erwägungen zum Krieg entschlossen; kam es dahin, dann musste man
ihn aus militärischen Erwägungen so rasch führen, dass die
russischen Heere, wenn Russland eingreifen wollte, wo möglich zu
spät kamen.

		Für seine Beurteilung dieses Vorgehens beruft sich Munroe Smith
auf drei Aktenstücke, auf einen Bericht Cambons aus dem Jahr 1913
(!), mitgeteilt im Gelbbuch Nr. 3, auf die Giolittischen
«Enthüllungen» und auf einen Bericht des serbischen [bookmark: page338] Gesandten in Wien vom
20. Juli 1914. In dem Bericht Cambons, dessen Verlässlichkeit auf
Seite 120 erörtert wird, Es muss hier
überhaupt auf eine Art, die Noten zu benützen hingewiesen werden,
die allen Regeln der historischen Quellenkritik wie der
Jurisprudenz widerspricht, und die von Munroe Smith wie von Ferrero
geübt wird. Die diplomatischen Noten und Berichte können dreierlei
enthalten: 1. Tatsachen; 2. Meinungen über die Gesinnungen und
Absichten des Gegners; 3. Aeusserungen über die eigenen Absichten
und Gesinnungen. Die ersten sind natürlich die wichtigsten und
werden anzunehmen sein, solange man ihre Unrichtigkeit nicht
beweisen kann. Bestehen diese Tatsachen in Aeusserungen dritter
Personen, so wird es auf die Verlässlichkeit der Quelle ankommen;
ist die Quelle nicht genannt, besteht die Wahrscheinlichkeit oder
Möglichkeit, dass die Aeusserung nicht aus erster Hand ist, dass
sie verändert wurde, so ist sie so gut wie wertlos. Die
Aeusserungen der Schreibenden über die eigenen Absichten und
Gesinnungen beweisen wenig: man wird sie mit den Handlungen
vergleichen müssen. Noch weniger aber beweisen Meinungen über die
Gesinnungen und Pläne des Gegners, die gänzlich subjektiv sind und
überdies stets nur in der Absicht, dem Gegner zu schaden,
veröffentlicht werden. Das französische Gelbbuch besteht
grossenteils aus Aeusserungen der letztgenannten Art.

Wenn Professor Munroe Smith die Ansichten französischer
Diplomaten über deutsche Absichten als «Beweise» anführt,
dann müsste er die Ansichten deutscher Staatsmänner über etwaige
englische Pläne als Gegen beweise gelten lassen. Höchstens
die Ansichten uninteressierter neutraler Beobachter haben
Wert. ist zum mindesten von Serbien überhaupt nicht die
Rede. Die Bedeutung der Mitteilungen Giolittis wird auch von Munroe
Smith nicht im Zusammenhang mit der damaligen Lage – der im Jahr
1913 – beurteilt; sie erscheinen aber, wie auf Seite 145 gezeigt
worden, in ganz anderem Licht, wenn man sie, was für einen
Gelehrten selbstverständlich sein sollte, nicht für sich allein,
sondern im Zusammenhang mit den Ereignissen betrachtet. Die Note
des Gesandten Jovanovitsch endlich, die sich allein von den
angezogenen Akten wirklich auf die Krise von 1914 bezieht, könnte
[bookmark: page339] Munroe
Smith aufklären, wenn er nicht blind seiner vorgefassten Meinung
folgen würde; denn es heisst darin: «Es ist hier in Oesterreich die
allgemeine Ueberzeugung, dass wenn man auch jetzt nicht gegen
Serbien vorgeht, dies einem Selbstmord Oesterreich-Ungarns
gleichkäme», «La conviction générale est ici que ne rien faire
cette fois-ici contre la Serbie équivaudrait pour
l'Autriche-Hongrie à un véritable suicide.» Da hat er die Gründe
des Ultimatums von einem Serben ausgesprochen, der diesmal
vollkommen richtig urteilt. Kein vernünftiger Mensch wird diese
Ueberzeugung – ob sie nun sachlich richtig sein mochte oder nicht –
einen militärischen Gesichtspunkt nennen!

		Munroe Smith stellt folgendes Dilemma auf: wenn die
Zentralmächte eine europäische Krise vermeiden wollten, so war der
Zeitraum vom 28. bis 31. Juli zu kurz, um eine Klarstellung der
russisch-österreichischen Differenzen herbeizuführen. Wollten sie
den Krieg herbeiführen, so war sie zu kurz, um Russland, wenn es
nicht wollte, zu offen feindseligen Handlungen zu zwingen.

		Alles an diesem Dilemma ist willkürlich und das Ganze der These
zulieb, ohne Rücksicht auf die Tatsachen aufgestellt.

		Das Vermeiden einer europäischen Krise hing natürlich nicht von
den Zentralmächten allein ab; nur das Eingreifen Russlands und
seine Mobilisierung hat die Krise – wie der englische Botschafter
voraussagte – so übereilt im Krieg enden lassen: «precipitated the
war», um die eigenen Worte Buchanans zu wiederholen.

		Oesterreich-Ungarn wollte seinen Streitfall mit Serbien zur
raschesten Lösung bringen. Differenzen zwischen Oesterreich und
Russland kamen zunächst nicht in Frage. Damit sind wir wieder bei
dem vielumstrittenen Punkt angelangt, auf den es ankommt.

		[bookmark: page340] Nach
Munroe Smith' Ansicht hatte Russland ein Recht, sich einzumischen.
Er begründet dies Recht mit dem sattsam erörterten «Gleichgewicht»,
das Oesterreich gestört hätte. Dieser Grund ist so schlecht, dass
mir die «uralte Verbindung» des Verfassers des Buches «J'accuse»
vorzuziehen scheint; sie ist zwar erlogen, aber sie hat doch einen
Sinn.

		Munroe Smith glaubt auch nicht, dass die Zentralmächte wirklich
hofften, den Krieg lokalisieren zu können; gibt aber zu, dass sie
auf das Urteil militärischer Sachverständiger hin Russland zu einem
solchen Krieg nicht fähig glaubten, was das Gegenteil beweist. War
es nicht menschlich denkbar, dass Russland, das seit hundert Jahren
in jedem grossen Krieg geschlagen worden ist, 1854 von England und
Frankreich, 1878 von den Türken, als das kleine Rumänien das
russische Heer retten musste, 1904 von den Japanern und jetzt
wieder trotz einem weltumfassenden Bündnis in schrecklichster
Weise, war es wirklich undenkbar, dass man seinen Staatsmännern
einmal Vernunft zutrauen sollte? Und wen sollte man fragen, als die
militärischen Sachverständigen? Sie haben sich bewährt. Dass
Russland die militärischen Erwägungen in seiner politischen Gier zu
wenig berücksichtigte, oder so schlecht beraten war, hat sich an
ihm bitter gerächt.

		Im übrigen begeht Munroe Smith so ziemlich die gleichen Fehler,
wie die andern, was auch bei ihm zu flüchtiges Aktenstudium und zu
naives Vertrauen in die Einleitung des englischen Blaubuches
verrät. Er meint, Oesterreich-Ungarn hätte, um sich die moralischen
Vorteile der Defensivstellung Russland gegenüber zu sichern, sich
von Anbeginn an bereit zeigen sollen, seine künftigen Beziehungen
zu Serbien offen zu erörtern, während diese Weigerung später fallen
gelassen worden sei.

		Wie in dieser Schrift (Seite 176 bis 178 und Seite 190 [bookmark: page341] fgg.)
hinreichend gezeigt worden ist, hat die österreichisch-ungarische
Regierung ihren Standpunkt nie geändert, die Verhandlungen nie
abgebrochen und nie wieder aufgenommen; alles, was darüber gesagt
und geschrieben worden, beruht auf Fälschungen im Orangebuch,
Gelbbuch und Blaubuch. Zwar steht heute noch in der Einleitung zum
deutschen Weissbuch zu lesen, dass der österreichische Botschafter
in Petersburg auf eine Anregung Deutschlands die Unterhandlungen
wieder aufgenommen hat, aber es steht nur darin, weil die deutsche
Regierung, durch die unwahre Mitteilung Ssasonoffs, dass
«Oesterreich nicht unterhandeln wolle», getäuscht die
österreichische Regierung sehr energisch zu Unterhandlungen
aufgefordert hatte. Dass Ssasonoff gelogen hatte, konnte erst
festgestellt werden, als alle Akten, insbesondere das
österreichische Rotbuch, veröffentlicht waren, in dem Graf
Berchtold so diplomatisch höflich auf den merkwürdigen «Irrtum» des
Herrn Ssasonoff hinweist. Herrn Munroe Smith lagen diese Akten
bereits vor!

		Nicht minder oberflächlich ist seine Erklärung,
Oesterreich-Ungarn habe nur für sein Prestige gekämpft. Wohl kommt
der Ausdruck Prestige in den österreichischen Noten vor, aber ein
kritischer Gelehrter müsste den Dingen auf den Grund gehen und auf
wesentlicheres als aus dem oder jenem Grund beliebte Ausdrücke
achten. Oesterreich kämpfte für den Bestand seines Staatsgebietes,
da die Serben offen zugaben, dass die Abtrennung
österreichisch-ungarischer Provinzen ein Ziel sei, das sie nicht
aufgeben könnten. Der Serbe Jovanovitsch schreibt, das Gefühl in
Oesterreich sei, «anders handeln, wäre Selbstmord», der
italienische Historiker, der die Geschichte der «Politica Estera
Italiana» schrieb, gibt zu, dass die «Monarchie um ihre Existenz
kämpfte». Aber wofür Russland in den Krieg ging, wenn nicht für
sein «Prestige», das würden wir gerne von Herrn Munroe Smith hören.
Denn was sein «Balkan-Gleichgewicht» in diesem Fall anders heissen
[bookmark: page342] soll, als
Einfluss in Serbien, der wieder, wo nicht Gewalt angewendet wird,
nichts anderes als Prestige sein kann, ist mir nicht
verständlich.

		Bezüglich der Konferenz begeht Munroe Smith die gleichen
Irrtümer, wie Ferrero und andere. Auf ungenügender Erkenntnis der
Lage beruht die Frage, die er auf Seite 49 stellt: «warum das
Ultimatum an Russland nicht schon früher abgeschickt wurde?» Die
Antwort ist sehr einfach: weil die Gefahr früher noch nicht so
gross war, um es zu rechtfertigen, weil man nicht leichtfertig
einen so energischen Schritt tun wollte. Und wenn er fragt, «warum
verlangte man von Russland nicht von Anfang an, dass es sich zum
Frieden verpflichten sollte?» so ist die Antwort, weil eine solche
kategorische Forderung im Anfang durch nichts gerechtfertigt und
eine zwecklose Herausforderung gewesen wäre. Als richtiger
Professor zwängt Munroe Smith das Verhalten der deutschen Regierung
in sein Katheder-Dilemma: «entweder strategisch oder diplomatisch»,
also entweder von Anfang an überscharf, um den Krieg vom Zaun zu
brechen, oder bis ans Ende übersanft und nachgiebig, ohne Rücksicht
auf die drohenden russischen Heereswolken, die an die Grenzen
rückten. Die deutsche Regierung hingegen, was man ihr sonst
vorwerfen mag, verfuhr anfangs mit Recht diplomatisch: die
Forderung, dass Russland sich nicht einmischen möge, wurde in der
Note vom 24. Juli, – die Professor Munroe Smith auf Seite 40
vergessen zu haben scheint, – in Form eines Wunsches ausgesprochen,
und schon da von den Franzosen als «deutsche Drohung» ausgeschrieen
– erst als die russische Mobilisierung angesichts der Einkreisung
Deutschlands die Lage äusserst gefährlich erscheinen liess, traten
folgerichtig die strategischen Erwägungen in den Vordergrund.

		Wenn er gar auf Seite 27 ausführt, «Mobilmachung gilt im
allgemeinen nicht als Kriegsgrund. Die richtige Antwort auf eine
Mobilmachung ist Mobilmachung», so kann man [bookmark: page343] nur sagen: richtige Antworten
in diesem Sinn gibt es nur im Prüfungssaal, und der Kandidat, der
nicht die Antwort gibt, die Professor Munroe Smith erwartet und
verlangt, fällt wahrscheinlich durch und muss die Prüfung
wiederholen; aber in der furchtbaren Wirklichkeit, in der Gefahr
und Verantwortung für das Schicksal eines Volkes und Reichs, wird
die Antwort von ganz anderen Erwägungen bestimmt und ihre
Richtigkeit wesentlich vom Ausgang und von der Geschichte
entschieden. Was die russische Mobilmachung für Deutschland
bedeutete, das ist auf Seite 217 ff. hinreichend klargestellt
worden.

		Nicht minder irrig ist, was Munroe Smith über die belgische
Frage schreibt. Auf einen Irrtum über die Rechtslage ist bereits
auf Seite 229 hingewiesen worden. Wenn er zur
politisch-strategischen Seite der Frage sagt, «Deutschland konnte
nicht erwarten, dass England die Invasion Belgiens hinnehmen würde,
ohne den Krieg zu erklären», so kann man ihm erstens erwidern, dass
die englischen Staatsmänner im Jahr 1887 ganz bereit waren, diese
Invasion hinzunehmen, und zweitens, dass die deutschen Staatsmänner
1914 es im Grunde gar nicht erwarteten. Den Versuch, England zur
Neutralität zu bewegen, mussten sie machen, und die englische
Stellung von 1887 konnte ihnen eine leise Hoffnung geben. Dass für
die Invasion Belgiens militärische Gründe massgebend waren, ist
richtig; dass diese Gründe massgebend sein mussten, sobald es zum
Kriege kam, das haben die englischen Militärschriftsteller
nachgewiesen (s. Seite 235/36).

		Vollkommen falsch ist, wenn er auf S. 57 erklärt: «Der
ursprüngliche Feldzugsplan im Westen scheint vor allem durch den
unerwartet heftigen Widerstand der Belgier und die unerwartet
wirksame Unterstützung, die England Frankreich geben konnte,
zunichte geworden zu sein.» Sowohl die Erörterung der auf S. 314
genannten englischen und französischen [bookmark: page344] Militärschriftsteller vor dem
Krieg, wie jede irgend verlässliche Geschichte des bisherigen
Kriegsverlaufes könnte ihn darüber aufklären, dass Engländer wie
Franzosen damit rechneten, dass die belgischen Festungen
Monate Widerstand leisten würden, so dass ihr ganzer Plan
durch die so äusserst rasche Ueberwindung Belgiens umgestossen
wurde. Desgleichen kam die englische Hilfe um fast vierzehn Tage zu
spät und erwies sich in der ersten Phase des Krieges als vollkommen
unwirksam. Der Feldzug im Westen scheint, soweit man heute
überhaupt urteilen kann, wesentlich an der Haltung Italiens
vielleicht auch an Ursachen, die im Osten lagen, gescheitert oder
vielmehr nicht an sein volles Ziel gelangt zu sein.

		Was Munroe Smith über die sicher feststehende Vergangenheit,
über das Vorgehen Bismarcks, sagt, ist vortrefflich. Was er über
die Krise und den Krieg von 1914 sagt, ist zwar eine schön
klingende These, aber ihre Begründung durchwegs anfechtbar. Was er
beweisen sollte, unterstellt er, und soweit es richtig ist, soweit
militärische Erwägungen das Verhalten der Zentralmächte bedingten,
geschah es mit höchstem Recht, weil die Lage im Vergleich zu der in
den Zeiten Bismarcks eine völlig veränderte war.

		Auch mit seinen Prophezeihungen hat er kein Glück: im Eingreifen
oder Hereinziehen der Türkei in den Krieg sieht er einen Nachteil
für das Deutsche Reich und verkündet die Intervention der
Balkanstaaten mit bedeutenden militärischen Streitkräften auf der
Seite der Entente. Man hat es gesehen.

		Er geht auch in all seinen Anschauungen davon aus und lässt
überall durchblicken, dass er die Niederlage der Zentralmächte für
unvermeidlich hält. Noch ist der Krieg nicht entschieden, obwohl
dank geschickter Ausnützung der Imponderabilien die Gegner so viele
Völker in den Krieg gezogen haben, dass der Sieg für sie keine Ehre
mehr sein [bookmark: page345]
kann, die Niederlage um so grössere Schande. Dabei meine ich Ehre
und Schande nicht im gewöhnlichen Sinn, – auch eine gerechte Sache
kann unterliegen. Schande gerade wegen der gewissenlosen Ausnützung
der Imponderabilien.

		Dass sie diese Ausnützung in vollendeter Weise verstehen, sei
ohne weiteres zugegeben – von irgend welchen sittlichen Bedenken
sind sie dabei nicht gehindert. Tatsachen und Dokumente werden
gefälscht, Gegengründe geflissentlich nicht erörtert.

		Es müsste, meine ich, selbst jeden loyalen Feind irre machen,
dass gerade die wesentlichste Anklage gegen Deutschland – dass es
den Krieg gewollt und herbeigeführt – nur auf Grund so vieler
Fälschungen oder Irrtümer zu begründen und aufrecht zu erhalten
ist.

		Um selbst keinen Gegengrund gegen meine eigenen Ansichten zu
übersehen, habe ich die Schriften der autoritativsten und
wohlmeinendsten, wie die des gehässigsten Anklägers zur Unterlage
meiner Ausführungen gewählt. Der Leser urteile, wer gewissenhafter
vorgegangen ist.

		Nicht dass heute schon viel zu erreichen wäre; aber langsam
kommen die Menschen zur Besinnung. Der rasende Hass, der die
europäische Kulturwelt zerrissen hat und noch für lange zu trennen
droht, ist nicht nur durch den Krieg selbst hervorgerufen, sondern
weit mehr noch durch die Lüge – Lügen über die Entstehung, Lügen
über die Führung des Krieges. Nur wer dazu beiträgt, diese Lügen zu
zerstören, kann sagen, dass er zur Wiedereinigung der Menschheit
beiträgt. [bookmark: page346]

			[bookmark: foot35]Es muss hier
überhaupt auf eine Art, die Noten zu benützen hingewiesen werden,
die allen Regeln der historischen Quellenkritik wie der
Jurisprudenz widerspricht, und die von Munroe Smith wie von Ferrero
geübt wird. Die diplomatischen Noten und Berichte können dreierlei
enthalten: 1. Tatsachen; 2. Meinungen über die Gesinnungen und
Absichten des Gegners; 3. Aeusserungen über die eigenen Absichten
und Gesinnungen. Die ersten sind natürlich die wichtigsten und
werden anzunehmen sein, solange man ihre Unrichtigkeit nicht
beweisen kann. Bestehen diese Tatsachen in Aeusserungen dritter
Personen, so wird es auf die Verlässlichkeit der Quelle ankommen;
ist die Quelle nicht genannt, besteht die Wahrscheinlichkeit oder
Möglichkeit, dass die Aeusserung nicht aus erster Hand ist, dass
sie verändert wurde, so ist sie so gut wie wertlos. Die
Aeusserungen der Schreibenden über die eigenen Absichten und
Gesinnungen beweisen wenig: man wird sie mit den Handlungen
vergleichen müssen. Noch weniger aber beweisen Meinungen über die
Gesinnungen und Pläne des Gegners, die gänzlich subjektiv sind und
überdies stets nur in der Absicht, dem Gegner zu schaden,
veröffentlicht werden. Das französische Gelbbuch besteht
grossenteils aus Aeusserungen der letztgenannten Art.

Wenn Professor Munroe Smith die Ansichten französischer
Diplomaten über deutsche Absichten als «Beweise» anführt,
dann müsste er die Ansichten deutscher Staatsmänner über etwaige
englische Pläne als Gegen beweise gelten lassen. Höchstens
die Ansichten uninteressierter neutraler Beobachter haben
Wert.


	
		
		Nochmals der Autor des Buches «J'accuse»

		Eben, da der Druck dieses Buches abgeschlossen scheint, kommt
ein neues Werk des Verfassers des Buches «J'accuse» heraus, das
noch um ein volles Hundert Seiten umfangreicher als das erste ist.
Es ist «das Verbrechen» betitelt und stellt im wesentlichen eine
Polemik gegen die Anfang 1915 erschienene kurze Schrift des
deutschen Staatssekretärs Dr. Helfferich über die Entstehung des
Weltkrieges dar.

		Er kann hier nicht meine Absicht sein, auf diese Polemik
einzugehen, und etwa die Thesen Helfferichs aufzunehmen und sie
gegen den Verfasser zu verteidigen. Es ist klar, dass ein Mann,
dessen Unkenntnis und Gewissenlosigkeit in solcher Weise aufgedeckt
worden sind, wie es in meiner Schrift geschehen, gar nicht in der
Lage ist, die Richtigkeit oder Unrichtigkeit irgendwelcher Thesen
über den Krieg zu beurteilen und für oder gegen irgend eine Ansicht
zu schreiben; wenn ihn auch niemand verhindern kann, sich darüber
auszulassen und dicke Bücher mit seinen Auslassungen anzufüllen und
drucken zu lassen.

		Da er zudem selbst darin sagt, dass «sein zweites Buch nur eine
Fortsetzung und Ergänzung des ersten sei», und «die Kenntnis des
ersten Buches beim Leser vorausgesetzt werden muss», so fällt
folgerichtig mit dem ersten das zweite von selbst.

		Seine Methode ist auch durchaus die gleiche geblieben, sein
Material ist so dürftig, wie vorher, sein Wissen ist um nichts
vertieft oder bereichert, und wenn er infolge wiederholten [bookmark: page347] Lesens die
Texte der amtlichen Veröffentlichungen etwas besser kennt und sie
nicht so oft falsch zitiert, so gilt auch das nur vom Wortlaut; das
Verständnis liegt ihm so fern wie je. So wenn er auf Seite 171 die
perfiden – auf Seite 296/97 erörterten – Depeschen Nr. 112 und 113
des Gelbbuchs als «Taten für den Frieden» rühmt.

		Die ganze Oberflächlichkeit jener Halbbildung, die eben zum
erfolgreichen Schwadronieren am Kaffeehaustisch ausreicht und gar
nicht einmal ahnt, was Wissen und Vorbereitung heisst, verrät er an
einer Stelle, – auf Seite 88/89 des neuen Werkes – an der er einem
holländischen Professor auf den Vorwurf, über die Beziehungen
zwischen Serbien und Russland geschichtlich falsches geschrieben zu
haben, folgendes erwidert:

		«Erstens habe er keine russisch-serbische Geschichte schreiben
wollen!»

		Dass in jedem Fall das, was er in einem Kapitel über Russland
und Serbien aus der Geschichte anführt, richtig sein muss, wenn
seine Ausführungen nicht allen Wert verlieren sollen, dieser
Gedanke scheint dem Toren gar nicht gekommen zu sein; er scheint es
für vollkommen unerheblich zu halten, ob die geschichtlichen
Behauptungen, die er aufstellt, den Tatsachen entsprechen oder
nicht!

		«Wenn er gewollt», sagt er zweitens, «hätte auch er im
Konversations-Lexikon über die russisch-serbischen Beziehungen
nachlesen und sich Kenntnis verschaffen können».

		Er hält also das Konversations-Lexikon für die Quelle, aus der
man sich die nötigen Kenntnisse verschafft, um über
weltgeschichtliche Fragen zu schreiben, hat es aber unterlassen,
sich auch nur jene armselige Sachkenntnis anzueignen, die das
Konversations-Lexikon gewährt. Sie wäre immer noch besser gewesen,
als seine vollkommene Unwissenheit: sie hätte ihn einige der
plumpen Schnitzer vermeiden lassen, die er auf jeder Seite
begeht.

		[bookmark: page348] Der
Kritiker hatte ihm vorgeworfen, dass er einmal von den
«hundertjährigen» und ein andermal von den «zweihundertjährigen»
serbisch-russischen Beziehungen spricht. Das ist auch sehr
begreiflich, denn er weiss gar nichts darüber; und so schreibt er
einmal aus eigener Phantasie von «hundert» und ein andermal, dem
gleichfalls nicht sehr geschichtskundigen Verfasser des englischen
Blaubuchs nachschwatzend, von «zweihundert» Jahren. In seiner
Erwiderung aber sagt er unverfroren, es käme «drittens» nicht
darauf an, er habe nur überhaupt eine lange Zeit gemeint, es
«könnten auch 99 oder 150 oder 180 Jahre sein».

		Hat je ein naiverer Narr in historischen Fragen den Mund zu
öffnen gewagt? Welchen verlogenen Unsinn er bei solchen
Vorkenntnissen im Buch «J'accuse» an vielen Stellen über die
russisch-serbischen Beziehungen geschrieben hat, ist auf Seite 132
ffg. dieser Schrift gezeigt worden.

		Da ihm nun ein anderer bereits seine Unwissenheit vorgehalten,
erwidert er «viertens», die russisch-serbische Vorgeschichte, – auf
der er im betreffenden Kapitel des Buches «J'accuse» seine ganze
These aufgebaut hat! – sei überhaupt gleichgiltig. Denn es handle
sich gar nicht darum, ob Russland ein Recht hatte, für Serbien
einzuschreiten, sondern um eine «Tatsache». Ein Recht komme bei
internationalen Konflikten in der Regel gar nicht in Frage, sondern
massgebend sei nur Russlands Interesse gewesen. Das glauben wir
allerdings auch; und wenn der Autor noch mit unzähligen Zitaten
nachzuweisen sucht, dass dieses Interesse Russlands den deutschen
und österreichischen Staatsmännern bekannt war, so ist das nur ein
Narrenstreich mehr, denn er rennt damit weit offen stehende Türen
ein.

		Russlands Interesse stand gegen Oesterreichs Interesse; nur dass
Oesterreichs Interesse ein Defensivinteresse, eine Lebensfrage an
seiner Grenze, eine Reaktion auf furchtbarste Herausforderung war,
während Russlands Interesse ein Konquistadoreninteresse [bookmark: page349] auf dem Balkan,
der Schutz eines viele hundert Kilometer von seiner Grenze
entfernten Aussenpostens war. Darüber ist bereits genug gesagt
worden. Und so handelt es sich dennoch um eine Rechtsfrage,
freilich nicht um eine juristisch-formelle, sondern um eine
sittliche, um die Frage, ob Russland das Recht hatte, um dieses im
Verhältnis zu seinem riesigen Reich winzigen Interesses, den
Weltkrieg hervorzurufen. So wirft der Autor überall mit neuen
Worten um sich, wo ihm die Gründe fehlen, oder wo ihm einer die
Hohlheit seines Geschreibes vorhält, und hat auch diese neuen Worte
keinen Augenblick überdacht.

		Im übrigen findet man dieselben juristischen Spielereien,
denselben eiteln Grössenwahn, wenn er etwa an die von ihm
gefälschten «Schuldsprüche» erinnert, die er «leider nicht
zurücknehmen könne». Er wiederholt all den Unsinn und die
Fälschungen des ersten Buches über die Konferenz, über den
Grey'schen Vorschlag, über die direkten Verhandlungen, über die
Mobilisierungen und fügt gelegentlich, so insbesondere in seiner
«Widerlegung» des deutschen Reichstagsabgeordneten Dr. David, neue
Fälschungen hinzu.

		Nichts ist ihm zu sinnlos, nichts widerspricht den
offenkundigsten Tatsachen so sehr, dass er es nicht verwegen und
unbedenklich hinschreiben würde. Auf Seite 233 des neuen «Werkes»
sagt er gelassen: «Der serbischen Regierung fehlte bis zum 25. Juli
jeder sichere Nachweis von der Teilnahme serbischer Beamten und
Offiziere an der Propaganda gegen Oesterreich-Ungarn.» Nein, sie
ahnte nichts davon. Sie dachte, Offiziere und Beamte beteiligen
sich in Serbien nicht an der Politik. König Peter und seine
Minister wussten nicht einmal, dass sie einer Offiziersverschwörung
gegen die frühere Dynastie Thron und Regierung verdankten. So kann
man politische Thesen ohne Ende hecken und in die Welt rinnen
lassen wie Fischlaich. Die österreichische Regierung ahnte nichts
vom Nationalitätenstreit; die irische in Dublin [bookmark: page350] dachte nicht, dass es
eine Homerule-Bewegung gebe; die französische hatte das Wort
Revanche noch nie gehört; die russische wusste nichts von einer
panslavistischen Bewegung. All diese Sätze sind genau so wahr und
so wahrscheinlich wie jener erste.

		Es ist zwecklos darauf einzugehen. Auf diese Weise lassen sich
Bücher ohne Mühe und ohne Ende schreiben. Und so wird der Autor
zweifellos fortschwatzen. Und er wird eine Zeitlang auch Erfolg
haben. Er selbst beruft sich auf die geschichtskundigen
norwegischen Bauern, die alle sein Buch in ihrer Stube liegen
haben. Ja, vor Richtern von solchem Wissen kann er bestehen.

		Er beruft sich auch auf Frederik van Eeden, der die Einleitung
zur holländischen Ausgabe seines Buches geschrieben hat. Das ist
freilich traurig. Aber schliesslich muss ein feiner Dichter weder
Geschichtskenner sein, noch politisches Verständnis haben, wenn es
auch bedauerlich ist, dass er diesem völlig hohlen Geschreibe
aufsitzen konnte.

		Der Autor wird fortfahren und weiter dicke Bücher
veröffentlichen, so lange der Papiervorrat reicht. Und er hat nach
dem Goethe'schen Wort auch «sogleich den Lohn davon und schwimmt in
seinem Pfuhl obenauf». Die Unwissenden und jene, die an der
Täuschung ein Interesse haben, werden ihm zujubeln, bis sein Tag zu
Ende ist ...

		«... Es geht, wenn du dich frech erkühnst!

Doch treten, wenn's die Menschen spüren,

Sie dich in Quark, wie du's verdienst.» [bookmark: page351]
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		Druckfehler-Berichtigung

		 

		S. 23 Zeile 6 oben statt «an» lies: «nichts an»

		S. 45 Zeile 1 unten lies: «auf anderem Wege lägen.»

		S. 95 Zeile 4 oben lies: «so war, zum mindesten nach»

		S. 161 Zeile 10 unten statt «bewiesenen Telegramm» lies:
«bewiesenen – Telegramm»

		S. 224 Zeile 5 unten statt «Franksreichs» lies:
«Frankreichs»

		S. 253 Zeile 12 unten statt «4. August» lies: «1. August»

	